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Die Ausführungsanweiſung zur Keichsſtraßenverkehrsordnung) 
Von Miniſterialrat Geh. Regierungsrat Dr. Müller, Berlin 


Das Reichsgeſetz v. 13. Dez. 1933 (RGBl. I, 1058) hatte 
den das Verordnungsrecht regelnden § 6 Kraftf®. in förm⸗ 
licher und ſachlicher Beziehung geändert. 

Förmlich: Nach der urſprünglichen (3. Mai 1909) Faſ⸗ 
ſung erließ der Bundesrat die zur Ausführung des Geſetzes 
erforderlichen Anordnungen. Seit dem Anderungsgeſetz vom 
21. Juli 1923 (RG Bl. I, 743) lag das Verordnungsrecht bei 
der Reichsregierung, die der Zuſtimmung des Reichsrats be⸗ 
durfte. Unter „Reichsregierung“ war nach der herrſchenden 
Meinung (NS. 112, 8 = JW. 1926, 363; RGSSt. 58, 401) 
grundſätzlich der zuſtändige Fachminiſter zu verſtehen, hier 
alſo der RVerkM. Dieſe anerkannte Rechtslage fand nun in 
dem erwähnten Geſetz v. 13. Dez. 1933 beſonderen Ausdruck; 
gelegentlich anderer Anderungen und namentlich bei Beſ eitigung 
der Zuſtimmung des Reichsrats wurden die Eingangsworte: 


1) München, 27. Oktober. Der bayeriſche Staatsminiſter der 
Juſtiz, Reichsjuſtizkommiſſar Dr. Frault, hat anläßlich des Inkraft⸗ 
tretens der RStraßVerkO. eine Bekanntmachung an die ihm unter⸗ 
ſtellten Behörden gerichtet, in der er folgendes ausführt: 

Die NStraß Verk. b. 28. Mai 1934 hat mit der Unzahl von 
Verkehrsvorſchriften, durch die der Verkehr eingeengt war, auf⸗ 
geräumt. An die Stelle der bisherigen für jeden Straßenbenutzer, 
insbeſ. aber für den Kraftfahrzeugverkehr höchſt unerfreulichen Rege⸗ 
lung iſt ein einheitliches Reichsſtraßenverkehrsrecht getreten, das dem 
vom Führer und Reichskanzler gewieſenen Ziel, der Förderung des 
Kraftfahrzeugs, zu dienen beſtimmt iſt. 

Es ist eine beſonders wichtige Aufgabe der Gerichte und Staats⸗ 
anwaltſchaften, die neuen Vorſchriften in dem Geiſte anzuwenden und 
auszulegen, den der Geſetzgeber in der einleitenden Vorbemerkung zur 
RStraßVerkO. knapp und klar zum Ausdruck gebracht hat. Die 
Strafverfolgungsbehörden insbeſ. werden bei der Handhabung der 

orſchriften über das Verhalten im Verkehr (88 25ff.) ſich ſtets 
vor Augen halten, daß die NStraßVerkO. den ordnungsmäßigen 
Verkehr nicht hemmen, ſondern im Gegenteil ſchützen und fördern 
will, daß aber im Intereſſe der Verkehrsgemeinſchaft von allen Ver⸗ 
kehrsteilnehmern diſzipliniertes Verhalten und Rückſicht auf fremdes 
und eigenes Leben und Gut verlangt werden muß. 

Sie werden bei ihren Amtshandlungen die Bedürfniſſe eines 
modernen Straßenverkehrs großzügig berückſichtigen, werden aber 
andererſeits gegen jeden Verkehrsſtörer, der durch rückſichtsloſes oder 
leichtſiuniges Gebaren zeigt, daß ihm das Verſtändnis für die Ver⸗ 
antwortung gegenüber der Verkehrsgemeinſchaft fehlt, raſch und un⸗ 
nachſichtlich zugreifen und ihm dadurch ſeine Pflichten gegenüber der 
Gemeinſchaft nachdrücklich zum Bewußtſein bringen. 


„Die Reichsregierung erläßt mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
rats“ erſetzt durch: „Der Reichsverkehrsminiſter erläßt“. 

Sachlich: Urſprünglich (1909) ermöglichte das KraftfG. 
nur Ausführungsverordnungen über den Kraftverkehr ſelbſt. 
Je mehr der Kraftverkehr zunahm und den nichtmotoriſchen 
Verkehr verdrängte, um ſo weniger blieb es gerechtfertigt, 
den Kraftverkehr unfelbjtändig neben dem übrigen Verkehr 
zu regeln, ihn den Vorſchriften des nichtmotoriſchen Verkehrs 
zu unterwerfen. Nicht mehr fügte ſich ein unbedeutender 
Kraftverkehr in den überwiegenden nichtmotoriſchen Verkehr 
hinein, vielmehr mußte ſich dieſer jenem anpaſſen, der ſich 
immer mehr die Vorherrſchaft auf der Straße eroberte. Schon 
in den Anfängen dieſer Entwicklung empfand man daher die 
Notwendigkeit, den Zuſtand zu beſeitigen, daß der Kraftver⸗ 
kehr reichsrechtlich, der übrige Verkehr landesrechtlich geregelt 
wurde; einen erſten zögernden Schritt machte der Geſetzgeber 
am 21. Juli 1923. Die volle reichsrechtliche Zuständigkeit in 
der Geſetzgebung für den nichtmotoriſchen Verkehr an ſich zu 
nehmen, trug man damals Bedenken: Es hätte im Hinblick 
auf Art. 7 Nr. 19 RVerf. — Zuſtändigkeit der Reichsgeſetz⸗ 
gebung nur für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen zu 
Lande uſw. — einer Verfaſſungsänderung bedurft. Man fand 
den Ausweg in einer halben Maßnahme: das Reich übernahm 
die Geſetzgebung über den allgemeinen Fahrverkehr, „ſoweit 
dies in Rücksicht auf den Kraftfahrzeugverkehr erforderlich 
iſt“, und 8 6 KraftfG. ermächtigte die Reichsregierung, mit 
nen des Reichsrats entſprechende Vorſchriften zu er⸗ 
aſſen. 

Die weitere Entwicklung des Kraftverkehrs zeigte die Un⸗ 
zulänglichkeit dieſer Halbheit um ſo deutlicher, als das Reich 
weiterhin gezögert hatte, von ſeiner ſo im Jahre 1923 bes 
gründeten Zuſtändigkeit nun auch Gebrauch zu machen. An⸗ 
ſtatt wirklich jene Regelung des allgemeinen Fahrverkehrs, 
„ſoweit in Rückſicht auf den Kraftfahrzeugverkehr erforderlich“, 
zu erlaſſen, begnügte man ſich von Reichs wegen wiederum 
mit einer halben Maßregel; aus politiſchen Rückſichten auf 
die Empfindungen der Landesregierungen gab man keine 
reichsrechtliche Regelung des allgemeinen Fahrverkehrs; viel⸗ 
mehr ſtellte man nur ein Muſter für die Regelung des nicht⸗ 
motoriſchen Verkehrs auf, überließ die Einführung den Lan⸗ 
desregierungen zu eigener Zuſtändigkeit und nahm dabei in 
Kauf, daß ihnen dabei und für ſpäter ausdrücklich Anderungen 
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und Ergänzungen vorbehalten wurden. Dieſe Regelung trug 
den Stempel der ſachlichen Unzulänglichkeit und der ſtaats⸗ 
männiſchen Schwäche. 

Als nun der Führer und Reichskanzler die Motoriſierung 
des Verkehrs befahl, war es ſelbſtverſtändlich, daß die Reichs⸗ 
regierung hinter dieſe Unzulänglichkeiten den Schlußpunkt 
ſetzte und jene Rechtsentwicklung abſchloß durch die Inanſpruch⸗ 
nahme der Zuſtändigkeit für die Regelung des Straßenver⸗ 
kehrs überhaupt. Das geſchah mit Geſetz v. 13. Dez. 1933. 
Verfaſſungsrechtliche Bedenken hatte das Ermächtigungsgeſetz 
vorweg beſeitigt. Es wurde alſo „der Reichsverkehrsminiſter“ 
mit der Regelung des geſamten „Straßenverkehrs“ beauftragt, 
und er hat dieſe Aufgabe durch Erlaſſung der RStraßvVerkO. 
v. 28. Mai 1934 (RGBl. I, 455) erfüllt. 

Die RStraßVerkO. ſieht ſelbſt die Erlaſſung von Ausf⸗ 
Anw. vor; vgl. §8 15, 28 Abſ. 5, 36, ferner Art. IV Einf⸗ 
VO. Eine Ausf Anw. iſt am 29. Sept. 1934 erlaſſen (RGBl. 
I, 869) und am gleichen Tage wie die RStraßVerkd. ſelbſt, 
1. Okt. 1934, in Kraft getreten. 

Die Ausf Anw. iſt nicht nur Verwaltungsanordnung an 
die mit der Vollziehung der RStraß Verk. betrauten Be⸗ 
hörden, ſondern Rechtsverordnung und ſteht in ihrer 
rechtlichen Bedeutung der RStraßVerkO. gleich. Das kommt 
insbeſ. im Vorſpruch zum Ausdruck: ſie iſt rechtlich nicht auf 
die RStraßVerkO. geſtützt, ſondern, wie dieſe ſelbſt, auf die 
Beſtimmungen des KraftfG., alſo insbeſ. den oben erörterten 
§ 6. Sie iſt alſo nicht lediglich Ausführung der NStraß- 
Verkd., ſondern tritt ergänzend neben ſie und hat grundſätz⸗ 
lich, da ſie ſich unmittelbar aus derſelben Rechtsquelle her⸗ 
leitet, wie die RStraßVerkdO., rechtlich ihr ſelbſtändiges Leben, 
wenn ſie auch vom Vorhandenſein der RStraßVerkOO. ausgeht. 

Die naheliegende Frage, warum denn bei ſolcher Rechts⸗ 
lage nicht die RStraßVerkO. und die AusfAnw. gleich zu⸗ 
ſammengefaßt und in einem einzigen einheitlichen Geſetz⸗ 
gebungsakt erlaſſen worden ſind, iſt dahin zu beantworten: 
Sachlich, wenn auch nicht ganz formalrechtlich, ſtehen 
RStraß Verk. und AusfAnw. zueinander wie Geſetz und 
AusfVO. Wie man in der Regel in das Geſetz nur die 
Grundſätze hineinnimmt, deren Durchführung im einzelnen 
aber dem Verordnungsweg vorbehält, fo hat auch die RStraß⸗ 
Derfd. ſich darauf beſchränkt, die für die Verkehrsregelung 
unumgänglichen Grundregeln zu geben, die dann in der Ausf⸗ 
Anw. des näheren ausgeführt werden. Man hätte auch die 
RStraß VerkdO. als förmliches Geſetz erlaſſen können. Aber der 
organiſche Zuſammenhang der Straßenverkehrsregelung mit 
der oben erörterten Rechtsentwicklung wurde ſtärker betont 
durch die Ausgeſtaltung der Straßenverkehrsregelung als 
Ausführung des Kraftf. Ferner muß einem Geſetz das 
ganze Kabinett zuſtimmen, alſo die Geſamtheit der Reichs⸗ 
miniſter; die Ausf Anw. zum Kraftf®. erläßt der RVerkM. 
in eigener Zuſtändigkeit; und wenn auch Reſſortſchwierigkeiten, 
alſo Unſtimmigkeiten zwiſchen einzelnen Reichsminiſtern, glück⸗ 
licherweiſe ſelten ſind, alſo Geſetze im allgemeinen vom ſach⸗ 
bearbeitenden Reſſort ohne erhebliche ſachliche Schwierigkeiten 
zur Verabſchiedung durch das Kabinett gebracht werden kön⸗ 
nen, ſo bedeutet doch die Befaſſung des Kabinetts mit Ge⸗ 
ſetzesvorlagen eine vermeidbare Belaſtung und Verzögerung, 
und die Anderung eines Geſetzes kann wiederum nur durch 
Geſetz erfolgen; Schwierigkeiten können ſich alſo wiederholen. 
Auch geraten innere Geſchloſſenheit und organiſcher Aufbau 
eines Geſetzes manchmal in Gefahr, wenn dem Sachgebiet 
weniger naheſtehende Stellen Anderungen fordern. 

In der äußeren Geſtaltung betont die Ausf Anw. 
ihren Charakter als den eine andere geſetzliche Maßnahme 
ausführenden Akt durch ihre Gliederung. Fortlaufend werden 
zu den einzelnen Beſtimmungen paragraphenweiſe die er⸗ 
gänzenden Vorſchriften gegeben. Die Ausf Anw. hält alſo auch 
ihrerſeits an der Syſtematik der RStraß VerkO. — Zulaſſung 
zum Verkehr, Verhalten im Verkehr, Schlußbeſtimmungen — 
feſt. Inhaltlich hält ſich die Ausf Anw. grundſätzlich an den 
durch die RStraßVerkO. ſelbſt geſpannten Rahmen. An ſich 
könnte ſie nach dem oben Ausgeführten auch den Rahmen 
überſchreiten, ergänzendes Recht ſchaffen, da ſie ja ihr ſelb⸗ 
ſtändiges Leben hat, ſich nicht rechtlich aus der RStraßVerko. 
herleitet, ſondern auf die gleiche Rechtsquelle zurückgeht wie 


dieſe. Ein Ausnahmefall ergänzender Rechtsbildung iſt zu er⸗ 
wähnen: nach § 23 Satz 2 NStrafVerfO. muͤſſen, ent⸗ 
ſprechend bisherigem deutſchen und auch internationalem 
Recht (Internationales Abkommen über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen v. 24. April 1926 [RG Bl. 1930, II, 1233, 
Kraftfahrzeuge von mehr als 3,5 Tonnen Geſamtgewicht einen 
Rückſpiegel haben; die Ausf Anw. ſchreibt zu § 5 Abſ. 2 
RStraß VerkO. Ausrüſtung aller Laſtfahrzeuge mit Rück⸗ 
ſpiegel vor; damit wird die in der RStraßVerkdO. für gewiſſe 
Kraftfahrzeuge getroffene Regelung ausgedehnt auf alle nicht⸗ 
motoriſchen Laſtfahrzeuge. Für die motoriſchen bleibt es 
übrigens bei der Kraftfahrzeuge betreffenden Sondervorſchrift 
des 5 23 RStraßVerkdoO.; nicht alſo werden auch alle motor!“ 
ſchen Laſtfahrzeuge ohne Rückſicht auf ihr Geſamtgewicht 
dem Rückſpiegelzwang unterworfen; das folgt allein ſchon aus 
der Tatſache, daß die in der Ausf Anw. vorgeſehene Erweite⸗ 
rung des Zwanges auf alle Laſtfahrzeuge nur erfolgte „un? 
beſchadet der Beſtimmung im 8 23 Satz 2“. f 

Die grundlegenden Umgeſtaltungen, nämlich Verein⸗ 
fachung, insbeſ. im Verfahren zur Zulaſſung der Kraft⸗ 
fahrzeuge, ſind in ihren Grundzügen bereits in der RStraß⸗ 
VerkO. ſelbſt enthalten. Einer der Grundgedanken des neuen 
Rechts, „dem techniſchen Fortſchritt dadurch die Wege zu 
ebnen, daß nicht mehr beſtimmte techniſche Mittel vorgeſchrie— 
ben werden, ſondern nur der mit dem jeweils beſten Mittel 
zu erreichende Erfolg für den Verkehr“ (Einführung zur 
RStraß Verkd.) wirkt ſich beſonders deutlich in dem die De 
ſchaffenheit der Kraftfahrzeuge regelnden Teil der Ausf Anw. 
aus. Vorgeſchrieben wird der vom Verkehrsſtandpunkt aus 
erforderliche Erfolg; die Wege zu ſeiner Erreichung werden 
der Entſchließung der Betroffenen überlaſſen. Genau geregelte 
Prüfungen (Meſſungsverfahren fiir Fahrgeräuſche der Kraft— 
fahrzeuge, für Scheinwerfer⸗ und Bremswirkung) werden in 
Zukunft Beläſtigungen durch Geräuſch und Blendung, ferner 
Unfällen durch unzureichende Bremseinrichtungen entgegen 
wirken. 

Die Grundregel des § 25 RStraßVerkd. für die zu⸗ 
künftige Handhabung der Verkehrsvorſchriften lautet: „Jeder 
Teilnehmer am öffentlichen Verkehr hat ſich ſo zu verhalten, 
daß er keinen anderen ſchädigt oder mehr, als nach den Um⸗ 
ſtänden unvermeidbar, behindert oder beläſtigt.“ Auch dieſe 
Beſtimmung bewegt ſich in der Grundlinie der neuen Rege⸗ 
lung, den Erfolg zu fordern, die Mittel zu ſeiner Erreichung 
dagegen nicht feſtzulegen. Die RStraßVerkO. „will auch das 
Verhalten im Verkehr und die Verkehrsbewegung regeln, ohne 
durch unüberſehbare und doch für die Vielfältigkeit des Lebens 
niemals ausreichende Einzelvorſchriften den Verkehr zu hem⸗ 
men und einzuengen“. Die neue Vorſchrift trägt dem Ergeb⸗ 
nis der bisherigen Rechtsentwicklung Rechnung: die Rſpr. 
hatte folgende drei Leitſätze entwickelt: 

1. auch genaueſte Beachtung aller Verkehrsregeln ſtelle un⸗ 
ter Umſtänden nicht vom Vorwurf der Fahrläſſigkeit frei; 
2. Abweichen von Verkehrsregeln ſei unter Umſtänden nicht 
nur zu entſchuldigen, ſondern gerade zu fordern; 
auch ohne Rückſicht auf das Vorhandenſein einer be’ 
ſtimmten Sondervorſchrift hätte im Einzelfall die jedem 
Verkehrsteilnehmer anzuſinnende Sorgfaltspflicht ein 
Verhalten erfordert, das von dem tatſächlich beobachteten 
Verhalten abwich. 
Die Berückſichtigung dieſer zweifellos zutreffenden Rſpr, 
führte zwangsläufig zu der obigen Grundregel. Sie bringt 
ſachlich insbeſ. zum Ausdruck, daß von der Rechtsordnung zu 
mißbilligen und ſtrafbar nur ein Verhalten ſei, das einen der 
drei vom Geſetz verpönten Erfolge hat. Abgelehnt iſt damit 
die Fortſetzung einer Rſpr., die, landläufig ausgedrückt, dar⸗ 
auf hinausläuft: es ſei zwar nichts paſſiert, aber es hätte 
etwas paſſieren können; und darum werde beſtraft. Dieſes 
Abſtellen auf den Erfolg, alſo die Ablehnung des Gedankens, 
mit der Feſtlegung der Strafbarkeit auf dem Weg: Ausfüh⸗ 
rung, Ausführungsbeginn, Vorbereitung, Willensentſchluß, 
Verſuchung weit zurückzugehen, entſpricht heutiger national⸗ 
ſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung, wenn es ſich lediglich um Über⸗ 
tretungen handelt (vgl.. Freisler, Willensſtrafrecht in 
Gürtner, Das kommende deutſche Strafrecht, S. 23). Fahr⸗ 
läſſiges Verhalten allein iſt ſomit in Zukuuft grundſätzlich 
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keine ausreichende Grundlage für eine Beſtrafung wegen 
Übertretung von Verkehrsvorſchriften; eine Ausnahme machen 
diejenigen Regeln, die der Geſetzgeber ſelbſt in den 98 27 bis 
30 RStraßVerkdO. als beſonders wichtig und grundſätzlich zu 
befolgen hervorgehoben und als unter beſonderen Strafrechts⸗ 
zwang zu ſtellende Einzelbeſtimmungen gegeben Hat. Ab⸗ 
weichung von dicen Regeln iſt ohne Rückſicht auf den Erfolg 
ſtrafbar, falls nicht wieder ein Fall befugten, gegebenenfalls 
ogar gebotenen Abweichens (ſ. oben) von den Regeln vorliegt. 


Dieſe Auswirkung der Grundregel des $ 25 auf die 
Rſpr. iſt aber weder die einzige noch die wichtigſte. Der 
Grundgedanke des 8 25, gleichzeitig der Leitſatz für die ganze 
Neugeſtaltung des Straßenverkehrsrechts im Sinne national⸗ 
ſozialiſtiſcher Rechts⸗ und Lebensauffaſſung, iſt eine ſtarke 

etonung der jedem Verkehrsteilnehmer obliegenden „Ver⸗ 
antwortung gegenüber der Verkehrsgemeinſchaft“, wie es in 
der Einleitung zur RStraßVerkO. heißt. Mit dieſem 
Grund gedanken iſt die bisherige Rſpr. ſchlechterdings 
nicht mehr vereinbar, die mit Zähigkeit daran feſthielt, 
zwar nicht jeder Verkehrsteilnehmer, wohl aber der Kraft⸗ 
fahrer müſſe jederzeit mit unvernünftigem Verhalten 
anderer Verkehrsteilnehmer rechnen. Wie ſich dieſe Rſpr. 
gegen den Kraftverkehr ausgewirkt hat, iſt bekannt; daß ſie 
er vom Führer und Reichskanzler befohlenen Motoriſierung 
des Verkehrs entgegengewirkt hat, bedarf keiner Darlegung; 
ſie mußte alſo beſeitigt werden, um ſo mehr, als es auch dem 
geſunden Rechtsempfinden zuwiderlief, zwar dem Kraftfahrer 
ie Entlaſtung aus unvernünftigem Verhalten anderer zu 
verſagen, andererſeits aber den übrigen Verkehrsteilnehmern 
das Recht zuzubilligen, mit ſachgemäßem Handeln des Kraft⸗ 
fahrers rechnen zu dürfen. Solcher bisherigen Auffaſſung der 
Aſpr. tritt die RStraßVerkO. mit einem neuen Geiſt, dem 
Geiſt des Verantwortungsbewußtſeins gegenüber der Ver⸗ 
kehrsgemeinſchaft, entgegen. Die Rſpr. hat die Rechts⸗ 
pflicht, auf die ſie die Einleitung der RStraßVerkO. aus⸗ 
rücklich hinweiſt, ſich von jenem neuen Geiſt leiten zu 
laſſen. Aufgeben muß ſie den bisherigen Gedanken des Vor⸗ 
rechts unvernünftigen Verhaltens einzelner. An feine Stelle 
tritt der neue Grundgedanke: Jeder Verkehrsteilneh⸗ 
mer darf ſich darauf verlaſſen, daß der andere 
ſich ſeiner Pflichten gegenüber der Verkehrsge⸗ 
meinſchaft bewußt iſt und ſein Verhalten von 
vornherein dementſprechend dahin einſtellt, daß 
niemand geſchädigt, behindert oder beläſtigt 
wird. Aus ſolchen Gedanken heraus verpflichtet auch 8 1 
Abſ. 2 denjenigen, der infolge körperlicher oder geiſtiger Män⸗ 
gel ſich nicht ſicher im Verkehr bewegen kann, ſelbſt in ge⸗ 
eigneter Weiſe Vorſorge zu treffen, daß er andere nicht ge⸗ 
fährdet. Nicht alſo braucht jeder Verkehrsteilnehmer damit zu 
rechnen, daß ein Tauber oder Blinder ohne weiteres ſeinen 
deg kreuzt. — Überholt iſt nunmehr auch z. B. die bisherige 
tändige Rſpr., jeder Vorfahrtberechtigte müſſe damit rechnen, 
daß der andere ſein Vorrecht nicht achtet. 


Und noch einem zweiten neuen Gedanken wird die Rſpr. 
Rechnung tragen müſſen. Die nach dem Willen des Führers 
und Reichskanzlers von der Reichsregierung betriebene Mo⸗ 
oriſierung führt zwangsläufig zur immer ſtärkeren Vor⸗ 
herrſchaft des Kraftverkehrs auf der Straße. Dem ſchon jetzt 
eſtehenden Kräfteverhältnis trägt die Neuregelung der 
AStraßVerkO. bei der Umgeſtaltung des Vorrechts an 
Straßenkreuzungen bereits ſelbſt Rechnung: Kraftfahrzeuge 
aben das Vorrecht vor nichtmotoriſchen Fahrzeugen. Dient 
ie neue Rechtsordnung des Straßenverkehrs dem Ziel der 

kotoriſierung des Verkehrs, ſo müſſen Zweifelsfragen 
bagunſten des Kraftverkehrs entſchieden werden. Man 
gat der Rſpr. den Vorwurf gemacht, fie ſei zu ſohr geneigt, im 
weifel zuungunſten des Kraftverkehrs zu entſcheiden. Dieſer 
orwurf wird in Zukunft verſtummen. Man hat nachdrücklich 
Beſeitigung der Haftpflichtvorſchriften des KraflfG. gefordert 
mit der Begründung, zum Schadenserſatz verurteilt werde 
eis der Halter des Kraftfahrzeugs, und das geſchehe aus 
1 Gedankengängen des 8 7 KraftfG., der Gefährdungshaf⸗ 
ung überhaupt; nur deren Beſeitigung werde die Rſpr. zu 
einer Umkehr von ihren unheilvollen, der Motori⸗ 
lierung hinderlichen Wegen veranlaſſen. Aus guten 


Gründen hat man die Gefährdungshaftung beſtehen laſſen; 
was die Befürworter ihrer Beſeitigung von dieſer erhoffen, 
iſt durch die RStraßVerkoO. erreicht: Will ſich die Rſpr. nicht 
mit des Führers und Reichskanzlers klarem Willen in Wider⸗ 
ſpruch ſetzen, der in der Einleitung zur RStraßVerkO. und 
in deren Geſtaltung ſelbſt beſonderen geſetzlichen Ausdruck ge⸗ 
funden hat, ſo muß ſie in Zukunft die Diskriminierung des 
Kraftverkehrs unterlaſſen. Und dann wird der Tag des In⸗ 
krafttretens der RStraßVerkO. zum Wendepunkt der Rſpr. 
in Kraftverkehrsrechtsfragen geworden ſein! — 

Zum 8 25 hat die Ausf Anw. eine Reihe Einzeltat⸗ 
beſtände aufgezählt, die aber alle unter dem leitenden, auf 
den Erfolg abſtellenden Grundſatz des 8 25 ſtehen. Sie geben 
dem Richter eine Handhabe für die Anwendung des 8 25 im 
Einzelfall. Der Charakter des $ 25 als einer Strafrechtsnorm, 
die nur herangezogen werden kann, wenn Schädigung, Behin⸗ 
derung oder Beläſtigung wirklich eingetreten ſind, wird durch 
die Ausf Anw. zu $ 25 nicht geändert. 

Die bisherige Regelung des oben ſchon geſtreiften Vor⸗ 
fahrtrechts war nicht befriedigend, insbeſ. deshalb nicht, 
weil das Vorrecht den Verkehrsteilnehmern auf Hauptver⸗ 
kehrswegen eingeräumt war und die Wertung eines Weges 
als Hauptverkehrsweg u. a. auch nach den tatſächlichen Ver⸗ 
kehrsverhältniſſen zu erfolgen hatte. Hauptverkehrsweg war 
ſomit reichsrechtlicher Begriff, den der Richter auszulegen 
hatte. Dieſe Rechtsgeſtaltung hatte verſchiedene Unzuträglich⸗ 
keiten, namentlich die, daß ſowohl dem Kraftfahrer als auch 
dem nachprüfenden Richter keine ſicheren Elemente an Hand 
gegeben waren, um zu einer eindeutigen Bewertung der Wege 
zu gelangen. Dem Kraftfahrer insbeſ. wurde angeſonnen, ſich 
ein Urteil über einen Weg zu bilden, auf dem er ſich gar 
nicht befand, ſondern auf den er zufuhr, und ſich dieſes Ur⸗ 
teil ferner zu bilden nicht nach den Verkehrsverhältniſſen, wie 
ſie ſich im Augenblick der Fahrt darſtellten, ſondern in Rück⸗ 
ſicht auf die Schwankungen in der Verkehrsſtärke, nach den 
ihm unbekannten Durchſchnittsverkehrsverhältniſſen. Über die 
Merkmale der Unterſcheidung von Haupt- und Seitenwegen 
hatte ſich eine umfangreiche und nicht einheitliche Rſpr. ent⸗ 
wickelt. Alle dieſe Schwierigkeiten ſind durch die neue Ge⸗ 
ſtaltung beſeitigt worden. Wege mit Vorfahrtsrecht ſind in 
Zukunft als ſolche, nämlich als Hauptverkehrsſtraßen oder als 
Verkehrsſtraßen 1. Ordnung gekennzeichnet. Außerdem iſt vor⸗ 
geſehen, daß auf den Seitenwegen vor der Kreuzung mit 
einem Weg, der das Vorrecht gibt, ein Zeichen aufgeſtellt 
wird: Vorfahrtrecht achten! Vgl. dazu auch den Erlaß des 
RVerkM. v. 19. Okt. 1934, RVerkBl. Ausgabe B Nr. 1. 


Auch die bisherige Vorſchrift, es müſſe grundſätzlich 
rechts gefahren werden, hat, abgeſehen von ihrer ſach⸗ 
lichen Unzweckmäßigkeit, zu Schwierigkeiten in der Rſpr. ges 
ſührt. Das Verlangen nach Rechtshalten iſt, beſonders bei 
gewölbter Straßenoberfläche, fahrtechniſch unzweckmäßig, weil 
es die Gefahr des Abgleitens namentlich der Anhänger von 
Laſtzügen mit ſich bringt. Die bisherige Beſtimmung, es müſſe 
rechts gefahren werden, „Soweit nicht beſondere Umſtände ent⸗ 
gegenſtehen“, war von der Rſpr. verſchieden ausgelegt wor⸗ 
den. Einerſeits forderte man, daß die zur Freiſtellung von 
der Pflicht zum Rechtsfahren führenden „entgegenſtehenden 
Umſtände“ ſolche ſein müßten, die das Rechtsfahren objektiv 
unmöglich machten; eine den Verkehrsverhältniſſen mehr Rech⸗ 
nung tragende Auslegung ließ ſchon Umſtände genügen, die 
ungewöhnliche Schwierigkeiten oder Gefährdungen ergaben. 
Die Neuregelung fordert das Rechtsfahren überhaupt nicht 
mehr. Der Vorſchrift, wonach rechts auszuweichen und links 
zu überholen iſt, liegt allerdings der Gedanke des in Deutſch⸗ 
land üblichen Rechtsfahrens zugrunde, aber das tatſächliche 
Rechtshalten iſt wiederum nur im Rahmen des § 25 gefor⸗ 
dert. Die Ausf Anw. (zum 8 26) ſieht ausdrücklich vor, es 
ſei nicht vorgeſchrieben, daß ſtändig die rechte Seite einzu⸗ 
halten ſei, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs verlangten 
u. U. die Benutzung der Straßenmitte; aus § 25 folge aber, 
daß ſtets dann vorſorglich die rechte Seite einzuhalten ſei, 
wenn Ausweichen oder Überholtwerden bevorſtehen könne. 


Beſonderer Erwähnung bedürfen die Verkehrszeichen, 
Gefahrentafeln („Warnzeichen“) Ge- und Verbotstafeln und 
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Hinweiszeichen. Auch hier iſt nunmehr eine jahrzehntelange 
Entwicklung abgeſchloſſen. Die erſte reichsrechtliche Regelung, 
allerdings nur Gefahrentafeln betreffend, ergab ſich aus 
Deutſchlands Beteiligung an dem (I.) Internationalen Ab⸗ 
kommen über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 11. Okt. 
1909 (RGBl. 1910, 603). Ju ihm hatten ſich die Vertrags⸗ 
ſtaaten verpflichtet, darüber zu wachen, daß längs der Wege 
zur Kennzeichnung gefährlicher Stellen nur diejenigen Zeichen 
angebracht werden, deren Abbildungen dem Abkommen bei⸗ 
gefügt waren. Es handelte ſich um die bekannten Zeichen für 
Querrinne, Kurve, Bahnübergang und Wegekreuzung. Dieſe 
Zeichen wurden in Deutſchland eingeführt. Die bereits er- 
wähnte Anderung (21. Juli 1923) des KraftfG. brachte auch 
in dieſer Beziehung eine Neuerung. Der damals eingefügte 
§ 5a des Geſetzes verlangte, daß gefährliche Stellen an Weg⸗ 
ſtrecken, die dem Durchgangsverkehr dienen, durch Warnungs⸗ 
tafeln zu kennzeichnen find. Auf Grund des 8 5a erging die 
VO. über die Aufſtellung von Warnungstafeln für den 
Kraftfahrzeugverkehr v. 25. April 1925 (RGBl. I, 51), die 
jene internationalen Zeichen vorſchreibt. Damit war die inter⸗ 
nationale Verpflichtung, darüber zu wachen, daß keine anderen 
Zeichen aufgeſtellt werden, umgeſtaltet in eine reichsgeſetzlich 
auferlegte Verpflichtung, gefährliche Stellen durch Aufſtel⸗ 
lung jener internationalen Zeichen zu kennzeichnen. 


Die übrigen Tafeln, Ge⸗ und Verbotstafeln und Hin⸗ 
weiſe waren bisher reichsrechtlich nicht feſtgelegt. Allerdings 
beſtand tatſächliche Übereinſtimmung innerhalb Deutſchlands 
inſofern, als die Regierungen der deutſchen Länder über die 
Geſtaltung dieſer Tafeln übereingekommen waren. Im Jahre 
1931 war nun in Genf ein Abkommen vorbereitet worden, 
das ſich auch auf die Ge- und Verbotstafeln und die Hinweis⸗ 
zeichen erſtreckte. Dieſem im Schoß des Völkerbunds auf- 
geſtellten Abkommen iſt Deutſchland nicht beigetreten; ſein 
Beitritt kommt nach dem Ausſcheiden aus dem Völkerbund 
nicht mehr in Betracht. Eine andere Frage iſt die, ob 
Deutſchland auf die Dauer an ſeinen bisherigen durch das 
bekannte Punktſyſtem gekennzeichneten Tafeln feſthalten oder 
die ihren Inhalt verſinnbildlichenden international geplanten 
neuen Zeichen einführen will, z. B. eine Tafel mit dem Bild 
eines Radfahrers zur Kennzeichnung der für den Radfahr⸗ 
verkehr verbotenen Wege. Deutſchlands Nachbarſtaaten haben 
ſchon entweder auf Grund internationaler rechtlicher Bin⸗ 
dung oder rein tatſächlich die neuen internationalen Zeichen 
eingeführt. Es wäre verkehrswirtſchaftlich falſch und außer⸗ 
dem unzweckmäßig, dieſer Sachlage gegenüber deutſcherſeits 
an den bisherigen Kennzeichen feſtzuhalten und damit dem 
Ausländer in Deutſchland die Kenntnis zweier Syſteme zu⸗ 
zumuten und ebenſo den ins Ausland reiſenden deutſchen 
Volksgenoſſen zu nötigen, ſich mit dem ihm von ſeinem Ver⸗ 
kehr in der Heimat nicht geläufigen internationalen Syſtem 
erſt noch vertraut zu machen. Deshalb hat die Ausf Auw. zur 
NStraßVerkO. bereits die neuen Zeichen aufgenommen. Da 
nun aber deren Aufſtellung erſt allmählich durchgeführt wer— 
den kann, mußte daneben auch auf die bisherigen landes— 
rechtlichen Zeichen Rückſicht genommen werden. Das iſt durch 
ihre Aufnahme in die Ausf Anw. zur NStrafBerkd. ge» 
ſchehen und durch die Beſtimmung des Art. IV EinfVO. zur 
RStraßVerkO. ſelbſt. Dieſe Beſtimmung ſchreibt nunmehr 
reichsrechtlich vor, daß die Anordnungen, die den bisherigen 
landesrechtlichen Verkehrszeichen zugrunde liegen, befolgt wer⸗ 
den müſſen. Es wird damit alſo der landesrechtlichen An⸗ 
ordnung der reichsrechtliche Geſetzesbefehl hinzugefügt, ſie zu 
befolgen, ſo daß alſo Beſtrafungen wegen Nichtbefolgung in 
Zukunft aus der reichsrechtlichen Strafandrohung des § 36 
RStraßVerkO. erfolgen können. Die Beſtimmung war not⸗ 
wendig, weil die RStraßVerkd. als Kodifizierung des Stra⸗ 
ßenverkehrsrechts Landesrecht in weitem Umfang beſeitigt, und 
weil die RStraßVerkoO. naturgemäß ſelbſt nur (8 28 Abſ. 5) 
ſich auf die neuen reichs rechtlichen Zeichen beziehen konnte. 

Neu iſt im Reichsrecht die Vorſchrift, wonach Einrich⸗ 
tungen, die zu Verwechſlungen mit Verkehrszeichen Anlaß 
geben oder die Wirkung von Verkehrszeichen beeinträchtigen 
können, an öffentlichen Straßen nicht angebracht werden dür⸗ 
fen. Dieſe Vorſchrift wird die Handhabe geben, gejchäftliche 
Anpreiſungen nach Ausgeſtaltung und Umfang einzuſchränken. 


Aufſätze 
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Aufgabe der RStraßVerkO. war, ein einheitliches Stra 
ßenverkehrsrecht zu ſchaffen, und zwar im Geiſt der neuen 
Rechtsanſchauung. Sachlich umgeſtaltet iſt, was dieſem Geiſte 
nicht entſprach; an Bewährtem iſt feſtgehalten worden. Preis“ 
gegeben wurde die bisherige Kaſuiſtik, die ſich zur Aufgabe 
geſetzt hatte, den Verkehrsteilnehmer zu gängeln, ihm für jede 
erdenkliche Verkehrslage eine beſondere Vorſchrift an die Hand 
zu geben. Ein ſolches Preisgeben beruht auf dem Vertrauen 
zur Selbſtzucht der Verkehrsteilnehmer. — Verzichtet man auf 
die zahlloſen Einzelvorſchriften, ſo gewinnt die einzelne, der 
jeweiligen Verkehrslage Rechnung tragende mündliche An- 
ordnung des den Verkehr regelnden Poliziſten an Bedeutung; 
zur Aufrechterhaltung der Verkehrsdiſziplin war es daher un? 
erläßlich, ſolchen mündlichen Anordnungen Strafſchutz zu 
geben oder vielmehr zu erhalten, unerläßlich aus der Er’ 
wägung heraus, daß für das Verhalten des einzelnen im 
großſtädtiſchen Verkehr ſich nicht für jeden Einzelfall im vor 
aus beſtimmte Normen feſtlegen laſſen, daß vielmehr dieſer 
Verkehr ein jeweiliges ſofortiges Einſchreiten des Aufſichts⸗ 
beamten erfordert (KG. v. 26. März 1928: RKraftf. 321; 
BayObLG. v. 16. Dez. 1930: DAutoR. 1931, 189). Der 
Strafſchutz für mündliche Einzelanordnungen zur Verkehrs“ 
regelung beſtand bereits bisher im 8 27 KraftfVerkVO. und 
ift in dem § 28 Abſ. 1 RStraßVerkD. übergegangen: Es ! 
den Weiſungen des Polizeibeamten, alſo auch mündlichen 
Verkehrsanordnungen, Rechnung zu tragen. 


Das Verhältnis des neugebildeten Reichsrechts 
zum bisherigen Landesrecht ift in Art. III Einf VO. zur 
RStraßVerkO. geregelt. Das nach der geſchilderten Entwid” 
lungsgeſchichte mit Notwendigkeit zu fordernde Ziel war die 
Erſetzung des zerſplitterten Landesrechts durch 
überall gültiges einheitliches Reichsrecht (vgl. auch 
die Einleitung zur RStraßVerkO., „Forträumen aller Hem⸗ 
mungen durch die Zerſplitterung des Rechts“). Die RStraß⸗ 
Verfd. nimmt ſomit für ſich die Kennzeichnung einer Kodi⸗ 
fizierung des Straßenverkehrsrechts in Anſpruch. 
Landesrecht kann daneben nur beſtehen, ſoweit die Straß⸗ 
VerkO. es zuläßt. Das iſt im $ 34 geſchehen, der, allerdings 
in ſtarker Kürzung und Vereinfachung, die Gedanken des bi?” 
herigen § 30 KraftfVerkVO. wiedergibt. Er enthält die Vor“ 
ausſetzung für Verkehrsverbote oder »beſchränkungen für Dr 
ſtimmte Ortlichkeiten. Daraus folgt: neues Landesrecht kann 
ſich nur in dem durch 8 34 geſteckten Rahmen bilden; bis“ 
heriges Landesrecht bleibt nur in dem gleichen Rahmen gültig. 
Allgemeines Landesrecht iſt beſeitigt und kann 
ſich nicht neu bilden. Örtliche Beſchränkungen bleiben nur 
dann in Kraft, wenn ſie tatſächlich den Rahmen des 8 z 
nicht überſchreiten, und wenn fie förmlich unter den Voraus“ 
ſetzungen des 8 34, insbeſondere feiner Zuſtändigkeitsregelung, 
erlaſſen waren. 


Die Vorſchriften der RStraßVerko. ſtehen unter dem 
Strafſchutz des § 36, und zwar ohne Rückſicht auf ihren 
ſachlichen Inhalt. Aus § 366 Nr. 10 StGB. iſt in Zukunf 
nach der ausdrücklichen Beſtimmung der Ausf Anw. zu § 36 die 
Strafe nicht mehr zu entnehmen. Unverändert geblieben il 
daneben die Strafbeſtimmung des 8 21 Kraftf®. Dieſe Be 
ſtimmung gewährt Strafſchutz nur ſolchen Vorſchriften, die 
erſtens über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen ergang 
ſind und dazu noch zweitens die Erhaltung der Ordnung un 
Sicherheit auf den öffentlichen Wegen oder Plätzen bezwecken. 
Vorſchriften zur Ausführung des Kraftf®,, die über dieſen 
Rahmen (der Erhaltung der öffentlichen Ordnung und Siche 
heit) hinausgehen, hatten bisher den Strafſchutz des 8 
Abſ. 2 KraftfVerkVO. und würden jetzt, wenn ihnen in 15 
Straß VerkO. eine Vorſchrift entſpricht, durch 8 36 RStraß 
Bert). geſchützt fein, der ſich ja nicht nur auf den Kraft⸗ 
fahrzeugverkehr bezieht, und ferner nicht die ſachliche Ein 
ſchränkung des § 21 Kraftf®. macht. 


Soweit nach obigen Ausführungen Landesrecht neben 11 
RStraßVerkd. aufrechterhalten bleibt, ift die Strafe für 
Zuwiderhandlungen aus dem Landesrecht zu entnehmen. 
denn die Aufrechterhaltung des Landesrechts betrifft nicht u 
feine fachlichen Vorſchriften, ſondern auch feine Strafbeſtim 
mungen; ſoweit neues Landesrecht ſich im Rahmen der 
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RStraßVerkO. bilden darf, findet es feinen Strafſchutz in 
36 RStraßVerkdO.; denn auch ſolches in der RStraßVerkd. 
vorgeſehene Landesrecht iſt „Vorſchrift dieſer Ordnung“. 
g Die Ausf Anw. zum § 36 enthält noch die weitere Vorſchrift, 
daß 8366 Nr. 10 StGB. nicht mehr als Rechtsgrundlage 
für die Entwicklung von Landesrecht neben der RStraß Verk. 
dienen kann. Dieſe Beſtimmung findet ihre Rechtfertigung 
in der Rechtsauffaſſung verſchiedener deutſcher Länder. Dieſe 
geht dahin, § 366 Nr. 10 enthalte nicht nur als Blankett⸗ 
geſetz die Strafandrohung für die Zuwiderhandlungen gegen 
anderwärts gebildete Rechtsvorſchriften, ſondern er gebe auch 


die ſachlich-rechtliche Grundlage für die Bildung von Ver⸗ 
kehrsvorſchriften zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlich⸗ 
keit, Reinlichkeit und Ruhe auf den öffentlichen Straßen. Um 
nun die Entſtehung neuen Landesrechts neben der RStraß⸗ 
VerkO. und nicht auf deren Grundlage, ſondern auf der 
Grundlage jener allgemeinen Beſtimmung des 8 366 Nr. 10 
für die Zukunft auszuſchließen, war die Sonderbeſtimmung 
der Ausf Anw. zum 8 36 erforderlich. Sie verhindert alſo insbe⸗ 
ſondere, daß auf der Grundlage des § 366 Nr. 10 landes⸗ 
rechtliche Straßenverkehrsregelungen zur Erhaltung von Be⸗ 
quemlichkeit und Reinlichkeit auf der Straße entwickelt werden. 


851 St68. Das verhältnis von Abſ. 1 zu Abſ. 2 


(Zugleich eine Beſprechung der RG.⸗Urteile auf S. 2913 unter Nr. 13, 14, 15) 


Von Generalſtaatsanwalt Dr. 


J. Das Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher 
und über Maßregeln der Sicherung und Beſſerung vom 
4. Nov. 1933 hat, wie fein Name ſagt, nicht nur erhebliche 
Strafſchärfungen für gefährliche Gewohnheitsverbrecher, fon- 
ern auch eine Reihe von Maßnahmen eingeführt, die darauf 
abzielen, die Verbrecher über die Beſtrafung hinaus unſchäd⸗ 
ich zu machen. Die Schärfe, mit der hierbei zu Werke ge- 
gangen iſt, und das Beſtreben, ungewollte Härten von vorn⸗ 


herein auszuſchließen, hat dem Geſetzgeber zugleich Ver⸗ 


aulaſſung geboten, einige Beſtimmungen des StGB. zu über⸗ 
prüfen. Als wichtigſte Vorſchrift, die hierbei berückſichtigt 
worden iſt, kommt $ 51 StGB. in Betracht. Der Geſetzgeber 
wollte volle Gewähr dafür haben, daß die an ein beſtimmtes 
trafbares Verhalten geknüpften ſchweren Folgen nur dann 
eintreten ſollten, wenn die Handlung tatſächlich dem Täter zur 
Schuld anzurechnen war. Schuld aber trägt ein Verbrecher 
an dem verbrecheriſchen Erfolg nur inſofern, als ihm die 
Tat zuzurechnen iſt. Nur der Zurechnungsfähige kaun jchuld- 
haft handeln. 
„Die Wandlung, die 8 51 StGB. durch die Novelle vom 
24. Nov. 1933 erfahren hat, wirkt ſich nach zwei Seiten aus. 
Einmal wurden die für den Schuldausſchließungsgrund des 
51 StGB. a. F. feſtgelegten Vorausſetzungen der Zurech⸗ 
nungsfähigkeit den Fortſchritten der Wiſſenſchaft entſprechend 
Gauer umgrenzt und ergänzt. Die „Bewußtloſigkeit“ wurde 
0 S. der bisherigen Rechtſprechung durch das Wort „Bewußt⸗ 
dinsſtörung“ erſetzt; neben der „krankhaften Störung der 
eiſtestätigkeit“ wurde die „Geiſtesſchwäche“ neu eingeführt. 
ine weitere Anderung betraf die Wirkungen, die mit dem 
krankhaften Geiſteszuſtand des Täters verbunden ſein müſſen. 
Sit nach der herrſchenden Auffaſſung zu der Schuldform des 
morſazes „Wille“ und „Vorſtellung“ erforderlich, ſo konnte 
nan für die allgemeine Zurechenbarkeit zur Schuld nicht mehr 
wie bisher die freie Willens beſtimmung genügen laſſen, 
londern mußte auch das intellektuelle Moment heran⸗ 
ziehen. Nicht darauf allein kommt es an, daß ſich jemand zu 
iner Handlung entſchließt und ſeinen verbrecheriſchen Willen 
en Entſchließung gemäß verwirklicht, ſondern es muß ihm 
auch der Einblick in das offenſtehen, was er beſchließt und 
usführt. Er muß fähig ſein zu erkennen, daß er durch die 
diblante Tat die Rechtsordnung übertritt, ſo daß die aus 
beeſer Vorſtellung fließenden ſeeliſchen Hemmungen ihn 
beeinfluſſen können. Demgemäß genügt es jetzt nicht mehr, 
aß der krankhafte Seelenzuſtand die „freie Willensbeſtim⸗ 
gung des Täters ausſchließt“, wie es 8 51 StGB. a. F. vor⸗ 
‚ah, vielmehr müſſen die in § 51 Abſ. 1 StGB. vorgeſehenen 
krankhaften Momente der Art fein, daß fie den Täter zugleich 
außerſtande ſetzen, „das Unerlaubte der Tat einzuſehen“. 
Nur wenn die Vorausſetzungen des § 51 Abſ. 1 StGB. 
1590 allen Richtungen in jedem einzelnen Falle verneint 
N ſind, iſt es möglich, einen Täter ſtrafrechtlich ſür 
eine Straftat zur Verantwortung zu ziehen. Dies bedeutet 
lreilich nicht, daß der Richter ſich in jedem Falle ausdrücklich 
En einer Prüfung gem. 8 51 Abſ. 1 StGB. zu befaſſen 
. hätte. Vielmehr muß er dies nur dann tun, wenn das Ver⸗ 
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teidigungsvorbringen nach dieſer Richtung geht oder wenn un⸗ 
abhängig hiervon Bedenken nach dieſer Richtung auftauchen. 
In dieſem Falle muß der Richter ausdrücklich dazu Stellung 
nehmen, ob etwa die in § 51 Abſ. 1 StGB. enthaltenen 
Schuldausſchließungsgründe vorliegen. Dabei muß er ſelbſt⸗ 
verſtändlich den geſamten Inhalt der neuen Vorſchrift be⸗ 
achten. Hiergegen wird, weil dem Strafrichter wohl der volle 
Inhalt des § 51 Abſ. 1 StGB. nicht immer gegenwärtig 
iſt, noch häufig verſtoßen. Durch Verneinung nur eines der 
mehreren in § 51 Abſ. 1 StGB. vorgeſehenen Momente läßt 
ſich die Schuld des Täters niemals ausſchließen. Liegt bei 
dem Angeklagten keine „Bewußtſeinsſtörung“ vor, ſo kann 
er doch an einer „krankhaften Störung der Geiſtestaätigkeit“ 
oder an „Geiſtesſchwäche“ leiden. Ebenſo genügt es zur Be⸗ 
jahung der Zurechnungsfähigkeit nicht, wenn der Strafrichter 
einen derartigen Krankheitszuſtand des Täters annimmt, da⸗ 
neben aber lediglich ſeine Fähigkeit bejaht, „das Unerlaubte 
der Tat einzuſehen“. Wenn der Angeklagte ſchon dieſe 
Fähigkeit hat, ſo kann er doch außerſtande ſein, „nach dieſer 
Einſicht zu handeln“. Kommt der Richter auch nur bzgl. 
einer der beiden Alternativen über vorhandene Zweifel nicht 
hinweg, ſo kann er eine Beſtrafung des Täters nicht ins Auge 
faſſen. Die genaueſte Nachprüfung aller nach 851 Abſ. 1 
StGB. die Zurechnungsfähigkeit bedingenden Umſtände iſt 
um ſo notwendiger, als die Feſtſtellung der Unzurechnungs⸗ 
fähigkeit das Gericht jetzt nach 8 42b StGB. zur Unter⸗ 
bringung des unzurechnungsfähigen Täters in eine Heil⸗ oder 
Pflegeanſtalt verpflichtet, wenn die öffentliche Sicherheit dies 
erfordert. 

Das Geſ. v. 24. Nov. 1933 hat aber nicht nur den 
§ 51 StGB. a. F. geändert, ſondern ihm auch noch eine neue 
Vorſchrift als Abſ. 2 angefügt. Im Gegenſatz zu Abſ. 1 bringt 
Abſ. 2, in dem die „verminderte Zurechnungsfähigkeit“ be⸗ 
handelt wird, keinen neuen Begriff. Denn ſchon bisher wurde 
ſolchen Perſonen, die man als „vermindert zurechnungsfähig“ 
anſah, eine beſondere Behandlung zuteil. § 51 Abſ. 2 StGB. 
legt demnach nur einen Begriff geſetzlich feſt, der bisher ſchon 
geläufig war. Entgegen der Auffaſſung, die bisher die Praxis 
beherrſchte, wird aber in $ 51 Abſ. 2 StGB. nicht gefordert, 
daß der Richter der verminderten Zurechnungsfähigkeit zu⸗ 
gunſten des Täters Rechnung tragen muß; vielmehr wird 
hierzu nur die Möglichkeit geſchaffen. 

Inhaltlich mußte ſich die neu eingeführte „verminderte 
Zurechnungsfähigkeit“ des § 51 Abſ. 2 StGB. naturgemäß 
eng an den aus § 51 Abſ. 1 StGB. zu entnehmenden Be⸗ 
griff der „Zurechnungsfähigkeit“ anſchließen. Eine „ver⸗ 
minderte Zurechnungsfähigkeit“ iſt immerhin eine „Zurech⸗ 
nungsfähigkeit“, ſo daß notwendigerweiſe beiden Begriffen 
dieſelben Eigenſchaften weſentlich find. Deshalb kommt es in 
8 51 Abſ. 2 StGB., ſoweit hier von der „Fähigkeit“ ge⸗ 
ſprochen wird, auf die gleichen Eigenſchaften an, die in 8 51 
Abf. 1 die „Unfähigkeit“ bedingen. Ebenſo ſind die biologiſchen 
Zuſtände, durch die in 8 51 Abſ. 2 StGB. die erörterte 
„Fähigkeit“ beeinträchtigt wird, dieſelben wie in 8 51 Abſ. 1, 
wo ſie dieſe „Fähigkeit“ nicht nur beeinträchtigen, ſondern 
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ganz ausſchließen. Wird die Vorſchrift des 8 51 Abſ. 1 StGB. 
ins Poſitive überſegt, fo läßt die i. ©. von § 51 Abſ. 1 StGB. 
bejahte Fähigkeit den Täter ſtets als zurechnungsfähig er⸗ 
ſcheinen, ſo daß an ſeiner Schuld nicht mehr gezweifelt wer⸗ 
den kann. Wie die Bejahung der Zurechnungsfähigkeit nach 
§ 51 Abſ. 1 den Weg zur Beſtrafung des Verbrechers frei⸗ 
legt, jo iſt auch nach $ 51 Abſ. 2 die Vorausſetzung zu einer 
Beſtrafung des Übeltäters ſtets gegeben. Leitet doch der Wort⸗ 
laut des Abſ. 2 gerade durch dieſe „Fähigkeit“ als der Grund⸗ 
bedingung in die Feſtſetzung der hier vorgeſehenen Straffolge 
über. Der „vermindert Zurechnungsfähige“ iſt nicht nur eine 
zurechnungsfähige Perſon, ſondern kann auch einer voll zu⸗ 
rechnungsfähigen Perſon ganz gleich behandelt werden. 

Wie der Richter bei § 51 Abs. 1 StGB. alle für die 
Zurechnungsfähigkeit weſentlichen Umſtände und insbeſ. auch 
die beiden der krankhaften Veranlagung des Täters mög⸗ 
licherweiſe entſpringenden Eigenſchaften berückſichtigen muß, 
jo gilt dies auch für § 51 Abſ. 2, da ſich eben dieſer Abſatz 
aus denſelben Elementen zuſammenſetzt wie Abſ. 1. Auch hier 
wieder verfahren die unteren Gerichte oft falſch, indem ſie etwa 
nur den auf ſeiten des Täters vorhandenen „geiſtigen Tief⸗ 
ſtand“ berückſichtigen. Ein ſolcher ſteht den von 8 51 Abſ. 2 
in Bezug genommenen pſychologiſchen Erſcheinungen noch 
keineswegs gleich; und würde wirklich ein krankhafter Geiſtes⸗ 
zuſtand i. S. dieſer Vorſchrift feſtgeſtellt, ſo braucht er noch 
keineswegs die Unfähigkeit des Täters nach ſich zu ziehen, das 
Unerlaubte ſeiner Tat einzuſehen. Stellte das Gericht aber 
dieſe Fähigkeit feſt, ſo kam es noch, um den Täter als „ver⸗ 
mindert zurechnungsfähig“ hinzuſtellen, darauf an, ob er die 
ungeſchwachte Fähigkeit hatte, „nach dieſer Einſicht zu han⸗ 
deln“. Weil die Feſtſtellung der „verminderten Zurechnungs⸗ 
fähigkeit nach 8 42 b StGB. ebenfalls die Unterbringung des 
Täters in eine Heil⸗ und Pflegeanſtalt zur Folge haben kann, 
ſo iſt es ſchon deshalb unvermeidlich, daß die Unterſuchung 
auf jede einzelne Vorausſetzung, die $ 51 Abſ. 2 StGB. auf- 
ſtellt, erſtreckt wird. 

Wennſchon § 51 Abſ. 2 StGB. mit denſelben Begriffen 
arbeitet wie § 51 Abſ. 1, fo iſt es doch keinesfalls erforderlich, 
die beiden Abſätze dieſes Paragraphen immer im Zuſammen⸗ 
hang miteinander zu prüfen. Jeder dieſer Abſätze hat ſeine 
ſelbſtändige Stellung und Bedeutung. Bei Bejahung der in 
Abſ. 1 bezeichneten Vorausſetzungen ſteht die Zurechnungs⸗ 
unfähigkeit des Täters feſt; ihre Verneinung bedeutet die Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit des Täters, die die erſte Vorausſetzung für 
ſeine ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit bildet. Die Eingangs⸗ 
worte des § 51 Abſ. 1 laſſen klar erkennen, daß es ſich hier 
um die Feſtſtellung handelt, ob überhaupt von einer „ſtraf⸗ 
baren Handlung“ zu ſprechen iſt. Nur der Zurechnungs⸗ 
fähige kann ſich „ſtrafbar“ machen. § 51 Abſ. 2 ſetzt vor⸗ 
aus, daß eine „ſtrafbare Handlung“ vorliegt; hier wird nur 
das Strafmaß für den Schuldigen für gewiſſe Sonderfälle 
näher umgrenzt. 

Im allgemeinen wird § 51 Abſ. 1 StGB. feine ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung darin zeigen, daß mit der Verneinung der 
hier aufgeſtellten Vorausſetzungen das Gericht ſeine Unter⸗ 
ſuchung der Perſönlichkeit des Angeklagten abſchließt und die 
weiteren Grundlagen für ſeine Beſtrafung aufſucht. Zur An⸗ 
wendung des § 51 Ab. 2 wird nur daun Veranlaſſung vor⸗ 
liegen, wenn Zweifel daran auftauchen, ob die nach Abf. 1 
feſtgeſtellte Fähigkeit in vollen Umfauge vorhanden ift. Iſt fie 
gemindert, ſo macht dies nichts aus. Iſt aber damit zu rech⸗ 
nen, daß dieſe Fähigkeit „erheblich“ vermindert iſt, ſo muß 
der Richter die Vorausſetzungen des Abi. 2 nachprüfen. Auch 
bei ſolcher Sachlage verliert aber Abſ. 2 nichts an feiner ſelb⸗ 
ſtändigen Bedeutung. Die Vorausſetzungen des 8 51 Abſ. 1 
StGB. müſſen ja unter allen Umſtänden vorher geprüft und 
verneint worden ſein, ehe das Gericht ſich dem Abſ. 2 zu⸗ 
wenden kann. Da Abſ. 2 von der Fähigkeit des Angeklagten, 
das Unerlaubte der Tat einzuſehen und nach dieſer Einſicht 
zu handeln, ausgeht, kann ſich der etwa nur mit der Straf⸗ 
frage befaßte Richter darauf ſtützen, daß dieſe Fähigkeit be⸗ 
reits nach § 51 Abſ. 1 StGB. unterſucht und feſtgeſtellt wor⸗ 
den iſt. Bringt der geſtändige Angeklagte in der Berufungs⸗ 
verhandlung nur vor, daß er nicht die geiſtige Fähigkeit eines 
Normalmenſchen beſitze, ſo bemängelt er damit nicht die Schuld⸗ 


feſtſtellung, ſondern nur die Rechtsfolge des 8 51 Abſ. 2 
StGB., das Strafmaß. In dieſem Falle kann der Richter ſeine 
Unterſuchung mit einer Prüfung der Geiſtesverfaſſung de 
Angeklagten gemäß § 51 Abſ. 2 StGB. beginnen und die 
Unterſuchung hierauf beſchränken. 

Iſt § 51 Abſ. 1 StGB. weder hinſichtlich feines ſachlichen 
Gehalts noch hinſichtlich der ſich ergebenden Rechtsfolgen 
weſenseins mit § 51 Abſ. 2 StGB. und iſt jede Vorſchrift für 
ſich einer ſelbſtändigen Prüfung fähig, fo kann aber aus“ 
nahmsweiſe ein Strafprozeß auch einmal eine ſolche Sachlage 
ergeben, daß §S 51 StGB. nur im Zuſammenhang ſeiner bei⸗ 
den Abſätze der Prüfung der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit 
des Täters zugrunde zu legen iſt. Hatte z. B. der erſte Richter 
mangels einer dahingehenden Verteidigung des Angeklagten 
und mangels ſonſtiger Bedenken keine Veranlaſſung, zu 8 51 
Abſ. 1 StGB. beſonders Stellung zu nehmen, jo kann Oi 
Rev. gezwungen fein, dies zu tun, wenn der Angeklagte das 
Strafurteil mit einer allgemeinen Sachrüge angreift und Da“ 
bei die Anwendung des § 51 Abſ. 2 SGB. für ſich in Ane 
ſpruch nimmt. Da eine Unterſuchung gemäß § 51 Abl. 
StGB. die unerläßliche Vorausſetzung dafür bildet, daß ſich 
der Richter dem § 51 Abſ. 2 StGB. zuwendet, fo müſſen in 
dieſem Falle beide Abſätze des § 51 herangezogen werden, um 
zu prüfen, ob der Reviſionsaugriff begründet iſt oder nicht. 
Ebenſo wird das BG., ſelbſt wenn der erſte Richter die Vor“ 
ausſetzungen des § 51 Abſ. 1 StGB. ausdrücklich geprüft und 
verneint hat, ſich nicht mit einer Prüfung gemäß § 51 Abſ. 4 
begnügen können, ſondern 851 Abſ. 1 heranziehen müſſen, 
wenn die Reviſionsrüge ganz allgemein dahin lautet, daß der 
Vorderrichter die in 8 51 StGB. vorgeſehene „Fähigkeit 
des Angeklagten nicht genügend erörtert und gewürdigt habe, 
Denn dieſe „Fähigkeit“ iſt eben nicht nur ein Beſtandteil des 
Abſ. 2, ſondern ebenſo des Abſ. 1. 

Die materiellrechtliche Selbſtändigkeit der beiden Abſäße 
von 8 51 StGB. bringt es nach der prozeßrechtlichen Seite 
mit ſich, daß eine getrennte Anfechtung nach § 51 Abſ. 1 oder 
§ 51 Abſ. 2 möglich iſt. Nur ſolche Urteilsbeſtandteile, die ſich 
mit einem anderen zu einem einheitlichen Rechtsgebilde ber“ 
einen, ſind keiner ſelbſtändigen Aufechtung fähig. Die Feſt⸗ 
ſtellung, daß keine der die Schuld nach 8 51 Abſ. 1 aus- 
ſchließenden Vorausſetzungen vorliegt, bedeutet die Feſtſtellung 
der „Schuld“ des Angeklagten. Wird der Augeklagte zu Strafe 
verurteilt, fo kann er dieſe feine Schuld i. S. von 8 51 Abl. 1 
SGB. beſtreiten und fein Rechtsmittel hierauf ſtützen. Er 
kann aber auch zugeben, daß er zu Recht ſchuldig geſprochen 
ſei und nur die Verletzung der Vorſchrift des 8 51 Abſ. “ 
rügen. Hier handelt es ſich nur um das Strafmaß. Schuld“ 
frage und Strafmaß ſind verſchiedene Dinge. Beklagt ſich der 
Verurteilte nur über die Strafhöhe, ſo iſt für eine Nach. 
prüfung der Straf⸗ und Schuldfrage kein Raum. Denn das 
Gericht darf nicht von ſich aus das angefochtene Urteil und 
das ihm zugrunde liegende Verfahren nach jeder beliebigen 
Richtung hin prüfen, ſondern muß ſich für fein Prüfungs“ 
recht wie für ſeine Prüfungspflicht an die geſetzlichen Schran⸗ 
ken halten, die in 88 316, 318, 327, 343, 352 StPO. feſt⸗ 
gelegt worden ſind. Dieſe Schranken muß das Rechtsmittel 
gericht ſelbſt dann wahren, wenn es bei Nachprüfung des an“ 
gefochtenen Urteils zu der Auffaſſung kommt, daß der Vorder” 
richter auch in ſolchen Punkten geirrt habe, die nicht zum 
Gegenſtand der Berufung oder der Reviſion gemacht worden 
ſind. Dieſer Rechtszuſtand kann freilich zu unerfreulichen Er 
ſcheinungen führen. Solange indeſſen als Folge der bezeich⸗ 
neten Geſetzesbeſtimmungen an der Möglichkeit einer teilweiſen 
Urteilsanfechtung und demgemäß an einer teilweiſen Rechts 
kraft feſtzuhalten ift, fo lange müſſen auch unwillkommene Er 
gebniſſe in Kauf genommen werden. Die Notwendigkeit hierzu 
kann ſich ja auch durch andere Prozeßvorgänge ergeben. 2 
darf ſich der Richter, wenn ein Verurteilter nur prozeſſuge 
Mängel rügt, um den materiellen Inhalt des Strafurteils 
ſelbſt dann nicht kümmern, wenn er zu der Erkenntnis kommt 
daß die Sachentſcheidung rechtlich nicht haltbar ſei. Ahnlich 
liegt der Fall, wenn jemand, ohne vor Gericht zu erſcheinen, 
verurteilt worden iſt, dann ſeine Reviſion nur auf Verfahrens“ 
mängel ſtützt und das Rev. aus den Schriftſätzen des A“ 
geklagten oder aus ſeinem Auftreten in der Reviſionsverhand⸗ 


63. Jahrg. 1934 Heft 46] 


Aufſätze 


2887 


lung zur Überzeugung kommt, daß der Angeklagte geiſteskrank 
ſei. Alle ſolche dem Rechtsempfinden widerſtreitenden Erſchei⸗ 
nungen laſſen ſich nur dann vermeiden, wenn die das Prü⸗ 
fungsrecht des Rechtsmittelrichters einſchränkenden Beſtim⸗ 
mungen geändert werden. Für die in Angriff genommene 
Prozeßreform wird es eine dankbare Aufgabe ſein, eine Ande⸗ 
rung des Geſetzes in der bezeichneten Richtung zu erwägen. 
Es könnte etwa eine Beſtimmung dahin vorgeſehen werden, 
daß das Gericht, unabhängig von dem Vorbringen der Prozeß⸗ 
beteiligten und von ihren Anträgen und frei auch gegenüber 
den formalen Beſtimmungen des Prozeßrechts, jedenfalls dann 
zu einer Aufhebung des angefochtenen Urteils ſolle ſchreiten 
dürfen, wenn es einſtimmig der Anſicht iſt, das Urteil ſei 
unter keinen Umſtänden zu halten und ſein Fortbeſtand müßte 
das Anſehen der Rechtspflege erſchüttern. 


II. Die Rechtſprechung ſteht faſt durchweg auf dem Stand⸗ 
punkte, daß eine Beſchränkung der Anfechtung zuläſſig und 
wirkſam ſei, wenn ſich als Gegenſtand der Anfechtung ein 
ſolcher Teil der Entſcheidung darſtellt, der losgelöſt von dem 
nicht angefochtenen Entſcheidungsteile einer in ſich ſelbſtän⸗ 
digen Prüfung und Beurteilung zugänglich iſt. Als ein einer 
ſelbſtändigen Prüfung fähiger Punkt iſt vor allem die Straf⸗ 
feſtſetzung gegenüber dem Schuldausſpruch erachtet worden. 
Im Anfang freilich hat das RG. geſchwankt. In NGSt. 22, 
213, 217 hat es den bezeichneten Standpunkt nur mit einer 
einſchneidenden Einſchränkung eingenommen, Dem Reviſions⸗ 
richter ſollte, ſelbſt wenn das Rechtsmittel nur die Straf⸗ 
bemeſſung betraf, jedenfalls auch die Prüfung zuſtehen, ob 
der in Frage kommende Tatbeſtand einer Beſtrafung überhaupt 
zugängig ſei. Wäre es dem RG. dabei auf die Prüfung an⸗ 
gekommen, ob nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Ur⸗ 
teils überhaupt ein Strafgeſetz als verletzt zu erachten ſei, ſo 
wäre dem unbedenklich zuzuſtimmen. Denn eine Nachprüfung 
des Strafmaßes kann immer nur dann Platz greifen, wenn 
eine Strafe überhaupt zu verhängen war. Eine tatſächlich nicht 
vorhandene Strafe kann ihrem Umfang nach nicht gemeſſen 
werden. Die augezogene Entſcheidung beſagt aber tatſächlich 
etwas anderes; denn ſie bringt den Satz: „Die Strafzumeſ⸗ 
ſung ..., um welche es ſich gegenwärtig handelt, ſteht nun 
aber jedenfalls inſoweit in einem untrennbaren Zuſammen⸗ 
hange mit dem feſtgeſtellten Tatbeſtand, daß die Zuerkennung 
jeder Strafe abhängig davon iſt, daß auf den feſtgeſtellten 
Tatbeſtand das herangezogene Strafgeſetz überhaupt an⸗ 
wendbar iſt.“ Soll demnach nicht die Anwendbarkeit eines 
Strafgeſetzes überhaupt, ſondern gerade diejenige des dem an⸗ 
gefochtenen Urteil zugrunde gelegten Geſetzes das Entſcheidende 
ſein, ſo kann dieſer Rechtsanſicht nicht beigepflichtet werden. 
Denn ſie würde in allen Fällen dem Reviſionsrichter die 
Möglichkeit eröffnen, den Schuldſpruch nachzuprüfen. Tatſäch⸗ 
lich hat ſich denn auch das RG. ſpäter zu dem Grundſatz der 
Trennbarkeit der Schuld⸗ und Straffrage bekannt. In der 
Entſcheidung: JW. 1894, 2248 kommt dies noch mit einem 
Vorbehalt zum Ausdruck, da hier betont wird, „Gründe, die 
ein Eingehen auf die Schuldfrage erforderten, ſeien nicht vor⸗ 
handen“. In zahlreichen anderen Entſcheidungen erklärt das 
NG. aber, daß, wenn die Anfechtung ſich lediglich auf das 
Strafmaß beſchränke, hierin ſachlich ein Verzicht auf eine wei⸗ 
tere Anfechtung zu erblicken ſei, ſo daß die Tatbeſtandsſeſt⸗ 
ſtellung ſowie die Bejahung der Schuldfrage in Rechtskraft 
übergehe und in dieſer Beziehung jede Nachprüfung des Rev. 
von vornherein ausgeſchloſſen ſei: RGSSt. 3203107 335 15 
37, 284; 40, 274; 42, 30; 45, 149; 47, 227; 60, 109; 61, 
209: 62, 14, 262 64, 17, 164; 65, 150, 296: JW. 1925, 
1008 20; 1927, 913%, 9158: 1931, 2830 57; Goltd Arch. 51, 
179; HöchſtRRſpr. 1927, 890; 1930, 1080. Eine Ausnahme 
hatte das RG.: DNZ. 1928 Rſpr. Nr. 421 vorübergehend 
für den Fall aufgeſtellt, daß die Strafe nach dem Vielfachen 
einer beſtimmten Einheit feſtgeſtellt werden muß. Dieſen 
Standpunkt hat es aber bereits im nächſten Jahre wieder auf⸗ 
gegeben: DRZ. 1929 Rſpr. Nr. 1006. Später iſt das RG. 
(JW. 1927, 2715 % — RSt. 61, 322) von dem Grundſatze 
der Trennung von Schuld⸗ und Straffeſtſetzung nur für 
einen Fall abgewichen. Es handelt ſich dabei um die An⸗ 
wendung von 82 Abſ. 2 StGB. Das RO. jagt hier mit 
Recht, daß dann, wenn ausnahmsweiſe die Strafſeſtſetzung 


nicht außer Zuſammeuhang mit der Schuldfrage betrachtet 
werden könne, die ſonſt bei einer teilweiſen Anfechtung zu 
beobachtende Schranke nicht einzuhalten ſei. 

Den — erſt in der neueren Zeit teilweiſe verlaſſenen — 
Standpunkt des RG. geben beſonders eingehend und klar zwei 
Erkenntniſſe wieder: RGSt. 42, 241 bejaht die ſelbſtändige 
Aufechtbarkeit der Nebenſtrafe der Polizeiaufſicht und führt 
aus: „Soweit eine Beſchränkung der Anfechtung als wirkſam 
anzuerkennen iſt, ſteht ſie ſachlich einem Verzicht auf das 
Rechtsmittel gleich... Jenſeits der Grenzen ſolcher Re⸗ 
viſionsanträge iſt mithin ... die angegriffene Entſcheidung 
mangels wirkſamer Anfechtung jeder Nachprüfung des Rev. 
entzogen... Dem Rev. iſt insbeſ. die Nachprüfung der 
Frage, ob die Tatbeſtandsfeſtſtellung zu Recht erfolgt und das 
Strafgeſetz auf die einſchlägigen Tatſachen richtig angewendet 
iſt, .. entrückt. . .. Zu dem gleichen Ergebniſſe gelangt man, 
wenn die prozeſſuale Wirkung in Betracht gezogen wird. .. 
Dieſe Wirkung beſteht .. . darin, daß das Urteil, ſoweit nicht 
die wirkſame Anſechtung reicht, die Rechtskraft erlangt. 
Im gegebenen Falle iſt ſie alſo u. a. hinſichtlich der geſamten 
Feſtſtellungen zur Schuldfrage eingetreten.“ In NOS. 52, 
342 find wichtig die Sätze: „Die StA. hat ... die Anfechtung 
auf die Straffrage beſchränkt ... Zur Aufhebung des ange⸗ 
fochtenen Urteils kann daher nicht der Rechtsirrtum der 
Str. führen, . . weil er auf dem Gebiete der nicht ange⸗ 
fochtenen Schuld frage liegt .. Da die StA. ihr Rechtsmittel 
beſchränkt hat, muß die Beantwortung auf der zwar rechts⸗ 
irrigen, aber rechtskräftigen Grundlage gewonnen werden.“ 

Wie das RG., fo hat auch das Milch. zunächſt ge⸗ 
ſchwankt, in Eutſch. 8, 115 ſich aber zu der Anſicht der ſelb⸗ 
ſtändigen Anfechtbarkeit der Straffrage bekannt. Nur für 
den — ſchon oben berührten — Fall will das RMilG. eine 
Berückſichtigung auch der Schuldſeite zugeſtehen, wenn ſich 
nämlich bei Nachprüfung der augefochtenen Entſch. heraus⸗ 
ſtellt, daß ein Strafgeſetz überhaupt nicht verletzt iſt. 

Die Rechtſprechung der OLG. folgt im allgemeinen dem 
RG. Bemerkenswert iſt aber, daß das OLG. Königsberg: 
HöchſtaRſpr. 47, 27 den Standpunkt vertritt, das BG. könne, 
wenn es bei Nachprüfung des — allein angefochtenen — 
Strafmaßes zu der Anſicht komme, die Schuld des Angeklagten 
ſei überhaupt zu verneinen, dieſem Umſtand Rechnung tragen; 
zwar nicht durch eine Freiſprechung des Angeklagten, aber 
dadurch, daß es ihn mit der geringſt zuläſſigen Strafe belege. 
Auch das OLG. Magdeburg: JW. 1923, 4271 hält trotz 
Beſchränkung des Rechtsmittels auf die Straffrage ein Ein⸗ 
gehen auf die Schuldfrage nicht durchweg für ausgeſchloſſen, 
meint aber, daß, wenn die Schuld überhaupt zu verneinen ſei, 
den Angellagten keinerlei Strafe treffen dürfe. Dieſelbe Rechts⸗ 
anſicht tritt neuerdings auch in der Rechtſprechung des KG. 
zutage: JW. 1932, 17746. 

Im Schrifttum haben ſich eine große Reihe von Stim⸗ 
men gegen die Trennbarkeit von Schuld⸗ und Straffrage 
ausgeſprochen. Gerland: GS. 69, 339; Strafprozeß S. 396 
führt für ſeine Anſicht an, daß die Feſtſtellung der objektiven 
Wahrheit jedenfalls oberſter Grundſatz für den Strafprozeß 
ſein müſſe und daß deshalb der Rechtsmittelrichter auch bei 
Beſchränkung des Rechtsmittels auf die Straffeſtſetzung vor 
einem fehlerhaften Schuldſpruch nie haltzumachen brauche. 
Wie oben dargelegt, verträgt ſich der von Gerland einge⸗ 
nommene Standpunkt nicht mit dem geltenden Recht. Zitz⸗ 
laff: GS. 88, 403 meint, daß ſich Schuld und Strafe gegen⸗ 
ſeitig bedingen und daß demgemäß der Schuldſpruch als un⸗ 
ſelbſtändiger Beſtandteil des Urteils nicht für ſich rechtskräftig 
werden könne. Dabei wird verkannt, daß das logiſche Be⸗ 
dingungsverhältnis, in dem Schuld und Straffrage ſtehen, 
keineswegs zu einer prozeſſualen Untrennbarkeit beider Mo⸗ 
mente führt; der Geſetzgeber hat jedenfalls die Trennbarkeit 
durch eine Reihe poſitiver Beſtimmungen außer Zweifel ge⸗ 
ſtellt. Wurzer: JW. 1924, 1674; 1925, 10080 Anm. er⸗ 
klärt, ähnlich wie Zitzlaff, das Verhältnis von Schuld und 
Strafe als gleichbedeutend mit Grund und Folge. Er prüft 
die Frage der Trennbarkeit der Schuld⸗ und Straffrage, vom 
Zivilprozeß ausgehend, und meint, die ſchuldbejahende Prä⸗ 
miſſe des Strafurteils ſei nichts Selbſtändiges, ſo daß auch 
für die Strafe keine ſelbſtändige Anfechtbarkeit in Frage 
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komme. Weiter ſind hier zu nennen: v. Kries, Lehrb. 
S. 658, 683; Feiſenberger, StPO. S. 265; v. Dohna, 
StrprRecht, 2. Aufl., S. 186. 

Neuerdings freilich neigt die Rechtslehre unzweideutig 
der Auffaſſung des RG. zu: Löwe⸗Roſenberg, ErlWerk, 
19. Aufl., S. 867, 883 Ziff. 3; Beling: Z. f. d. gef. Str. 38, 
637, Goltd Arch. 63, 163, 173; Hegler: JW. 1923, 4271 
Anm.; Oetker: JW. 1928, 1506 24. 

III. Im Anſchluß an die Neufaſſung des §8 51 StGB. 
hat das RG. eine Anzahl von Entſch. erlaffen, bei denen 
ſich die Frage der ſelbſtändigen Anfechtbarkeit von Ent⸗ 
ſcheidungsteilen gerade auf das unter I erörterte Verhältnis 
von § 51 Abſ. 2 zu § 51 Abſ. 1 StGB. bezieht. Dieſe Urteile 
ſind deshalb von beſonderem Intereſſe, weil ſie teilweiſe mit 
den Darlegungen unter I und den unter II erwähnten Zeug⸗ 
niſſen der reichsgerichtlichen Rechtſprechung nicht im Einklang 
ſtehen, teilweiſe ſich offenbar auch ſelbſt widerſprechen. 

1. Das Urteil des 3. StrSen. v. 23. April 1934: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1934 Nr. 1417 betraf einen Fall, in dem ſich der 
Angeklagte gegen die wider ihn verfügte Maßregel nach § 42 b 
StB. wendete. Der Tatrichter hatte die Anwendbarkeit des 
§ 51 Abſ. 1 StGB. verneint, die Unterbringung des Ange⸗ 
klagten in eine Heil- und Pflegeanſtalt aber mit der Mög⸗ 
lichkeit begründet, daß die Zurechnungsfähigkeit des Ange⸗ 
klagten zur Tatzeit erheblich vermindert geweſen ſei. Das RE. 
ſagt, zweifellos mit Recht, daß die Anwendung des § 42 b 
SOÖB. die tatſächliche Feſtſtellung vorausſetzt, daß die mit 
Strafe bedrohte Handlung im Zuſtand verminderter Zurech⸗ 
nungsfähigkeit begangen ſei. Leuchtet die Beachtung der Rev. 
durch das NG. ohne weiteres ein, fo gilt dies aber nicht von 
der weiteren Begründung, mit der das NG. dem Vorder- 
richter die Nachprüfung nicht nur des § 51 Abſ. 2, ſondern 
auch des § 51 Abſ. 1 StGB. aufgibt und zu dieſem Zwecke 
die Aufhebung des Urteils im ganzen ausſpricht: „Die 
hiernach notwendige Prüfung und Erörterung des Grades der 
Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten zur Zeit der Tat iſt 
nicht möglich ohne erneutes Eingehen auf die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit überhaupt. Es handelt ſich hierbei um untrennbare 
Teile der Schuldfrage, auf deren Anfechtung ein Rechtsmittel⸗ 
angriff nicht wirkſam beſchränkt werden kann (RGSt. 65, 
312; 58, 30)).“ 

2. Nach der S. 2913 abgedr. Entſch. des 3. StrSen. vom 
11. Juni 1934 (3 D 589/34) hatte der Angeklagte ſeine Rev. 
ebenfalls nur auf die angeblich ungerechtfertigte Anordnung 
der Sicherungsverwahrung geſtützt. Das RG. befaßt ſich auch 
hier nicht nur mit der Nachprüfung dieſer Anordnung, hebt 
vielmehr das Urteil im ganzen Umfange auf, weil es im 
Hinblick auf eine die geiſtige Verfaſſung des Angeklagten be⸗ 
treffende Bemerkung des Tatrichters damit rechnet, daß dieſer 
vielleicht den Geiſteszuſtand des Angeklagten nicht ehörig 
darauf geprüft hat, ob auf ſeiner Seite verminderte tie 
nungsfähigkeit i. ©. von $ 51 Abſ. 2 StGB. oder gar Zu⸗ 
rechnungsunfähigkeit i. S. von 851 Abſ. 1 StGB. vorliege. Mit 
Rückſicht auf dieſe Zweifel erklärt das RG. „Die Beſchrän⸗ 
kung der Rev. auf die Anordnung der Sicherungsverwahrung 
hat ſich unter den gegebenen Umſtänden als unwirkſam heraus⸗ 
geſtellt, ſo daß das Rechtsmittel als unbeſchränkt eingelegt zu 
gelten hat (RGSt. 54, 82).“ 

3. Mit der Entſch. 3 D 589/84 ſteht nicht im Einklang 
das wenige Tage danach vom 1. StrSen. gefällte Urteil vom 
16. Juni 1934: DJ. 1934, 1244. Hier heißt es: „Rev. iſt 
nur inſoweit eingelegt, als die Entmannung des Angeklagten 
angeordnet worden iſt. Eine Beſchränkung des Rechtsmittels 
auf einen Teil der Entſch. iſt ... zuläſſig, ſoweit der ange⸗ 
fochtene Teil ... einer ſelbſtändigen Prüfung. zugängig 
iſt, ohne ein erneutes Eingehen auf die anderen Teile not⸗ 
wendig zu machen. Das trifft für die Anordnung der Ent⸗ 
mannung zu ...“ 

4. Für die hier im Vordergrund ſtehende Frage iſt auch 
wertvoll eine Entſch. des 2. StrSen. v. 6. Febr. 1930, die 
ſich mit der Frage der Zurechnungsfähigkeit des Täters als 
Vorausſetzung für feine Schuld befaßt: DRZ. 1930 Rſpr. 
Nr. 225. Hier heißt es: „Eine Beſchränkung des Rechtsmittels 
auf das Strafmaß hat zur Folge, daß die Schuldfrage ein⸗ 
ſchließlich der Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten rechts⸗ 


kräftig feſtſteht und auch die Zurechnungsfähigkeit nicht mehr 
zum Gegenſtand der Entſch. der Rechtsmittelinſtanz gemacht 
werden kann.“ 

5. Den gleichen Standpunkt nimmt das RG., 1. StrSen., 
für das Nachverfahren des GewohnhVerbrG. v. 24. Nov. 1933 
ein: IW. 1934, 157410. In dieſem Urteil heißt es: „In 
dem Nachverfahren des Geſ. v. 24. Nov. 1933 iſt nicht zu 
prüfen, ob der Angeklagte einſt mit Recht verurteilt worden 
iſt, und im beſonderen, ob nicht wegen eines Zuſtandes nach 
3 51 StGB. das Vorliegen einer ſtrafbaren Handlung zu 
verneinen geweſen wäre.“ 

Es bedarf keiner Ausführung, daß die unter 3—5 ge⸗ 
nannten Urteile auf einer Stufe ſtehen, daß dagegen die 
Urteile unter 1 und 2 mit ihnen nicht in Einklang zu bringen 
find. Dabei iſt zu betonen, daß das Urteil 3 D 589/34 nicht 
etwa den Standpunkt vertritt, es ſei die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung nicht ſelbſtändig anfechtbar. Das NO. 
erkennt vielmehr die Beſchränkung der Rev. auf dieſe An⸗ 
ordnung ausdrücklich an, erklärt ſie demgemäß auch nicht als 
unzuläſſig, ſondern nur als „unter den gegebenen Umſtänden 
unwirkſam“. 

6. Mit der Entſch. 3 D 589/34 iſt in Parallele zu ftellen 
das Urteil des Fer Sen. v. 24. Juli 1934 (2 D 766/34) auf 
S. 2913. Auch hier lag eine beſchränkte Urteilsanfechtung vor. 
Der Angeklagte war vom Vorderrichter nicht nur als zu⸗ 
rechnungsfähig behandelt, ſondern auch als „voll zurechnungs⸗ 
fähig“ beurteilt worden, fo daß die verminderte Zurechnungs⸗ 
fähigkeit i. S. von $ 51 Abſ. 2 StGB. nicht in Betracht kam. 
Nur die Behandlung des § 51 Abſ. 2 StGB. bekämpfte die 
Rev. und rügte dabei noch, daß die Vorausſetzungen des 
§ 42 k Ziff. 2 StGB. unzulänglich feſtgeſtellt worden ſeien. 
Ahnlich wie in den Fällen 1 und 2 hat auch hier das NÖ. 
das angefochtene Urteil im vollen Umfange aufgehoben. Dies 
hätte nichts Auffälliges an ſich, wenn das RG. aus der — 
auch § 42 k Ziff. 2 StGB. heranziehenden — RepBegr. den 
Schluß gezogen hätte, daß der Angeklagte trotz der Beſchrän⸗ 
kung ſeines Rechtsmittels auf die Straffeſtſetzung tatſächlich 
die ſämtlichen Vorausſetzungen für ſeine Beſtrafung und 
die zugleich angeordnete Entmannung habe bemängeln wollen. 
In Wahrheit hat ſich das NG. bei feinem Urteil aber nicht 
von einer ſolchen weitherzigen Auslegung der Rev Anträge 
leiten laſſen, vielmehr iſt es ausdrücklich davon ausgegangen, 
daß die Rev. auf die Straffeſtſetzung beſchränkt worden ſei; 
nur meint es, in dem gegebenen Falle ſei eine derartige Be⸗ 
ſchränkung nicht möglich. Der Vorderrichter hatte nämlich 
bei der Prüfung aus § 51 Abſ. 2 StGB. lediglich die Ein⸗ 
ſicht des Täters in das Unerlaubte der Tat ins Auge ge⸗ 
faßt, nicht aber ſeine Fähigkeit, nach dieſer Einſicht zu 
handeln. Da das LG. die geiſtige Verfaſſung des Anger 
klagten mithin nur nach der einen vom Geſetz vorgeſehenen 
Richtung geprüft hatte, mußte das Rechtsmittel des Ange⸗ 
klagten allerdings Erfolg haben. Bei Nachprüfung des ange⸗ 
fochtenen Urteils ſtellte das RG. aber zugleich feſt, daß das 
26. offenbar auch bei der Unterſuchung nach § 51 Abſ. 1 
StGB. ſchon die freie Willensbeſtimmung des Angeklagten 
nicht unterſucht hatte. Das RG. begründet feine mit Rück⸗ 
ſicht hierauf im vollen Umfange verfügte Aufhebung des 
Urteils mit dem Satze: „Wenn 8 51 Abſ 2 StGB. auch 
nur das Strafmaß beeinflußt, ſo iſt der Strafminderungs“ 
grund doch ein Ausfluß aus der unteilbaren Täterperſönlich⸗ 
keit und die rechtsirrtümliche Auslegung des Begriffs der 
Zurechnungsfähigkeit erſtreckt ſich zugleich auf die Schuld⸗ 
frage nach 8 51 Abſ. 1 StGB., die bei nochmaliger Er⸗ 
örterung des Geiſteszuſtandes des Angeklagten an und für 
ſich gleichfalls anders beantwortet werden könnte. Die unter⸗ 
laſſene Unterſuchung der Täterperſönlichkeit nach der Rich⸗ 
tung der Willensfähigkeit kann daher nur einheitlich nach 
ihrem gänzlichen oder teilweiſen Fehlen nachgeholt werden 
und muß zwangsläufig auch die Schuldfrage erfaſſen.“ 

Das NO. ſteht hier wie auch bei den Urteilen unter 1 
und 2 erſichtlich auf dem Standpunkte, daß die Schuldfrage 
trotz Beſchränkung des Rechtsmittels auf die Straffeſtſetzung 
mindeſtens dann nachgeprüft werden dürfe, wenn hinſichtlich 
der Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten Zweifel auftauchen. 
Es iſt zu verſtehen, daß das NS. derartige Bedenken nicht 
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unterdrückt, wenn es ſich nicht nur um die Beſtrafung des 
räters handelt, ſondern gleichzeitig auch darum, ob eine der 
einſchneidenden Maßnahmen gegen ihn zu verfügen ſei, wie 
fie das GewohnhVerbrG. in Art. 2 eingeführt hat. Die in 
$ 42aff. StGB. behandelten ſichernden Maßnahmen ſind 
erartig ſchwerwiegend, daß allerdings eine möglichſt voll⸗ 
tändige Gewähr dafür geſchaffen werden möchte, daß ſie nur 
ſolche Perſonen treffen, bei denen die geſamten geſetzlichen 
orausſetzungen völlig zweifelsfrei vorliegen. Zu dieſen Vor⸗ 
ausſetzungen gehört bei $ 42 b in erſter Linie, daß der Ver⸗ 
urteilte, wenn nicht zurechnungsunfähig, ſo doch mindeſtens 
dermindert zurechnungsfähig i. S. von 8 51 StGB. ift. In dem 
der Entſch. 2 D 766/34 zugrunde liegenden Falle lag die Ver⸗ 
ſuchung, den bezeichneten Bedenken Rechnung zu tragen, für 
as RG. um ſo näher, als die Prüfung des angefochtenen 
Urteils ergeben hatte, daß 8 51 StR. in feiner Geſamt⸗ 
heit vom Vorderrichter nicht erſchöpfend gewürdigt worden 
war. Es mochte dem RG. als eine zu formaliſtiſche Einſtellung 
erſcheinen, wenn es entſprechend der RevBegr. fein Augenmerk 
nur auf die Vorausſetzungen des § 51 Abſ. 2 für die „ver⸗ 
minderte Zurechnungsfähigkeit“ richtete, während es doch bei 
er Nachprüfung des Urteils erkannt hatte, daß der Vorder⸗ 
richter wie zu § 51 Abſ. 2 auch zu 8 51 Abſ. 1 StGB. die 
m Willensbeſtimmung des Angeklagten außer acht gelaſſen 
atte. 


IV. Obwohl die Gedankengänge des RG. etwas Be⸗ 
ſtechendes an ſich haben, läßt ſich ihnen doch nicht folgen. 
Sachlich⸗ wie auch prozeßrechtliche Gründe ſprechen gegen die 
Auffaſſung des RG. 

Die beſonders eingehende Rechtfertigung des unter II 6 
angeführten Urteils behauptet, auf rein ſachlich-rechtlichem 
Boden, daß § 51 Abſ. 2 StGB., wennſchon das Strafmaß 
beeinflußend, doch „ein Ausfluß aus der unteil⸗ 
baren Täterperſönlichkeit ſei“. Dieſe Begründung 
ſchlagt nicht durch. Mag der Täter als ein Rechtsſubjekt 
ein unteilbares Ganzes darſtellen, ſo bedeutet dies doch nicht, 
aß die ihm anhaftenden Eigenſchaften deshalb nur einer ein⸗ 
eitlichen Beurteilung zugänglich ſeien. Jeder Angeklagte iſt 


verſchiedener, in ſich ſelbſtändiger Beurteilungen fähig, ob 


man nun ſeinen perſönlichen Werdegang, ſeine natürliche Be⸗ 
gabung, ſeine Berufsſtellung, ſeine allgemeine menſchliche 
ührung, fein Verhalten während eines beſtimmten Lebens⸗ 
abſchnittes, feine charakterliche Veranlagung, ſeine durch Stu⸗ 
ium erworbenen Kenntniſſe oder ſonſtige Seiten ins Auge 
faßt. Der Richter kann es ſehr wohl einmal nur mit der 
Feſtſtellung zu tun haben, ob ein Angeklagter zur Schuld 
zurechenbar eine Tat begangen habe, während er als Straf⸗ 
richter nicht in Tätigkeit tritt. Man deuke an den Fall, daß 
ein Angeklagter nach 8 199 oder § 233 StGB. für ſtraffrei 
erklärt wird. Auf der anderen Seite haben die BG. täglich 
fälle zu beurteilen, bei denen infolge bejonderer Geſtaltung 
es Rechtsmittels die Schuld frage von vornherein aus⸗ 
geſchaltet und nur die Frage erörtert wird, ob bzw. welche 
Strafe dem Angeklagten gebühre. Trotz Unteilbarkeit der 
Täterperſon kann demnach der Angekl. einmal nur daraufhin 
unterſucht werden, ob er ſchuldig, und ein anderes Mal 
ediglich dahin, ob er ſtrafbar ſei. Im letzteren Falle muß 
notwendig die Frage nach der Schuld ſchon vorher abge⸗ 
ſchloſſen, alſo einer ſelbſtändigen Beurteilung unterzogen wor⸗ 
den ſein, ebenſo wie auch die ſpätere Prüfung der Straffrage 
einen in ſich ſelbſtändigen Beurteilungsakt darſtellt. 

Es iſt dem RG. auch nicht zuzugeben, daß die von 8 51 
SGB. ſowohl in Abſ. 1 wie in Abſ. 2 vorgeſehene Ein⸗ 
ſichts⸗ und Willensfähigkeit „nur einheitlich nach 
ihrem gänzlichen oder teilweiſen Fehlen“ unterſucht werden 
könne. Fehlen dieſe Fähigkeiten oder auch nur eine von 
ihnen, ſo ſteht damit die Nichtverantwortlichkeit des Täters 
ür feine Tat feſt. Dann kommt 8 51 Abf. 1, nicht auch 
8 51 Abſ 2 StGB. in Betracht. Iſt der Täter in Beſitz der be⸗ 
zeichneten Fähigkeiten, ſei es, daß das Gericht — mangels 
eigener oder von anderer Seite geltend gemachten Bedenken — 
ſtillſchweigend davon ausgeht, ſei es, daß dies zur Behebung 
don Zweifeln ausdrücklich feſtgeſtellt wird, ſo iſt der Ange⸗ 
agte — vom Beweiſe der Tat und der konkreten Schuld ab⸗ 
geſehen — nur auf den Grad ſeiner Strafwürdigkeit zu unter⸗ 


ſuchen. Dies kommt vor allem bei der Annahme „ver⸗ 
minderter Zurechnungsfähigkeit“ des Angeklagten in Betracht. 
War die verminderte Zurechnungsfähigkeit ſchon vor Erlaß 
des GewohnhVerbrG. der Praxis ein bekannter Begriff, ſo 
hat doch früher, als dieſe Eigenſchaft bei Auswerfung der 
Strafe berückſichtigt wurde, niemand daran gedacht, dabei auch 
die Frage der allgemeinen Zurechnungsfähigkeit 
des Täters noch aufzurollen. An dieſem Rechtszuſtand wurde 
durch die geſetzliche Einführung des Begriffs der „ver⸗ 
minderten Zurechnungsfähigkeit“ nichts geändert. Die „ver⸗ 
minderte Zurechnungsfähigkeit“ iſt in § 51 Abſ. 2 StGB. 
nicht geſetzlich feſtgelegt worden, um den in 8 51 Abſ. 1 ent⸗ 
haltenen Begriff der „Zurechnungsfähigkeit“ irgend⸗ 
wie zu ändern oder zu ergänzen, ſondern nur, um dem Gericht 
einen Strafermäßigungsgrund zur Verfügung zu 
ſtellen. Strafbemeſſung und Schuldfeſtſtellung gehen keines⸗ 
wegs ineinander über, ſondern ſind in ſich jelbjtändige Akte, 
die verſchiedenen Zwecken dienen. 

Die Fälle, für die das RG. eine Trennung der Anfech⸗ 
tung für unmöglich erklärte, liegen durchaus anders als bei 
dem Verhältnis von Abſ. 2 zu Abſ. 1 in 8 51 StGB. Die 
Frage z. B., ob eine Abtreibung i. S. von 8 219 StGB. a. F. 
„gegen Entgelt“ (RGSt. 60, 109) oder ob eine Hehlerei „ge⸗ 
werbsmäßig“ (NGSt. 64, 151) vorgenommen wurde, kann 
in der Tat nicht ſelbſtändig, ſondern immer nur im Zuſam⸗ 
menhang mit der Abtreibungs⸗ oder Hehlereihandlung geprüft 
werden. Auch der ſtraferhöhende Umſtand des Abſ. 2 von 
§ 222 StGB. (RGSt. 64, 416) würde als ein untrennbarer 
Teil der Schuldfrage aufgefaßt und ebenſo das Mitſichführen 
von Waffen bei Ausübung einer Zollhinterziehung (RGSt. 65, 
312). Wenn hier allerdings davon geſprochen wird, dieſes 
Waffenführen betreffe einen die Strafbarkeit erhöhenden Um⸗ 
ſtand i. S. von $ 263 Abſ. 2 StPO., „alſo einen untrenn⸗ 
baren Teil der Schuldfrage“, ſo iſt dieſer Begründung zu 
widerſprechen. 8 51 Abſ. 2 StGB. ſtellt auch einen die Straf⸗ 
barkeit beeinfluſſenden Umſtand i. ©. von $ 263 Abſ. 2 StPO. 
dar. Wenn es dort aber heißt, daß die Schuldfrage derartige 
die Strafbarkeit vermindernde oder erhöhende Umſtände mit 
„begreife“, ſo ſind daraus keine Schlüſſe auf einen ſachlich-⸗ 
rechtlichen Zuſammenhang ſolcher Umſtände mit der Schuld⸗ 
frage zu ziehen. § 263 ſtellt nur Regeln für die Abſtimmung 
auf, die ſich auf dieſe prozeſſuale Seite beſchränken. 

Soweit den zu beanſtandenden Urteilen unter II, I, 2,8 
die Beſürchtung zugrunde liegt, daß bei Durchführung einer 
gegenüber § 51 Abſ. 1 ſelbſtändigen Prüfung nach 8 51 
Abſ. 2 StGB. unbefriedigende Ergebniſſe gezeitigt würden, 
neigt das RG. doch wohl einer zu freien Auslegung des Ge⸗ 
ſetzes zu. Allgemeine Erwägungen über Forderungen der 
Gerechtigkeit und der Billigkeit können jedenfalls nur da Platz 
greifen, wo nicht beſondere Vorſchriften des pojitinen 
Rechts eine Schranke errichten. Auch in Fällen anderer Pro⸗ 
zeßgeſtaltung als der hier behandelten können ſich ſehr unwill⸗ 
kommene Folgen einftellen. So befriedigt es das Rechtsgefühl 
ſicher nicht, wenn ein Angeklagter ſeine Verurteilung aus 
8 246 StGB. anficht und bei der Beſtrafung wegen eines 
gleichzeitig begangenen Betrugs Beruhigung faßt, ſich aber in 
der Berufungsverhandlung ergibt, daß der Angeklagte den 
Strafſchutz des § 51 Abſ. 1 StGB. genießt. Das Gericht hat 
dann keine Möglichkeit, die Verurteilung des Angeklagten 
wegen Betrugs aus der Welt zu ſchaffen, obwohl deren Un⸗ 
haltbarkeit im Hinblick auf die auch hierfür geltende Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit außer Zweiſel ſteht. 

Die beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen, die das RG. 
außer acht läßt, wenn es bei Beſchränkung einer Rev. auf 
8 51 Abſ. 2 auch § 51 Abſ. 1 StGB. mit heranzieht, ſind die 
Vorſchriften der StPO. über die teilweiſe Anfechtbarkeit. 
Solange dieſe Beſtimmungen beſtehen und ſich das Prüfungs⸗ 
recht ſowie die Prüfungspflicht des Gerichts, geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift zufolge, nach den Rechtsmittelanträgen der Prozeß⸗ 
beteiligten richtet, ſolange muß jedes Rev. dieſe Schranke 
wahren, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß im einzelnen Falle 
etwa ein Ergebnis auftaucht, das dem Rechtsgefühl wider⸗ 
ſpricht. Hierfür könnte dann niemals der Reviſionsrichter, 
ſondern nur der Geſetzgeber verantwortlich gemacht werden. 
Da die geſetzlich für zuläffig erklärte Beſchränkung der Urteils⸗ 
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anfehtung auf einen beſtimmten Entſcheidungsteil für den 
unangefochtenen Teil die ſogenannte relative Rechtskraft des 
Urteils nach ſich zieht, ſo laufen die unter II, 1, 2, 6 ange⸗ 
führten Entſch. auf die Nichtbeachtung der teilweiſen Rechts⸗ 
kraft hinaus. Gerade deshalb erwecken ſie erhebliche Bedenken. 
Die Anerkennung der teilweiſen Rechtskraftfähigkeit läßt ſich 
nicht vereinen mit dem Zugeſtändnis, daß der Richter trotz 
Beſchränkung eines Rechtsmittels auf die Straffeſtſetzung 
gegebenenfalls auch die Schuldfrage nachprüfen dürfe. Man 
muß das eine oder aber das andere fallen laſſen. Nicht aber 
kann man ſich dadurch helfen, daß man etwa im Einzelfalle 
die Beſchränkung der Anfechtung zwar für zuläffig erklärt, 
gleichzeitig aber im Hinblick auf die gegebenen Umſtände als 
„unwirkſam“ (Fall II, 2). Ein „zuverläſſiger“ Rechtsmittel⸗ 
verzicht iſt als ſolcher auch immer „wirkſam“. Es geht auch 
nicht an, daß man es im allgemeinen bei der bisherigen 
Rechtſprechung beläßt, jedoch für 8 51 Abſ. 2 StGB. und 
die im Anſchluß an die Anwendung des 8 51 etwa verfügte 
Anordnung der Maßregel des § 42 b StGB. eine Durch⸗ 
brechung für beſondere Ausnahmefälle zuläßt. Mit der dem 
RG. dabei vorſchwebenden Begründung, daß eine Prüfung 
nach $ 51 StGB. die erſte Vorausſetzung für eine Beſtrafung 
wie für die Anordnung einer Maßnahme nach § 42b bilde 
und daß daher die Nachprüfung der Anordnung ſich zugleich 
auf $ 51 StGB. erſtrecken müſſe, könnte man ſich über jede 
Beſchränkung eines Rechtsmittels hinwegſetzen, bei dem der 
Rechtsmittelwerber nur die Straffeſtſetzung angefochten hat. 
Denn wie die „verminderte Zurechnungsfähigkeit“ eine Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit im allgemeinen vorausſetzt und jede Unter⸗ 
bringung in eine Heil- oder Pflegeanſtalt die Zurechnungs⸗ 
unfähigkeit oder verminderte Zurechnungsſähigkeit zur Voraus⸗ 
ſetzung hat, jo gilt dies von jeder Strafe oder Straffolge. 
Der Schuldspruch i. S. der Bejahung der Zurechnungsfähigkeit 
bildet die unerläßliche Grundlage für jeden Ausſpruch einer 
Strafe. Wollte man ſchon wegen dieſes engen Zuſammen⸗ 
hangs von Schuld- und Straffrage ſach lich-rechtlich die 
Untrennbarkeit beider auf den Schild erheben, ſo bliebe aber 
doch die Schwierigkeit, wie man ſich mit dem hiermit nicht 
vereinbaren Prozeßrecht abfinden wollte. 

Abgeſehen von den Vorſchriften über Rechtsmittelbe⸗ 
ſchränkung, auf die ſchon eingegangen worden iſt, kommen hier 
die Übergangsvorſchriften des Art. 5 GewohnhVerbrG. in 
Betracht. Danach ſind gewiſſe Sicherungsmaßregeln auch 
noch nach Abſchluß des Strafverfahrens und völlig unab⸗ 
hängig von dieſem durchzuführen. In einem ſolchen Nach⸗ 
verfahren werden, wie auch das RGUrt. 1 D 266/34 (JW. 
1934, 157410) anerkennt, die Vorausſetzungen für die voraus⸗ 
gegangene Beſtrafung, alſo auch die Frage, ob etwa die 
Schuld des Täters nach 8 51 StGB. ausgeſchloſſen war, 
nicht nochmals nachgeprüft. Die Sachlage iſt hier durchaus 
ähnlich der von $ 42 b StGB. für den Fall vorgeſehenen, daß 
das Gericht ſich nach Feſtſtellung einer im Zuſtande von 
Zurechnungsunfähigkeit oder von verminderter Zurechnungs⸗ 
fähigkeit begangenen Straftat vor die Aufgabe geſtellt ſieht, 
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die Unterbringung des Täters in eine Heil⸗ oder Pflegeanſtalt 
anzuordnen. Die Vorausſetzungen für dieſe Anordnungen 
liegen dabei ſchon offenkundig vor; das Gericht hat in dieſem 
Augenblick nur noch die Frage zu unterſuchen, ob die An 
ordnung von der „öffentlichen Sicherheit“ erfordert mind. 
Wird nach Bejahung dieſer Frage ſpäter das die Beſtrafung 
und die Anordnung ausſprechende Erkenntnis allein hin⸗ 
ſichtlich des letzteren Punktes — was eben die StPO. zl 
läßt — angefochten, ſo iſt durch dieſe Erklärung des Anfech⸗ 
tenden dem Richter die Möglichkeit genommen, etwas anderes 
als eben dieſe Anordnung zum Gegenſtand ſeiner Nachprüfung 
zu machen. Er hat demgemäß zu prüfen, ob der Vorderrichter 
ordnungsmäßig feſtgeſtellt Hat: das „Erfordernis der öffent 
lichen Sicherheit“, daß jemand eine „mit Strafe bedrohte 
Handlung“ beging und ferner, daß der Täter ſich im Bu’ 
ſtande der „Zurechnungsunfähigkeit“ oder der „verminderten 
Zurechnungsfähigkeit“ befand. „Feſtſtellungen“ nach dieſen 
Richtungen liegen ſchon dann vor, wenn der Vorderrichter 
überhaupt beiſpielsweiſe zu der beſtimmten Annahme 
gekommen iſt, der Angeklagte ſei nur „vermindert zurechnungs 
fähig“. Deshalb mußte ja gerade das oben unter II, 1 ange? 
führte Urteil des Tatrichters vom NG. aufgehoben werden; 
denn hier war der Vorderrichter nicht von der beſtimmten 
Annahme, ſondern nur von der Möglichkeit ausgegangen, daß 
der Angeklagte vermindert zurechnungsfähig geweſen I 
Nicht aber legt die Notwendigkeit der Nachprüfung, ob alle 
Vorausſetzungen für die beanſtandete Anordnung feſtgeſtellt 
ſeien, dem RevG. die Pflicht auf, auch noch zu prüfen, wie 
der Tatrichter zur Feſtſtellung der bezeichneten Umſtände ge⸗ 
kommen ſei. Dies würde bedeuten, daß der RevR. in allen 
Punkten auf den Urſprung zurückgehen, alſo, wenn es ſich 
um den Zuſtand der „verminderten Zurechnungsfähigkeit 
handelt, auch ſeinerſeits wieder erörtern müßte, ob dem Ange 
klagten wegen der in § 51 Abſ. 1 St&B. beſtimmten Kran 
heitsurſachen die Einſichts⸗ oder die Willensfähigkeit in er⸗ 
heblichem Maße mangelte. Wollte man dies fordern, ſo würde 
damit die „beſchränkte Anfechtung“ überhaupt hinfällig. „Denn 
die Bejahung einer beſchränkten Anfechtbarkeit mit der 
Folge, daß aber das Rechtsmittel trotz einer nur teilweisen 
Anfechtung bei der Nachprüfung des angefochtenen Urteil? 
feiner Beſchränkung unterworfen fei, iſt ein Wider⸗ 
ſpruch in ſich ſelbſt. Und deshalb muß die teilweiſe vom RG. 
verfochtene Auffaſſung abgelehnt werden, nach der die Be 
ſchränkung eines Rechtsmittels auf 8 51 Abſ. 2 oder gar nur 
auf eine Anordnung gem. § 42 b SGB. dem Rev. die 
Möglichkeit eröffnen Fee, auch die Vorausſetzungen für 
§ 51 Abſ. 1 nachzuprüfen. 

Wird das RG. nicht umhin können, ſeinen Standpunkt 
in der erörterten Frage bei neuer Gelegenheit einer Über? 
prüfung zu unterziehen, ſo wird man mit einer eingehenden 
Auseinanderſetzung zu den umſtrittenen Punkten um fo mehr 
rechnen dürfen, als ſich in Zukunft vielleicht kein Weg findet, 
um die — bisher vermiedene — Plenarentſcheidung zu um? 
gehen. 


Der Gegenſtand des Strafverfahrens 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Gelbert, München 


Gegenſtand des Strafverfahrens iſt die Frage, 
ob eine beſtimmte Perſon eine beſtimmte ihr zur Laſt ge⸗ 
legte Straftat begangen habe oder nicht. Die Unterſuchungs⸗ 
tätigkeit ergreift unter dieſem Geſichtspunkt einen beſtimmten 
den Lebensvorgängen angehörenden Sachverhalt. 

Die Vorſchriften der SPD. weiſen das Verhältnis, in 
dem Prozeßabſchnitte abſchließende Handlungen, wie die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens und das Urteil, zu der An⸗ 
klage ſtehen. Die Anklage bildet die Grundlage der weiteren 
Verfahrensabſchnitte und der ſie endenden gerichtlichen Hand⸗ 
lungen. Nur der Sachverhalt, auf den die Anklage gerichtet 
iſt, kann Gegenſtand gerichtlicher Tätigkeit werden. Findet das 
Gericht, daß der Beſchuldigte außer der angeklagten Tat 
noch eine andere, oder daß er nicht dieſe Tat, ſondern eine 
andere begangen habe, ſo darf grundſätzlich die gerichtliche 


Entſcheidung die andere Tat nicht treffen. Die Gleichheit 
der angeklagten und der richterlich zu beurte!⸗ 
lenden Tat iſt alſo das Entſcheidende. Die Motive zu 
8223 des Entwurfs der StPO.!) betonen zwar, darüber, 
unter welchen Vorausſetzungen dieſe Gleichheit auch dann 
vorliege, wenn nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung 
ſich die Tat in anderer Geſtaltung als nach der An 
klage darſtelle, ließen ſich allgemeine Vorſchriften nicht geben. 
Es wird aber ſchon nach der hierin liegenden Einfcränkund 
(auch dann“) eine Gruppe von Fällen ſelbſtverſtändlichts 
Gleichheit herausgegriffen, und es werden weiter Reihen A 4 
Beiſpiele genannt, in denen ſich eine beſtimmte Richtung * 
kennen läßt: a) Anderung von Tatumſtänden, ohne daß di 


1) Hahn, Mat., Bd. 3 Abt. 1 S. 205 = Mot. S. 152ff. 
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neue Ermittlung für die Geſetzesanwendung erheblich iſt ?); 
b) andere rechtliche Beurteilung der gleichen Tat ?); c) quali⸗ 
fizierende oder privilegierende Momente). Die Recht⸗ 
ſprechung hat weiter eine beſtimmt geartete Gruppierung 
herausgebildet: Hier wird zur Erfaſſung des Sinns der 
auf den Prozeßgegenſtand bezüglichen Vorſchriften der StPO. 
auf den Gegenſatz der 88 264 und 266 abgeſtellt. Ter 
„anderen Tat“ nach 8266 als einer von der des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes verſchiedenen i. S. des 8 74 StGB. s) werden die 
übrigen Möglichkeiten, von der anderen rechtlichen Beurtei⸗ 
lung der angeklagten Handlung über das tateinheitliche Zu⸗ 
ſammentreffen mit anders zu wertenden Handlungen bis 
zur Trennung in realkonkurierende Taten, dem Bereich des 
§ 264 eingegliedert. „Tat“ iſt hiernach nicht das einzelne 
im Eröffnungsbeſchluß hervorgehobene geſchichtliche Ereig⸗ 
nis, ſondern die geſamte Tätigkeit des Angekl., ſoweit ſie 
mit dem im Eröffnungsbeſchluß angezogenen geſchichtlichen 
Vorkommnis einen einheitlichen Vorgang darftellt‘). Dies 
gilt auch dann, wenn ein einheitlicher Vorgang zunächſt nur 
ſtückweiſe vor das Gericht gebracht wurde, in der Hauptver⸗ 
handlung aber weitere Beſtandteile hervortreten. Die Gleich⸗ 
heit der Tat wird hierdurch nicht angegriffen). Nur ein 
nach natürlicher Auffaſſung beſtehender innerer Zuſammen⸗ 
hang muß vorliegen s). Die Anklage umfaßt das dem Angekl. 
zur Laſt gelegte Tun als Ganzes einſchließlich aller an die 
Handlung des Eröffnungsbeſchluſſes ſich anſchließenden, zu 
ihr führenden oder auf ſie bezüglichen tatſächlichen Umſtände, 
die geeignet ſind, das Tun des Angekl. von irgendwelchem 
Geſichtspunkt als ſtrafbar zu kennzeichnen ). Einheitlichkeit 
der Tat liegt vor, wenn das im Eröffnungsbeſchluß gekenn⸗ 
zeichnete Vorkommnis in ſeinen weſentlichen Beſtandteilen 
auch den Kern der unter anderen rechtlichen Geſichtspunkten 
zu verfolgenden Tat bildet und dieſe von der Subſtanz der 
Anklage ſo erfaßt wird, daß die Unterſtellung realkon⸗ 
kurrierender Delikte ausgeſchloſſen iſt. Dabei iſt eine formale 
Gleichheit der Handlungsweiſe ebenſowenig erforderlich wie 
die Übereinſtimmung der Willens richtung des Täters. Da 
jede Beteiligungsart bei demſelben Vorgang innerhalb der 
Grenzen derſelben Tat liegt, iſt es mit der Gleichheit des 
Prozeßgegenſtands nicht unverträglich, wenn die neu zu ver⸗ 
folgende von der bisher verfolgten Tat nach Zeit, Ort, Aus⸗ 
führungseinzelheiten, Nebenumſtänden, abweicht, oder wenn 
einzelne Tatumſtände ausſcheiden oder durch andere erſetzt 
werden, ja, wenn ſich ein von der bisherigen Anklage ab⸗ 
weichender Verübungsakt ergibt 1). Der Richter iſt daher 
nicht gehindert, auch andere, in Anklageſchrift und Er⸗ 
öffnungsbeſchluß nicht angeführte ſtrafbare Tätigkeitsakte 
ſeiner Beurteilung zugrunde zu legen, wenn ſich ergibt, 
daß ſie mit rechtlicher Notwendigkeit in der 
Anklage enthalten waren. Das trifft z. B. zu, wenn 
der in Anklage und Eröffnungsbeſchluß allein bezeichnete 
Tätigkeitsakt nach dem Hauptverhandlungsergebnis keine 
rechtlich ſelbſtändige Bedeutung hat, ſondern einen Teil einer 
Fortſetzungstat bildet u). Es genügt der innere Zuſammen⸗ 
hang der Einzelakte, der das geſamte Tätigwerden auch Un⸗ 
beteiligten als Einheit erkennbar macht ). 


Einen anderen Weg ging, in ſcharfer Ablehnung der 
Rechtsprechung, Binding. Aus dem Gegenſatz zwiſchen dem 
Inquiſitions⸗ und dem Akkuſationsprozeß 3) entſpringt ſeine 
Auffaſſung des heutigen Strafprozeſſes als reinen Zwei⸗ 


2) Der Angekl. ſteigt nicht durch ein Kellerloch ein, um zu 
ſtehlen, ſondern durch ein Fenſter. 

3) Statt Diebſtahl wird Unterſchlagung feſtgeſtellt. 

4) Statt Diebſtahl wird Naub feſtgeſtellt oder unigekehrt. 

5) RGSSt. 23, 33; 51, 242. 

e) RGSt. 24, 370 ff.; 51, 127f. 

7) RGSt. 56, 324ff. 

5) RG.: JW. 1927, 1595 5e. 

HRG: JW. 1925, 2475 2. 

10) RGSSt. 2, 347; 5, 249; 8, 135; 15, 133; 21, 78; 54, 299; 
JW. 1911, 249 34. 

11) RGSSt. 58, 116; 61, 317; 62, 131; 56, 324. 

22) RG.: ZW. 1914, 893 16 und 1930, 954 22. 

— 19 Strafr. u. ſtrafpr. Abh. II S. 172ff., 
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parteiprozeſſes. Aus ſeiner manchmal überſpitzt betonten 1% 
Auffaſſung des Strafurteils als der Feſtſtellung des Be⸗ 
ſtehens oder Nichtbeſtehens eines ſtaatlichen Strafanſpruchs. 
folgt die unbedingte Abhängigkeit des Gerichts von der dieſes 
Beſtehen behauptenden Anklage 15). Dem liegt wieder Bin⸗ 
dings Auffaſſung vom Weſen des Klaggrunds als eines 
konkreten vom Ankläger als ſchuldhaft angenommenen Ver⸗ 
haltens des Beſchuldigten zugrunde, worin dem Ankläger 
die Merkmale eines beſtimmten Verbrechens verwirklicht zu 
fein ſcheinen: „Jede Erhebung der Strafklage bedeutet nach 
der Behauptung der StA, es beſtehe ein beſtimmter Straf⸗ 
anſpruch des Staates gegen den Angekl., normiert durch 
ein beſtimmtes Strafgeſetz. — Um das eine Delikt in 
einem Prozeß zur Aburteilung zu bringen, muß dem Kl. 
geſtattet ſein, den Rechtsgrund ſeiner Anklage bei Feſthalten 
des unveränderten oder modifizierten einen Deliktstat⸗ 
beſtands als tatſächlicher Baſis der Anklage zu ändern. Der 
tatſächliche Klaggrund kann ſtets nur einer Teiländerung bei 
Feſthaltung der urſprünglichen Deliktsgattung unterworfen 
ſein“ (a. a. O. S. 329 16)). Im Endergebnis will Binding 
die Identität der Tat nur unter dem Geſichtspunkt des von 
der Norm „eingekleideten“ Handlungsvorgangs gelten laſſen. 
Nur ein Wachstum oder eine Minderung der einzelnen Vor⸗ 
gänge ſoll als Klageänderung zuläſſig ſein. Von dieſer Auf⸗ 
faſſung aus tritt er für die Zuläfligfeit der „Nachklage“ ein ). 
Hieran iſt richtig: In den Fällen der zuläſſigen „Klage⸗ 
änderung“ handelt es ſich um die Auswechſelung eines Tat⸗ 
beſtands durch den anderen. Verſchiedene Sachverhalte ſtehen 
untereinander im Alternativitätsverhältnis. Sie ſind unter 
den jeweiligen Tatbeſtand zu bringen. Bei unzuläſſiger Klage⸗ 
änderung dagegen handelt es ſich um die Einſtellung eines 
zweiten Sachverhalts unter einen anderen Tatbeſtand bei 
Wegfall des urſprünglichen oder neben ihm. Binding ſtellt 
jedoch die Strafklage mit der Erhebung eines beſtimmten An⸗ 
ſpruchs gleich und damit die Tat im ſachlichen Sinn mit der 
im verfahrensrechtlichen 18). Daher ſetzt er eine Klage aus be⸗ 
ſtimmtem „Titel“ voraus 15). Dieſer die genaue Individuali⸗ 
ſierung erfordernden Auffaſſung der Klage widerſpricht aber 
Wortlaut und Sinn der 88 155 Abſ. 2 und 206 StPO. Hier⸗ 
nach iſt es die Aufgabe des Richters, den ihm von der 
StA. vorgelegten Anklageſtoff ſelbſtändig zu ſichten und recht⸗ 
lich zu würdigen 20). Es handelt ſich bei der Frage der Gleich⸗ 
heit der Tat nicht um eine Befugnis der St A. zur 
Klageänderung, ſondern um die Zuſtändigkeit 
und die Pflicht des Gerichts ?). Daß der Sinn der 
Klage nicht die Erhebung eines ganz beſtimmt individuali⸗ 
ſierten Strafanſpruchs im ſachlich⸗rechtlichen Sinn iſt, ergibt 
zudem die Vorunterſuchung. Durch den Vorunterſuchungs⸗ 
antrag der StA. ſoll oft gerade erſt die Anklageerhebung er⸗ 
möglicht werden. Und doch hat dieſer Antrag den Sinn einer 
Anklageerhebung nach 8 170 StPO. Auch die Anklageerhebung 
nach § 200 StPO., die an genauere Vorausſetzungen ge⸗ 
knüpft iſt, erfolgt unter Vorbehalt der Anderung nach dem 
Verhandlungsergebnis. Auch iſt die Eröffnung des Haupr⸗ 
verfahrens nach durchgeführter Vorunterſuchung entgegen dem 
Antrag der StA. möglich. Hier iſt beſtimmt kein Straf⸗ 
anſpruch i. S. des Klagebegehrens Bindings gegeben 22). 
Bindings Auffaſſung beruht auf drei innerlich zu⸗ 
ſammenhängenden Geſichtspunkten: a) ſeiner ſachlich⸗recht⸗ 
lichen Normentheorie, wonach der Strafarund die Normüber⸗ 


14) Überſpitzt, weil bei Binding in dieſer Feſtſtellung ſich das 
Weſen des Richterſpruchs zu erſchöpfen ſcheint. Vgl. a. a. O. S. 308ff. 

15) Binding a. a. O. S. 330. 

16) Alſo nur bei Handlungsidentität im ſachlich⸗rechtlichen Sinn. 

17) a. a. O. S. 340. Vgl. auch Glaſer, Handb. des Strafpr. 
in Bindings Handb. II, 65 und John bei Holtzendorff⸗Kohler 8 44. 

18) Vgl. auch Oetker: JW. 1929, 1080 32. 

19) a. a. O. S. 335. 2 

20) Val. Niederreuther, Die prozeſſuale Behandlung der 
Realkonkurrenz im geltenden und künftigen Recht, Heft 278 der 
Schletterſchen ſtrafr. Abh., 1930, S. 26. Die geſchichtliche Entwick⸗ 
lung, die in der Richtung vom Inquiſitionsprozeß über das Anhn⸗ 
ſationsprinzip zur freigeſtaltenden richterlichen Tätigkeit liegt, ſpiegelt 
ſich bier deutlich wider. 

21) Vgl. Löwe⸗Roſenberg, SPD. 8 264 Note 1. 

22) Vgl. 88 206, 208 StPO. und Oetker: J. 1929, 1080 32. 
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tretung iſt, deren Indiz die ſchuldhafte Tatbeſtandsverwirk⸗ 
lichung iſt; b) feiner Anſicht von der prozeſſualen Feſtſtellungs⸗ 
klage der Sta., die ſich aus dem Zweiparteienſyſtem des 
Strafverfahrens ergibt; c) feiner Klagebegründungstheorie, 
der Geltendmachung eines beſtimmt individualiſierten Straf⸗ 
anſpruchs durch die StA. gegenüber dem Beſchuldigten, über 
deſſen Beſtehen das Gericht zu entſcheiden habe, ohne auf die 
weitere Geſtaltung des Verfahrens Einfluß zu haben. Dieſe 
drei Geſichtspunkte gehen wieder zurück auf eine individua⸗ 
liſtiſche Auffaſſung allgemeiner Art. Sie gehören in die Reihe 
der Eigentums⸗ und Freiheitsklauſeln und der Dreiteilung 
der Gewaltenlehre, die dem Richter keine rechtsgeſtaltende, 
nicht einmal verfahrensgeſtaltende Wirkſamkeit zuerkennen. 

Beling?) geht von der Unteilbarkeit des ein und die⸗ 
ſelbe Tat des einen Täters betreffenden Prozeßgegenſtands 
aus. Die Strafſache ift „unſpaltbar“. Gleichheit der Tat iſt 
gegeben, wenn der ſtaatliche Strafanſpruch auf dasſelbe ge⸗ 
ſchichtliche Vorkommnis zurückgeht. Wann dies der Fall iſt, 
beantwortet ſich nach dem fachlichen Strafrecht. Gleichheit 
liegt demnach vor, wenn ſich Tatſachen zur natürlichen und 
juriſtiſchen Handlungseinheit zuſammenſchließen. Weder die 
Verſchiedenheit des rechtlichen Geſichtspunkts, unter dem die 
eine Tat zu werten iſt 2), noch die Modalitäten des Bor- 
gangs nach Ort und Zeit, noch der Umfang der angeklagten 
Handlung 25), erſchüttern die Identität. Dagegen leugnet ſie 
Beling, ſobald ſich eine angeklagte Handlung als Mehr⸗ 
heit ſelbſtändiger Taten herausſtellt; denn gerade damit ſei 
die Identität des geſchichtlichen Vorkommniſſes in Abrede ge⸗ 
ſtellt. Es bedarf in ſolchen Fällen der beide Taten um⸗ 
faſſenden Anklage. Ob dies der Sinn der ſchon erhobenen An⸗ 
klage iſt, ſei durch Auslegung zu ermitteln. 

Richtig iſt, daß nicht jede realkonkurrierende Tat, auch 
wenn ſie mit der angeklagten zuſammenhängt, mit ins Ver⸗ 
fahren gezogen werden darf. Mit den Sätzen jedoch, die bei- 
den Taten müßten ſo ineinanderfließen, daß ſie einen einheit⸗ 
lichen geſchichtlichen Vorgang bildeten, iſt weder da.über 
etwas geſagt, wann dies der Fall iſt, noch darüber, auf 
welchem Weg eine ſolche „Einheitlichkeit“ gegenüber einer 
„Vielheit“ abzugrenzen iſt. Es fehlt an einem Maßſtab es). 
Daß der Unterſchied nicht nach den Grenzen des ſachlichen 
Rechts (Realkonkurrenz oder nicht) zu ziehen iſt, deutet Be⸗ 
ling ſelbſt an 2). 

Aus der Fülle der in Schrifttum und Rechtſprechung 
hervorgehobenen Geſichtspunkte laſſen ſich folgende Gedanken⸗ 
gänge herausſchälen: 

a) Keine andere Tat als diejenige, worauf die Klage ge⸗ 
richtet iſt, iſt Gegenſtand der Urteilsfindung. 

b) Die angeklagte „Tat“ iſt nicht gleich der Handlung 
nach ſachlichem Strafrecht. 

c) Maßſtab für die „Tat“ im verfahrensrechtlichen Sinn 
iſt ein beſtimmter geſchichtlicher Vorgang tatſächlicher Art 
ohne Rechtsbewertung. 

Wie er ſich aber nach Raum und Zeit abgrenzt und 
welche Wege zur Auffindung ſeiner Grenzen als Prozeßſtoff 
führen, iſt nicht geklärt. 

Im folgenden ſoll der Verſuch gemacht werden, die Be- 
greuzungsmöglichkeiten aufzuzeigen, die der heutigen Auf— 
faljung und dem Sinn der Erneuerung des Strafverfahrens 
dienen. Die Unterſuchung ſoll individualiſtiſche Einſchläge 
auch im Gebiet des Strafprozeſſes ausſchließen und inner⸗ 
halb dieſes Teilausſchnitts den Weg zeigen, der an die Stelle 


23) Strafprozeß § 61, III, VI und JW. 1917, 8588, 

24) Sei es nach ihrer Erſcheinungsform: Täterſchaft, Teilnahme, 
Vollendung, Verſuch — ſei es nach der tatbeſtandlichen Subſumtion: 
Betrug ſtatt Unterſchlagung —, ſei es nach der Seite tateinheitlichen 
Zusammentreffens: Urkundenfälſchung und Betrug ftatt einfacher 
Urkundenfälſchung nach 8267 StGB. 

25) Anklage nur eines Teils der Handlungsreihe ſtatt der 
ganzen Reihe. 

26) Vgl. Oetker: IW. 1929, 1080 32. 

2) Vgl. JW. 1917, 8583; ſ. auch Honig, Studien zur 
juriſtiſchen und natürlichen Handlungseinheit S. 58 ff.; JW. 1925, 
2475 ; RGSt. 32, 137 ff.: Der Prozeßſtoff im Sinne der StPO. 
kann demnach verſchiedene Prozeßgegenſtände umfaſſen, und zwar ohne 
die verſchiedenen Verbindungsmöglichkeiten nach 88 2, 3, 4, 12, 13, 
237 SPD. Vgl. Sauer, Grundlagen des Strafprozeßrechts S. 193ff. 


formal⸗-mechaniſtiſcher Betrachtung quantitativer Denkformen 
qualitative Gedankengänge zu ſetzen vermag. 

Die einſchlägigen Vorſchriften der StPO. erfüllen eine 
doppelte Aufgabe: einmal ſoll das Ziel des Verfahrens, 
die Erledigung des anhängigen Straffalls, klargeſtellt wer⸗ 
den. Die Anklage ſoll erſchöpft werden. So dienen 
dieſe Vorſchriften der prozeſſualen Unſpaltbarkeit 
der Strafſache. über eine einheitliche Tat kann nicht nach 
einzelnen tatſächlichen Richtungen durch Urteil entſchieden 
und gleichzeitig im übrigen ihre Erledigung einem ſpäteren 
Verfahren vorbehalten werden 28). — Sodann ſollen die 
Vorſchriften die Grenzen des Prozeßſtoffs ſetzen 
und die Anklage auf abgezirkelte Lebensvorgänge iſo⸗ 
lieren. Die Vorſchriften erfüllen demnach erichöpfende und 
abgrenzende Aufgaben. 


Der Satz von der notwendigen Erſchöpfung der An⸗ 
klage gilt allerdings nicht uneingeſchränkt. Er iſt durchbrochen 
durch Vorſchriften des Strafrechts und des Prozeßrechts. Die 
Verfolgbarkeit der Tat kann in rechtlicher Richtung beſchränkt 
ſein, neben dem Mangel des Strafantrags bei Antrags- 
delikten, die mit Offizialdelikten ideell konkurrieren, u. a. 
wegen mangelnder Gerichtsbarkeit, oder im Auslieferungs⸗ 
recht wegen der Beſchränkung der Auslieferungsverfügung, 
oder wegen der Niederſchlagung einer ideell konkurrierenden 
Straftat, ſchließlich beim Zuſammentreffen nicht verjährter 
mit verjährten Taten 29). — Es folgt hier aus der Unmög⸗ 
lichkeit, die Tat voll abzuurteilen, nicht, ſie überhaupt nicht zu 
verfolgen, ſondern es muß die Verfolgung auf die vom 
Hincernis freien Seiten beſchränkt werden 36). Sind ſonach 
die Grenzen dieſer Vorſchriften feſtgelegt, ſo muß noch ihre 
Bedeutung im Rahmen des einzelnen Prozeßgegenſtands er⸗ 
kannt werden. 

Dem Weſen des Rechts als einer teils dem Sein, teils 
dem Sollen angehörenden kulturellen Erſcheinungsform ent⸗ 
ſpricht im Strafrecht eine doppelte Betrachtungs⸗ 
weiſe, die deſkriptive und die normative, die 
ermittelnde und die wertende. 


Im Bereich der Handlung muß aus der Fülle der 
einen Lebeusvorgang begleitenden Umſtände der zur Er 
füllung des Tatbeſtands unmittelbar notwendige Sachver- 
halt ausgeſchieden werden. Die Aufgabe der Erforſchung des 
Sachverhalts beſteht im Nachſpüren der Urſachen, Anläffe, 
Bedingungen, die zur Erfüllung der Handlungsvorgänge 
führen, und der Art, Form, Modalität und Intenſität der 
Ausführung. Aus dieſer fo herausgearbeiteten Handlungs⸗ 
reihe wird der zur Tatbeſtandserfüllung unmittelbar führende 
Kreis ausgeſchieden lerſte normative Wertung) se). — Erſt 
dann wird er auf die Tatbeſtändlichkeit unterſucht. Denn die 
Tatbeſtände beſchreiben keine „Handlung“ im natürlichen 
Sinn, ſie ſtellen vielmehr das Ergebnis menſchlichen Ver⸗ 
haltens unter normative Geſichtspunkte si). Die Tatbeſtände 
ſelbſt nötigen daher nach der erſten wertenden Abgrenzung 
zur neuen Wertung. Nach dieſer Betrachtungsweiſe iſt es 
denkbar, daß ein und dieſelbe Handlung i. S. des 873 
StGB. von verſchiedenen rechtlichen Geſichtspunkten aus ſich 
von dem einen als eine Handlung, von dem anderen als 


28) NG.: JW. 1927, 2711. 

20%) 6. 32, 57; 33, 405; 53, 50; 46, 363; 52, 270: 52, 190; 
39, 353 (355); Goltd Arch. 55, 231; RGSt. 62, 89, 90. Vgl. zum 
Ganzen Mattil, Prozeſſuale Trennbarkeit ideell konkurrierender 
Tatbeſtände zu 8 153 StWO., Jurgdſch. 1935, 25 ff. und Gelbert, 
Zur Frage der Anwendung des 8 153 StPO. bei Tateinheit zwiſchen 
Offiziald likten und Privatklagedelikten, Jurgdſch. 1933, 42 ff. 

0 Man muß (im Sinne von Sauer, Grundlagen des Prozeß⸗ 
rechts S. 190 II, 1a) das Objekt beſtimmen, um unterſuchen zu 
können, ob es den Anforderungen der Rechtsordnung genüge oder 
nicht; dabei muß aber die Rechtsordnung ſelbſt wieder zur Unter⸗ 
ſtützung herangezogen werden; es wird alſo das, was man nach einem 
Maßſtab meſſen will, an Hand des Maßſtabs erſt beſtimmt. Vgl. 
auch Sauer S. 58, der Tatſachenfeſtſtellung, Ermittlung des kon⸗ 
kreten Rechtsſatzes und Subſumtion der Tatſachen unter den Rechts⸗ 
ſatz unterſcheidet, ſowie Beling, Lehre vom Verbrechen S 20f. 5 

31) Töten i. S. der 88 211, 212 StGB. iſt keine „Handlung 
Handlungen ſind Erſchießen, Erwürgen uſw. Töten i. S. der 88 211, 
212 bedeutet vielmehr eine Wertung, unter der das menſchliche Ver⸗ 
halten Erwürgen, Erſchießen uſw. zu „würdigen“ iſt. 


. 


63. Jahrg. 1934 Heft 46] 


Mehrheit von Handlungen darſtellt. Die Grenze zwiſchen 
Handlungseinheit und mehrheit in ſolchen Fällen kann nur 
gefunden werden, wenn man ſich auf den Standpunkt des 
Handelnden ſtellt und von hier aus ſeinen Willen betrachtet. 
Der Wille, durch eine Mehrheit von Willensbetätigungen eine 
beſtimmte als Erfolg ins Auge gefaßte Einwirkung auf die 
Außenwelt zu erzielen, ergibt die Handlungseinheit in dieſem 
Sinn. Iſt hiervon auszugehen, ſo ergibt ſich als Schluß⸗ 
folgerung, daß für die Entſcheidung die rechtliche Ge⸗ 
ſtaltung der Tat außer Betracht bleibt. Dieſe grundſätzliche 
Anſchauung iſt aber nicht durchführbar, wenn es ſich um 
eine fortgeſetzte Straftat im techniſchen Sinn handelt; 
die Beziehung der Handlungen auf beſtimmte Tatbeſtände iſt 
unentbehrlich (vgl. RGSt. 33, 341; 62, 87; 44, 226). 

Eine „Doppelbewertung“ ſchreibt das Geſetz ſelbſt in ge⸗ 
wiſſen Fällen vor. Hierauf hat erſt die neuere Rechtſprechung 
hingewieſen. Gehört zum Tatbeſtand die Zufügung eines 
Nachteils, das Vorſchubleiſten s) oder das Verfügen zum 
Nachteil des Auftraggebers ds), jo iſt bei der Anwendung auf 
den Einzelfall zu prüfen, ob nicht dieſelbe Handlung, die die 
Beeinträchtigung enthält, einen Vorteil mit ſich bringt, durch 
den die Beeinträchtigung aufgehoben oder überwogen wird. 
Es kann ſich ſo ein aus Einzelhandlungen beſtehendes Ver⸗ 
halten bei natürlicher Betrachtung als äußere und innere 
Einheit darſtellen. Es wäre unzuläſſig, aus dieſem Geſamt⸗ 
verhalten beſtimmte Einzelhandlungen willkürlich herauszu⸗ 
greifen und unabhängig von den anderen zu beurteilen. Hier 
iſt vielmehr das Geſamtverhalten auf den Beeinträchtigungs⸗ 
gehalt zu prüfen, alſo auch darauf, ob nicht eine „compen- 
satio lueri cum damno“ vorliegt). 

Dieſe Gedankengänge leiten von ſelbſt über zur Bedeu⸗ 
tung des materiellen Rechtswidrigkeits inhalts der 
Handlung. Auch hier darf keine iſolierende Betrachtungsweiſe 
eintreten. Wer formell einem Verbot zuwiderhandelt, durch 
das beſtimmte Intereſſen geſchützt werden ſollen, handelt ihm 
ſachlich gemäß, wenn ſeine Handlung eben dieſen Intereſſen 
dienen ſoll und dient ss). 

Die beiden Betrachtungsweiſen zeigen ſich weiter in der 
Schuldlehre. Auch hier müſſen zunächſt deſkriptiv die ein⸗ 
zelnen Schuldelemente feſtgeſtellt werden d). Solche Schuld⸗ 
elemente ſind z. B. die Freiheit im Gegenſatz zu den Fällen 
der 88 51, 52, 54 StGB.; die Vorausſicht und das Wollen 
des Erfolgs beim Vorſatz; die Vorausſicht und die Ein⸗ 
willigung in den möglicherweiſe eintretenden Erfolg beim be⸗ 
dingten Vorſatz; die Vorausſicht und die Nichteinwilligung in 
den möglichen Erfolg bei der bewußten Fahrläſſigkeit; die 
Vorausſehbarkeit und die mangelnde Vorſtellung des Erfolgs 
bei der unbewußten Fahrläſſigkeit. Schon hier miſcht ſich eine 
Wertung ein: Für die Fahrläſſigkeit tritt in der Recht- 
ſprechung die Notwendigkeit des aus der Geſamtlage zu ge⸗ 
winnenden Werturteils klar zutage ). Hierzu tritt nach der 
Herausſchälung der Schuldelemente ein weiterer wertender 
(„normativer“) Geſichtspunkt: Von den verſchiedenen Schuld⸗ 
elementen können eines oder mehrere ſo geringfügig ſein, die 
Vorwerfbarkeit (alſo ein Werturteil) kann ſo weit ausge⸗ 
ſchloſſen fein, daß das Geſamtverhalten in feinen Schuld⸗ 
elementen gleich ＋ 0 wird. Die Schuldelemente müſſen alſo 
im Sinn der Strafmaßbetrachtung gewürdigt werden!“). 

Die Wege, die zur Abgrenzung der Tatidentität führen, 
ſind durch die der Sachverhaltsanalyſe dienenden Methoden 
gekennzeichnet. Sie grenzen zugleich den Umfang der Unter⸗ 
ſuchung im Verfahren im Verhältnis zu außerhalb der Reihe 
liegenden Lebensvorgängen ab. Hieraus folgt: Der Prozeß⸗ 


32) Vgl. 8 89 StGB. a. F. 

6) Vgl. 8266 12 Stch B. a. F. 

540 Rh.: Recht 1928 Nr. 2617; JW. 1932, 40841; NOS. 61, 
228,174; JW. 1928, 2984; Lpzckomm. z. Steh B. 889,5; 8 260, 16, 21. 

35) Frank, StB. 8 89, II 2; Graf Dohna: DJ. 1925, 
146; v. Weber: Feſtgabe zum 50jährigen Beſtehen des R., Bd. V 
S. 199; Mezger: Gers. 89, 249; ferner Heinitz, Materielle 
Rechtswidrigkeit S. 46. 6 

86) Vgl. Mezger, Subjektivismus und Objektivismus in der 
ſtrafr. Apr. des RGB., Feſtſchrift zum 50jährigen Beftehen des NG., 
Bd. V S. 22 ff.; Erik Wolf, Strafr. Schuldlehre I S. 148 ff. 

37) RGSSt. 56, 349; 57, 172ff.; 36, 28; 50, 417; 58, 30. 

88) Vgl. Mattil: Jurgdſch. 1933, 25 ff. 
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ſtoff, den die verſchiedenen Behörden und Staatsorgane in den 
verſchiedenen Phaſen mit verſchiedenen Mitteln ſichten und 
werten, iſt ideell ſtets der gleiche. Denkbar iſt im Einzelfall 
nur eine Verſchiebung des Akzents der Unter⸗ 
ſuchung: 

a) Räumlich nach dem Begehungsort; zeitlich nach 
der für die Deliktseigenſchaft entſcheidenden Phaſe; inten⸗ 
tional nach der Erſcheinungsform der Straftat ö). 

b) Nach Anläſſen, Urſachen, Bedingungen; Zielen, 
Zwecken, Erfolgen; nach der Seite der Motive und der 
Abſichten 40. 

c) Nach der Seite der Schuld arten “). 

d) Nach der Frage des Zuſammentreffens ſtraf⸗ 
barer Handlungen. Hier bieten die Fälle akteinheitlichen Zu⸗ 
ſammenfalls keine Schwierigkeiten 2). Es gehören hierher aber 
auch die Fälle nichtakteinheitlichen Zuſammentreffens: Die 
ſtrafbare Handlung kann zum Teil mit der urſprünglich als 
ſtraferheblich allein angenommenen Tat ſo zuſammenfallen, 
daß ein Teil gleichzeitig dem Tatbeſtand mehrerer Geſetze 
angehört). Die als Schuldverwirklichungsraum abgeſteckte 
Handlungsreihe kann ſich vergrößern *). 

e) Nach der Seite der rechtlichen Wertung der bereits 
angeklagten Handlungsreihe. Die juriſtiſche Einheit der 
Handlungsreihe (Fortſetzungstat) kann ſich in ſelbſtändige 
Handlungen auflöſen. Die Selbſtändigkeit der Handlungen 
kann in eine Fortſetzungstat oder in ein Kollektivdelikt auf⸗ 
gehen 45). 

f) Nach der Seite der rechtlichen Beurteilung 
des gleichen Sachverhalts. Ein Tatbeſtandsmerkmal 
wird Begleitumſtand und umgekehrt (). 

g) Nach der Seite der Frage der natürlichen 
Handlungseinheit. Der als eine Handlung aufgefaßte 
Sachverhalt der Anklage zerfällt in mehrere ſelbſtändige 
Straftaten). 

Schließlich bedarf das prozeſſuale Verhältnis der Straf⸗ 
taten des 8 139 StGB. zu den dort unter Strafe geſtellten 
Verbrechen der Betrachtung. Tatgleichheit liegt auch vor, 
wenn die Unterlaſſung der Anzeige des Verbrechens ſtatt 
Teilnahme daran angenommen wird. Das gleiche gilt um⸗ 
gekehrt 4). Jede unter dem Geſichtspunkt des 8 139 StGB. 
eingeleitete Unterſuchung muß prüfen, ob der Beſchuldigte 
zu dem nicht zur Anzeige verpflichteten Perſonenkreis der als 
Täter, Mittäter, Anſtifter oder Gehilfen in Frage kommen⸗ 
den Perſonen gehört. Denn die Tat muß für den, von dem 
die Anzeige verlangt wird, fremd ſein. Die Unterſuchung muß 
daher ſogar die Frage umfaſſen, ob der Beſchuldigte ſich 
nicht an der Verabredung eines Verbrechens beteiligt habe, 


39) Löwe-Roſenberg 8 264, 2, 3a. 

40) Löwe⸗Roſenberg 8264, 30. 

41) Die Schuldform kann wichtige zeitliche Verſchiedenheiten er⸗ 
geben: vorſätzliches Verſchulden iſt mit dem Bewußtſein der Ver⸗ 
wirklichung der äußeren Tatumſtände gegeben (RGSt. 53, 81). Dieſe 
Schuldform muß z. Z. der Begehung vorhanden ſein. Der entſcheidende 
Zeitpunkt der Vorwerfbarkeit bei der Fahrläſſigkeit kann weiter 
zurückliegen (ſchlechte Ausbildung). Der Vorſatz ſetzt eine unmittel⸗ 
bare Beziehung zum Erfolg voraus; bei der Fahrläſſigkeit wird aus 
dem eingetretenen Erfolg auf eine ſeinem Eintritt u. U. weit voraus⸗ 
gegangene ſeeliſche Haltung des Täters geſchloſſen, die ſich z. Z. 
der Tat in einer Minderbewertung von Rechtsgütern äußert. Vgl. 
NRGSt. 5, 250; Löwe⸗Roſenberg 8264 N. 3a a. E.; Oetker: 
JW. 1929, 1080 32. 

42) Die Notzucht an der eigenen verheirateten Tochter iſt in 
der Anklage unter dem Geſichtspunkt des 8 177 StGB. gewürdigt, 
in der Hauptverhandlung wird die Tat richtig auch als Verbrechen 
nach 8173 und als Vergehen nach 8 172 erkannt. 

45) Z. B. die Täuſchung beim Betrug liegt in der Vorlage einer 
gefälſchten Urkunde: Tateinheit nach 88 263, 267, 268 StGB. 

44) Z. B. das „entſcheidende“ Gewicht wird nicht mehr auf die 
Unterlaſſung von Warnungszeichen bei Ausführung einer Kraftfahrzeug⸗ 
fahrt gelegt, ſondern auf die Fahrt in ihrer Geſamtheit. Während 
dieſer Fahrt wird ein Haltezeichen nicht beachtet. Vgl. Müller, 
Deutſches Autorecht S. 430; Bay Obe. DR. 1932 Nr. 293 (Beilage). 

45) RGSt. 61, 314, 399; 62, 130; Löwe⸗Roſenberg 8264, 
3a Abſ. 2 und 3e. 

46) Löwe⸗Roſenberg 8264, 3a Abſ. 2. 

47) NS. 61, 314. 

46) Vgl. Oetker: JW. 1929, 108032, And. Anſ. Binding, 
Strafpr. Abh. S. 334. 


2894 


Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


dann aber zurückgetreten ſei ). Auch die Abgrenzung der 
Täterſchaft von der negativen Beihilfe zu den in § 139 be⸗ 
zeichneten Verbrechen gehört hierher. Denn die negative Bei⸗ 
hilfe kann 50) ſich in der Unterlaſſung der Anzeige erſchöpfen, 
wenn ſie für den Verbrechenserfolg urſächlich war und der 
die Anzeige Unterlaſſende von der Vorſtellung des Zuſammen⸗ 
hangs und von dem Willen, hierdurch die Tat ſelbſt zu 
fördern, geleitet war. Es handelt ſich hier um die aus der 
Subſidiarität des § 139 ſich ergebende notwendige Feſtſtel⸗ 
lung der Nichtbeteiligung an den dort genannten Verbrechen 
ſelbſt. Dies iſt ein Beſtandteil des Prozeßſtoffs nach der Tat⸗ 
beſtandsſeite. Stellt ſich die Unterlaſſung der Anzeige als 
negative Beihilfe zum Verbrechen dar, ſo handelt es ſich, 
ohne daß Sachverhaltsteile ausgeſchieden, erweitert oder aus⸗ 
getauſcht werden, um eine Anderung der Schuldfeſtſtellung. 
Die Gleichheit des Prozeßgegenſtands wird aber hiervon nicht 
berührt. — Wird umgekehrt jemand der Beteiligung an 
einem der im 8 139 genannten Verbrechen bezichtigt, fo 
ſchließt dieſe Beſchuldigung notwendig die Behauptung ein, 
der Täter habe um das, was beabſichtigt geweſen ſei, ge⸗ 
wußt. Dieſes Wiſſen aber erfüllt ein Tatbeſtandsmerkmal des 
§ 139 ). Die Identität des Prozeßgegenſtands zeigt ſich 
darin, daß lediglich ein Sachverhaltsſtück mit einem anderen 
(der Nichtanzeige) zur neuen Einheit verſchmolzen wird, wäh⸗ 
rend die bisherige Deutung des Sachverhalts (Förderung des 
Verbrechens des Mords uſw.) entfällt. Gegenſtand der 
Unterſuchung iſt die ſtrafrechtliche Beziehung einer beſtimmten 
Perſon zu einem beſtimmten Delikt. In welchem Zeitpunkt, 
nach welcher Tätigeit oder Unterlaſſung, in welcher Schuld 
ſich dieſe Beziehung darſtellt, muß die Unterſuchung erſt er⸗ 
geben. Wie es nach der negativen Seite Vorausſetzung der 
Verurteilung aus § 139 StGB. iſt, daß der Beſchuldigte 
einer der dort bezeichneten Straftaten fremd gegenüber⸗ 
ſtand, iſt es poſitive Vorausſetzung, daß er um das Ver⸗ 
brechen gewußt und in dieſer Kenntnis die Anzeige unter⸗ 
laſſen hat 2). Auf die beſtrittene Struktur des § 139 braucht 
dabei nicht zurückgegriffen zu werden 5). 


49) RGSt. 3, 3; Lpzomm. 8 139, 5a; Frank, E69. 8139, 


50) Vgl. Frank 8 139 EtGB., VIII. 

51) Das weitere Merkmal, daß das Wiſſen zu einer Zeit vor⸗ 
handen war, als die Verhütung des Verbrechens möglich war, ſtellt 
nur eine Modalität des Wiſſens in zeitlicher Richtung dar. Vgl. 
RGSt. 14, 78; 28, 12. 

52) Vgl. Binding a. a. O. S. 334. 

53) Vgl. JW. 1926, 820 1. 


Was von 8 139 StGB. gilt, greift auch in den Fällen 
des $ 13 SprengStG. v. 9. Juni 1884, des 8 9 des Gel. 
gegen den Verrat militäriſcher Geheimniſſe v. 3. Juni 1914 
Platz, und es galt von $5 Rep Sch. 8). 


Alle dieſe Fälle werden durch die anfangs dargelegten 
Betrachtungen über den Umfang des Prozeßgegenſtands und 
über die Wege zur Erforſchung des Sachverhalts gedeckt. Es 
treten entweder Erweiterungen des gleichen Sachverhalts auf, 
die ſeither noch nicht ermittelt waren (e und g). Oder Sach⸗ 
verhaltselemente werden ausgetauſcht (k). Oder zunächſt nicht 
tatbeſtandliche Sachverhaltsteile werden tatbeſtandlich (b und 
d). Oder Schuldelemente oder Sachverhaltsteile ſtellen ſich 
tatſächlich oder rechtlich anders dar, als urſprünglich ange 
nommen worden war (e, a, d). 


Wird ſtatt Einheitstat oder Tateinheit ſachliches Zur 
ſammentreffen von Straftaten angenommen, ſo tritt ein Brut 
in dem Sachverhalt der Anklage ein. Wird ftatt der Einheit 
tat Tateinheit angenommen, ſo tritt bei Einaktigkeit der 
Handlung zufolge der nunmehr angenommenen Mehrheit der 
Rechtsgüterverletzungen eine Doppel⸗ oder Mehrbewertung 
des Unrechtswerts der Handlung ein. Bei Mehraktigkeit der 
Handlungen tritt eine Sachverhaltserweiterung in Verbindung 
mit einer Mehrbewertung des Unrechtswerts ein. Wird im 
Fall der Geſetzeskonkurrenz bei Einaktigkeit der Handlung 
die lex primaria, subsidiaria oder alternativa angenommen 
an Stelle des zunächſt vorausgeſetzten jeweils „anderen 
Geſetzes, ſo erfolgt bei Gleichheit des Sachverhalts eine Wert⸗ 
verſchiebung: Der Unterſuchungsakzent verſchiebt ſich von der 
lex primaria zur lex subsidiaria uſw. In den Fällen einer 
zwel⸗ oder mehraktigen Einheitshandlung tritt eine Sach⸗ 
verhaltsverſchiebung bei Teilidentität des Sachverhalts ein 
in Verbindung mit einer Wertakzentverlagerung. Die Recht- 
ſprechung des RG. hat mehr und mehr in der Richtung ge 
arbeitet, mit Hilfe der den praktiſchen Bedürfniſſen gerecht 
werdenden Auffaſſung des Prozeßgegenſtands aus dem engen 
Rahmen herauszukommen, den die Bin dingſche Auffaſſung 
zog. Die Entſcheidung der Vereinigten Strafſenate v. 2. Mai 
1934 (JW. 1934, 2049 ff.) hat dieſe Entwicklung zu einem 
Abſchluß gebracht. Das rechtliche „Bild der Tat“ wird ſo 
auch im Strafverfahren der lebendigen Vielgeſtaltigkeit ſeiner 
Erſcheinungen gerecht. 


54) Anders in den Fällen des §6 Vo. gegen den Verrat am 
deutſchen Volk und hochverräteriſche Umtriebe v. 28. Febr. 1933 
(RG Bl. I, 85 ff.). Vgl. Gelbert: JW. 1933, 2107 ff. 


Der Lehrling im Konkurs und gerichtlichen vergleichsverfahren 


des Lehrherrn 
Von Referendar Dr. Oskar Krauß, Nürnberg 


Wenn ein Geſchäft oder Betrieb einem von außen herein⸗ 
brechenden Ereignis, einer Wirtſchaftskriſe oder ſonſt ſtören⸗ 
den Einflüſſen nicht mehr ſtandhalten kann, jo offenbart ſich 
das in aller Regel in einer der drei folgenden Erſcheinungs⸗ 
formen: 

Betriebsſtillegung, Konkurs oder gerichtliches Vergleichs⸗ 
verfahren des Betriebsinhabers. 

Dabei kann die Einſtellung des Betriebes eine nur vor⸗ 
übergehende ſein oder ſich auch als dauernde darſtellen. 

In all dieſen Fällen wird dann neben anderem auch 
problematiſch, was mit den vom Lehrherrn eingegangenen 
Lehrverträgen geſchehen ſoll, ob ſie unkündbar weiterbeſtehen, 
ob ſie ipso iure der Auflöſung verfallen oder ob ſie durch 
einſeitige Parteierklärung ſollen gelöſt werden können, ob im 
letzteren Falle Schadenserſatzanſprüche beſtehen oder nicht uſw. 

Was die dauernde Betriebseinſtellung und deren Ein⸗ 
wirkung auf die zur Zeit ihres Eintritts vorhandenen Lehr⸗ 
verträge anlangt, ſo haben wir in der Hinſicht eine lang⸗ 
jährige, ſtetige, allerdings vielumſtrittene Rechtſprechung des 
RArbG., aufgebaut auf dem modernen arbeitsrechtlichen Ge⸗ 


danken einer ſozialen Betriebsgemeinſchaft zwiſchen Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer. 

Danach ſei der Lehrherr — ohne die vereinbarte Ver⸗ 
gütung bis zum Ablauf der eigentlichen Vertragszeit oder 
ſonſt eine Entſchädigung bezahlen zu müſſen — das Lehr: 
verhältnis daun zu löſen berechtigt, wenn durch ein von außen 
auf den Betrieb hereinbrechendes, unvorhergeſehenes und un⸗ 
berecheubares, vom Betriebsführer nicht ſelbſtverſchuldetes 
Ereignis derart auf den Betrieb eingewirkt wird, daß er in 
ſeinem Beſtande gefährdet, ja ſogar vernichtet, und ſeine 
Stillegung notwendig gemacht wird. Inſoweit treffe die Ar⸗ 
beitnehmerſchaft in ihrer Geſamtheit, die Gefolgſchaft — und 
dazu gehörten ja auch die Lehrlinge — wegen der Verbunden⸗ 
heit zu ihrem Betriebe das Riſiko. Das gelte für den kauf⸗ 
männiſchen Lehrling in gleicher Weiſe wie für den gewerb⸗ 
lichen. e 
Dagegen dürfe der Lehrherr dann die Lehrverträge nicht 
kündigen und ſei demzufolge zur Bezahlung der Vergütung 
bis zum Ablauf der vereinbarten Vertragszeit verpflichtet, 
wenn die Betriebseinſtellung irgendwie auf ſeinem Verſchulden 


83. Jahrg. 1934 Heft 46] 
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beruhe. Dies ſei insbeſ. der Fall, wenn der Betrieb eingeſtellt 
werden mußte infolge fehlerhafter Dispoſitionen oder allgemein 
unrichtiger Führung des Betriebes !). 

„Es wird alſo grundſätzlich die entſchädigungsloſe Auf⸗ 
löſung der Lehrverträge bei der vom Lehrherrn nicht ver⸗ 
ſchuldeten, 3. B. durch Wirtſchaftskriſe verurſachten Einſtellung 
des Betriebes bejaht. Eine Einſchränkung wird aber inſoweit 
gemacht, als man dem Lehrherrn die Pflicht auferlegt, bei 
eigener Beſchäftigungsunmöglichkeit für eine anderweitige 
Unterbringung des Lehrlings in einem fremden oder anderen 
eigenen Betrieb nach beſten Kräften zu ſorgen. Dieſe Pflicht 
des Lehrherrn ſei abzuleiten aus der nun einmal übernom⸗ 
menen Pflicht zur Ausbildung des Lehrlings, inſonderheit 
aus der dem Lehrherrn obliegenden Fürſorgepflicht. 

Es iſt offenſichtlich, daß die auf dem Betriebsgemein⸗ 
ſchaftsgedanken aufgebaute bisherige Rechtſprechung des 
RArbch. heute nur Billigung erfahren kann; ja man wird 
es gerade als erfreulich bezeichnen, daß ſchon ehedem der 

edanke einer „ſozialen Betriebsverbundenheit“ in der ober⸗ 
ſten deutſchen Rechtſprechung Eingang und Beachtung ge- 
funden hat. 

Wir dürfen alſo die Löſung, die vom RArbG. in ſtetiger 
Rechtſprechung für den Fall der Betriebsſtillegung gefunden 
worden iſt, als durchaus befriedigend und dem Ideengut des 
neuen Staates entſprechend hinnehmen. 

Hueck und Stoll (Deutſches Arbeitsrecht 1, 111 und 
2, 253) billigen zwar nicht die Anwendung der Betriebs⸗ 
riſikogrundſätze für die Lehrlinge bei Betriebsſtillegung, kom⸗ 
men aber doch im ganzen zu dem gleichen Ergebnis wie das 
RArbch., wenn auch auf anderem Wege. Unter weſentlicher 
Billigung des Ergebniſſes glaubt Hueck, „es handle ſich 
lediglich darum, das erzielte Ergebnis beſſer zu begründen“. 
Hueck nimmt dabei ſeinen Ausgangspunkt von der ſog. 
Clausula rebus sic stantibus — bekanntlich iſt die Geltung 
der Clausula überhaupt und insbeſ. der Umfang ihrer Wir⸗ 
ung außerordentlich beſtritten! — Beide erkennen bei un⸗ 
verſchuldeter, infolge von außergewöhnlichen 
Ereignif fen eingetretener Betriebsſtillegung die Möglich- 
keit einer friſtloſen Entlaſſung des Lehrlings — alſo ohne 
jede Weiterentrichtung der Vergütung — an (1, 112 oben; 
„256 4% und 255 2b). Sie nehmen inſoweit unter analoger 
Anwendung und entſprechender Erweiterung des § 626 BGB. 
bei Zuhilfenahme der Clausula rebus sic stantibus) einen 
wichtigen Grund friſtloſer Kündigung auch für den Lehr- 
ing an. 

Es handelt ſich, wie geſagt, lediglich um eine verſchiedene 
zegründung, auf die im Rahmen dieſer Arbeit nicht näher 
eingegangen werden ſoll. Im ganzen ſind es doch die gleichen 
Fälle, in denen bei erfolgter unverſchuldeter Betriebsſtillegung 
RArbch., ſowie Hueck und Stoll die entſchädigungsloſe 
friſtloſe Entlaſſung der Lehrlinge zulaſſen. 

Im folgenden ſei zu den beiden Fällen des Konkurſes 
und des gerichtlichen Vergleichsverfahrens des Lehrherrn und 
zu deren Einwirken auf den Beſtand der vorhandenen Lehr⸗ 
verträge Stellung genommen. 


I. Konkurs 


Wie ſteht es mit der Lösbarkeit der Lehrverträge bei 
Konkurs des Lehrherrn? 
Man möchte vielleicht ſagen, daß, wenn ſchon die Be⸗ 
triebsſtillegung als ſolche die Möglichkeit einer Auflöſung 
es Lehrvertrages gibt, dies doch dann erſt recht beim Konkurs 
als dem augenſcheinlichſten Fall wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
bruchs einer Exiſtenz der Fall ſein müßte. Demgegenüber iſt 
zu ſagen, daß der Konkurs nicht notwendig eine Betriebs- 
einſtellung zur Folge hat, ſondern daß der Vetrieb auch 
weiterlaufen kann, daß weiterhin beim Konkurs vor allem 
ie Frage im Vordergrund ſteht, ob nicht bereits die poſitiv⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen der KO., die ja das Verfahren zur 
bwicklung des Konkurſes und die Einwirkung des Konkurſes 
auf beſtehende Vertragsverhältniſſe einer Regelung unterzieht, 
eine einſeitige Aufhebung des Lehrverhältniſſes rechtfertigen. 
Vorweg feſtzuſtellen iſt, ob nicht nach den Beſtimmungen 


) RArbch. 7, 31; 11 — BenshSamml. 15, 331, 335; RArbGg. 
12, 362. 


der Reichsgewerbeordnung oder des HGB. in der Eröffnung 
des Konkursverfahrens ein Grund zu friſtloſer Löſung eines 
beſtehenden Lehrvertrages — nur eine ſolche kommt ja beim 
Lehrverhältnis in Betracht — liegt. Hiervon ausgehend iſt 
zu ſagen: 

Die Reichsgewerbeordnung, die in ihren 88 123, 127b 
die Entlaſſungsgründe für den Lehrherrn erſchöpfend aufzählt, 
nicht nur beiſpielsweiſe, läßt den Konkurs als Grund zur 
friſtloſen Kündigung unerwähnt, ſieht alſo eine friſtloſe Kün⸗ 
digung aus Anlaß des Konkurſes nicht vor. 

Das HGB., das einen Grund zur friſtloſen Kündigung 
ausdrücklich für den Fall des Konkurſes auch nicht kennt, 
ſieht in feinem 7. Abſchnitt — 88 77, 70 — eine friſtloſe 
Kündigung des Handlungslehrlings beim Vorliegen eines 
wichtigen Grundes vor. Es fragt ſich nun, ob bei der 
Eröffnung eines Konkursverfahrens von dem Vorhandenſein 
eines wichtigen Grundes i. S. dieſer Beſtimmungen geſprochen 
werden kann. Staube) und Tietze?) nehmen ein der⸗ 
artiges Kündigungsrecht aus wichtigem Grunde an, die herr⸗ 
ſchende Meinung jedoch, insbeſ. Hueck⸗), Kaskel⸗Derſch e), 
Baumbach) widerſetzt ſich einer ſolchen Annahme. Keines⸗ 
falls käme ja eine ſolche Kündigungsmöglichkeit wegen Vor⸗ 
liegens eines wichtigen Grundes für gewerbliche Lehrlinge 
in Frage. 

In Anbetracht deſſen iſt die Kernfrage die, ob der § 22 
KO., der in weitem Umfange die Möglichkeit einer beider⸗ 
ſeitigen Kündigung von Dienſtverhältniſſen zwiſchen dem 
Gantſchuldner und einem Dritten vorſieht, auch auf Lehr⸗ 
verträge ſeinem ganzen Charakter nach zur Anwendung ge⸗ 
bracht werden kann. 

822 KO. lautet in feinem erſten Abſatz: „Ein in dem 
Haushaltewirtſchaftsbetriebe oder Erwerbsgeſchäfte des Ge⸗ 
meinſchuldners angetretenes Dienſtverhältnis kann von jedem 
Teile gekündigt werden. Die Kündigungsfriſt iſt, falls nicht 
eine kürzere Friſt bedungen war, die geſetzliche.“ 

Zweifeln kann man an der Anwendbarkeit des $ 22 KO. 
auch auf Lehrverhältniſſe vor allem deshalb, weil es doch 
immerhin beſtritten iſt, ob auch der Lehrvertrag als Dienſt⸗ 
vertrag bezeichnet werden kann; weiterhin könnte man an ein 
Scheitern der Anwendbarkeit des $ 22 KO. auch auf die 
vom Lehrherrn eingegangenen Lehrverträge deswegen denken, 
weil in § 22 KO. von einer beſtimmten Kündigungs⸗ 
friſt die Rede iſt, das Lehrverhältnis aber doch von Natur 
aus auf beſtimmte Dauer unkündbar abgeſchloſſen iſt und 
eine geſetzliche Kündigungs friſt nicht kennt. 

Bei einem Blick in die zu dem Problem der Einwirkung 
des Konkurſes auf Lehrverträge ſtellungnehmende Literatur 
und in die mit der Frage befaßte Rechtſprechung zeigt es 
ſich, daß in der Tat eine Übereinſtimmung zu vermiſſen iſt. 
Sind auch die in der Literatur vorherrſchende Meinung und 
die höchſtrichterliche Rechtſprechung des RArbG. neuerdings 
einig in der Bejahung der Anwendbarkeit des $ 22 KO. an 
ſich, ſo finden ſich doch auch neben Vertretern in der Wiſſen⸗ 
ſchaft in dieſem Zuſammenhange recht beachtliche Entſcheidun⸗ 
gen aus der Praxis, hauptſächlich ſeitens der LArbG., die 
dem widerſprechen. Eine Richtung entſcheidet ſich auch für 
eine nur teilweiſe Anwendung des $ 22 KO. unter Ver⸗ 
mengung mit anderen Grundſätzen. 

Im Schrifttum ſind es vor allem Jäger, Mentzel, 
Hued-Nipperdey, Warneyer, Düringer⸗Hachen⸗ 
burg?), die auch auf den Lehrvertrag den $ 22 KO. ange⸗ 
wendet wiſſen wollen, da eben das begonnene Lehrverhältnis 
auch „ein im Erwerbsgeſchäft des Gemeinſchuldners ange⸗ 
tretenes Dienſtverhältnis“ ſei. Sie befürworten demnach die 
Möglichkeit einer jederzeitigen beiderſeitigen Kündigungsmög⸗ 
lichkeit bei Konkurs des Lehrherrn unter dem Geſichtspunkte 
des 8 22 KO. 


2) HB. 877 Anm. 7. 

3) Das Recht des kaufmänniſchen Perſonals S. 885. 

4) Lehrbuch v. Hueck⸗Nipperdey Bd. 1 S. 356. 

5) Kaskel⸗Derſch Bd. 1 S. 254. 

6) Handkommentar z. HGB., Anm. C zu $ 70. 

7) Anm. zu § 22 KO.; Anm. 2b zu 8 22 KO.; Lehrb. 8 68 II A 
S. 356; Handkomm. z. KO., Anm. zu § 22; HB. Komm., Aum. 8 
zu 877, 
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Das RArbch. hatte, wie gejagt, des öfteren Gelegenheit, 
zu dem Problem Stellung zu nehmen. Während es in ſeiner 
Entſcheidung v. 10. Juni 1931 die Frage der Lösbarkeit von 
Lehrverträgen unter Berufung auf 8 22 KO. noch offen ließ, 
hält es in ſeinen zwei in dieſer Hinſicht maßgebenden Urteilen 
v. 13. Juni 19315) und v. 27. Febr. 1932 5) daran feſt, daß 
der Konkursverwalter die beſtehenden Lehrverhaltniſſe friſtlos 
löſen kann. 

Von denen, die die Lösbarkeit des Lehrvertrages bei 
Konkurs des Lehrherrn prinzipiell bejahen, wird zur Begrün⸗ 
dung übereinſtimmend ausgeführt, daß man nur bei Ans 
wendung des § 22 KO. auch auf Lehrverhältniſſe dem Sinn 
und Zweck des § 22 KO., dem Wortlaut und der Bedeutung 
der Beſtimmung, insbeſ. auch ihrer geſchichtlichen Entſtehung 
gerecht werde. Vor allem fei eine Anwendung des 8 17 KO. 
nicht geboten. Wenn $ 22 KO. den Satz aufſtelle, daß alle 
im Haushalte, Wirtſchaftsbetriebe oder Erwerbsgeſchäfte des 
Gemeiuſchuldners angetretenen Dienſtverhältniſſe von jedem 
Teile gekündigt werden könnten, ſo fielen nach durchaus herr⸗ 
ſchender Auffaſſung auch die Lehrverträge unter den Begriff 
des „Dienſt⸗ und Arbeitsvertrages“. Ein Grund, der gegen 
die Anwendung des 8 22 auf Lehrverhältniſſe ſpreche, ſei 
nicht erſichtlich. Auch erforderten die Parteiintereſſen in aller 
Regel eine beiderſeitige fortlaufende Kündigungsmöglichkeit. 
8 22 KO. ſei alſo ohne weiteres auf Lehrverträge anwendbar. 
Entſchiede man ſich für die Lösbarkeit des Lehrvertrages, ſo 
bereite weiterhin namentlich die Frage Schwierigkeiten, zu 
welchem Zeitpunkte das Lehrverhältnis gelöſt werden 
könne. Dies vor allem wegen des Wortlautes des Satzes 2 
von Abſ. ! zu $ 22. Hier ſei die Rede von einer „geſetzlichen 
Kündigungsfriſt“. Nun beſtehe aber beim Lehrvertrage gerade 
die Beſonderheit, daß es ihm an einer allgemeinen friſt⸗ 
mäßigen Kündigungsmöglichkeit gebreche, vielmehr eine vor⸗ 
zeitige Löſung nur in ſehr beſchränktem Maße als friſtloſe 
möglich ſei. Es gehe aber aus den Geſetzesentwürfen ein⸗ 
deutig hervor, daß der Geſetzgeber keinesfalls deswegen den 
Lehrvertrag von § 22 ausſchließen wollte, weil für ihn eine 
geſetzliche Kündigungsmöglichteit in dieſem Sinne nicht ge⸗ 
geben war. Vielmehr ſei der Geſetzgeber nur von der Voraus⸗ 
ſetzung ausgegangen, daß für alle Dienſtverhältniſſe an ſich 
geſetzliche Kündigungsfriſten vorgeſehen ſeien. Nun habe ſich 
aber dieſe Annahme als nicht richtig erwieſen, da ſich infolge 
der weiteren Entwicklung der arbeitsrechtlichen Verhältniſſe 
eben im Lehrvertrage ein dienſt⸗ und arbeitsvertragliches 
Rechtsverhältnis herausgebildet habe, das eine friſtgemäße 
Kündigung nicht zulaſſe. Dem Zweck des Geſetzes ent⸗ 
sprechend könne in ſinngemäßer Anwendung des § 22 KO. 
i. Verb. m. § 70, 77 HGB. und 88 123 ff., 127b RGewd. 
nur eine friſtloſe Löſung Platz greifen. Die nach § 22 
KO. ſtatthafte Kündigung „mit geſetzlicher Kündigungsfriſt“ 
könne im Falle des Lehrvertrages nicht anders als friſtlos 
ſein. Kieſow will die friſtloſe Kündigung des Lehrvertrages 
bei Konkurs damit rechtfertigen, daß er beim Lehrvertrage 
in der friſtloſen Kündigung die „geſetzliche Kündigungsfriſt“ 
i. S. des § 22 KO. ſieht. 

Nach anfänglich ablehnender Haltung anerkennt nun⸗ 
mehr das RArbG. 10) und ein großer Teil der LArbch. für 
den Fall einer ſolchen friſtloſen Kündigung ſeitens des Kon⸗ 
kursverwalters einen Schadenserſatzanſpruch des Lehrlings 
als nichtbevorrechtigte Konkursforderung. Gem. $ 22 Abſ. 2 
KO. könne der Lehrling Erſaßz des ihm durch die vorzeitige 
Vertragsauflöſung entſtandenen Schadens — beſtehend im 
Ausfall des Koſtgeldes und ſpäterer Beendigung der Lehre — 
in jedem Falle fordern. 

Einen anderen Standpunkt nimmt Landmann u) ein. 
Nach ihm kann der Konkursverwalter des lehrherrlichen Ver⸗ 
mögens nicht ohne weiteres in allen Fällen unter Berufung 
auf $ 22 KO. das Lehrverhältnis friſtlos kündigen. Vielmehr 
ſei es nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurteilen, 
ob bei Konkurs gekündigt werden könne. Landmann ſcheint 


8) RArbG. 9, 32 ff. 

9) ArbRpr. 1932, 213. 

10) BenshSamml. 15, 339, Urt. v. 28. Mai 1932: ArbRſpr. 
1931, Urt. v. 10. Juni 1931. 

i) Landmann⸗Rohmer, Anm. 4 zu 8 127 b S. 454. 


dabei darauf abzuſtellen, ob der Lehrherr ſeinerſeits durch DIE 
Eröffnung des Konkurſes über ſein Vermögen unfähig zur 
Ausbildung i. S. der Ziff. 2 des § 127 RGGewO. wird. 
Je nachdem habe er die Möglichkeit, das Lehrverhältnis au? 
zulöſen oder nicht. 

Von anderer Seite wieder wird feſtgeſtellt, die Frage der 
Auflöſungsmöglichkeit des Lehrverhältniſſes im Falle des 
Konkurſes könne und dürfe überhaupt nicht unter dem Ge 
ſichtspunkte des 8 22 KO. gelöſt werden. § 22 RD. ſei au 
Lehrverträge keinesfalls anwendbar. Er ſetze ein geſetzliches 
Kündigungsrecht mit Friſt voraus, welches dem Lehr 
vertrage fremd ſei. So gipfelt die Grundanſchauung Frän“ 
kels !“) in der ausſchließlichen Verneinung der Anwendbar 
keit des 8 22 KO. auf Lehrlinge und damit in der Feſt⸗ 
ſtellung völliger Einflußloſigkeit des Konkurſes des Lehrherrn 
auf den Lehrvertrag. Die friſtloſe Entlaſſung der Lehrlinge 
beim Konkurs des Lehrherrn entſpreche gerade nicht den 
Zwecken des Geſetzes. $ 22 KO. wolle ja den Arbeitnehmer 
davor ſchützen, daß er von heute auf morgen ſeiner Arbeit?” 
ſtelle beraubt werde, alſo friſtlos entlaſſen werde. Dieſer Zwe 
des Geſetzes werde in ſein gerades Gegenteil verkehrt, wollte 
man aus dem Umſtande, daß ein Vertragsverhältnis unkünd 
bar ſei, folgern, daß es friſtlos gekündigt werden könne. DE 
Konkurs des Lehrherrn laſſe vielmehr das Lehrverhältnis 
unberührt. f 

Dieſem Gedanken hat ſich beſonders das LADE, Chen 
nitz in feiner Entſcheidung v. 18. Nov. 193013) angeſchloſſen. 
Beachtlich iſt dabei, daß das LArbc hinſichtlich der Frage 
der Lösbarkeit des Lehrvertrages bei Konkurs des Lehrherrn 
die Anwendbarkeit der Grundſätze über die Tragung der Br 
triebsgefahr feſtſtellt und die Frage demzufolge unter HE, 
Geſichtspunkte des § 242 BGB. zu löſen verſucht. Es laßt 
alſo eine friſtloſe Kündigung des Verhaltniſſes von vorn 
herein unter Berufung auf $ 22 KO. nicht zu, kommt aber 
im Rahmen der reichsarbeitsgerichtlichen Betriebsriſikolehre 
im einzelnen Falle zur Bejahung der Auflöſungsmöglichkeit. 

Verneint wird die Anwendbarkeit des 8 22 KO. auf 
Lehrverträge auch vom LArbG. Berlin in ſeinem Urteil vom 
25. Juni 1931. 

Eine Minderheit beſtreitet zwar nicht, daß der Lehr 
vertrag als Dienſtvertrag dem § 22 KO. unterfalle, mithin 
auch einem Lehrling durch den Konkursverwalter nach 
gekündigt werden könne; jedoch will fie in analoger Anwen⸗ 
dung die Kündigungsfriſten für Handlungsgehilfen und Ge⸗ 
ſellen — da doch von einer Kündigungsfriſt die Rede ſei 6. 
auch für die Kündigung des Lehrvertrages nach 8 22 heran 
ziehen. Es ſei z. B. gem. § 66 HGB. die für den Handlungs 
gehilfen beſtimmte Friſt von ſechs Wochen auch dem Lehrling 
bei einer Kündigung nach § 22 einzuräumen. In dieſem 
Sinne insbeſ. Erdel und Staub. 

In der Praxis hat ſich dieſer Auffaſſung angeſchloſſen 
das LArbGG. Darmſtadt in einer Entſcheidung aus dem 
Jahre 193114) und das L ArbG. Magdeburg 19). 0 

Wie aber 8 66 HGB. angezogen werden kann, iſt a 
erfindlich, da doch in 8 76 HGB. ausdrücklich diejenigen fü 
die kaufmänniſchen Gehilfen geltenden Vorſchriften, die au 
für Handlungslehrlinge Anwendung finden ſollen, aufgezah 
find und $ 66 dabei keinerlei Erwähnung findet. 

Ganz vereinzelt wird ſogar auch die Anſicht vertreten, 
daß der Konkurs des Lehrherrn das Lehrverhältnis von ſelb 1 
alſo ipso iure beende 16). Dieſe Anſicht findet aber im gelten 
den Recht keinen Rückhalt. 0 

Man wird ſich hinſichtlich der Auflösbarkeit des Lehr 
vertrages folgendermaßen zu entſcheiden haben: 1 

Mit Recht erblickt die durchaus herrſchende Meinung in 
dem Lehrvertrage trotz der ihm eigenen Beſonderheiten — 


Ausbildungs-, Erziehungs⸗ und Unterweiſungspflicht, BIN 


ſorgepflicht und Treuepflicht — einen Dienſtvertrag ſowo 3 
als auch einen Arbeitsvertrag. Tatſächlich erfüllt der Lehn, 
vertrag alle Erforderniſſe des Dienſtvertrages, wenn auch ſein 


12) Arbtpr. 1930, 69. 

18) ArbRſpr. 1931, 110. 

14) BenshSamml. 14, I ff. 

15) BenshSamml. 8, 68. 

16) Ritter, Komm. a. a. O. 
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ſtark perſonenrechtlichen Einſchläge nicht verkannt werden 
ürfen und er wegen dieſer ſeiner ſtark perſonenrechtlichen 
Elemente und Bindungen in mancherlei Hinſicht eine Sonder⸗ 
behandlung erforderlich macht. Auch der Lehrvertrag hat die 
Leiſtung von Dienſten auf der einen Seite — der Lehrling 
iſt zur Leiſtung von Dienſten verpflichtet — und die Zahlung 
einer Vergütung auf der anderen Seite zum Gegenſtand. Die 
Vergütung“ braucht dabei nicht notwendig in Geld zu be⸗ 
ſtehen, ſie kann auch in irgendwelchen anderen Leiſtungen, 
wie hier der Ausbildungs- und Unterweiſungstätigkeit des 
Lehrherrn beſtehen. Es unterliegt alſo keinen Bedenken, wenn 
man den Lehrvertrag ebenfalls als Dienſtvertrag i. S. des 
Geſetzes betrachtet und ihn in die Reihe der dem 8 22 KO. 
unterfallenden Vertragsverhältniſſe eingliedert. Danach be⸗ 
ſteht wohl grundſätzlich beiderſeitige Kündigungsmöglichkeit 
bei Konkurs des Lehrherrn. Jedenfalls darf nicht daraus die 
Unkündbarkeit von Lehrverträgen gefolgert werden, daß 8 22 
NO. von einer Kündigungs friſt ſpricht. Vielmehr iſt auch 
inſoweit der überwiegenden Meinung zuzuſtimmen, daß im 
Hinblick auf den Willen des Geſetzgebers, der für alle Dienſt⸗ 
derträge bei Konkurs des Dienſtherrn ein Kündigungsrecht 
ſchaffen wollte, und mit Rückſicht auf den Zweck des Geſetzes 
und das Weſen des Lehrvertrages, der eine geſetzliche Kün⸗ 
digungsfriſt ja nicht kennt, die Auflöſung auf Grund des 
8 22 KO. eben nur eine friſtloſe fein kann. Dieſe Annahme 
allein rechtfertigt ſich aus den 88 77, 70 HGB. und 8s 127 b, 
123 ff. RGew Sl., eine andere würde gegen das Weſen des 
Lehrvertrages verſtoßen. 

Es wird alſo gem. 8 22 KO. mit der Konkurseröffnung 
das bei gewerblichen Lehrlingen nur aus beſtimmt bezeichneten, 
ei kaufmänniſchen Lehrlingen aus jedem wichtigen Grund 
kündbare Vertragsverhältnis zu einem jederzeit friſtlos 
Tündbaren. 

Nicht beipflichten kann man dem RArbG. und der 
neueren Rechtſprechung überhaupt darin, daß dem Lehrling 
ei erfolgter Entlaſſung ſtets ein Schadenserſatzanſpruch als 
gewöhnliche Konkursforderung i. S. von § 22 Abſ. 2 KO. 
einzuräumen ſei. Bei dieſer Annahme gelangt man zu einem 
etwas merkwürdigen Ergebnis: 

Geht ein Lehrherr in Konkurs, dann können die Lehr⸗ 
linge friſtlos entlaſſen werden, haben jedoch einen unbevor⸗ 
rechtigten Anſpruch an die Konkursmaſſe wegen des ihnen 
entgangenen Entgelts. Legt dagegen ein Lehrherr bei immer⸗ 
An noch günſtigerer Geſtaltung der Verhältniſſe feinen Be⸗ 
trieb ſtill, fo können die Lehrlinge ebenfalls entlaſſen werden 
(Betriebsriſikolehre des NALE.!), haben aber, wenn der 
ehrherr ſeiner Pflicht zur Sorge für etwaige anderweitige 
nterbringung des Lehrlings in entſprechendem Maße nach⸗ 
gekommen iſt, überhaupt keine Anſprüche (nach eigener Recht- 
ſprechung des RArbch., ſiehe oben!). Das paßt nicht zu⸗ 
ammen. Wenn die Lage des Lehrherrn im Regelfalle noch am 
günſtigſten iſt, nämlich bei der bloßen Stillegung ohne Kon⸗ 
urs, hätten die Lehrlinge keine Anſprüche, ſie würden leer 
ausgehen; ſind aber die Verhältniſſe des Lehrherrn am 
ſchlechteſten und der wirtſchaftliche Zuſammenbruch am augen⸗ 
älligſten, nämlich bei Konkurs, ſo hätten die Lehrlinge immer⸗ 
in den unbevorrechtigten Entſchädigungsanſpruch an die 
onkursmaſſe. 
Ein ſolches Ergebnis mutet eigenartig an und dieſer 
Innere Widerſpruch läßt ſich auch nicht in befriedigender 
Seife damit beſeitigen, daß das RArbG. in ſeiner Entſchei⸗ 
dung v. 28. Mai 1932 bei einem Hinweis auf die Unter⸗ 
ſchiedlichkeit erklärt, „Konkurs und Betriebsſtillegung ſeien 
ſtreng zu ſcheiden“. 
Es erſcheint billig und eigentlich ſelbſtverſtändlich, daß 
die Lehrlinge im Falle des Konkurſes als des äußerſten Falles 
wirtſchaftlichen Zuſammenbruchs gegenüber dem Lehrherrn 
nicht beſſer geſtellt fein können als in dem Falle, wo unter 
in der Regel noch weit beſſeren Verhältniſſen das Unter⸗ 
nehmen ohne Konkurs zum Erliegen kommt. 
Auf die Notwendigkeit eines Ausgleiches in dieſer Be⸗ 
diehung wurde auch von Hueck in einer Anmerkung zu einer 
Entſcheidung en) einmal hingewieſen. 
— 


17) Urt. d. RArbG. v. 28. Mai 1932: BenshSamml. 15, 346/47. 
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In der Tat iſt ein Ausgleich notwendig. Zwei Wege 
ſtehen hierzu offen: 

1. Man anerkennt weiterhin einen Schadenserſatzanſpruch 
des Lehrlings im Konkurs des Lehrherrn. Dann muß für 
den Fall der Betriebsſtillegung das gleiche gelten. Dies 
würde allerdings eine Verneinung der Vertragsauf⸗ 
löſungsbefugnis für den Lehrherrn bei Betriebsſtillegung 
und die Bejahung einer ferneren Erfüllungspflicht für 
den Lehrherrn, mithin ein Abgehen von der bisherigen 
reichsarbeitsgerichtlichen Rechtſprechung bedeuten. 

2. Man ſchafft zwiſchen Stillegung und Konkursfall dadurch 
Gleichklang, daß man die vom RArbG. hinſichtlich des 
Schadenserſatzanſpruchs bei Betriebsſtillegung getroffene 
Regelung auch auf den Konkursfall überträgt. 

In Anbetracht deſſen, daß es ſich bei der Stellungnahme 
des RArbG. zur Betriebsſtillegung um eine durchaus be⸗ 
ſtändige Rechtſprechung handelt und auch in Zukunft eine 
abweichende Stellungnahme des RArbG. nicht zu erwarten 
iſt, daß vielmehr auch fernerhin die entſchädigungsloſe Auf⸗ 
löſungsmöglichkeit von Lehrverträgen bei Stillegung des Be⸗ 
triebes vom RArbG. bejaht werden wird, erſcheint der letztere 
Weg als der gegebene. 

Richtig iſt es demnach, dem Lehrling auch bei Konkurs 
des Lehrherrn nur in dem Umfange einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz zuzuerkennen, in dem ihm ein ſolcher im Falle 
einer unverſchuldeten Betriebsſtillegung zuſteht. Es kann dem 
gekündigten Lehrling ein Schadenserſatzanſpruch inſoweit nicht 
zugebilligt werden, als er auch bei einer ohne Konkurserklärung 
erfolgten Stillegung des Betriebes feiner weiteren Lohn- 
aufprüche verluſtig gegangen wäre. Insbeſ. iſt auch im Falle 
des Konkurſes entgegen der Anſicht des RArbG. 18) daran 
feſtzuhalten, daß eine eben aus der übernommenen Fürſorge⸗ 
pflicht und aus dem Charakter des Lehrvertrages als eines 
Ausbildungsvertrages abzuleitende Verpflichtung für den Lehr⸗ 
herrn auch hier beſteht, bei Wegfall der Ausbildungsmöglich⸗ 
keit im eigenen Betriebe für eine anderweitige Unterbringung 
des Lehrlings zur weiteren Ausbildung nach Möglichkeit 
Sorge zu tragen. 

Ein Erſatzanſpruch ſteht dem Lehrling erſt dann zu, 
wenn der Konkursverwalter ſich nicht nachweislich ernſtliche 
Mühe gegeben hat, dem Lehrling anderwärts eine Unter⸗ 
kunfts⸗ und Ausbildungsmöglichkeit zu verſchaffen. 

Die Rechtſprechung des RArbG. hinſichtlich der unver⸗ 
ſchuldeten Stillegung erfordert dieſe Konſequenz für den Konkurs. 

Glattweg einen Erſatzanſpruch für den entlaſſenen Lehr⸗ 
ling abzulehnen, wie es das RArbG. in früheren Entſchei⸗ 
dungen getan hat, halte ich für einen nicht gangbaren Weg. 

Es ergibt ſich mithin folgendes Reſultat: 

Der Konkursfall des Lehrherrn bietet gem. 

822 KH O. ſtets und ohne weiteres Grund zu 

friſtloſer Entlaſſung des Lehrlings; einen 

Schadenserſatz geltend zu machen iſt der Lehr- 

ling nur dann berechtigt, wenn der Lehrherr 

die ihm obliegende Pflicht, wie ſie auch bei 

Vertragsauflöſung infolge Betriebsein⸗ 

ſtellung beſteht, zum Verſuch einer anderwei⸗ 

tigen Unterbringung des Lehrlings ver⸗ 
letzt hat. 


II. Gerichtliches Vergleichsverfahren 


Es ſei von Anfang an feſtgeſtellt, daß es ſich bei den ins 
Auge gefaßten Fällen nicht um einen Zwangsvergleich nach 
Konkurseröffnung zwecks Konkursbeendigung (Konkurs⸗ 
beendigungsgrund) handelt, ſondern um den der Konkurs⸗ 
abwendung dienenden Vergleich, deſſen Abwicklung uſw. ihre 
Regelung gefunden hat in dem Geſetz über den Vergleich zur 
Abwendung des Konkurſes (Vergleichsordnung) v. 5. Juli 1927. 

Kann der Lehrherr im Vergleichsverfahren die unter Um⸗ 
ſtänden läſtigen Bindungen eines Lehrvertrages abſtreifen und 
die vorhandenen Lehrverträge unter Wegfall der Verpflichtung 
zur Bezahlung der Lehrlingsvergütung kündigen? Hat auch 
der Lehrling eine ſolche Aufkündigungsbefugnis? 

Sucht man wieder in den für Lehrlinge zuſtändigen 


18) Urt. des RArbG. v. 14. Febr. 1932. 
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Beſtimmungen des HGB. und der RGewoO. nach einer 
geſetzlichen Grundlage, die etwa eine Auflöſung des Lehr⸗ 
verhältniſſes bei gerichtlichem Vergleichsverfahren recht⸗ 
fertigte, ſo könnte man auch hier an eine Anwendbarkeit der 
s$ 77, 7072 HGB., 88 127 b, 123 ff. RGewdO. denken, die 
ja in gewiſſen Fällen eine friſtloſe Auflöſung des Lehrver⸗ 
hältniſſes zulaſſen. Man wird unter Umſtänden, wenn der 
Betrieb ſchon in ſo weitem Umfange lahnigelegt iſt, daß die 
Lehrlinge wegen Ausbildungsunfähigkeit des Lehrherrn nichts 
mehr werden lernen können, in der Eröffnung des Vergleichs- 
verfahrens für den Lehrling einen die ſofortige Auflöſung ge— 
ſtattenden Grund i. S. der 8 77 HGB. und § 127 b RGewdo. 
erblicken können. Nach Lage des Falles kann man vielleicht, 
obwohl das im allgemeinen m. E. abzulehnen iſt, bei einem 
kaufmänniſchen Lehrlingsverhältnis für den Lehrherrn einen 
ſolchen „wichtigen Grund“ annehmen. Keinesfalls aber recht⸗ 
fertigt ſich für den Lehrherrn eines gewerblichen Lehrverhält⸗ 
niſſes die friſtloſe Kündigung unter dem Geſichtspunkte eines 
„wichtigen Grundes“. 

Die Vergleichsordnung ſieht in ihren SS 28 ff. vor, daß 
die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens ſchwe⸗ 
bende Verträge an ſich nicht berührt. $ 28 VerglO. gewährt 
jedoch, wenn ſchwebend gegenſeitige Verträge noch nicht er⸗ 
füllt ſind, jedem Teil das Recht, mit Ermächtigung des 
Gerichts die weitere Erfüllung abzulehnen. Eine Ausnahme 
gilt in dieſer Hinſicht für Dienſtverträge laut § 29 VerglO. 
Iſt der Vergleichsſchuldner der Dienſtpflichtige, ſo gelten die 
Regeln des § 28 überhaupt nicht. Iſt er aber Dienftberechtig- 
ter, jo beſtimmt § 29 II Nr. 1: 

„Bei Dienſtverträgen, bei denen der Schuldner der 
Dienſtberechtigte iſt, tritt an die Stelle der Befugnis zur 
Ablehnung der Erfüllung oder der Wahl der weiteren Er⸗ 
füllung das Recht, das Vertragsverhältnis ohne Rückſicht auf 
eine vereinbarte Vertragsdauer unter Einhaltung der geſetz— 
lichen Kündigungsfriſt zu kündigen.“ 

Darf nun das in § 29 eingeräumte Recht zur Vertrags⸗ 
kündigung bei gerichtlichem Vergleichsverfahren auch auf Lehr⸗ 
verträge angewandt werden? 

Dieſe Frage war noch nicht ſehr oft Gegenſtand der 
Rechtſprechung. Lediglich zwei Entſcheidungen höherer Gerichte 
nehmen, ſoviel mir bekannt iſt, zu der Frage Stellung, und 
dieſe in ein und derſelben Angelegenheit; nämlich das Urteil 
des LArbG. Berlin v. 2. Dez. 193119) und das Urteil des 
R ArbG. v. 20. April 1932 20). Auch im Schrifttum bildet die 
Frage der Auflöſungsmöglichkeit von Lehrverträgen beim 
gerichtlichen Vergleichsverfahren nur ganz vereinzelt den 
Gegenſtand von Erörterungen. 

Bei einem Blick in die Literatur läßt ſich feſtſtellen, daß 
ziemlich einhellig — ſoweit dazu Stellung genommen wird — 
die Möglichkeit einer beiderſeitigen Kündigung des Lehrver- 
hältniſſes beim gerichtlichen Vergleichsverfahren mit Ermächti⸗ 


gung des Gerichts im Hinblick auf $ 29 bejaht wird. Als Dienft- 


vertrag unterfalle der Lehrvertrag auch dem § 29 VerglO. Und 
zwar wird in der Regel, analog dem Falle des § 22 KO., die 
friſtloſe Kündigung als dem Sinn und Zweck des Geſetzes ent⸗ 
ſprechend anerkannt. Eine „geſetzliche Friſt“ ſei eben bei Lehr⸗ 
verträgen nicht vorgeſehen. Da aber die Kündigungsmöglichkeit 
an ſich unbedingt gegeben ſei, könne ſie entſprechend den 
88 77, 70 HGB., § 127 b RGewd. nur eine friſtloſe ſein. 
In dieſem Sinne äußern ſich Ochsler, Deppel, Maeder, 
Samolewitz, auch der Komm. von Sydow-Buſch⸗ 
Frege r) 

Nagel?) bejaht zwar grundſätzlich ebenfalls die Be⸗ 
fugnis zu beiderſeitiger Kündigung; jedoch ſieht er nicht die 
Möglichkeit friſtloſer Kündigung, ſondern will vielmehr die 
geſetzlichen Friſten für die Gewerbe⸗ und Handlungsgehilfen — 
gleich ſeiner Einſtellung zu 8 22 KO. — entſprechend ange⸗ 
wendet wiſſen. 


19) Mitt Bl. f. d. Bez. d. LArbc. Berlin 1932, 1; BenshSamml. 
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20) R ArbG. 11, 61ff. 

21) 15. Aufl. d. HandRomm z. KO., VO. u. Anf®. zu §29 VO. 

25) Beiderſeits unerfüllte gegenſeitige Verträge im Vergleichs⸗ 
verfahren, 1929, S. 117 


Das LAG. Berlin kam in feinen Urteil v. 2. Dez. 1931 
zu einer gerade gegenteiligen Anſicht. Es hat ſich 
dahin ausgeſprochen, daß Lehrverträge nicht auf Grund des 
§ 29 VerglO. gekündigt werden könnten. Vor allem verneint 
es von vornherein eine analoge Anwendung der vom AALDÖ. 
zu § 22 KO. entwickelten Grundſätze. Das Konkursverfahren 
diene grundſätzlich der Befriedigung der Gläubiger durch Aus” 
ſchüttung der Maſſe, das Vergleichsverfahren trachte prinzipiell 
nach Aufrechterhaltung des Betriebes und Weiterführung des⸗ 
ſelben. Die Unmöglichkeit einer Kündigung ergebe ſich ſchon 
aus dem Zweck eines gerichtlichen Vergleichsverfahrens. Aber 
auch formaljuriſtiſch ſtünden der Zuläſſigkeit einer Kündigung 
von Lehrverträgen Bedenken entgegen. Insbeſ. fehle es an der 
nach $ 29 vorausgeſetzten „geſetzlichen Kündigungsfriſt“. Die 
Lehrverträge fielen demnach nicht unter die Vorſchrift des 
§ 29 VerglO., nachdem überdies im allgemeinen gemäß dem 
Zwecke des gerichtlichen Vergleichsverfahrens die Möglichkeit 
der Fortſetzung der Unterweiſung und Ausbildung beſtehe. 

Im Reviſionsurteil hierzu aber, in ſeiner Entſcheidung 
v. 20. April 1932 hat das RArbG. entſchieden, daß 8 20 
VerglO. auch für Lehrverträge gelte. Dieſe könnten deshalb 
mit Ermächtigung des Vergleichsrichters friſtlos gekündigt 
werden; die 88 28, 29 VerglO. bezweckten die Schaffung einer 
Möglichkeit für den Vergleichsſchuldner, „ſich von drückenden 
Verbindlichkeiten zum Zwecke der Erreichung eines wirtſchaft⸗ 
lichen Gleichgewichts zu befreien“. Es beſtehe kein Grund, die 
Anwendbarkeit des § 29 auch auf das Dienſtverhältnis des 
Lehrlings zu verneinen. N 

In der Tat iſt ein zwingender Grund nicht erſichtlich, die 
Lehrverträge von der Löſungsmöglichkeit des § 29 auszu⸗ 
nehmen, nachdem ſie, wie geſagt, grundſätzlich auch als Dienſt⸗ 
verträge erſcheinen. Wohl dient das Vergleichsverfahren der 
Fortführung, der Aufrechterhaltung des Betriebes. Dieſe Auf 
rechterhaltung ſoll aber gerade ermöglicht werden durch die 
Löſung von längerfriſtigen Dienſtverhältniſſen. Die wirtſchaft⸗ 
liche Geſundung des Vergleichsſchuldners ſoll erſtrebt werden 
durch Perſonalverminderung. Zu deren Herbeiführung und 
zur Rettung eines für die Wirtſchaft tätigen Faktors erſcheint 
im Einzelfall auch die Löſung von Lehrverhältniſſen als 
wünſchenswert. Schließlich hat ja auch häufig der Lehrling 
ſelbſt gar kein Intereſſe mehr an der Fortſetzung des Lehr? 
verhältniſſes mit einem wirtſchaftlich unſicheren Lehrherrn. 

Es ſteht m. E. der Entlaſſung des Lehrlings im gericht“ 
lichen Vergleichsverfahren mit Ermächtigung des Vergleichs“ 
richters und der Erteilung der Ermächtigung nichts im Wege, 

Was deu Zeitpunkt der Kündigung anlangt, jo kann hier 
auf die zu 8 22 KO. gemachten Erörterungen verwieſen 
werden. a 

Aus deu gleichen Gründen wie dort rechtfertigt ſich nur 
eine Kündigung ohne Einhaltung einer Friſt. N 

Im Hinblick auf die Natur des Lehrvertrages als eines 
perſönlichen Lehr-, Erziehungs-, Fürſorge- und Ausbildung?” 
vertrages halte ich den Lehrherrn auch hier für verpflichtet, du 
Falle der Auflöſung des Lehrverhältniſſes durch ihn ſelbſt, alle 
Maßnahmen zu ergreifen, um dem Lehrling eine weitere W 
bildung in einem anderen Unternehmen zu ermöglichen. In 
ſoweit verdient der Lehrling auf jeden Fall Schutz. 

Damit iſt auch hier zugleich für die Frage eines Sch a“ 
denserſatzanſpruchs des Lehrlings — § 30 VerglO. — 
der Weg gewieſen. Es iſt unhaltbar, wenn man im gericht 
lichen Vergleichsverfahren den Lehrling mit Entſchädigung. 
anſprüchen am Vergleich beteiligt fein läßt, während ma 
ihm bei der im ganzen noch viel günſtigeren Betriebs- 
ſtillegung keinerlei Anſprüche zuerkennt. 0 

Wie im Falle des Konkurſes iſt auch hier mit Rückſicht 
auf die Stellungnahme des RArbG. bei Betriebsſtillegung 
ein Schadenserſatzanſpruch des Lehrlings davon abhängig 3 
machen, daß der Lehrherr es unterlaſſen hat, alle Möglich 
keiten zu verſuchen, dem gekündigten Lehrling eine anden 
Lehrſtelle zu verſchaffen. Nur wenn ſich der Lehrheue 
in dieſer Richtung nicht augemeſſen bemüht 
hätte, würde dem Lehrling ein entſprechende! 
Schadenserſatzanſpruch zuſtehen. 


68. Jahrg. 1934 Heft 46] 


Aufſätze 
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Lund ſtellenverzeichnis der Entſcheidungen des Reihsgerichts in Fivilſachen 
Von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin 
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ſcheidungen ſind an den angegebenen Stellen in der Juriſtiſchen Wochenſchrift veröffentlicht 
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änderung: JW. 1934, 2910 5 
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rung: JW. 1934, 1644 3 
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Rechtsverluſt: JW. 1934, 17219 
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Zur Auslegung des 8 25 der Reichsſtraßenverkehrs⸗ 
ordnung 


Die am 1. Okt. 1934 in Kraft getretene RStraßVerkO. hat es 
grundſätzlich vermieden, durch vielerlei Einzelvorſchriften den Ver⸗ 
kehr zu hemmen und einzuengen. Einzelbeſtimmungen ſind nur er⸗ 
laſſen, ſoweit ſie zur Regelung des Verkehrs unbedingt notwendig 
ſind. Welche Verpflichtungen ein ſorgfältiger, verſtändiger, die je⸗ 
weilige Verkehrslage beachtender Volksgenoſſe im Verkehr im all⸗ 
gemeinen erfüllen muß, darüber gibt der Geſetzgeber in der General⸗ 
klauſel des S 25 RStraßVerk O. Auskunft, wonach jeder Teilnehmer 
im öffentlichen Verkehr ſich ſo zu verhalten hat, daß er keinen an⸗ 
deren ſchädigt oder mehr, als nach den Umſtänden unvermeidbar, 
behindert oder beläſtigt. Geſetzestechniſch bietet die Faſſung einer 
Generalklauſel immer Schwierigkeiten, denn es iſt nicht ſo einfach, 
Richtlinien zur Regelung aller möglichen Vorgänge des Lebens in 
einem allgemeinen Gedanken zum Ausdruck zu bringen. Die Re⸗ 
gelung des $ 25 RStraßVerk O. iſt jedoch eine ſehr glückliche. Denn 
ſie bringt klare, deutliche und ſcharfumriſſene Tatbeſtandsmerkmale 
und bewährt ſich gerade dann, wenn es gilt, einen Verkehrsteil⸗ 
nehmer, der ſchuldhafterweiſe einen Unfall verurſacht oder ſonſt⸗ 
wie die Rechte anderer Wegebenutzer beeinträchtigt hat, ſtraf⸗ 
rechtlich zur Verantwortung zu ziehen. Der Verkehrsteilnehmer 
muß alſo grundſätzlich für ſein Verhalten im Verkehr dann ein⸗ 
ſtehen, wenn er einen anderen ſchuldhafterweiſe geſchädigt, behin⸗ 
dert oder beläſtigt hat. Er bleibt jedoch in der Regel ſtraflos, wenn 
dieſe Vorausſetzungen nicht erfüllt ſind, ſofern er nicht ganz be⸗ 
ſtimmte, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit im Verkehr un⸗ 
bedingt erforderliche Einzelvorſchriften verletzt hat. Auf Grund der 
Generalklauſel des 8 25 NStraßVerkO. iſt es ſogar möglich, be⸗ 
ſtimmte Verkehrsteilnehmer, die ſich verkehrswidrig verhalten haben 
und die ſtrafwürdig ſind, jetzt zur Rechenſchaft zu ziehen, während 
ſie nach den bisher geltenden Vorſchriften ſtraflos blieben. Zum 
Beiſpiel macht ſich ein Kraftfahrer, der trotz Beachtung der Ge⸗ 
ſchwindigkeitsvorſchrift des 8 18 KraftfVerkVO. infolge Unacht⸗ 
ſamkeit einen Radfahrer anfährt und dabei deſſen Fahrrad be⸗ 
ſchädigt, jetzt nach $ 25 RStraßVerkO. ſtrafbar, während er früher 
nicht geſtraft werden konnte, da $ 17 Abſ. 1 KraftfVerkVO. keine 
ſelbſtändige Strafvorſchrift war. 

Die Abgrenzung der Tragweite der Generalklauſel des § 25 
NStraßVerk O. bietet gleichwohl in gewiſſer Hinſicht Schwierig⸗ 
keiten. Aufgabe der Rechtſprechung wird es ſein, unter Berückſich⸗ 
tigung des Inhalts der Präambel der RStraßVerkO. und der Be⸗ 
ſtimmungen der Ausführungsanweiſung zur RStraßVerkO. 
die richtigen Grenzen abzuſtecken. Zweifelhaft erſcheint nämlich die 
Frage, ob ſich ein Verkehrsteilnehmer nach §S 25 RStraßVerkO. 
nur dann ſtrafbar macht, wenn er tatſächlich einen anderen Wege- 
benutzer geſchädigt, behindert oder beläſtigt hat oder ob er auch 
ſchon dann § 25 verletzt hat, wenn er einen anderen nur ernſtlich 
gefährdet hat, ohne ihn zu ſchädigen, behindern oder zu be⸗ 
läſtigen. Mit anderen Worten, genügt zur Erfüllung des Tatbe⸗ 
ſtandes des § 25 RStraßVerkO. ſchon eine abſtrakte Gefährdung 
oder nur die konkrete Schädigung oder Beeinträchtigung eines an⸗ 
deren, regelt $ 25 nur ein Verletzungsdelikt oder auch ein 
Gefährdungsdelikt? 

Auf den erſten Blick möchte man meinen, daß eine bloße Ge⸗ 
fährdung eines anderen nicht genügt, um den Tatbeſtand des § 25 
NStraßVerkO. zu verwirklichen. Denn dieſer Paragraph gebraucht 
ja nur die Worte „ſchädigen, behindern und beläſtigen“, vermeidet 
aber das Wort „gefährden“, das der Geſetzgeber ohne weiteres in 
den Wortlaut des Paragraphen hätte einſetzen können. Der Wort⸗ 
laut des 5 25 iſt alſo ſehr konkret gefaßt. Für eine ſtark konkrete 
Auslegung dieſes Paragraphen würde auch die Präambel der 
RStraßVerkO. richtunggebend fein, die darlegt, daß die neue Ver⸗ 
kehrsregelung großzügig und einfach iſt und den Verkehr mit klein⸗ 
lichen Vorſchriften nicht beengen will. Eine allzu abſtrakte Aus⸗ 
legung des § 25 RStraßVerkO. kann nämlich leicht ins Uferloſe 
führen, eine komplizierte Rechtſprechung erzeugen und die Verkehrs⸗ 
teilnehmer ſtark in ihrer Bewegungsfreiheit einengen, was ja ge⸗ 
rade der Geſetzgeber verhüten will. Eine mehr konkrete Auslegung 
des § 25 RStraßVerk O. dagegen bringt vor allem bei der Klärung 
der Schuldfrage bei Verkehrsunfällen eine glückliche Abgrenzung 
der Pflichten und Rechte der Verkehrsteilnehmer. 

Aus dieſen Gründen zu folgern, daß § 25 RStraßVerkO. nur 
ein Verletzungsdelikt ſei und daß die bloße ernſtliche Gefährdung 
eines anderen durch einen Wegebenutzer an ſich ſtraflos bleibe, wäre 
gleichwohl verfehlt. Es iſt nämlich bei Löſung der geſtellten Frage 
zu berückſichtigen, welche Auslegung die Ausführungsanweiſung 
zur RStraßVerkO. dem § 25 RStraßVerkO. in Form einer Ge⸗ 
ſetzesinterpretation gibt. Wenn man aber die Beſtimmungen der 
Ausführungsanweiſung zum $ 25 betrachtet, fo ergibt ſich un⸗ 
ſchwer, daß der Geſetzgeber darin auch den Gefährdungs⸗ 
gedanken betont. Unter den Ziffern I— VII find eine Reihe von 
Einzelvorſchriften erlaſſen, die zweifellos auch bezwecken, eine Ge⸗ 
fährdung der Verkehrsteilnehmer zu verhüten. So werden auch 
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die Worte „gefährdet“ und „Gefährdung“ in II Abſ. 3 und 4 ge 
braucht. Dabei hebt der Geſetzgeber ausdrücklich in Abſ. 2 vor 
Ziffer I hervor, und zwar vor Aufzählung der einzelnen Vorſchrif⸗ 
ten, daß „auf Grund von § 25 vom Verkehrsteilnehmer zur 
Verhinderung von Schädigungen oder nach den Umſtänden 
unvermeidbare Behinderungen oder Beläſtigungen im einzelnen 
insbeſondere zu fordern jei: ... „Aus dem Wort „insbeſondere 
ergibt ſich, daß die in der Ausführungsanweiſung zum $ 25 aufge 
führten Gefährdungshandlungen nicht erſchöpfend find. Diele 
Art von Regelung ſteht mit dem Wortlaut des 8 25 RStraßvVerkO. 
nicht in Widerſpruch. Sein Wortlaut kann auch, ohne daß dem 
ſprachlichen Sinn Gewalt angetan wird, auch ſo ausgelegt werden, 
daß ſich jeder Verkehrsteilnehmer ſo zu verhalten hat, daß als 
Folge ſeines Verhaltens weder eine Schädigung noch eine Be⸗ 
Anderung oder Beläſtigung eines anderen eintritt oder eintreten 
ann. 

Das Ergebnis dieſer Ausführungen iſt alſo, daß ein Verkehrs- 
teilnehmer, der durch verkehrswidriges, vermeidbares und ſchuld⸗ 
haftes Verhalten einen anderen bloß gefährdet, ohne ihn zu ſchä⸗ 
digen, nach $ 25 RStraßVerkO. ſtrafbar fein kann. Freilich er’ 
füllt nicht jede Gefährdung ſchlechthin den Tatbeſtand dieſes Para“ 
graphen. Sein Rahmen darf nicht allzuſehr ausgeweitet oder gar 
geſprengt werden, und zwar aus den oben erwähnten Gründen, 
die für eine konkrete Auslegung des Paragraphen ſprechen. Die 
bereits angeführten einſchlägigen Richtlinien der Präambel der 
NStraßVerkO. müſſen beachtet werden. Es darf nicht verge 
werden, daß das Wort „gefährden“ im § 25 RStraßVerkoO. über⸗ 
haupt nicht ſteht. Es muß daher hervorgehoben werden, daß eine 
ſtrafbare Gefährdung im Sinne des Gedankenkreiſes des 8 25 
RStraß VerkO. nur dann gegeben iſt, wenn fie wirklich erheb⸗ 
lich iſt und nur deshalb nicht zu einer Schädigung oder Beein⸗ 
trächtigung eines anderen geführt hat, weil ein glücklicher Zufall 
oder beſondere Geiſtesgegenwärtigkeit des Bedrohten dies Ver“ 
hindert hat. In der Regel wird eine ſtrafbare Gefährdung auch 
eine Behinderung oder Beläftigung im Sinne des § 25 RStraß⸗ 
VerkO. fein, wobei die Beläſtigung ſowohl körperlich wie auch 
ſeeliſch fein kann. Eine ſeeliſche Beläſtigung dürfte, nebenbei er“ 
wähnt, ſchon vorliegen, wenn der gefährdete Verkehrsteilnehmer ſich 
aus berechtigten Gründen über das Verhalten des anderen ent⸗ 
rüſtet. Strafbar nach $ 25 RStraßVerkO. wegen bloßer Gefähr- 
dung anderer machen ſich beiſpielsweiſe Kraftfahrer, die beim Über— 
holen in ungenügend ſeitlichem Abſtande jo nahe an einem Rad“ 
fahrer vorbeifahren, daß ſie ihn ernſtlich gefährden. Auch ſind Fälle 
denkbar, wo Verkehrsteilnehmer durch Linksfahren oder durch leicht⸗ 
ſinniges Überholen an Wegekreuzungen wegen bloßer Gefährdung 
anderer nach $ 25 RStraß Verk. ſtrafrechtlich verantwortlich ſind. 
Dagegen genügt eine allgemeine Gefährdung auf keinen Fall, 
um den Tatbeſtand des § 25 RStraßVerk O. zu erfüllen. Die Ge⸗ 
fährdung muß ſich immmer in einem ganz beſtimmten einzelnen Fa 
auswirken. Zum Beiſpiel iſt ein angetrunkener Kraftfahrer, der 
infolge ſeines Angetrunkenſeins nicht mehr zur ſicheren Führung 
eines Kraftfahrzeugs imſtande iſt und trotzdem ein Fahrzeug lenkt, 
ohne jemand bei der Fahrt zu ſchädigen, behindern oder zu be 
läſtigen, nicht deshalb nach $ 25 RStraß Verk. ſtrafbar, weil ſein 
Fahren in trunkenem Zuſtande ganz allgemein eine Gefahr für 
die anderen Wegebenutzer iſt. Hinzukommen muß vielmehr, daß er 
irgendeinen beſtimmten Wegebenutzer gefährdet hat. 

AGR. Dr. Zapf, München. 


Ausflattunasanfprud; der Erbhoftochter! 


§ 30 Abſ. 2 NExbhof®. ſieht für die weiblichen Abkömmlinge 
des Erblaſſers einen Ausſtattungsanſpruch vor, ſoweit die Mittel 
des Hofs dies geſtatten. Die Ausſtattung kann insbeſ. auch in der 
Gewährung von Mitteln für die Beſchaffung einer Siedlerſtelle 
beſtehen. Für Streitigkeiten auf Grund dieſer Beſtimmung iſt nach 
$ 32 die Regelung des Anerb®. fo vorgeſehen, daß eine billige Be⸗ 
rückſichtigung der Verhältniſſe der Beteiligten ſtattzufinden hat, ſo 
daß der Hof bei Kräften bleibt. 

Dieſe Vorſchrift wird vom 23. ZivSen. des KG. in den Akten 
23 W 6518/34 dahin ausgelegt, daß § 30 RErbhofſg. eine beſondere 
Regelung des Ausſtattungsanſpruchs der Erbhoftochter bringe, die 
die SS 1620 ff. BOB. ausſchließe. Dieſe Regelung ſoll auch für den 
Fall gelten, daß der Bauer noch lebt und die Tochter gegen ihn 
ihren Ausſtattungsanſpruch geltend macht, ſo daß eine Klage darauf 
nicht bei dem ordentlichen Gericht zu erheben wäre, ſondern da 
AnerbG, angerufen werden müßte. 

Dieſe Auslegung kann als richtig nicht angeſehen werden. Das 
geht ſchon aus Bem. VI 2 zu § 30 im Erläuterungsbuch von Dr. 
Vogels, 2. Aufl., hervor, in der es heißt: Die Anſprüche aus 
§. 30 entſtehen nur bei Erbfällen, die ſich nach dem Zeitpunkt er⸗ 
eignen, zu dem die Beſitzung Erbhof geworden iſt. Erbfälle, die 
vor dieſem Zeitpunkt liegen, richten ſich nach dem bisher gelten⸗ 
den Recht. x 

Die ausdrückliche Erwähnung der Erbfälle zeigt, daß an 
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Rechtsvorgänge unter Lebenden nicht gedacht iſt. Dies ergibt ſich 
auch daraus, daß § 30 im dritten Abſchnitt des Geſetzes unter der 
überſchrift „Erbfolge kraft Anerbenrechts“ aufgeführt iſt. Die Er⸗ 
muterungsbücher von Brinkmann und Roſcher ſowie 
Baumecker erwähnen den Fall nicht, auch der Leitfaden von 
Saure teilt darüber nichts mit. 

Ju der Deutſchen Juſtiz 1934, 1250 ff. iſt ein Beſchluß des 
erſten Senats des LErbhczer. Celle v. 19. Juni 1934 abgedruckt, 
in dem die Frage erörtert, aber nicht eutſchieden wird, ob die 
Erbhoftochter für den Fall der Übergabe des Erbhofs durch den 
Vater bei feinen Lebzeiten an den Anerben die Ausſtattungs⸗ 
bzw. Ausſteueranſprüche nach $ 30 Erbhof G. erſt mit dem Tode 
des Vaters geltend machen kann oder ob ſie ſchon vorher gegen 
den Übernehmer des Hofes vorgehen kann. In der Anmerkung 
dazu führt Dr, Vogels aus, daß ihr ein Anſpruch nach $ 1620 
SGB. gegen ihren Vater zusteht, daß fie aber gegen den Über⸗ 
nehmer des Hofs kein Recht geltend machen kann, womit die 
hier vertretene Anſicht nochmals beſtätigt wird. 

Inzwiſchen iſt ein derartiger Fall in einem Beſchluß des Erbh⸗ 
Ger. Roſtock vom 18. Juni 1934 entſchieden worden, der in der 
JW. 1954, 27905 abgedruckt iſt. Seine Ausführungen legen die 
Sachlage vollkommen klar dar, ihm ſchließt ſich auch Vogels in 
ſeiner Beſprechung dazu an, auf ſie wird verwieſen. 

Die S$ 19—36 NErdhof®. regeln lediglich erbrechtliche Fra⸗ 
gen, ſie können demnach nicht für andere Fälle verallgemeinert 
werden. Es fehlt jede beſondere Regelung des Ausſtattungsan⸗ 
lpruches der Erbhoftochter, ſolange der Bauer lebt. 

Es find daher die Vorſchriften des BGB. darüber nicht ge⸗ 
andert worden. Ebenſowenig iſt eine beſondere Zuſtändigkeit des 
Anerb®. beſtimmt worden. Es wird ſelbſtverſtändlich in einem 
ſolchen Falle immer angebracht ſein, wenn die Tochter ſich zu— 
nächſt wegen der Regelung der Angelegenheit an den Kreisbauern⸗ 
führer wendet. Falls aber deſſen Eingreifen erfolglos iſt und der 
echtsweg eingeſchlagen werden muß, hat ſie die Klage beim 
ordentlichen Gericht zu erheben. 
„Die Erbhoftochter hat demnach das Klagerecht vor dem ordent⸗ 
lichen Gericht, wenn ihr Vater ſeiner geſetzlichen Verpflichtung 
nicht nachkommt. Dieſes hat bei der Entſcheidung über die Größe 
und den Umfang der Ausſtattung alsdann die beſonderen Ver⸗ 
galtniſſe des Erbhofs zu berückſichtigen, was ſich ſchon aus dem 
Wortlaut des § 1620 BB. ergibt. 

Für die Praxis iſt die Frage wichtig, um unnötige Koſten 
durch die Anrufung eines unzuſtändigen Gerichts zu vermeiden, 
ſodann aber auch wegen § 1623 Beh., nach dem der Anſpruch auf 
die Ausſteuer in einem Jahre von der Eingehung der Ehe an ver- 
jährt. Die Erhebung der Klage vor dem ordentlichen Gericht muß 
demnach innerhalb der Friſt bewirkt werden. 

Ein Fall der Aufnahme einer Hypothek durch den Bauern für 
Anſchaffung von Mitteln der für feine Kinder erforderlichen Aus⸗ 
ltattung wird übrigens in JW. 934, 1426 behandelt 

RA. Dr. Hawlitzky, Forſt i. L. 


Univerfität Berlin 
Anſtitut für Auslands: und Wirtſchaftsrecht 
Direktor: Prof Dr. Ernſt Heymann 
Winter⸗Semeſter 1934/35 
1. Grundzüge des Deutſchen Privatrechts un⸗ 
ter Berückſichtigung desengliſchen und fran⸗ 


zöfiſchen Rechts, Mo., Di., Do., Frei. 9—10, publ. Be⸗ 
ginn: 1. Nov. Aud. 3, Aulageb.: Prof. Dr. E. Heymann. 


2. Franzöſiſches Privatrecht, II. Teil (Fami⸗ 
lien⸗ und Sachenrecht), in deutſcher Sprache, Fr. 18 
bis 19, publ. Beginn: 2. Nov. Aud. 91: Priv Doz. Dr. Wahl. 


3. Organisation des pouvoirs publies en 
France, in franzöſiſcher Sprache, Mo. 16—17, publ. Be⸗ 
ginn: 12. Nov. Aud. 229: Lektor Dr. Olivier⸗Henrion. 

4. Einführung in Kapitel des franzöſiſchen 
Strafrechts (Fortſetzung), in franzoſiſcher Sprache, Fr. 15 
bis 16, publ. Beginn: 16. Nov. Aud. 229: Lektor Dr. Oli⸗ 
vier⸗Henrion. 

5. Das Rechtder öſtlichen Randſtaaten, Do. 16—17, 
publ. Beginn erſt nach Weihnachten, Tag wird noch angezeigt. 
Aud. 229: Dr. Georg Krauß. 


6. Das ruſſiſche öffentliche Recht der Sowjet⸗ 
Union, Do. 16—17, publ. Beginn: 15. Nov. Aud. 70: Priv⸗ 
Doz. Dr. Victor Leontovitſch. 


7. Einführung in die italieniſche Rechtswiſ⸗ 
ſenſchaft, insbeſ. in die des Privatrechts, mit 
Berückſichtigung der Rechtsterminologie, 
jeden 2. Di. 1719, publ. Beginn: 13. Nov. Aud. 227: Prof. 
Lea Meriggi (Mailand). 


8. Wirtſchaftsrecht der Vereinigten Staaten 
von Amerika, insbeſ. Neuyorks, Do. 17—18. Be⸗ 
ginn wird noch mitgeteilt. Aud. 227: Dr. Higgins, Anw. 
a. Ob. Gerichtshof d. Ver. Staaten. 


9. Das modernechineſiſche und japaniſche Pri⸗ 
vatrecht II (Familien⸗, Erb⸗ und Handels⸗ 
(recht), Di. 15—16, publ. Beginn: 13. Nov. Aud. 229: Aſſeſſor 
Dr. Karl Bünger. 

10. Einführung in die kaufmänniſche Buchfüh⸗ 
rung, Mi. 8—9, publ. Beginn: 7. Nov. Aud. 72: Dr. Wal ⸗ 
ter Schuſter, Priv Doz. a. d. Handels-Hochſchule. 


11. Ubungen in der kaufmänniſchen Kalkula⸗ 
tion, Mi. 9—10, publ. Beginn: 7. Nov. Aud. 230: Dr. Wal⸗ 
ter Schuſter, PrivDoz. a. d. Handels⸗Hochſchule. 


12. Einführung in das Bau⸗ und Maſchinen⸗ 
weſen, einſchließlich des Eiſenbahnweſens, 
für Juriſten und Nationalökonomen, mit Lichtbildern und Ex⸗ 
kurſionen, Di 13—14, publ. Beginn: 13. Nov. Aud 72: Prof, 
Dr. Wilhelm Franz und Prof. Dr. v. Hanfſtengel. 


13. Techniſche Fragen zum Patent⸗, Muſter⸗ und 
Markenrecht Deutſchlands und des Auslan⸗ 
des], Allgemeiner Teil, mit Lichtbildern, Mo. 18—20, publ. 
Beginn: 5. Nov. Aud. 72: Patentanwalt Dr. Schack. 


Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß einige kleine Ande⸗ 
rungen gegenüber dem gedruckten Vorleſungs-Verzeichnis der Uni⸗ 
verſität (S. 24) vorliegen. 

Wegen evtl. weiterer Vorleſungen und Kurſe und wegen evil. 
Ermäßigung der Hörerſcheingebühr Näheres am ſchwarzen Brett 
und Zimmer 225. 

Geh. FR. Prof. Dr. Ernſt Heymann, Berlin. 


Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten 


Keichsfachgruppe Rechtsanwälte 


Anordnung 


Durch die für die Deutſche Arbeitsfront getroffene Neuregelung 
wird weder der Aufbau der Deutſchen Rechtsfront noch die Gliederung 
des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Jariſten berührt. Gemäß 
ber vom Führer und Reichskanzler Adolf Hitler unter dem 30. Mat 
1933 gegebenen Anweiſung und Vollmacht erfaßt ausſchließlich der 
Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten als organiſatoriſcher 
Träger der Deutſchen Rechtsfront nach wie vor alle mit dem Recht 
berwurzelten Berufsgruppen und Amtsträger, wie Rechtsanwälte, 
Notare, Verwaltungsjuriſten, Wirtſchaftsprüfer, Volkswirte, rechts⸗ 
und wirtſchaftswiſſenſchaftliche Hochſchullehrer, Richter, Staatsanwälte 
und Rechtspfleger, als Standesgruppe. Für die Abgrenzung der Zu⸗ 
Nandigkeit der Deutſchen Arbeitsfront und der Dentſchen Rechtsfront 
gilt die Vereinbarung zwiſchen den beiden Organiſationen v. 2. Mai 1934. 
Reichsleiter der Rechtsabteilung⸗R. 
Dr. Hans Frank. 
Berlin, den 7. Nov. 1934. 


Gautagung in hagen 


Im Auſchluß an den Bericht JW. 1934, 2834 wird nach⸗ 
ſtehend die Rede des Gauleiters Joſef Wagner zur Ver⸗ 
öffentlichung gebracht. 


Meine deutſchen Volksgenoſſen! 


Die nationalſozialiſtiſche Revolution hat eine neue Ordnung 
geſchaffen. Dieſe Ordnung muß eine Rechtsordnung ſein, wenn der 
von uns darauf aufgebaute Staat von Dauer und Beſtand ſein will. 
Das Bewußtſein der Rechtsſicherheit iſt entſcheidend für eine Ronftante 
Entwicklung, die als neue Epoche des deutſchen Schickſals anzu⸗ 
ſprechen iſt. 8 

So einfach dieſe Wahrheit auch klingen mag, ſo weitgreifend 
geht ſie in ihren Wirkungen. 

Die neue Ordnung iſt nicht entſcheidend aus einer formalen 
Verteilung der Verhältniſſe, vielmehr geboren aus einem inneren, 
ſeeliſchen Zwang, der in der Weltanſchauung des Nationalſozialismus 
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verwurzelt ift. Über dem Werden der Neuordnung ſteht die treibende 
Kraft der nationalſozialiſtiſchen Idee, die unabläſſig auf eine Voll⸗ 
endung des eingeleiteten Geſchehens drängt. 

Hier gegenüber ſteht die Wirklichkeit des Alltags, behaftet mit 
den zum Teil verhängnisvollen übernommenen Anſchauungen der Ver⸗ 
gangenheit, vielfach getragen von Menſchen mit einer entſprechenden 
Mentalität. Hinzu tritt das Fortbeſtehen einer vererbten Geſetzes⸗ 
möglichkeit, der das geſamte öffentliche Leben des deutſchen Volkes 
bis zur Stunde unterſtellt iſt. 

Nichts iſt ſelbſtverſtändlicher als die ſich aus dem Widerſpruch 
zwiſchen Idee und Alltag ergebenden Reibungen und Spannungen. 
Die glückliche Auflöſung dieſes Widerſpruches in einer gewiſſen Zeit⸗ 
ſpanne ſtellt die Harmonie zwiſchen Rechtsnorm und Rechtsgefühl 
der Nation her. 

Die große Aufgabe der Rechtsordnung in Deutſchland bewegt 
ſich ſomit in der Richtung einer ſinnvollen und lebendigen Durchdrin⸗ 
gung unſerer geſamten Rechtsauffaſſung, Rechtsdeutung und Recht⸗ 
ſprechung, um auch auf dieſem Gebiete der nationalſozialiſtiſchen 
Idee zum ſiegreichen Durchbruch zu verhelfen. 

Es bleibt der nationalſozialiſtiſchen Bewegung vorbehalten, aus 
dem Wiſſen und Erkennen um dieſe Dinge mutig an die organiſche 
Neugeſtaltung des Rechtes heranzugehen, um der geſchaffenen Staats⸗ 
und Vollsordnung hier in rechtlicher Beziehung die feſte Unter⸗ 
mauerung zu beſcheren. 

Entſcheidend für die jetzige und künftige Rechtsgeſtaltung im 
neuen Deutſchland ſind zwei grundſätzliche Gedanken. Einmal iſt es 
das Wiſſen um die Quellen, aus denen Rechtsgefühl, Rechtswollen 
und empfinden unſeres Volkes aus nationalſozialiſtiſcher Idee ent⸗ 
ſpringen, und zum anderen iſt es die innere Haltung der Menſchen, 
die das Recht ſchafſen, als Recht ſprechen und zur Anwendung bringen. 

Die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung haftet in der völkiſchen 
Idee und bekennt ſich zu Blut, Boden und Raſſe. Das Recht als 
ſolches muß notwendig Ausdruck dieſes völkiſchen Bewußtſeins der 
Nation und durchblutet von einem geſunden völkiſchen Gefühl ſein. 
So allgemeiner Natur dieſe Definition der veränderten Auffaſſung 
des Rechtes auch erſcheinen mag, bezeichnet ſie dennoch die eigentliche 
Quelle, aus der es zu ſchöpfen hat. Wer Recht im nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Sinne geſtalten will, unterliegt dem Zwang, ſtets auf das 
Leben des Volkes ſelbſt zu ſchauen und bemüht zu bleiben, immer 
wieder aus der natürlichen Empfindungs⸗ und Bewußtſeinswelt der 
Nation zu ſchöpfen. 

Selbſtverſtändlich ſtellt dieſe Forderung den Meuſchen vor die 
Aufgabe, ſelbſt in die Tiefen natürlichen Volksbewußtſeins und Emp⸗ 
findens einzudringen, um von dort her Geſetzesſchöpfung und Rechts⸗ 
norm lebensvoll aufzuſtellen, die als überbindende Beſtimmung für 
155 e des Volkes im Staate unbedingt erforder⸗ 
lich ſind. 

Auch das nationalſozialiſtiſche Rechtsprinzip ſteht den Problemen 
gegenüber, die immer und zu allen Zeiten Menſchen und Staaten 
bewegt haben und bewegen werden, Fragen des Staates und des 
Volkes in ihren Beziehungen zueinander, Fragen der Einzelperſon 
gegenüber Volk und Staat und umgekehrt, überhaupt alle Fragen, die 
ſich aus unſerem Sein in der Gemeinſchaft und unſerem Willen zur 
Perſönlichkeit notwendig ergeben. 

Neben dieſen Tatſachen dürfen jene charakteriftifchen Eigen⸗ 
ſchaften des deutſchen Menſchen, die, ausgebildet zu einem gewiſſen 
Hang, ſehr leicht geeignet ſind, einſeitige Bildungen von Rechts⸗ 
anſchauung und Rechtsformulierung zu ermöglichen, nicht außer acht 
gelaſſen werden, weil hier eine der Quellen zum Mißvergnügen aus 
empfundenem Unrecht zu ſehen iſt. 

Die Schöpfer des nationalſozialiſtiſchen Rechtes ſollen nie ver⸗ 
geſſen, daß der Drang des Deutſchen zum Syſtematiſchen und Gründ⸗ 
lichen ſehr leicht auf dem Gebiete des Rechtslebens in eine gewiſſe Er⸗ 
ſtarrung hineinführt, die im Buchſtabenrecht und deſſen bialektifchen 
Anwendung den Ausdruck finden. Zwiſchen geſchriebenem Recht oder 
anders ausgedrückt zwiſchen notwendiger Norm und blutvollem Leben 
einen harmoniſchen Ausgleich und eine ſinnvolle Angleichung zu fin⸗ 
den, das iſt die große Aufgabe, die ewig in der Rechtsgeſtaltung und 
ihrer Anwendung lebendig iſt. 

Mit dieſen kurzen, nach meiner Meinung grundſatzlichen Aus⸗ 
führungen habe ich auf den Weg gezeigt, den das nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Deutſchland im Zuge einer neuen Rechtsentwicklung gehen muß. 

Das Werden einer neuen Rechtsordnung, die im Rechtsſtaat 
ihren Ausdruck findet, kann nicht die Sache eines einfachen Erſetzens 
der bisherigen geſamten Geſetze durch neu geſchriebene ſein, viel⸗ 
mehr bedarf es einer organiſchen und langſamen Entwicklung aus 
dem praktiſchen Leben heraus unter dem Licht der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Weltanſchauung. Nur ſo kann die Gewähr gegeben ſein, daß 
möglichſt ein Recht entſteht, von dem zu ſagen iſt, daß es möglichſt 
nahe an die völkiſche Empfindungs⸗ und Bewußtſeinswelt der Nation 
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heraureicht und aus dieſem Grunde vom Volke im ganzen als mich“ 
liches, lebendiges Recht empfunden und bejaht wird. 8 4 

Träger und Vollſtrecker und damit auch immer wieder Mit- und 
Neugeſtalter am Recht iſt der Menſch, der berufen iſt, Recht zu ver⸗ 
teidigen, Recht zu ſuchen und Recht zu ſprechen. Wenn dieſe Men⸗ 
ſchen künftighin der von mir entwickelten Auffaſſung über die neue 
Richtung im Rechtsleben genügen ſollen, iſt es erforderlich, daß ſie 
ſelbſt aus gleicher Perſpektive die Fragen betrachten. Es wird darum 
nicht möglich ſein, daß Menſchen, die der nationalſozialiſtiſchen Ge⸗ 
dankenwelt völlig fernſtehen, jemals in der Lage ſein werden, einem 
ſolchen lebendigen Recht zu genügen bzw. ihm wirklich zu dienen. 

Wenn nicht Geiſt und Gefühl des einzelnen aus der Bejahung 
des völkiſchen Gedankens heraus in nationalſozialiſtiſcher Program“ 
matik das Leben betrachten und demgemäß die Rechtsordnung, das 
Rechtswollen in Staat und Volk zu erfaſſen vermag, wird der be 
treffende Menſch nie in der Lage ſein, den Gedanken und Anforde” 
rungen eines neuen Rechtslebens zu genügen. Die kommenden 
Rechtsträger und Rechtſprecher in Deutſchland müſſen Nationalſozig⸗ 
liſten aus Überzeugung und Gefühl ſein, wenn unſer junges Wert 
auf die Dauer als lebendige Inſtitution eines echten völkiſchen Rechts“ 
lebens vont ganzen Volk empfunden werden ſoll. 

Auch vom Recht gilt zu guter Letzt das gleiche, was von allen 
anderen großen Lebensgebieten geſagt bleibt. Es muß durch ab 
nationalſozialiſtiſche Idee erfaßt und geftaltet fein. Recht muß künf⸗ 
tighin aus völkifcher Verbundenheit erlebt ſein, damit es ſeelen voll 
und von der Nation als zu Recht angewandt, vom Träger des Rech 
tes geſprochen werden kann. 5 

Die größte Aufgabe des nationalſozialiſtiſchen Jurtſtenbundes, 
der ſich in ſeinem Schöpfer und Geſtalter, dem Pg. Dr. Frank, ber 
Schöpfung eines neuen Rechtes gewidmet hat, liegt außer auf ſach⸗ 
lichem Gebiete auf dem Gebiete der menſchlichen Erziehung und Im“ 
bildung zur nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung. 3 

Letzten Endes find es immer Menſchen, die als Träger des 
Rechtes dieſes zur Anwendung bringen. 5 

Die Geſchehniſſe der Gegenwart mit ihren täglichen Beispielen 
beweiſen, wie weit wir in Wirklichkeit von einer poſitiven Neugeſtal⸗ 
tung unſeres deutſchen Rechtslebens noch entfernt ſind. . 

Es wäre abwegig, aus dieſer Feſtſtellung irgendwelche falſchen 
Schlüſſe ziehen zu wollen. Wie ſchon oben geſagt, kann die Neu- 
geſtaltung unſeres Rechtes nur im Wege einer organiſchen Entwick 
lung aus grundſätzlicher Auffaſſung und praktiſcher Erfahrung wer 
den. Desgleichen darf man den Menſchen, die Recht ſprechen au⸗ 
völlig anderer Geiſtigkeit und den Sinn der jetzigen Epoche nich 
verſtehen, keinen allzu ſchwerwiegenden Vorwurf wegen ihrer gänz' 
lichen Unzulänglichkeit machen, da ihnen die innere Vorausſetzung 
fehlt, den Erforderniſſen des revolutionären Umbruchs auf dieſem 
Gebiet abſolut entſprechen zu können. N 

Jede Revolution wird nach dem Vollzug des äußeren Mache 
antritts vor die Frage geſtellt, die als letzte Probe auf ihren innere. 
Wert und ihre hiſtoriſche Miſſion ins Große anzuſprechen iſt. Heute 
in der Epoche der evolutionären Entwicklung der nationalſozialiſt! 
ſchen Revolution muß es ſich zeigen, ob die Kraft der Idee und Def 
Menſchen, die ſich ſiegreich machtpolitiſch durchgeſetzt haben, ausreicht, 
um auf ſämtlichen Gebieten des geiftigen, kulturellen und Gefühls 
lebens ſich entſcheidend durchzuſetzen und die errungene äußere Form 
mit der lebendigen Kraft der inneren freudigen Bejahung un 
Geiſtes durch die Nation zu erfüllen. — 

Es bleibt dem nationalſozialiſtiſchen Juriſtenbund und fein 
weiterhin geſchaffenen Inſtitutionen vorbehalten, im Ringen W 
die Geſtaltung eines nationalſozialiſtiſchen Rechtes den Nachwels 
erbringen, daß es ſich auch auf dieſem Gebiete beim Siege der 
wegung tatſächlich um eine echte Revolution handelt. ae 

Das Problem ift ſchwierig, weil überall die Grenzen flüſſig at 
und zugleich Gefahren ins Abſtrakte und Starre lauern. Die Auf 
gabe iſt groß und ſchwer, weil es gilt, in einem langwierigen Prozeß 
Menſchen, die nur zu leicht aus ihrem Werdegang dem Individual 
mus und der reinen Logik verfallen, zu weltanſchaulich gänzlich e 13 
ten Perſönlichkeiten zu erziehen, die aus ihrem inneren Weſen hene 
Gewähr für eine lebendige Erfaſſung eines blutvollen, gefühlten Ren 
tes bieten. Dieſes Ringen wird ein immerwährendes bleiben, 
menſchliche Schwäche ſtets die Gefahr des Abgleitens in ſich bir, 
Einer ziel⸗ und inſtinktſicheren Führung wird es jedoch im j 
von Jahren gelingen, im großen und ganzen eine Ordnung zu ſchaſte 
und Menſchen zu bilden, die zueinander harmoniſch paſſen, weil 
gewachſene Ordnung des Rechtes zugleich der Ausdruck der eigen 
inneren Haltung iſt, von der man ſagen darf, daß fie nationalſoz“ 
liſtiſch beſtimmt ſei. 1 

Auch dieſe Gautagung des Juriſtenbundes zu Hagen wird 2 
meiner Überzeugung fruchtbar in der aufgezeichneten Richtung je 
ken und mithelfen am Werden und Vollenden des von uns beg 
nenen großen Werkes. Der Schöpfung des ewigen Deutſchland. 
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Akademie für Deutſches Recht 


Die Saar als Rechtsproblem 
Eine Denkſchrift der Akademie an die Juriſten der Welt 


Der Präſident der Akademie für Deutſches Recht, Reichsjuſtiz⸗ 
kommiſſar Dr. Hans Frank, und der Vorſitzende des Ausſchuſſes 
für Völkerrecht der Akademie für Deutſches Recht, Univerſitäts⸗ 
profeſſor Dr. Viktor Bruns, veröffentlichen eine Denkfchrift über 
„Die deutſche Saar als Rechtsproblem“ an die Juriſten der Welt. 

Gegenüber den Verſuchen derer, die eine Rückgliederung des 
Saargebietes an Deutſchland mit allen Mitteln zu hintertreiben ver⸗ 
ſuchen, gegenüber den Verſuchen namentlich, aus dem Saarſtatut des 
Verſailler Vertrages und Gelegenheitsbeſchlüſſen des Völkerbundsrates 
Rechtsgrundlagen zu ſchaffen, die einen Vorteil für die Gegner Deutſch⸗ 
lands, einen Nachteil für alle diejenigen darſtellen, welche die Rück⸗ 
kehr des Saargebietes zum deutſchen Vaterland erſtreben, einen Nach⸗ 
teil alſo für die erdrückende Mehrheit der Saarbevölkerung ſelbſt, 
hat die Saardenkſchrift der Akademie für Deutſches Recht einwand⸗ 
freie Klarheit geſchaffen. Was Deutſchland immer wieder zum Aus⸗ 
druck gebracht hat: daß es nichts weiter fordert als reſt⸗ 
loſe Erfüllung der Vertragsbeſtimmungen über die 
Saar, das findet hier in ftreng wiſſenſchaftlicher Methode feine Er⸗ 
läuterung in einer Darſtellung der Rechte und Pflichten, die 
dem Völkerbund und ſeinen Organen im Saargebiet 
aus dem Vertrag auferlegt ſind. 

Die Denhſchrift ſtellt zunächſt feſt, daß ſchon die Anordnung des 

Vertrages für feine Auslegung von Bedeutung iſt. Zu den Artikeln 45 
bis 50 im IV. Teil des III. Abſchnittes des Verſailler Vertrages, 
welche die grundſätzliche Regelung des Schickſals des Saargebietes 
enthalten, ſind die Ausführungsbeſtimmungen in einem Anhang (8 1 
bis 40) beigefügt. Die Vorſchriften des Anhangs können nur eine 
Auslegung erfahren, die ſich mit den grundſätzlichen Beſtim⸗ 
mungen der Artikel 45 bis 50 in Einklang beſindet. 
Die Denkſchrift umreißt dann die Aufgaben des Völkerbundes 
in der Saarfrage: einerſeits als Treuhänder die internationale Ver⸗ 
waltung des Saargebiets für die 15jährige Friſt einzurichten, ſie 
während dieſer Zeit zu überwachen und dann die Zwiſchenverwaltung 
zu beendigen. Andererſeits hat der Völkerbund die unbeein⸗ 
flußte Volksabſtimmung durchzuführen und nach Maß⸗ 
gabe des Ergebniſſes der Volksabſtimmung ſeine Entſcheidung über 
den künftigen Souveränitätsträger zu treffen. 

Die Denkſchrift ſtellt heraus, daß die Befugniſſe des Völker⸗ 
bundes, die für ihn zugleich Pflichten ſind, durch den Verſailler Ver⸗ 
trag feſt umgrenzt find: er hat Maßnahmen nur für die Zeit bis 
zur Entſcheidung durch die Abſtimmung zu treffen. Darum hat 
der Rat in ſeinem Beſchluß vom 4. Juli für die Zeit nach der Ent⸗ 
ſcheidung auch keine Regelung von ſich aus getroffen, ſondern dieſe 
mit den beteiligten Mächten, Deutſchland und Frankreich, vereinbart. 

Mit aller wünſchenswerten Deutlichkeit betont 
die Denkſchrift: „Daß es mit dem Grundſatz der Frei⸗ 

eit der Abſtimmung völlig unvereinbar wäre, wäh⸗ 
rend der Abſtimmungsperiode in das Saargebiet 
militäriſche oder polizeiliche Kräfte eines an der 
Abſtimmung intereſſierten Staates hineinzuziehen, 
bedarf keiner Begründung.“ 

Für die Entſcheidung, die der Völkerbund nach der Abſtimmung 
zu treffen hat, ſind drei Möglichkeiten vorgeſehen, welche von der 
Denkſchrift eingehend in ihren rechtlichen Folgen klargelegt werden: 


a) Aufrechterhaltung des bisherigen Regimes (Sta⸗ 
tus quo). Die Denkſchrift ſtellt feſt, daß der Völkerbund in dieſem 
Falle lediglich berechtigt iſt, die bisherige proviſoriſche Verwal⸗ 
tung des Saargebietes in eine endgültige umzuwandeln, ohne 
ihren Weſensaufban zu ändern. Er wäre lediglich befugt, 
die techniſchen Einzelheiten der Verwaltung inſofern zu ändern, als 
dies die Umwandlung des vorläufigen Zuſtandes in einen im Sinne 
des Vertrages endgültigen erfordert. Wenn die Deuhſchrift in dieſem 
Zuſammenhange feſtſtellt, daß eine ſolche Entſcheidung des Völker⸗ 
dundes, die ſich natürlich auf ein entſprechendes Ergebnis 
der Abſtimmung ſtützen muß, endgültig über die Gebiets⸗ 
ſouveränität des Saargebietes entſcheidet, jo macht fie damit der ver⸗ 
logenen Agitation der Status-quo-Verfechter ein Ende, die der Saar⸗ 
bevölkerung vorreden möchten, daß eine Entſcheidung für den Status 
quo nur eine Üübergangsentſcheidung ſei, daß ſpäter eine 
neue Abſtimmung ſtattfinden könnte. 

b) über die Vereinigung des Saargebietes mit 
Frankreich geht die Denkſchriſt kurz hinweg, da ſie außerhalb 
des Bereichs jeder Wahrjcheinlichkeit liegt. 

c) Die Rückkehr des Saargebiets nach Deutſch⸗ 
land, d. h. die Wiedereinſetzung Deutſchlands in die 
volle, zur Zeit nur ruhende Regierungsgewalt muß — 
fo ſtellt die Denkſchrift feſt — bedingungs⸗ und vor⸗ 
behaltlos geſchehen. 8 35e des Anhangs zu den Vertrags⸗ 
beſtimmungen über die Saar gibt in dieſer Beziehung 
dem Völkerbund auch nicht die beſcheidenſte Möglich- 
keit zu Anordnungen irgendwelcher Art. 

Bei ſeiner Entſcheidung über den künftigen Souveränitäts⸗ 
inhaber iſt der Völkerbund an das Ergebnis der Abſtimmung gebun⸗ 
den. Dieſer Grundſatz iſt in Artikel 47 und 49 des Vertrages wie 
in 8 34 und 35 der Anlage ausdrücklich feſtgeſtellt. Nicht der Völter⸗ 
bund hat ſeine Anſicht über die Rechte und das Wohlergehen der Be⸗ 
völkerung zur Maßgabe ſeiner Entſcheidung zu machen; dieſe Ent⸗ 
ſcheidung hat allein die Saarbevölkerung durch ihre Ab⸗ 
ſtimmung zu treffen. Die Anſchauung, daß der Völkerbund für be⸗ 
ſtimmte Teile der Abſtimmungsberechtigten oder der Gebietsbewohner 
eine Sonderregelung treffen dürfe (Schutzverpflichtungen des 
künftigen Souveränitätsträgers) wird von der Denkfchrift als eine 
vollkommen willkürliche, allen juriſtiſchen Grundregeln widerſprechende 
Auslegung des Verſailler Vertrages zurückgewieſen. Die Denkfchrift 
ſtellt weiterhin feſt, daß es die Pflicht des Völkerbundes iſt, eine ſo⸗ 
fortige Entſcheidung über das künftige Souveränitätsverhältnis im 
unmittelbaren Anſchluß an die Abſtimmung zu treffen. Es liegt nicht 
in ſeiner Hand, darüber zu befinden, ob, wann und unter welchen 
Bedingungen er entſcheiden will. Er kann auch nicht Belaſtungen 
und Einſchränkungen der Souveränität und ihrer Ausübung durch 
ihren künftigen Träger anordnen. 


Die Akademie für Deutſches Recht hat als wiſſenſchaftliche An⸗ 
ſtalt von hohen Graden Anerkennung in allen Kulturſtaaten der Welt 
gefunden. Die Männer, denen die Arbeit an den Fundamenten des 
Volks⸗ und Völkerlebens, an der Rechtsordnung anvertraut iſt, ſtehen 
fern dem Tagesſtreit um politiſche Zweckmäßigkeitsfragen. Sie ſehen 
die Aufgabe ihres Lebens darin, das Gefüge des Volkslebens und des 
Zuſammenlebens der Völker auf Rechtsgrundlagen zu ſtellen, 
die nicht angetaſtet werden dürfen, wenn nicht eine Kata⸗ 
ſtrophe hereinbrechen ſoll. Darum hoffen und glauben wir, daß dieſe 
Denkſchrift, die an alle Juriſten der Welt gerichtet iſt, ein Echo finden 
wird, dem ſich auch die Verantwortlichen nicht entziehen köunen und 
dürfen. [Schl.] 


Schrifttum 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen 


Dr. Paul Gaedeke, Kammergerichtsrat in Berlin: Die Koſten⸗ 
rechtſprechung des Kammergerichts in Zivilſachen nach 
dem Stande vom 10. Okt. 1934. Leipzig 1934. W. Moeſer 
Buchhandlg. 143 S. Preis kart. 3 RM. 

Bereits im Mai 1933 hatte ich Gelegenheit, den Vorläufer 
dieſes Werks im „Berliner Anwaltsblatt“ zu beſprechen, ein Büch⸗ 
lein, das die Zufammenſtellung von 234 grundſätzlichen Entſchei⸗ 
dungen des Koſtenſpezialſenats des KG. enthielt und von mir als 
neuartig bezeichnet worden iſt. 


Nunmehr legt der Verf., der den Leſern der JW. durch ſeine 
Beſprechungen gerade auf dem Gebiet des Koſtenrechts als Spezia⸗ 
liſt in Koſtenfragen bekannt iſt, das Werk in neuem Gewande vor. 
Das Büchlein hat ſich zu einem anſehnlichen Buch entwickelt, das 
in 8 Abſchnitten die in Betracht kommenden wichtigſten Fragen be⸗ 
handelt. Wie der Verf. betont, handelt es ſich um eine Aus⸗ 
wahl von Entſcheidungen. Jedoch iſt dieſe ſo reichhaltig, daß 
wohl alle Fragen des Koſtenrechts, die dem Anwalt entgegenzu⸗ 
treten pflegen, darin enthalten ſind. 


Wenn ich in meiner früheren Beſprechung darauf hingewie⸗ 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſen habe, daß dieſes Buch in keinem Anwaltsbüro werde entbehrt 
werden können, da Unkenntnis in Koſtenſachen ein Luxus ſei, den 
ſich kein Anwalt mehr leiſten könne, ſo gilt dieſer Hinweis heute 
in erhöhtem Maße. Das Werk stellt nicht weniger als 425 Rechts⸗ 
grundſätze des Koſtenrechts — vornehmlich den Anwalt intereſſie⸗ 
rend — nach beſonderer überſichtlicher Gruppierung zuſammen: 
Verfahren bis zum Urteil, Koſten mehrerer Anwälte, Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, Haftung gegenüber der Staatskaſſe, Koſtenfeſtſetzung, 
Streitwertberechnung, Armenrecht und Armenanwaltskoſten, ſon⸗ 
ſtige Koſtenbeſtimmungen. 

Einer geradezu erſtaunlichen Ausführlichkeit erfreut 
ſich das Sachregiſter. Bekanntlich kranken Sachregiſter viel⸗ 
fach daran, daß ſie zu dürftig ſind, ſo daß man das Geſuchte nicht 
findet. Vorliegend begegnet ein und dieſelbe Entſchei⸗ 
dung im Sachregiſter mehrfach, nach den verſchiedenſten Ge⸗ 
ſichtspunkten. Damit iſt die müheloſe Auffindung einer jeden be⸗ 
handelten Frage gewährleiſtet, ein Vorzug des Buches, der für die 
praktiſche Verwertbarkeit gar nicht hoch genug eingeſchätzt wer⸗ 
den kann. 

Das Werk dient aber nicht nur dazu, im einzelnen Falle die 
maßgebende Anſicht des Koſtenſenats feſtzuſtellen. Ein Blick in 
das vorangeſtellte genaue Inhaltsverzeichnis verlockt vielmehr da⸗ 
zu, auch ohne beſonderen Anlaß in dem Buch zu blättern und ſich 
in ganze Abſchnitte zu vertiefen. Man ſtößt hierbei auf eine Fülle 
wertvoller Geſichtspunkte und bemerkt zu ſeinem Erſtaunen, wie 
viele bedeutſame Fragen des Koſtenrechts dem Anwalt nicht ge⸗ 
läufig ſind. 

Veſonders reichhaltig ausgeſtaltet iſt der 7. Abſchnitt über 
Armenrecht und Armenanwaltskoſten, der nicht 
weniger als 111 Entſcheidungen wichtigſter Fragen aus dieſem 
Gebiet behandelt und jedem Anwalt in ſeinem Intereſſe zur auf⸗ 
merkſamen Beachtung empfohlen werden muß. 

Wenn auch — was ruhig geſagt werden darf — ſachlich nicht 
jede der Entſcheidungen mit ungeteiltem Beifall aufgenommen 
werden kann, ſo liegt doch der Wert und das beſondere Verdienſt 
des Werkes darin, daß der Anwalt des Kammergerichtsbezirks 
damit ein zuverläſſiges Nachſchlagewerkb in die Hand 
bekommt, durch das er ſich über die maßgebende Rechtſprechung 
ſchnell und ſicher, ohne Umherſuchen in den verſchiedenſten Zeit⸗ 
ſchriften und Regiſtern, unterrichten kann. 

Ein ſolches Werk darf in der Tat in keinem Anwaltsbüro 
fehlen; es iſt ebenſo unentbehrlich wie die Koſtentabelle. 

Daß das Buch zugleich für die Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtellen der Gerichte bon größtem Wert iſt, verſteht ſich 
von ſelbſt. Wir Anwälte dürfen ſogar hoffen, daß durch möglichſt 
umfangreiche Benutzung dieſer Sammlung bei den Gerichten uns 
fo manche Erinnerung und Beſchwerde erſpart wird. Damit dient 
das Buch zugleich der Vereinfachung der Rechtspflege und der Er⸗ 
ſparung unnötiger Koſten. 

Daß der Wert und die Benutzbarkeit des Werkes ſich auf den 
Kammergerichtsbezirk nicht beſchränken, iſt bei der Bedeutung der 
Rechtſprechung des Koſtenſenats des KG. eine Selbſtverſtändlichkeit. 

Die Orientierung und das Zurechtfinden in den 425 Rechts⸗ 
grundſätzen iſt dadurch beſonders erleichtert, daß nicht nur die 
Entſcheidungen fortlaufend durchnumeriert, ſondern dieſe Zah⸗ 
len auch noch oben auf den Seiten aufgeführt find. 

Sehr zu begrüßen iſt die Angabe der Fundſtellen in 
der J W., ſoweit die Entſcheidungen — was bei einem erheblichen 
Teil gerade aus den letzten Jahren zutrifft — dort veröffent⸗ 
licht ſind. 

Ein beſonderer Vorzug iſt ſchließlich noch die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Entſcheidungen nach Aktenzeichen 
und Datum; fie veranſchaulicht zugleich die Zunahme der grund⸗ 
ſätzlichen Entſcheidungen gerade in den letzten zwei Jahren. 

Die äußere Aufmachung iſt anſprechend, das Format — Brief⸗ 
taſchenformat — zweckmäßig. 

Der Anſchaffungspreis von 3 c, ſpielt bei dem hohen 
praktiſchen Wert des Werks keine Rolle; er macht ſich ſchnellſtens 


bezahlt. RA. und Not. Dr. Wolfgang Weber, Berlin. 


Dr. G. Mitzſchke, LEN. im Pr Juſt Min., und Dr. K. Schäfer, 
OLGR. im RJuſt Min.: Das Reichsjagdgeſetz v. 3. Juli 1934. 
Textausgabe mit Einleitung. Berlin 1934. Paul Parey 
Verlag. Preis ſteif broſch. 1 N, Partiepreis 50 Stück 
je 0,85 2A. 

Die Jagdgeſetzgebung des Dritten Reiches nahm wie die Erb⸗ 
hofgeſetzgebung den gleichen Verlauf, 
Zunächſt ſchuf man aus dem Erfahrungskreiſe der preußiſchen 

F heraus ein zeitgemäßes Geſetz und übertrug ſeine 
rundſätze auf das Reich. 


Die Verf. ſtellen überſichtlich das Pr Jagd. v. 18. Jan. 1934 
(GS. 13) dem RJagdG. unter Beſchränkung auf Paragraphen⸗ 
hinweiſe gegenüber. 9 

Die Bedeutung der gemeinverſtändlich gehaltenen Aufklä⸗ 
rungsſchrift liegt in der rechtlichen und verwaltungsmäßigen Vor⸗ 
betrachtung zu jedem Abſchnitt. 

Im zweiten Abschnitt iſt auf die in $ 3 Abl. 2 RJagdch. 
vorgeſehene Ausnahmeſtellung der Erbhöfe verwieſen. Die Mindeſe 
größe der Eigenjagdbezirke tft bekanntlich auf 75 ha bemeſſen ($ 
Abſ. 1). Sie kann für beſtimmte Gebiete auf 150 ha, für das Ge⸗ 
birge ſogar auf 500 ha erhöht werden. 

Dieſe Erhöhung ſoll aber für Erbhöfe, die ſonſt die Erforder⸗ 
niſſe eines Eigenjagdbezirkes erfüllen, nicht gelten. Das Prag 
hatte die Erbhöfe nicht berückſichtigt. Geſchieht es ſeitens des Rei 
ches, wäre eine Ergänzungsbeſtimmung zu 88 RJagdc. emp⸗ 
fehlenswert, daß bei Teilung eines Erbhofes in zwei Erbhöfe, die 
nach der Rechtſprechung der Anerbch. auch bei geſchloſſenem Beſitz 
zugunſten der Söhne eines Erbhofbauern zugelaffen werden kaun 
(ErbhGer. Oldenburg, Beſchl. v. 4. Juni 1934 Nr. 22/34 bei ® 8 
gels Hopp, § 64 Abſ. 3 Durchf BO. I S. J), ein Eigenjagd⸗ 
bezirk beſtehen bliebe für dieſe beiden Erbhofbauern zuſammen! 
denn meiſtens wird eine ſolche Teilung beiden Erbhöfen die Eigen⸗ 
ſchaft als Eigenjagdbezirk nehmen. 

Als Textausgabe verbunden mit der Einführung in das Geſetz 
iſt das Buch gerade für den juriſtiſch weniger vorgebildeten Jäger 
ein ſicherer Wegweiſer. RA. Ernſt Böttger, Berlin. 


In dieſem Zuſammenhang iſt auf eine unrichtige Wieder⸗ 
abe der Ang ne elne 3. PrJagdch. bei Mitz ch ke, 
Jagd. (Freißler⸗Grauert, Das neue Recht in Preu⸗ 

ßen, VIo4, S. 84 und S. 88) hinzuweiſen. Dies hat ſchon zu 
verſchiedenen Irrtümern Anlaß gegeben (vgl. Hoppe: JW. 
1934, 454; Steiner: Dig. 1934, 141; v. Bohlen: JW. 
1934, 2464). 


Bei Mitzſchke a. a. O. iſt bei Abdruck der Ansführungs“ 
beſtimmungen zu § 89 und zu $ 91 und öfter im Text (3. B. 
S. 84 Anm. 1) angegeben, daß das PrJagdch. am 21. Jan. 19³⁴ 
in Kraft getreten ſei. Tatſächlich beſagt die Ausführungsanweiſung 
(PräßS. S. 97) dagegen zutreffend, daß das PrFagdch. am 
19. Jan. 1934 in Kraft getreten iſt. Denn nach feiner Schluß 
beſtimmung iſt das PrJagdcg. v. 18. Jan. 1934 „hiermit“ ver 
kündet worden und daher gem. § 89 PrJagdch. mit dem auf 
die Verkündung folgenden Tag (19. Jan. 1934) in Kraft ge 
treten. D. S. 


LG R. Dr. O. L. von Hinüber, Düſſeldorf: Neues Strafrecht 
(Schaeffers Neugeſtaltung von Recht und Wirtſchaft, Heft 8.) 
2., umgearb. u. ergänzte Aufl. Leipzig 1934. Schaeffer 
Verlag C. L. Hirſchfeld. Preis 1,80 H.. 

Bei der Beſprechung der erſten Auflage dieſes Ergänzung, 
heftes brachte ich in JW. 1933, 2512 bereits zum Ausdruck, a 
es ſich um ein Buch handelt, welches gerade dem Studierende. 
empfohlen werden konnte, damit er ſich mit der neuen ſtrafrech 
lichen Entwicklung im allgemeinen und im beſonderen dee 
machen kann. Die in ſo kurzer Zeit notwendig gewordene zwel 
Auflage zeigt, daß das genannte Ergänzungsheft ſich er 
Freunde geſchaffen hat. Die zweite Auflage, die noch weſentli 
ergänzt worden iſt, wird ſich weitere Freunde erwerben. 

Hervorheben möchte ich noch, daß das vorl. Heft eine Über 
leitung zum neuen Strafgeſetz enthält. 5 

RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 


Der Große Brockhaus. Achtzehnter Band: Spy — Tot. 15. 77 
Leipzig 1934. F. A. Brockhaus. 780 S. Preis 23,40 % 
Mit dem 18. Bande des Großen Brockhaus nähert ſich daß 
bedeutſame Werk ſeinem Ende. Nur ſehr ſelten noch verſagt der 10 
erſchöpfliche Ratgeber, auf deſſen Bedeutung für den Juriſten ink 
auf juriſtiſchem Gebiet hier oft hingewieſen wurde. In letzterer Hi 7 
ſicht verdient — ſoweit eine blätternde Durchſicht zeigt — kein Stich 
wort dieſes Bandes beſondere Hervorhebung. Nur eine Anregung 15 
vermerkt: wenn, wie zu erwarten, ein Nachtragsband erſcheint, 7 
mag vielleicht ein Hinweis auf das in Südtirol und dem ehemalige” 
deutſchen Südweſtafrika geltende Recht nützlich fein. Von den ui 
vielen allgemein intereſſanten Artikeln ſei als beſonders zeitnah 115 
ſchöne Aufſatz über den Straßenbau erwähnt, zu deſſen reichen Bi 
beilagen auch eine Karte der Reichsautobahnen gehört. \ 
A.⸗ u. LR. Dr. Karl Arndt, Berlin. 


ä ——— je 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte 
Keichsgericht 


[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgericht. — 7 Anmerkung.] 


a) Jivilſachen 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


** 1. 848 Abſ. 2 Aufw G.; 877 Durchf VO. vom 
29. Nov. 1925. Die den Hypothekenbanken ein⸗ 
geräumte Befugnis, von allen in die Teilungs⸗ 
maſſe fließenden Eingängen vorweg 80% als 
Verwaltungskoſtenbeitrag zu beanſpruchen, 
hindert fie einerſeits, höhere Verwaltungs- 
koſten zu berechnen, befreit fie aber anderer⸗ 
ſeits von der Verpflichtung, die tatſächlich auf⸗ 
gewendeten Verwaltungskoſten zu belegen. Der 
im Geſetz gebrauchte Ausdruck „Beitrag“ zu den 
Verwaltungskoſten darf nicht zu einer anderen 
Auslegung verführen. 

Die Bekl. iſt die Rechtsnachfolgerin der Preußiſchen 
Zentralbodenkredit⸗Anſtalt, mit welcher ſich die Preußiſche 
Bodenkreditbank, die Schleſiſche Bodenkreditbank und die 
Deutſche Grundkreditbank in Gotha fusioniert haben. Dem 
Kl. ſind von einer Anzahl Pfandbriefgläubiger der vor⸗ 
bezeichneten Banken Anteile alter Währung zu treuhände⸗ 
riſcher Ausübung des Aufwertungsrechtes übertragen worden. 
Er behauptet, daß der Bekl. für die Verwaltung der Tei⸗ 
lungsmaſſe, die im Intereſſe der Aufwertungsgläubiger ge- 
bildet worden iſt, geringe Koſten entſtanden ſeien, die nur 
10%, jedenfalls aber noch nicht 3% der Teilungsmaſſe aus⸗ 
machten, während die Bekl. 8% der Teilungsmaſſe als Ver⸗ 
waltungskoſtenbeitrag einbehalten habe. Er iſt der Anſicht, 
daß die Einbehaltung des über die tatſächlich entſtandenen 
Koſten hinausgehenden Betrages zu Unrecht erfolgt ſei und 
berechnet, daß die Bekl. für je 1000 Papiermark mindeſtens 
10 RM zuviel einbehalten habe, die an die Anteilseigner 
auszuzahlen ſeien. Nach ſeiner Anſicht hat Art. 77 Durchf⸗ 
BD. z. AufwG. v. 29. Nov. 1925 (RG Bl. I, 392) der Bekl. 
nicht einen Pauſchalſatz von 8% unabhängig von den ent⸗ 
ſtandenen Koſten zuwenden, ſondern nur einen Teil der tat- 
ſächlich entſtandenen Koſten erſetzen wollen. Wenn Art. 77 
DurchfVO. aber eine andere Regelung hätte vornehmen 
wollen, ſo entbehre er der Rechtswirkſamkeit, weil die Re⸗ 
gierung bei dieſer Beſt. ohne geſetzliche Grundlage gehandelt 
hätte. Das Geſetz habe nämlich in 8 48 AufwG. nur einen 
Teil der tatſächlich entſtandenen Verwaltungsunkoſten zu⸗ 
rückvergüten wollen, ohne den Banken einen Gewinn zuzu⸗ 
wenden, wobei es von der irrtümlichen Anſicht ausgegangen 
ſei, daß mindeſtens 20% Unkoſten entſtänden. Der Kl. hat 
ſchließlich beantragt, die Bekl. zu verurteilen, an den Kl. 
6500 RM zu zahlen. 

Die Klage blieb bei allen Inſtanzen erfolglos. 

Der Entſch. des KG. ift in vollem Umfange beizu⸗ 
pflichten. Nach 8 48 Abſ. 2 AufwG. iſt von der Teilungs⸗ 
maſſe nach näherer Beſt. der Reichsregierung oder der von 
ihr beſtimmten Stelle ein „Beitrag“ zu den Verwaltungs⸗ 
koſten abzuziehen, der 10% der Teilungsmaſſe nicht über⸗ 
ſteigen darf. Daß ein Beitrag zu den Verwaltungskoſten 
von der. Teilungsmaſſe abzuziehen ſei, war ſchon in der 
III. StNotVO. v. 14. Febr. 1924 (RG Bl. I, 74) beſtimmt 
und die Reichsregierung oder die von ihr beſtimmte Stelle 
ermächtigt worden, Grundſätze für die Bemeſſung dieſes Bei⸗ 
trages zu geben (Art. I 8 6 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 dieſer BD.). 


D. S. 


Ein Höchſtſatz war nicht vorgeſchrieben. Auf Grund dieſer 
Vorſchrift hatte die Reichsregierung in der 3. DurchfVoO. zu 
Art. J der III. StNotVO., 812, beſtimmt, daß die Bank be⸗ 
rechtigt ſei, von allen in die Teilungsmaſſe fließenden Ein⸗ 
gängen vorweg 200% als Verwaltungskoſtenbeitrag in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. In der Regierungsvorlage zum AufwG. 
war der Abzug eines Beitrages zu den Verwaltungskoſten 
nach näherer Beſt. der Reichsregierung und zwar gleichfalls 
ohne Feſtſetzung eines Höchſtſatzes vorgeſehen. Im Reichs⸗ 
tagsausſchuß (Bericht S. 14) wurde geltend gemacht, daß 
der Abzug von 200%, der nach der DurchfVO. erfolgen 
könne, etwa 500 Mill. GM. ausmache, die den Pfandbrief⸗ 
gläubigern entzogen würden, und daß es verfehlt ſei, den 
Hypothekenbanken verſteckte Subventionen aus der Teilungs⸗ 
maſſe zu geben. Es wurde deshalb die Feſtſetzung eines 
Höchſtbetrages von 5% beantragt. vom RWiM. wurde die 
Berechnung auf 500 Mill. GM. als viel zu hoch beſtritten 
und behanptet, daß bei 12% Verwaltungskoſtenbeitrag ſich 
nur 200 bis 220 Mill. GM. ergeben würden; das ſei nicht 
zuviel, denn die Hypothekenbanken hätten ſeit 1920 die Ver⸗ 
waltung der Papiermarkhypotheken weitergeführt, die Aus⸗ 
loſung und Rückzahlung und den Grundbuchverkehr beſorgt, 
ohne dafür Einnahmen zu erzielen; ihr Geſchäft ſei ſeit 1921 
ein reines Verluſtgeſchäft geweſen. Das AufwG. $ 48 Abſ. 2 
hat hierauf einen Höchſtſatz von 100% feſtgeſetzt. Unter Ein⸗ 
haltung dieſer Höchſtgrenze durfte daher die Reichsregierung 
oder die von ihr beſtimmte Stelle den Verwaltungskoſten⸗ 
beitrag feſtſetzen. Sie hat in Art. 77 Abſ. 1 DurchfVO. z. 
AufwG. v. 29. Nov. 1925 (RG Bl. I, 392) verordnet, daß 
die Hypothekenbank berechtigt ſei, von allen in die Teilungs⸗ 
maſſe fließenden Eingängen vorweg 8% als Verwaltungs- 
koſtenbeitrag in Anſpruch zu nehmen. 

Dieſe Regelung der Reichsregierung enthält eine generell 
erteilte Berechtigung zu dem Abzuge des feſtgeſetzten Pro⸗ 
zentſatzes, und fie wird nicht dadurch berührt, ob im Einzel⸗ 
falle der Bank mehr oder weniger an Verwaltungsunkoſten 
entſtanden iſt, als dieſem Prozentſatz entſpricht. Wenn die 
Rev. aus dem in Art. 48 Abſ. 2 AufwGG. und Art. 77 Durchf⸗ 
BD. gewählten Ausdruck „Beitrag“ die Folgerung gezogen 
wiſſen will, daß die abzuziehende Summe die Verwaltungs- 
koſten nicht in voller Höhe decken ſollte, ſondern daß ein 
Teil dieſer Koſten aus dem eigenen Vermögen der Hypo⸗ 
thekenbanken gedeckt werden ſollte, ſo geht dieſe Auffaſſung 
fehl. Es kommt nicht auf den ſprachlich-grammatikaliſchen 
Ausdruck des Geſetzes an, ſondern auf ſeinen leitenden Ge⸗ 
danken. Danach aber ſollte durch die getroffene einheitliche 
Regelung die Möglichkeit einer verſchiedenen Bemeſſung des 
Verwaltungskoſtenbeitrages und damit eines unerwünſchten 
Konkurrenzkampfes unter den Banken vermieden werden 
(Schlegelberger⸗Harmening, 5. Aufl., Art. 77 
DurchfVO. Anm. 1). Der Sinn und Zweck des Geſetzes iſt es 
alſo, ohne Rückſicht auf die tatſächliche Höhe der Verwal⸗ 
tungskoſten den Betrag gleichmäßig für alle Banken feſt⸗ 
zuſetzen, ſo daß die Bank keinerlei Anſpruch auf einen 
höheren Beitrag hat, wenn ſie weſentlich höhere Unkoſten 
nachzuweiſen imſtande wäre, während ihr anderſeits der ge⸗ 
ſetzlich feſtgeſetzte Beitrag auch dann zufließt, wenn ihre Ver⸗ 
waltungskoſten hinter ihm in irgendwelcher Höhe zurück⸗ 
bleiben. Hätte die Rev. mit ihrer Auffaſſung recht, ſo würde 
der Gedanke des Geſetzes in ſein Gegenteil verkehrt, indem 
in jedem Einzelfalle die Höhe der Verwaltungskoſten ermittelt 
werden müßte, was durch Art. 77 DurchfVoO. gerade ver⸗ 
mieden werden ſollte. Führt dieſe Regelung im Einzelfalle 
zu Härten für die Pfandbriefgläubiger, ſo iſt die Möglichkeit 
einer Abhilfe, wie ſchon das KG. zutreffend hervorgehoben 
hat, nur auf dem durch die 88 48 Abſ. 1 Ziff. 3, 50 AufwG., 
Art. 76 DurchfVO. z. AufwG. vorgezeichneten Wege möglich, 
daß die Reichsregierung (Aufſichtsbehörde) zur Vermehrung 
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der Teilungsmaſſe gem. § 48 Abſ. 1 Ziff. 3 Aufm®. dem 
Schuldner einen aus ſeinem ſonſtigen Vermögen zu leiſten⸗ 
den Beitrag in Gemäßheit des Art. 76 DurchfVO. auferlegt. 

Auch der Angriff der Rev., daß die Reichsregierung 
durch Art. 77 DurchfVO. die ihr erteilte geſetzliche Ermächti⸗ 
gung überſchritten habe, iſt unberechtigt. Wenn die Rev. auch 
hier den von dem Geſetz gebrauchten Ausdruck „Beitrag“ als 
Kennzeichen dafür verwerten will, daß die, den Hypotheken⸗ 
banken zuſtehende, Abzugsberechtigung nicht über den Um⸗ 
fang der Verwaltungskoſten hinaus zu einem Gewinn für 
die Bank führen dürfe, fo verkennt fie, daß der Sinn der 
Ermächtigung („nach näherer Belt. der Reichsregierung“) 
der iſt, daß es dem Ermeſſen der Reichsregierung überlaſſen 
bleiben ſollte, ob ſie den Beitrag generell auf einen be⸗ 
ſtimmten Prozentſatz feſtlegen oder ihn im Einzelfall unter 
Berechnung der tatſächlichen Unkoſten bemeſſen wollte, wobei 
ihr nur die eine Grenze geſetzt war, daß der Beitrag 10% 
der Teilungsmaſſe nicht überſchreiten durfte. Es beſtehen 
daher auch gegen die Gültigkeit des Art. 77 DurchfVO. 
keinerlei rechtliche Bedenken. 

Bei dieſer Rechtslage kommt es nicht darauf an, ob man 
den Anſpruch, den der Kl. erhebt, als Vertragsanſpruch oder 
als Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung zu kenn⸗ 
zeichnen hat. Denn auch dann, wenn, wie die Rev. meint, der 
Anſpruch als ein Darlehnsanſpruch zu betrachten iſt, der infolge 
eines angeblich unberechtigten Abzuges noch nicht in vollem 
Umfange befriedigt worden iſt, find die erhobenen Reviſions⸗ 
rügen unbegründet. 

(U. v. 20. Sept. 1934; IV 149/34. — Berlin.) 


2. 88 459 ff., 463 BG B. 

I. Eigenſchaften i. S. der 88 459, 463 BGB. 
find alle Beziehungen der Kaufſache zur Um⸗ 
welt, die für den Käufer von Intereſſe ſein 
können. 

II. Die Vorſchriften der SS 459 ff. BG B. ſchlie⸗ 
ßen die Haftung aus culpa in contrahendo wegen 
fahrläſſig falſcher Angaben über die verkaufte 

ache aus, wenn die diesbezüglichen Angaben 
gerade Eigenſchaften der verkauften Sache be- 
treffen. Denn weil das Geſetz eine Haftung nach 
8463 BGB. nur eintreten läßt, wenn ſolche 
Eigenſchaften zugeſichert oder argliſtig ver- 
ſchwiegen find, kann die ſonſt anerkannte Haf⸗ 
tung für fahrläſſig unrichtige Angaben über 
Umſtände, die für die Erreichung des Vertrags- 
zwecks von Wert ſind, nicht Platz greifen. 

I. Das angefochtene Urt. iſt der Anſicht, bei den vom 
Kl. geltend gemachten Tatſachen, daß das verkaufte Bild nicht 
aus Privatbeſitz ſtammte, und daß es dem Kunſthandel nicht 
unbekannt war, handle es ſich nicht um Sachmängel und 
Eigenſchaften des Bildes, ſondern lediglich um Umſtände, die 
zur Vereitelung des Vertragszweckes geeignet geweſen ſeien. 
Wenn das KG. dabei unter Sachmängeln und Eigenſchaften 
eines Kaufgegenſtandes nur wertbildende Faktoren verſtauden 
wiſſen will, ſo weiſt die Rev. zutreffend darauf hin, daß es 
einen objektiven Wert für Bilder der Art, um die es ſich 
hier handelt, gar nicht gibt, daß ihr Preis und ihre Ver⸗ 
äußerungsmöglichkeit vielmehr von einer großen Anzahl ver⸗ 
ſchiedenartiger und dem Wechſel der Anſchauungen unter⸗ 
worfener Umſtände abhängt. Das BG. betont aber ſelbſt, D. 
habe auf die Herkunft aus Privatbeſitz und die Unbekanntheit 
im Kunſthandel beſonderes Gewicht legen müſſen, weil nur 
dieſe Vorausſetzungen zu der Hoffnung auf gewinnbringenden 
Weiterverkauf berechtigt hätten. Der relative Wert des von 
D. erworbenen Bildes wurde alſo auch nach der Anſicht des 
KG. durch die Tatſache des früheren Angebotes im öffentlichen 
Kunſthandel beeinflußt. Es braucht hier jedoch nicht auf die 
Streitfrage eingegangen zu werden, was als Fehler der Kauf⸗ 
ſache i. S. von § 459 Abſ. 1 BGB., der den Wert oder die 
Gebrauchstauglichkeit aufhebt oder mindert, anzuſehen iſt 
(vgl. RG. 135, 3401) und das dort angeführte Schrifttum, 
ſowie Haymann: JW. 1932, 1862 ff.). Selbſt wenn man 


) JW. 1932, 1862. 
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die Tatſache, daß das an D. verkaufte Bild nicht aus Privat⸗ 
beſitz herkam, ſondern ſeit langem im Kunſthandel angeboten 
wurde, nicht als einen Fehler i. S. von § 459 Abſ. 1 BGB. 
anſehen will, ſo bedeutet ſie doch jedenfalls, daß dem Bilde 
eine Eigenſchaft i. S. von 8 459 Abſ. 2 fehlte. Denn der Be 
griff der Eigenſchaft einer Kaufſache geht über den Rahmen 
der den Wert und die Gebrauchstauglichkeit beſtimmenden Um⸗ 
ſtände hinaus. Als Eigenſchaften ſind keinesfalls nur werk⸗ 
bildende Faktoren, die übrigens hier ſogar in Frage ſtehen, 
anzuſehen, können vielmehr alle Beziehungen der Kaufſache 
zur Umwelt in Betracht kommen, die für den Käufer von 
Intereſſe fein können (RGRKomm., 8. Aufl., Anm. 5 zu 
§ 459 BGB.). Nicht erforderlich iſt, daß das Fehlen einer Eigen⸗ 
ſchaft den Kaufgegenſtand auch fehlerhaft i. S. von 8 459 
Ab. 1 macht. Im vorliegenden Falle war die Beziehung des 
Bildes zu Privatbeſitz oder Kunſthandel von um ſo größerer 
Bedeutung für den Erwerber, als der Kauf ausdrücklich zum 
Zwecke der Weiterveräußerung des Bildes erfolgte, wie die 
Vereinbarung über die Teilung des beim Weiterverkauf er⸗ 
zielten Mehrerlöſes klar ergibt. 

Nun hat der Kl. ausdrücklich auch behauptet, der Bekl. habe 
ihm und dem Käufer D. zugeſichert, das Bild ſei aus Privat⸗ 
beſitz erworben, es ſei im Kunſthandel unbekannt. Auf das 
Fehlen auch dieſer zugeſicherten Eigenſchaften hat er die mit 
der Klage verfolgten Schadenserſatzforderungen geſtützt. Alle 
Anſprüche aber, die ſich auf den Mangel einer zugeſicherten 
Eigenſchaft gründen, verjähren nach $ 477 BGB. ebenſo wie 
die Gewährleiſtungsanſprüche aus fehlerhafter Beſchaffenheit 
der Kaufſache in ſechs Monaten von der Ablieferung ab. Ha 
der Bekl. eine Zuſicherung in der Richtung der Herkunft des 
Bildes und ſeiner Unbekanntheit im Kunſthandel gegeben, ſo 
fehlte dem verkauften Bilde eine zugeſicherte Eigenſchaft, dann 
war der Schadenserſatzanſpruch des Kl. aus § 463 BOB. 
ſchlüſſig, er war aber auch der kurzen Verjährungsfriſt des 
$ 477 a. a. O. unterworfen. 

II. Dagegen war hier für eine Haftung des Bekl. aus 
einer fahrläſſig falſchen Angabe über Herkunft und Bekannt⸗ 
ſein des Bildes, aus Verſchulden beim Vertragsſchluß, wie 
das BG. annimmt, kein Raum. Eben weil die diesbezüglichen 
Angaben des Bekl. nicht nur irgendwelche allgemeinen, wenn 
auch für den Vertragszweck bedeutungsvollen Umſtände, ſon⸗ 
dern Eigenſchaften des verkauften Bildes betrafen, un 
weil das Geſetz über die Haftung für Angaben über Eigen⸗ 
ſchaften einer Kaufſache eine beſondere Regelung getroffen hat 
und eine ſolche Haftung nur eintreten läßt, wenn ſolche Eigen⸗ 
ſchaften ausdrücklich zugeſichert oder argliſtig verſchwiegen 
ſind, ſo kann die ſonſt in der Rſpr. anerkannte Haftung fü 
fahrläſſig unrichtige Angaben über Umſtände, die für die 
Erreichung des Vertragszwecks von Wert find, hier nicht Plaz 
greifen (vgl. RG.: Seuff Arch. 78 Nr. 7). Im übrigen würde 
aber auch eine Haftung aus Fahrläſſigkeit hier der kurzen 
Verjährung des § 477 BGB. unterliegen, wiederum deshalb, 
weil der vom Kl. erhobene und vom BG. für begründet be⸗ 
fundene Anſpruch inſoweit auch auf das Fehlen beſtimmter 
n des verkauften Bildes geſtützt iſt (RG. 129, 
280 2)). 

Nach alledem kommt eine Haftung des Bekl. aus der 
Tatſache, daß das Bild nicht aus Privathänden ſtammte, un 
daß es im Kunſthandel nicht unbekannt war, nur dann in 
Betracht, wenn dem Käufer eine entgegenſtehende Zuſicherung 


gegeben war. 
(U. v. 25. Sept. 1934; II 79/34. — KG.) [v. B. 


*g. 88 16, 47, 48, 53, 60, 65, 66 Gmb G.; 88 164 
177, 180, 185 BGB. 

J. Zur Stimmrechtsausübung bei Side” 
rungsabtretung eines GmbH Anteils iſt allein 
der Zeſſionar berechtigt, der Zedent nur in“ 
folge der Vermutung des § 16 GmbHG. oder — 
ebenſo wie ein Dritter — auf Grund einer 
Bevollmächtigung durch den Zeſſionar. Die 
unter Mitwirkung eines Vertreters ohne Ver 
tretungsmacht eines Geſellſchafters von den 
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übrigen Geſellſchaftern gefaßten Beſchlüſſe 
werden durch Genehmigung des Berechtig⸗ 
ten wirkſam. Der den Beſchluß gerade wegen 
der fehlenden Mitwirkung eines Geſellſchaf⸗ 
ters anfechtende Geſellſchafter kann gegen eine 
ſpätere Genehmigung nichts einwenden, wenn 
er kein beſonderes Intereſſe hatte, daß dieſe 
bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt erteilt werde. 
Die urſprüngliche Zuſtimmung des anfechten⸗ 
den Geſellſchafters zu dem Beſchluß hindert 
die Anfechtung nicht, wenn es ſich gerade darum 
handelt, ob überhaupt ein wirkſamer Beſchluß 
zuſtande gekommen iſt. 

II. Ein Beſchluß, der eine für eine unbe⸗ 
ſtimmte Zeit eingegangene GmbH. mit einer Be⸗ 
friſtung, deren Eintritt noch in das laufende 
Geſchäftsjahr fällt, auflöſt, ſtellt keine 
Satzungsänderung nach $53 GmbHG. dar, wenn 
die Friſt, bis zu der die Auflöſung in Vollzug 
geſetzt werden ſoll, eine mäßige iſt und nur der 
Verwirklichung der Auflöſung dient. 

III. Die Anmeldung des Auflöſungsbeſchluſ⸗ 
ſes gemäß 865 GmbHG. braucht nicht unmittel⸗ 
bar der Faſſung des Beſchluſſes zu folgen, viel⸗ 
mehr kann es zur beſtmöglichen Verwertung des 
Vermögens geboten ſein, die Anmeldung zu ver⸗ 
ſchieben. 

IV. Das Recht zur Ernennung der Liquida⸗ 
toren kann nicht dritten Perſonen übertragen 
werden. Das Abberufungsrecht nach 8 66 Abſ. 3 
Satz 2 Gmb G. gilt in allen Fällen, in denen 
nicht dem Gericht durch das Geſetz das Ernen⸗ 
nungs⸗ und Abberufungsrecht übertragen i ſt. 7) 


I. Die Geſellſchafterverſammlung der bekl. GmbH. war 
eine ſog. Vollverſammlung. Es handelte ſich alſo nicht um 
eine ordnungsmäßig einberufene Verſammlung, zu der alle 
Geſellſchafter unter Angabe des Gegenſtandes der Beſchluß⸗ 
faſſung — der Auflöſung der Geſellſchaft — eingeladen 
waren, ſondern um eine ſolche, in der alle Geſellſchafter an⸗ 
weſend oder vertreten und mit der Beſchlußfaſſung — der 
Abſtimmung — über die Auflöſung einverſtanden waren. 
Die Rechtswirkſamkeit der gefaßten Beſchlüſſe hängt davon 
ab, ob in der Verſammlung die Inhaber ſämtlicher Geſchäfts⸗ 
anteile anweſend oder durch Bevollmächtigte vertreten waren. 
Das Protokoll nennt als erſchienene und vertretene Geſell⸗ 
ſchafter außer dem Kl. nur die Berliner Gmbh. und als 
deren Vertreter ihren alleinzeichnungsberechtigten Geſchäfts⸗ 
führer K. Die Berliner Gmbh. war aber nicht mehr Inhaber 
des Geſchäftsanteils. Vielmehr waren im Zeitpunkt der Gen⸗ 
Verf. die Firmen Kr. und V. auf Grund Abtretung Inhaber 
des Geſchäftsanteils. So konnte ohne deren Mitwirkung ein 


Zu 3. Die Entſch. ſtellt eine ganze Reihe von Grundſätzen 
auf, die für das Recht der Gmbh ., darüber hinaus aber auch für 
das Aktienrecht von erheblicher Bedeutung ſind. Im folgenden ſollen 
nur die wichtigſten Punkte erörtert werden. 

1. Im Fall der Sicherungsübertragung fteht das 
Stimmrecht grundſätzlich dem Zeſſionar und nicht 
dem Zedenten zu. Die Frage der Stimmberechtigung bei der 
Sicherungsübertragung eines Gmbßh.⸗Geſchäftsanteils oder einer Aktie 
kann um deswillen zweifelhaft ſein, weil es ſich zwar rechtlich um 
eine Übertragung, wirtſchaftlich aber um ein der Verpfändung ſehr 
naheſtehendes Geſchäft handelt, und zwar bei der Übertragung, nicht 
aber bei der Verpfändung das Stimmrecht auf den Dritten übergeht, 
vielmehr im letzteren Falle nach durchaus herrſchender Lehre der Ver⸗ 
pfänder ſtimmberechtigt bleibt (ogl. Feine, Die GmbH. S. 406, 
Brodmann, GmbH. 8 15 Anm. 2, Hachenburg, GmbH., 
Exk. I zu 8 15 Anm. 4 und für das Aktienrecht Staub⸗Pinner 
8252 Anm. 5). Es fragt ſich deshalb, ob in bezug auf das Stimm⸗ 
recht die Sicherungsübertragung entſprechend ihrer Rechtsform als 
Übertragung des vollen Rechtes oder entſprechend ihrer wirtſchaft⸗ 
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äußerung von Teilen eines Geſchäftsanteils nach 817 
GmbHG. bedurfte es inſoweit nicht. 

Wenn auch dieſe Abtretung nur zum Zwecke der Siche⸗ 
rung für Anſprüche der Zeſſionare gegen die Zedentin er⸗ 
folgte, ſo ſind die Zeſſionare doch in vollem Umfange an die 
Stelle der Zedentin getreten, alſo mit allen Rechten und 
Pflichten Inhaber der Geſchäftsanteile geworden (RG. 138, 
106 2)). Der Rechtsübergang trat ſchon mit dem Zuſtande⸗ 
kommen des zwiſchen Veräußerer und Erwerbern geſchloſſenen 
Abtretungsvertrages (8 15 Abſ. 3 GmbHG.) ein, ohne daß 
es zum Eintritt dieſer Wirkung der Anmeldung bei der Ge⸗ 
ſellſchaft (8 16 GmbHG.) bedurfte (RG. 127, 236 3)). Eine 
Spaltung des Rechtes der Inhaber der Geſchäftsanteile in 
der Weiſe, daß der Veräußerer aus eigenem Rechte das 
Stimmrecht ausüben kann, während nur im übrigen Rechte 
und Pflichten des Geſellſchafters auf den Erwerber übergehen, 
iſt unmöglich. Mit dem Erwerb des Geſchäftsanteils geht alſo 
ohne weiteres auch das Stimmrecht auf den Erwerber über. 
Trotz des vollſtändigen Übergangs des Geſellſchafterrechts 
konnte aber der Veräußerer gegenüber der Geſellſchaft legi⸗ 
timiert ſein. Die Legitimation konnte dadurch gegeben ſein, 
daß weder Zedentin noch Zeſſionare der Geſellſchaft den 
Rechtsübergang anmeldeten. Denn im Falle des Unterbleibens 
der Anmeldung gilt gemäß § 16 GmbHG. der Geſellſchaft 
gegenüber der bisherige Inhaber weiter als Geſellſchafter. 
In der Unterlaſſung der Anmeldung liegt eine Übertragung 
der Legitimation zur Ausübung eines fremden Rechts (8 185 
BGB.), wie fie auch ſonſt im Rechtsverkehr anerkannt iſt 
(vgl. RG. 117, 694); 133, 234 )). Dieſe Art der Legiti⸗ 
mation iſt freilich unmöglich, wenn der Geſellſchaft die Ab⸗ 
tretung bekanntgemacht worden iſt. Einer beſonderen Anmel⸗ 
dung bedarf es nicht, wenn einem vertretungsberech— 
tigten Vertreter der Geſellſchaft aus ſeiner Mitwirkung bei 
der Abtretung, ſei es, weil er ſelbſt ſeinen Anteil abgetreten 
hat, ſei es, weil er die Abtretung als Geſellſchafter genehmigt 
hat, die Abtretung bekanntgeworden iſt, da er dann dieſe 
Kenntnis zugleich in ſeiner Eigenſchaft als Geſchäftsführer 
erlangt hat (RG. 127, 236 )). Dieſer Fall liegt vor, da der 
Kl. erſt nach Abſchluß des Abtretungsgeſchäftes die Geneh⸗ 
migung erklärt hat. Die Zedentin konnte ſomit das Stimm⸗ 
recht nur auf Grund einer Vollmacht der Zeſſionare aus⸗ 
üben. Die Vollmacht konnte auch durch den Abtretungsver⸗ 
trag ausdrücklich oder ſtillſchweigend erteilt fein. Nach 847 
Abf. 3 GmbHG. bedarf die Vollmacht der ſchriftlichen Form. 
Freilich folgt daraus nicht, daß ein ohne Vorlage der 
ſchriftlichen Vollmacht in der Geſellſchafterverſammlung ge⸗ 
faßter Beſchl. nichtig iſt. Der Vorlage der Vollmacht bedarf es 
nicht, wenn den Beteiligten in der Geſellſchafterverſammlung 
die Bevollmächtigung bekannt und von keiner Seite die Be⸗ 
rechtigung des Zedenten zur Vertretung des Zeſſionars be⸗ 
ſtritten worden iſt. Nun ſind allerdings die Beteiligten davon 
ausgegangen, daß die Berliner Gmb. durch K. aus eigenem 
Rechte die Geſellſchafterrechte ausübe und nicht als Bevoll⸗ 
mächtigte der Zeſſionare, denn die Berliner GmbH. wird aus⸗ 
drücklich als Inhaber des Geſchäftsanteils genannt. Trotzdem 
könnte aber der Kl. nach den das Geſellſchaftsverhältnis be⸗ 


. T ae 
lichen Bedeutung in Analogie zur Verpfändung zu behandeln iſt. Für 
letzteres ließe ſich geltend machen, daß der Zweck des Rechtsgeſchäftes 
lediglich die Sicherung des Gläubigers ſei, und daß es zur Erreichung 
dieſes Zweckes genüge, wenn der Gläubiger ein dingliches Recht 
zur Befriedigung aus dem Geſchäftsanteil erhalte, während die über» 
tragung der Ausübung und Verwaltung des Rechts nicht nötig ſei. 
Das würde der auch ſonſt in der Rſpr. zu beobachtenden Tendenz 
entſprechen, die Sicherungsübereignung in ihren praktiſchen Aus⸗ 
wirkungen der Verpfändung anzunähern. Das RG. hal aber im An⸗ 
ſchluß an die herrſchende Lehre (vgl. z. B. Feine S. 398; Brod⸗ 
mann 8 47 Anm. 1) dieſe Folgerung nicht gezogen. Es iſt vielmehr 
davon ausgegangen, daß es ſich um eine wirkliche Übertragung des 
Rechts handle, und daß deshalb auch das Stimmrecht grundſätzlich 
auf den Erwerber übergehe. Wie der Erwerber auch ſonſt im Ver⸗ 
hältnis zu Dritten als Vollberechtigter erſcheint, ſo ſoll das auch 
hinſichtlich des Stimmrechts der Fall ſein. 

Man wird dem ſchon im Intereſſe der Rechtsſicherheit zuſtimmen 
Können. Denn für Dritte — und in dieſem Sinn iſt auch die Gmb. 
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herrſchenden Grundſätzen von Treu und Glauben die Nichtig⸗ 
keit der gefaßten Veſchl. wegen mangelnder Vertretung des 
wirklichen Geſellſchafters nicht geltend machen, wenn die Ber⸗ 
liner Geſellſchaft tatſächlich von den Zeſſionaren bevoll⸗ 
mächtigt war, für ſie das Stimmrecht in jener Verſammlung 
auszuüben, auch ſoweit über die Auflöfung der Geſellſchaft 
Beſchl. gefaßt werden ſollte. Einer beſonderen Erklärung des 
Bevollmächtigten der Berliner GmbH., K., daß er auch als 
Bevollmächtigter der Erwerber des Geſchäftsanteiles handle, 
bedurfte es dann nicht. Es kam den Beteiligten nur darauf an, 
daß alle Geſellſchafter in der Verſammlung vertreten waren. 


Der Kl. hat aber beſtritten (wird weiter ausgeführt), daß 
die Zedentin im Zeitpunkt der Abſtimmung Vollmacht der 
Zeſſionare hatte. Da aber das Zuſtandekommen der Beſchl. nach 
der Urteilsbegründung des BG. auf dem Vorliegen einer im 
Zeitpunkt der Abſtimmung beſtehenden Vollmacht beruht, unter⸗ 
lag das Urt. der Aufhebung und Zurückweiſung an die Vor⸗ 
inſtanz. Bei der künftigen Entſch. wird es auch darauf ankom⸗ 
men, ob die von der Berliner GmbH. oder K. ohne Vollmacht 
der Zeſſionare erfolgte Ausübung des Stimmrechts nachträg⸗ 
lich alsbald oder ſpäter von den Zeſſionaren genehmigt 
worden iſt. Grundſätzlich kann eine ſolche nachträgliche Geneh⸗ 
migung die Wirkſamkeit eines Geſellſchafterbeſchluſſes herbei⸗ 
führen. Wenn es ſich auch bei der Abſtimmung nicht um ein 
Rechtsgeſchäft handelt, jo iſt 8 180 Satz 2 BGB. doch ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. Es kann alſo ein Geſellſchafter, der die 
von dem Vertreter ohne Vertretungsmacht behauptete Vollmacht 
nicht beanſtandet, oder der damit einverſtanden iſt, daß der 
Vertreter ohne Vertretungsmacht handle, den Mangel der 
Vertretungsmacht nicht geltend machen (Brodmann, 
GmbüG., A. 5 zu § 47; Hachenburg, Gmb G., A. 13 
zu 8 47). Der Kl. kann auch nicht unter Ber. auf 8 164 
Abſ. 2 BGB. geltend machen, daß K. gar nicht als Vertreter 
der Zeſſionare aufgetreten ſei. Die angeführte Geſetzesbeſtim⸗ 
mung ſoll nur demjenigen, der im eigenen Namen aufgetreten 
iſt und deshalb in Anſpruch genommen wird, es unmöglich 
machen, feine Haftbarkeit dadurch abzuwenden, daß er be- 
hauptet, er habe nur in fremdem Namen gehandelt. Für die 
Frage, ob die vorgenommene Handlung für den Vertretenen 
wirkt, macht es aber nach § 164 Abf. 1 Satz 2 BGB. keinen 
Unterſchied, ob ſie ausdrücklich im Namen des Vertretenen 
erfolgt iſt oder ob die Umſtände ergeben, ob ſie in deſſen 
Namen erfolgen ſollte. Es würde alſo genügen, wenn aus 
den Umſtänden erkennbar war, daß K. auch im Namen der 
Zeſſionare gehandelt hat. Es iſt hiernach Sache tatrichter- 
licher Feſtſtellung, ob dem Kl. bei der Abſtimmung erkennbar 
war, daß K. auch für die Zeſſionare ſeine Erklärung abgeben 
wollte. Lag weder zur Zeit der Abſtimmung eine Vollmacht 
der Zeſſionare vor, noch war aus den Umſtänden erkennbar, 
daß K. wenigſtens Vertreter der Zeſſionare ohne Vertretungs- 
macht war, ſo konnten die Zeſſionare als Stimmberechtigte 
— —̃ ͥ öàæ6aVMV—) 
Dritter — iſt in der Regel der Zweck der Übertragung nicht er⸗ 
ſichtlich. Sie können deshalb die Übertragung als Volluͤbertragung 
behandeln, auch wenn die Übertragung in Wahrheit nur zu Siche⸗ 
rungszwecken erfolgt iſt, alſo fiduziariſchen Charakter trägt. Es 
kommt hinzu, daß der Sicherungsnehmer doch auch ein eigenes 
Intereſſe an der Ausübung des Stimmrechts haben kann, nämlich 
inſoweit, als er durch die Ausübung des Stimmrechts Maßnahmen 
der Geſellſchaft verhindern kann, die den Wert ſeiner Sicherheit ver⸗ 
mindern würden. Inſofern hat der Übergang des Stimmrechts auf 
ihn auch wirtſchaftlich einen guten Sinn. Daß er im übrigen nur 
Treuhänder für den Zedenten iſt, äußert ſich dann lediglich im Innen⸗ 
verhältnis zum Zedenten. Er wird in der Regel dieſem gegenüber ver⸗ 
pflichtet ſein, von dem Stimmrecht keinen den Zedenten ſchädigenden 
Gebrauch zu machen, vielmehr die Intereſſen des Zedenten wahr⸗ 
zunehmen und deſſen Weiſungen zu befolgen, ſoweit nicht ſein eigenes 
Intereſſe an der Erhaltung ſeiner Sicherheit dem entgegenſteht. Eine 
Zuwiderhandlung gegen dieſe Pflicht würde aber die Gültigkeit der 
Abſtimmung nicht beeinträchtigen, ſondern lediglich den Zeſſionar 
dem Zedenten gegenüber ſchadenserſatzpflichtig machen. 

Darüber hinaus aber zeigt die vorſtehende Entſch. einen Weg, 
auf dem die Parteien, wenn ſie es wunſchen, ſehr leicht erreichen 
können, daß das Stimmrecht überhaupt dem Zedenten verbleibt. Sie 
brauchen nur die Übertragung des Geſchäftsanteils der GmbH. nicht 
anzumelden. Dann bleibt der Veräußerer nach 8 16 Abſ. 1 GmbdoG. 
der Geſellſchaft gegenüber zur Abſtimmung legitimiert. Aber das RG. 
geht weiter. Es nimmt nicht nur eine äußere Legitimation zur Ab⸗ 


doch nachträglich noch die Beſchl genehmigen. Eine ſolche 
nachträgliche Genehmigung verſtößt auch nicht gegen zwin⸗ 
gende Vorſchr. des GmbHG. Dieſes ſieht zwar als Regel die 
Beſchlußfaſſung in Geſellſchafterverſammlungen vor. Es läßt 
aber auch in § 48 Abſ. 2 des Gef. die ſchriftliche Abſtim⸗ 
mung zu. Die Rſpr. des NG. läßt demgemäß auch die nach⸗ 
trägliche Zuſtimmung zu Geſellſchafterbeſchlüſſen zu und 
nimmt an, daß die Wirkſamkeit der Beſchl. bis zur Entſch. 
über die Zuſtimmung in Schwebe iſt (NG. 136, 185°); RG.: 
JW. 1931, 2975 76). Zweifel können aber beſtehen in der 
Richtung, ob die Zuſtimmung zu jeder Zeit und auch dann 
noch erfolgen kann, wenn der Beſchl. von einem anderen Ge 
ſellſchafter gerade wegen der fehlenden Mitwirkung eines 
Geſellſchafters angefochten iſt. Die Entſch. wird einmal davon 
abhängen, ob es bei der Beſchlußfaſſung weſentlich darauf 
ankam, daß der Beſchl. ſofort wirkſam werden konnte, und ob 
durch eine verſpätete Zuſtimmung der Inhalt des Beſchl. 
weſentlich geändert wurde. Hatte der anfechtende Geſellſchafter 
kein beſonderes Intereſſe, daß die Zuſtimmung bis zu einem 
beſtimmten Zeitpunkte erteilt wurde, ſo wird er ſich auch gegen 
eine ſpätere Zuſtimmung nicht wenden können, ohne gegen 
Tren und Glauben zu verſtoßen. Ob die Anfechtung unter 
dieſem Geſichtspunkt zuläſſig iſt, iſt unter Würdigung der 
tatſächlichen Verhältniſſe zu entſcheiden. 

Mußte der Kl. weder das Auftreten der Zedentin bei der 
Abſtimmung gelten laſſen, noch wurde dieſes nachträglich von 
den Zeſſionaren in zuläſſiger Weiſe genehmigt, ſo könnte dem 
Kl. nicht entgegengehalten werden, daß er den Beſchl. zu⸗ 
geſtimmt habe. Zwar iſt in der Regel demjenigen, der einem 
Beſchl. zugeſtimmt hat, das Anfechtungsrecht verſagt. Dies 
kaun aber doch ausnahmsweiſe nicht gelten, wenn es ſich um 
die Feſtſtellung handelt, ob überhaupt ein wirkſamer Bell. 
zuſtande gekommen iſt, deſſen Wirkſamkeit den Beſtand der 
Geſellſchaft berührt, und die jederzeit von dem nichtzuſtim⸗ 
menden Geſellſchafter geltend gemacht werden kann. 

Dem Kl. iſt die Geltendmachung der Unwirkſamkeit der 
Beſchl. auch nicht deshalb verwehrt, weil ſie auch ohne Zur 
ſtimmung des anderen Geſellſchafters hätten gefaßt werden 
können. Nimmt man auch an, daß die Beſchl. gegen die 
Stimme eines in der Geſellſchafterverſammlung anweſenden 
oder vertretenen Geſellſchafters gefaßt werden konnten, fo 
mußte dieſem doch durch Einladung zur Geſellſchafterverſamm— 
lung Gelegenheit zur Abſtimmung gegeben werden. 1 

II. Der Kl. hält unter Bezugnahme auf NG. 65, 264 
die beſchloſſene Auflöſung der GmbH. für nichtig, da dieſe 
nicht mit ſofortiger Wirkung, ſondern auf einen ſpäteren 
Zeitpunkt erfolgen ſollte, und es zur Auflöſung mit einer 
Befriſtung bei einer auf unbeſtimmte Zeit errichteten Ge⸗ 
ſellſchaft einer Satzungsänderung in der für dieſe vorgeſchrie— 
benen Form der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 
(853 Abſ. 2 GmbHG.) bedurft hätte. Der Auffaſſung des 
E Kc 
ſtimmung an, ſondern in der Nichtanmeldung der Sicherungsübereignung 
ſoll eine ſog. Legitimationszeſſion liegen, wie fie im Aktienrecht auch 
ſonſt gebräuchlich und in der Rſpr. ſeit langem anerkannt iſt. Die 
Konfteuktion geht mit anderen Worten dahin, daß der Zedent dem 
Zeſſionar den Geſchäftsanteil überträgt, der Zeſſionar aber gleich⸗ 
zeitig den Zedenten zur Ausübung des Stimmrechts im eigenen Namen 
ermächtigt. Die Folge iſt, daß, auch wenn in der Geſellſchafter⸗ 
verſammlung oder ſpäter im Aufechtungsprozeß die wahre Rechtslage, 
d. h. die Übertragung des Geſchäftsanteils, aufgedeckt wird, gegen die 
Abſtimmung des Zedenten nichts eingewandl werden kann, da er 
zur Abſtimmung nicht nur formal legitimiert, ſondern auch materie 
berechtigt iſt. 

Nun ſoll allerdings nach der vorſtehenden Entſch. eine ſolche 
Legitimationszeſſion dann nicht möglich ſein, wenn der Geſellſchaft 
die Abtretung angezeigt iſt, und das ſoll ſchon dann der Fall ſein, 
wenn ein Vertreter der Gmbh. bei der Abtretung mitgewirkt, insbeſ. 
fie genehmigt hat. Die genannte Konſtruktion würde alſo in all den 
zahlreichen Fällen verſagen, in denen zur Abtretung eines Geſchäfts⸗ 
anteils ſatzungsgemäß die Genehmigung der Gmbh. nötig iſt. Aber 
man wird die Eutſch. wohl dahin verſtehen dürfen, daß in dieſen 
Fällen nach Anſicht des NG. lediglich die Legitimationszeſſion durch 
bloße Nichtanzeige der Abtretung ausgeſchloſſen it. Dagegen ſteht 
auch in dieſen Fällen nicht? im Wege, daß in anderer Weiſe eine 
Legitimationszeſſion vorgenommen wird, der Zeſſionar aljo den 


e) JW. 1932, 1965. 


63 Jahrg. 1934 Heft 46] 


BG., daß eine Satzungsänderung nicht vorliege, eine der⸗ 
artige Hinausſchiebung des Auflöſungstermins vielmehr nur 
eine ſachgemäße Abwicklung der Geſchäfte ermöglichen ſollte 
und bei Auflöſungsbeſchlüſſen die Regel bilde, iſt jedoch mit 
Brodmann, GmbHG, S. 223 A. 3e, ſ. auch Scholz, 
GibcG., 860 A. 2 beizutreten. Zwar hat das RG. (RG. 
65, 264) für Beſchl., die die Auflöſung der Geſellſchaft unter 
einer Bedingung oder für einen ſpäteren Zeitpunkt verfügen, 
während der Geſellſchaftsvertrag die Dauer der Geſellſchaft 
für eine unbeſtimmte Zeit oder für einen anderen als den 
im Auflöſungsbeſchluſſe vorgeſehenen Zeitpunkt vorſieht, aus⸗ 
geſprochen, daß dies nur im Wege der Satzungsänderung zu⸗ 
läſſig ſei. Dabei war aber doch offenbar nicht an den Fall 
gedacht, daß die Auflöſung auf einen nahegelegenen Zeit⸗ 
punkt erfolgen ſollte und die Auflöſung auf dieſen nur aus 
Zweckmäßigkeitsgründen feſtgelegt wurde, um eine ſachgemäße 
Abwicklung zu ermöglichen und zu fördern, ſo, wenn die 
Auflöſung ſpäteſtens zum Schluß des laufenden Geſchäfts⸗ 
jahres erfolgen ſollte, oder wenn einem Geſellſchafter die 
Möglichkeit gegeben werden ſollte, ſich innerhalb kurzer Friſt 
zu entſchließen, ob er das Geſchäft übernehmen will und wenn 
dadurch die oft lange dauernde regelmäßige Liquidation im 
Intereſſe aller Geſellſchafter vermieden werden kann. Diente 
die Friſtbeſtimmung nur dem Zweck der Auflöſung der Ge⸗ 
ſellſchaft — oder, was wirtſchaftlich auf das gleiche hinaus⸗ 
kommt —, der Vereinigung aller Geſchäftsanteile in einer 
Hand, ſollte alſo die Geſellſchaft nicht für die Zukunft hin⸗ 
ſichtlich ihrer Fortdauer eine neue dauernde Regelung er⸗ 
halten, fo würde es eine dem praktiſchen Bedürfnis wider⸗ 
ſprechende Überjpannung des Grundſatzes bedeuten, daß eine 
unter Friſtbeſtimmung beſchloſſene Auflöſung der Geſellſchaft 
eine Satzungsänderung darſtelle und der für dieſe vorgeſchrie— 
benen Form bedürfe. Sie würde auch dem Willen des § 60 
A. 1 Nr. 2 Gmb ch., die Auflöſung der Geſellſchaft ledig— 
lich durch einen Beſchl. der Geſellſchaft mit der dort vor⸗ 
geſehenen Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen zu 
ermöglichen, zuwiderlaufen. Der in RG. 65, 264 ausgeſpro⸗ 
chene Grundſatz ſteht daher der Wirkſamkeit eines Auflöſungs⸗ 
beſchluſſes nicht entgegen, wenn die Friſt, bis zu der die Auf⸗ 
löſung in Vollzug geſetzt werden ſoll, eine mäßige iſt und 
nur der Verwirklichung der Auflöſung dient. 


Zedenten ausdrücklich zur Abſtimmung im eigenen Namen ermächtigt 
und das der GmbH. gegenüber in der geeigneten Form zum Aus⸗ 
druck bringt. Allerdings iſt im Schrifttum die Möglichkeit einer 
Legitimationszeſſion bei der GmbY. beſtritten (ablehnend z. B. Feine 
S. 398). Erkennt man aber die Legitimationszeſſion im Aktienrecht 
an, fo liegt kein zwingender Grund vor, fie für das GmbH. Recht 
auszuſchließen. Daß das auch der Standpunkt des RG. iſt, zeigt die 
vorliegende Entſch. inſofern, als ſie die Legitimationszeſſion zum 
mindeſten im Fall der Nichtanzeige der Abtretung zuläßt. Darin liegt 
aber ihre grundſätzliche Anerkennung für das Gmbh. Recht. 

Das Ergebnis iſt ſomit, daß durch die Sicherungsabtretung eines 
Geſchäftsanteils zwar grundſätzlich das Stimmrecht auf den Zeſſionar 
übergeht, die Parteien aber erreichen können, daß der Zedent jtinmme 
berechtigt bleibt, indem der Zeſſionar ihn zur Ausübung des Stimm⸗ 
rechts im eigenen Namen ermächtigt. Die Rechtslage weiſt inſofern 
doch eine ſtarke Parallele zur Verpfändung auf. Dort bleibt zwar 
gerade umgekehrt an ſich der Verpfänder ſtimmberechtigt, aber auch 
er kann nach herrſchender, wenn auch beſtrittener Lehre den Pfand⸗ 
gläubiger zur Ausübung des Stimmrechts im eigenen Namen er⸗ 
mächtigen (vgl. Hachenburg, Erk.I zu 8 15 Anm. 4; Staub⸗ 
Pinner 8242 Anm. 5; abweichend Feine S. 406 mit weiteren 
Angaben). Letzten Endes entſcheidet alſo in beiden Fällen über die 

timmberechtigung der Parteiwille. Nur beim Fehlen einer beſonderen 
Regelung iſt bei der Verpfändung der bisherige Geſellſchafter, bei 
der Sicherungszeſſion aber der Zeſſionar ſtimmberechtigt. 

N 2. Von Intereſſe find ſodann die Ausführungen über die 
Form der Abſtimmungsvollmacht. Sie dürfen aber nicht 
mißverſtanden werden. Grundfätzlich iſt nach der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift des 847 Abſ. 3 GmbHG. für die Gültigkeit der Vollmacht 
Schriftform nötig. Davon kann m. E. auch dann keine Ausnahme 
gemacht werden, wenn die Bevollmächtigung der Geſellſchafterverſamm⸗ 
lung auf andere Weiſe bekanntgeworden iſt. Ohne ſchriftliche Voll⸗ 
macht darf alſo der Vertreter auch in einem ſolchen Fall an ſich nicht 
abſtimmen. Aber das Mitſtimmen trotz fehlender Vollmacht begründet 
nicht die abſolute Nichtigkeit des Beſchluſſes, ſondern ſtellt nur einen 
ufechtungsgrund dar. Und eine ſolche Anſechtung iſt nicht mehr 
möglich, wenn die ſämtlichen Geſellſchafter mit der Abſtimmung durch 
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Auch die in der RevInſt. zuläſſige freie Auslegung 
des GenVerſBeſchl. (wegen der Zuläſſigkeit vgl. RG. 119, 
258°) u. 3458); 120, 33 9)) führt zum gleichen Ergebnis. 

III. Iſt hiernach der Beſchl. dahin auszulegen, daß die 
Auflöſung mit ſofortiger Wirkung eintrete, ſo iſt der Beſchl. 
auch nicht deshalb nichtig, weil zur Anmeldung des Auf⸗ 
löſungsbeſchluſſes 865 GmbHG. vorschreibt, daß die Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft durch die Geſchäftsführer zur Eintra⸗ 
gung in das Handelsregiſter anzumelden iſt. Hieraus folgt 
nur, daß ein Beſchl., die Auflöſung überhaupt nicht an⸗ 
zumelden, als gegen das Geſetz verſtoßend nichtig iſt. Das 
Geſetz ſchreibt aber nicht vor, wann die Anmeldung zu er⸗ 
folgen hat, und daß dies unmittelbar nach Faſſung des Auf⸗ 
löſungsbeſchluſſes zu geſchehen hat. Wenn die Anmeldung 
auch ohne ſchuldhaftes Zögern ſtattzufinden hat, ſo bleibt 
dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Anmeldepflichtigen doch 
ein angemeſſener Spielraum, deſſen Begrenzung ſich nach den 
Intereſſen der Geſellſchaft richtet, bei dem aber in dieſem 
Rahmen auch die Belange der Geſellſchafter berückſichtigt 
werden können. Durch den Auflöſungsbeſchluß hört die Ge⸗ 
ſellſchaft nur auf, ein werbendes Unternehmen zu ſein, dauert 
aber als Liquidationsgeſellſchaft fort. Für die Liquidation 
iſt ebenſo kein beſtimmter Zeitraum für die Beendigung wie 
auch für den tatſächlichen Beginn der Liquidationshandlungen 
vorgeſchrieben. Alle Handlungen find nur mit der Beſchleuni⸗ 
gung auszuführen, die ein vernünftiger Kaufmann auch ſonſt 
anzuwenden pflegt, um das Vermögen beſtmöglichſt zu ver⸗ 
werten. Zu dieſem Zwecke kann es auch einmal geboten ſein, 
die Anmeldung zum Handelsregiſter und damit die Veröffent- 
lichung des Beginns der Liquidation auf kurze Zeit zu ver⸗ 
ſchieben. Gerade wenn dem Kl. die Möglichkeit gegeben werden 
ſollte, den anderen Gejchäftsanteil und damit das Unter- 
nehmen ſelbſt zu erwerben, jo war die Verſchiebung der An⸗ 
meldung mit dem Auflöſungsbeſchluß nicht unvereinbar und 
verſtieß auch nicht gegen das Geſetz. 

IV. Nach § 66 Ubi. 1 GmbHG. erfolgt in Fällen der 
Auflöſung außer dem Falle des Konkurſes die Liquidation 
durch die Geſchäftsführer, wenn nicht dieſelbe durch den Ge— 
ſellſchaftsvertrag oder durch Beſchl. der Geſellſchafter an⸗ 
deren Perſonen übertragen wird. Dieſe Vorſchr. wird inſofern 
als zwingend angeſehen, als nicht durch den Geſellſchafts— 


den Vertreter trotz Fehlens der ſchriftlichen Vollmacht einverſtanden 
waren (vgl. Hachenburg § 47 Anm. 11). 

Lag überhaupt keine Vollmacht vor, ſo iſt auch dann nicht etwa 
der Beſchluß nichtig, ſondern die übrigen Geſellſchafter haben die 
Möglichkeit, auch einen vollmachtloſen Vertreter zur Abſtimmung zu⸗ 
zulaſſen. Die Gültigkeit des Beſchluſſes hängt in einem ſolchen Falle 
von der nachträglichen Genehmigung des Vertretenen ab. In dieſem 
Punkt entſpricht das Urt. ganz der herrſchenden Lehre (vgl. Feine 
S. 527; Hachenburg 847 Anm. 13). 

3. Zu Mißverſtändniſſen können auch die Ausführungen über 
das Anfechtungsrecht eines Geſellſchafters, der dem Beſchluß zugeſtimmt 
hat, Anlaß geben. Das RG. geht mit Recht davon aus, daß ein 
ſolches Anfechtungsrecht grundsätzlich zu verneinen iſt (vgl. Feine 
S. 551; Hachenburg § 45 Anm. 20; für das Aktienrecht Hueck, 
Anfechtbarkeit und Nichtigkeit von Generalverſammlungsbeſchlüſſen 
S. 140). Wenn das RG. eine Ausnahme für die Fälle machen will, 
in denen „es ſich um die Feſtſtellung handelt, ob überhaupt ein wirk⸗ 
ſamer Beſchluß zuſtande gekommen iſt“, ſo iſt das hinſichtlich der 
Zuläſſigleit der Klage richtig, aber es iſt zu beachten, daß in ſolchen 
Fällen in Wahrheit gar keine Anfechtbarkeit, ſondern Nichtigkeit des 
betreffenden Beſchluſſes vorliegt, ſei es abſolute Nichtigkeit, ſei es 
ſchwebende Unwirkſamkeit, die durch nachträgliche Genehmigung ge⸗ 
heilt werden kann. Dementſprechend kommt auch keine Aufechtungs⸗ 
klage, ſondern eine Feſtſtellungsklage in Frage, und zu einer der⸗ 
artigen Feſtſtellungsklage iſt grundſählich jeder Geſellſchafter berechtigt, 
da die alsbaldige Klärung der Rechtslage in ſeinem Intereſſe liegen 
kann, ganz gleichgültig, ob er dem Beſchluß zugeſtimmt hatte oder 
nicht (vgl. Hueck a. a. O. S. 235). 

4. Was endlich die Zuläffigkeit der Auflöſung einer GmbH. für 
einen ſpäteren Zeitpunkt und die Möglichkeit einer Hinausſchiebung 
der Anmeldung zum Handelsregiſter betrifft, jo kann den Aus⸗ 
führungen des RG. nur zugeſtimmt werden. Sie entſprechen den 
Bedürfniſſen des Verkehrs nach einer elaſtiſchen, nicht formaliſtiſch 
geſtalteten Handhabung der Normen des Geſellſchaftsrechts, ohne die 
Intereſſen der Rechts⸗ und Verkehrsſicherheit aus dem Auge zu laſſen. 

Prof. Dr. Hueck, Jena. 
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vertrag oder durch Beſchl. der Geſellſchafterverſammlung die 
Beſtellung des Liquidators Dritten, z. B. dem Aufſichtsrat, 
übertragen werden kann, vielmehr entweder der Geſellſchafts⸗ 
vertrag oder der Geſellſchafterbeſchluß ſelbſt die Perſon des 
Liquidators bezeichnen muß (vgl. KG.: RJ A. 12, 224; 15, 
53; KGJ. 45, 330; 49, 123; Scholz, GmbHG., 866 AIV; 
Liebmann⸗Saenger 11 2e; wegen der entſpr. Beſt. des 
Aktienrechts vgl. Koenige⸗Teichmann, A. 2 zu 8295 
HGB.; Staub⸗Pinner daſ. A. 2, 3). Dieſe Auslegung 
entſpricht dem Wortlaut des Geſetzes, nach dem der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag oder ein Geſellſchafterbeſchluß wohl die Liqui⸗ 
dation anderen Perſonen übertragen darf, nicht aber das 
Recht zur Ernennung der Liquidatoren. Für die Ausſchlie⸗ 
ßung der Übertragung des Ernennungsrechts ſpricht auch 8 66 
Abſ. 2 und 3. Nach Abi. 2 ſoll dem Gericht nur dann die 
Befugnis zur Ernennung gegeben ſein, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt, und nach Abſ. 3 Satz 1 kann die Abberufung 
von Liquidatoren durch das Gericht „unter derſelben Voraus⸗ 
ſetzung“, d. h. bei Vorliegen eines wichtigen Grundes er⸗ 
folgen. Nach Abſ. 3 Satz 2 können Liquidatoren, die nicht 
vom Gericht ernannt ſind, auch durch Beſchl. der Geſellſchafter 
vor Ablauf des Zeitraums, für welchen ſie beſtellt ſind, ab⸗ 
berufen werden. Dieſes Abberufungsrecht iſt nach dem Zu⸗ 
ſammenhang der Vorſchr. in Abſ. 2 und 3 dahin zu verſtehen, 
daß es in allen Fällen gilt, in denen nicht dem Gericht 
durch das Geſetz das Ernennungs⸗ und Abberufungsrecht 
übertragen iſt. Es kann aber unmöglich dem Gericht durch 
die Geſellſchaft ein Ernennungsrecht übertragen werden, wäh⸗ 
rend die Abberufung des ſo Ernannten jederzeit durch Mehr⸗ 
heitsbeſchluß der Geſellſchafter erfolgen kann. Im gegebenen 
Falle liegt eine Vereinbarung der Geſellſchafter über das 
weitere Verfahren bei der Liquidation vor. Zu dieſem Zwecke 
wird vereinbart, daß die Geſellſchafter in Ausübung des ihnen 
nach § 66 Abf. 1 zuſtehenden Rechtes zur Ernennung des 
Liquidators ſich verpflichten, für eine neutrale Perſon ein⸗ 
zutreten. Gegen die Zuläſſigkeit einer derartigen Vereinbarung 
über die Ausübung des Stimmrechts beſtehen weder im all- 
gemeinen noch nach den Umſtänden des Falles rechtliche Be⸗ 
denken. Denn ſie verſtößt weder gegen einen Grundſatz des 
EGmbggRechtes, noch iſt fie geeignet, die Geſellſchaft zu ſchä⸗ 
digen, noch verletzt fie die guten Sitten (RG. 131, 17910)). 
Sie hindert den anderen Geſellſchafter zwar nicht, anders als 
vereinbart abzuſtimmen. Er kann ſich aber durch Verletzung 
der Vereinbarung ſchadenserſatzpflichtig machen. 
(U. v. 3. Juli 1934; II 116/34. — Frankfurt a. M.) 
[v. B.] 


4. 815 Satz 2 PrGr Verk. v. 10. Febr. 1923; 
§ 313 BGB. Eine bei einem Schwarzverkauf eines 
Grundſtücks vor Inkrafttreten des GrVerkG. er- 
folgte Auflaſſung ohne Eintragung ins Grund⸗ 
buch bedarf der behördlichen Genehmigung, da 
vor Gültigkeit des Geſetzes v. 10. Febr. 1923 das 
Rechtsgeſchäft nicht rechtsgültig abgeſchloſſen 
war und daher die Rückwirkung des § 15 Satz 2 
PrGr Verk. durchgreift. 

Das BG. ſtellt feſt: Als Kaufpreis ſeien nicht, wie be⸗ 
urkundet, 150 000 %, ſondern 250000 % verabredet worden; 
dieſer Preis jet auch bezahlt worden; die falſche Angabe bei 
der Vertragsbeurkundung ſei aus Gründen der Koſteuerſparnis 
gemacht worden. 

Die vom BG. ausgeſprochene Anſicht, das PrGrVerkG. 
v. 10. Febr. 1923 komme auf dieſen Fall nicht zur An⸗ 
wendung, iſt rechtsirrig. Der Kaufvertrag v. 8. Febr. 1922 
war mangels Beurkundung des wahren Kaufpreiſes rechts⸗ 
untvirkſam (8 313 BGB.). Vor dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes v. 10. Febr. 1923 war die Formungültigkeit des Ver⸗ 
trages nicht geheilt und der Bekl. noch nicht Eigentümer ge⸗ 
worden, weil die dazu notwendige Eintragung im Grundbuch 


fehlte. Von da ab aber unterlag das Rechtsgeſchäft, obwohl zum Rechnungslegungsanſpruch übergeht. Dann 


ſchon im Jahre 1922 abgeſchloſſen, den Beſtimmungen des 
GrVerkG. Denn dieſes hat ſich in $ 15 Satz 2 — dazu die 
maßgebliche Erläuterung in Art. I des Geſetzes v. 20. Juli 
1925 (PrGS. 93) — rückwirkende Kraft zur Erfaſſung aller 


20) Ig. 1931, 2978. 


früher liegenden Rechtsgeſchäfte beigelegt, die nicht rechts⸗ 
gültig abgeſchloſſen waren, und bei denen nicht die Rechts⸗ 
änderung durch Eintragung im Grundbuch vor dem 16. Febr. 
1923 vollzogen war (RG. 108, 3561); 114, 2302); 115, 
353); 129, 150%); JW. 1927, 1929; 28. 1933, 243). Die 
am 8. Febr. 1922 geſchehene Auflaſſung konnte von Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes ab nur noch durch behördliche Genehmigung 
— entweder der Auflaſſung als ſolcher oder des Kaufgeſchäfts 
mit dem Preiſe von 250000 % — vollwirkſam werden. Nur 
nach ſolcher Genehmigung hätte auch die Auflaſſung zur 
Heilung des Formmangels des Kaufvertrags führen können 
(RG. 111, 244 )). Mangels Genehmigung iſt die Auflaſſung 
auch jetzt noch ſchwebend unwirkſam. Ein Eigentumsübergang 
von der Kl. auf den Bekl. hat noch nicht ſtattgefunden. Die 
Kl. iſt außerdem, da der Kaufvertrag nicht formgerecht ge— 
ſchloſſen iſt, nicht an ihn gebunden und nicht verpflichtet, den 
Bekl. im Beſitz des Grundſtücks und in ſeiner Grundbuch⸗ 
ſtellung zu belaſſen (RG. 115, 37). 

(U. v. 19. Sept. 1934; V 119/34. — Hamm.) [v. B.] 


5. § 233 3 P O.; 8 74 GKG. Der verſpätete 
Eingang der Deckung eines zur Einzahlung der 
Prozeßgebühr beſtimmten Verrechnungsſchecks 
geht zu Laſten der zahlungspflichtigen Partet 
und begründet keine Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand, wenn die Unkenntnis der Bot” 
ſchriften über den Zahlungsverkehr mit den Ge 
richtsbehörden auf mangelnder Belehrung durch 
den Anwalt der Partei beruht. 

Die Kl. hat die Friſt zur Einzahlung der Prozeßgebühr 
dadurch verſäumt, daß ſie ihrer Zahlungspflicht vermittels 
eines Verrechnungsſchecks nachzukommen ſuchte, deſſen Gut⸗ 
ſchrift erſt nach Eingang der Deckung erfolgen konnte. Zu 
einer Ablehnung und Rückgabe des Schecks an die Kl. hatte 
die Geſchäftsſtelle des OLG. keine Veranlaſſung. Sie war auch 
nicht verpflichtet, die Kl. auf die Möglichkeit eines ver⸗ 
ſpäteten Einganges der Deckung und damit einer verſpäteten 
Gutſchrift aufmerkſam zu machen. Die Verantwortung hierfür 
verblieb bei der Kürze der bis zum Ablauf der Zahlungsfriſt 
noch zur Verfügung ſtehenden Zeit ausſchließlich der zur 
Wahrung der Friſt verpflichteten Partei. Dieſe kann ſich au 
nicht auf eine unverſchuldete Unkenntnis der Vorſchriften über 
den Zahlungsverkehr mit den Gerichtsbehörden berufen. Sie 
war durch einen RA. vertreten. Eine ihr von ſeiten ihres 
Prozeßbevollmächtigten nicht zuteil gewordene Belehrung ver? 
mag ihre Verantwortlichkeit nicht zu verringern, weil ſie nach 
den geſetzlichen Vorſchriften — 88 232 Abſ. 2, 85 ZPO. — 
und den in der Rſpr. geltenden Grundſätzen für ein Ver“ 
ſchulden ihres Prozeßbevollmächtigten einzuſtehen hat. 

(Beſchl. v. 18. Sept. 1934; II B 14/34. — Hamburg.) (v. B. 


* 6. §8 253, 260, 268 Nr. 2 8 PO. 
J. Eine bedingte Klagerhebung iſt una” 
läſſig, wenn der Rechtsſtreit von Anfang au 
nach dem Willen des Kl. dergeſtalt unter eine? 
Bedingung fteht, daß die geſamten Rechtswir⸗ 
kungen der Klage und der Entſcheidung je nach 
dem Eintritt oder Ausfall der Bedingung Bet 
Beſtand bleiben oder hinfällig werden. 

II. Dagegen ift eine „Eventualklage“ zu 
läſſig, wenn der Richter allein über den Ein“ 
tritt oder Ausfall der „Bedingung“ befindet, 
ſein Spruch alſo, einmal gefallen, nicht meh 
nachträglich oder von außen her durch eine 
verfahrensfremden Umſtand beeinträchtigt ode 
hinfällig gemacht werden kann. 

III. Nach feſter Rſpr. enthält es keine Klage 
änderung, wenn der Kl. vom Leiſtungsanſpru ) 


iſt aber auch die Geltendmachung des Rechnung?” 
legungsanſpruches neben dem Leiſtung? 


) JW. 924, 1990. ) JW. 1926, 2617. 9) ZW. 1927, 765. 
JW. 1930, 2950. °) ZW. 1925, 2234. 
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anſpruch als bloße Geltendmachung einer 
Nebenforderung anzuſehen. 


»Mit der Klage verfolgt Kl. gegen den Bekl. einen An⸗ 
ſpruch auf Zahlung von 7000 %% nebſt Zinſen. Zur Be 
gründung des Anſpruchs hat ſich Kl. zunächſt auf die Ab⸗ 
tretung einer Forderung von dem Architekten F. und da⸗ 
neben auf die Abtretung einer anderen Forderung von Sch. 
berufen. Im Laufe des zweiten Rechtszugs hat der Kl. den 
Klagegrund F. fallen laſſen; den Klagegrund der Abtretung 
Sch. hat er aufrechterhalten und inſoweit neben der Zahlung 
noch Rechnungslegung verlangt. 

Der Klagegrund Sch. ſtand mit dem zunächſt geltend 
gemachten Klagegrund aus der Abtretung F. in keinerlei 
Zuſammenhang; er war durchaus ſelbſtändig und bildete 
nur eine weitere Begründung für die Forderung auf 
7000 Ast, welchen Betrag der Kl. nur einmal verlangte. 
Das halten LG. und KG. für unſtatthaft. Indeſſen hatte 
der Kl. im Laufe des zweiten Rechtszugs unzweideutig er⸗ 
klärt, daß er den Klagegrund Sch. jedenfalls auch hilfsweiſe 
erhoben haben wollte. 

Die Zuläſſigkeit einer ſolchen Hilfsklagebegründung hat 
das BG. mit folgenden Erwägungen verneint: da die beiden 
Klagegründe ſich nicht ausſchlöſſen, ſondern ſelbſtändig neben⸗ 
einander beſtehen könnten, wäre die zweite Klage unter 
einer willkürlich vom Kl. geſetzten Bedingung erhoben; eine 
unter einer Bedingung ſtehende Klagerhebung wäre prozeſſual 
unzuläſſig. 

I. Hierin iſt dem BG. ſchon inſofern nicht zu folgen, 
als es angenommen hat, daß der Kl. die Klage bedingt 
erhoben habe. Daß eine bedingte Klagerhebung unzuläſſig 
iſt, nehmen Rechtslehre und Rſpr. allgemein und mit Recht 
an. Mit der Aufgabe und den Zwecken des ſtaatlich ge- 
ordneten Prozeßverfahrens iſt es unvereinbar, daß ein 
Rechtsſtreit anhängig gemacht, geführt und zur richterlichen 
Entſch. gebracht wird, der von Anfang an nach dem Willen 
des Kl. dergeſtalt unter einer Bedingung ſteht, daß die ge⸗ 
ſamten Rechtswirkungen der Klage und der Entſch. je nach 
dem Eintritt oder Ausfall der Bedingung bei Beſtand bleiben 
oder hinfällig werden. Freilich kommt es vor, daß infolge 
ſpäterer Ereigniſſe ein Rechtsſtreit gegenſtandslos wird („Sich 
erledigt“, 899 ZPO). Aber es geht nicht an, daß der Kl. 
durch ſeinen Willen (durch die hinzugefügte Bedingung) von 
vornherein den Rechtsſtreit mit einer ſolchen Unſicherheit 
behaftet, etwa in der Form, daß er die Klage erhebe unter 
der Bedingung, daß ein Dritter zuſtimme. Damit würde der 
Kl. mit der geſetzlich geordneten und gewährleiſteten Ein⸗ 
richtung des Prozeſſes Mißbrauch treiben; darin liegt der 
tragende Grund der Unzuläſſigkeit. 

II. Aber das trifft hier nicht zu. Der Kl. hat nicht durch 
eine willkürlich geſetzte Bedingung eine mit den Zwecken 
des Prozeſſes unverträgliche Unſicherheit geſchaffen. Er hat 
den Klagegrund Sch. vorbehaltlos und beſtimmt (poſitiv) 
der richterlichen Entſch. unterbreitet. Allerdings hatte er zu⸗ 
nächſt und an erſter Stelle auch den anderen Klagegrund (F.) 
der Entſch. unterbreitet. Hätte der Richter dieſen andern 
Klagegrund für ausreichend gehalten, den Klageanſpruch zu⸗ 
zuſprechen, ſo würde es der Entſch. über den Klagegrund 
Sch. nicht mehr bedurft haben. Darin allein, ob der Richter 
den erſten Klagegrund für ausreichend halten würde, lag ein. 

oment der Unſicherheit, lag eine Art Bedingung. Aber die 
Entſch. hierüber ſtand allein beim Richter. Der Richter be⸗ 
fand über Eintritt oder Ausfall der Bedingung; ſein Spruch 
konnte, einmal gefallen, nicht mehr nachträglich oder von 
außen her durch einen verfahrensfremden Umſtand beein⸗ 
trächtigt oder hinfällig gemacht werden. Einer der Sch rift⸗ 
ſteller, die die „Eventualklage“ für unzuläſſig halten 
(Baumbach, Anm. 2 B zu 8 260 ZPO.) beſpricht den, 
ein Gegenſtück bildenden Fall, daß der Kl. einen Anſpruch 
für den Fall erhebt, daß ein anderer Anſpruch zugeſprochen 
werde; das wird für zuläſſig erklärt, mit der Begründung, 
daß hier nicht Haupt⸗ und Hilfsanſpruch vorliegen, ſondern 
zwei Hauptanſprüche; beide ſeien unbedingt erhoben. Allein 
die Rechtslage iſt inſofern die gleiche wie in dem hier in 
Rede ſtehenden Fall, als es auch dort lediglich von dem Er⸗ 
meſſen des Richters abhängt, ob der zweite Anſpruch zur 


Beſcheidung kommt oder nicht. Liegt bei dem Gegenſtück 
keine echte Bedingung vor, ſo liegt ſie auch nicht beim wirk⸗ 
lichen Eventualanſpruch vor. Auch dem fachlichen Recht iſt 
die Unterſcheidung bekannt und geläufig, ob es ſich um eine 
willkürlich von der Partei geſetzte, von außen her dem 
Rechtsgeſchäft beigefügte Bedingung handelt oder um eine 
Unſicherheit, die ſchon von Rechts wegen dem Geſchäft inne⸗ 
wohnt (condicio tacita, Rechtsbedingung). Die letztere folgt 
nicht den Regeln der 88 158 ff. BGB., ſondern ihren eigenen 
Regeln. Dieſer Rechtsgedanke hat auch für das Prozeßrecht 
Bedeutung. Die vorbehaltlos abgegebene Erklärung des Kl., 
daß er einen Anſpruch der richterlichen Entſch. unterbreite, 
iſt nicht deshalb als bedingte zu werten, weil es von dem 
Ausfall der richterlichen Entſch. zu einer Vorfrage abhängt, 
ob es noch zur Entſch. über den zweiten Anſpruch kommen 
werde. 

Dieſem Ergebnis ſteht die bisherige Rſpr. zum mindeſten 
nicht entgegen (vgl. RG. 18, 385; 77, 120 ff..) und 206; 
94, 351; Warn. 1911 Nr. 287). Im Anſchluß an die letzt⸗ 
erwähnte Entſch. will auch das BG. die eventuelle Klag⸗ 
erhebung für den Fall zulaſſen, daß die beiden Klagegründe 
ſich widerſprechen (d. h. ausſchließend bedingen). Von dem 
hier vertretenen Standpunkt aus bedarf es dieſer Beſchrän⸗ 
kung jedoch nicht. 

Das vom Kl. beliebte Vorgehen mag ungewöhnlich und 
befremdlich ſein. War der Kl. ſeiner Anſprüche ſicher, ſo 
konnte er auf Grund jedes einzelnen Anſpruchs, alſo mehr⸗ 
fach 7000 RM verlangen. Man mag deswegen das Vor⸗ 
gehen des Kl. für nicht beſonders ſchutzwürdig halten können. 
97 1 ihm jedes Rechtsſchutzintereſſe völlig abzuſprechen, geht 
nicht an. 

III. Auch dem Rechnungslegungsanſpruch, den der Kl. 
im zweiten Rechtszug geltend gemacht hatte, iſt das BG. 
nicht gerecht geworden, indem er ihn kurzerhand als neuen 
Anſpruch, 8529 Abſ. 4 ZPO., zurückweiſt. Dabei hat ſich 
das BG. nicht mit 8 268 Nr. 2 3PO. auseinandergeſetzt. 
Zu prüfen war, ob der Kl. nicht lediglich den Klageanſpruch 
in bezug auf eine Nebenforderung erweitert hat. Mit dem 
Hauptantrag hatte Kl. aus abgetretenen Rechten des Sch. 
Proviſion gefordert, die von gewiſſen Leiſtungen oder von 
dem Eingang gewiſſer Zahlungen in bezug auf eine Bau⸗ 
ausführung abhing. Über dieſe Leiſtungen oder Zahlungen 
hat er Rechnungslegung begehrt. Das bedeutete nur einen 
Schritt vorwärts in der Richtung auf die Verwirklichung 
des Hauptklageziels (Warn. 1911 Nr. 251). Nach feſter 
Rſpr. enthält es keine Klageänderung, wenn der Kl. vom 
Leiſtungsanſpruch, dieſen fallen laſſend, zum Rechnungs⸗ 
legungsanſpruch übergeht und umgekehrt (RG. 40, 9; Warn. 
1911 Nr. 251; 1918 Nr. 139). Dieſe Rſpr. legt es nahe, 
auch die Geltendmachung des Rechnungslegungsanſpruchs 
neben dem Leiſtungsanſpruch als bloße Geltendmachung 
einer Nebenforderung anzuſehen. 


(u. v. 2. März 1934; III 117/33. — Berlin.) 
= RG. 144, 710 


7. 88 519 Abſ. 3 Ziff. 2, 519b 3 PO. Eine all⸗ 
gemeine Verweiſung des Berufungsklägers auf 
das geſamte erſtinſtanzliche Vorbringen in der 
Berufungsbegründung leiſtet in keinem Falle 
den Erforderniſſen des § 519 Abſ. 3 Ziff. 2 Ge⸗ 
nüge und führt zur Verwerfung der Berufung. 

Mit Recht hat das BG. eine vorſchriftsmäßige Be⸗ 
gründung der Berufung vermißt. Der Inhalt der Berufungs⸗ 
ſchrift genügte den geſetzlichen Anforderungen an eine Be⸗ 
rufungsbegründung nicht. Erforderlich war die beſtimmte Be⸗ 
zeichnung der im einzelnen anzuführenden Gründe der An 
fechtung (8 519 Abſ. 3 Nr. 2 3 PO.) Statt deſſen beſchränkte 
ſich die Berufungsſchrift auf den Satz, daß zur Begründung 
der Berufung das geſamte Vorbringen erſter Inſtanz wieder⸗ 
holt und eine Ergänzung in beſonderem Schriftſatz vorbehalten 
werde. Eine ſolche Ergänzung hat die Kl. innerhalb der Be⸗ 
gründungsfriſt nicht mehr folgen laſſen. Sie war deſſen nicht 
deshalb enthoben, weil ſie, wie ſie ſagt, ihren in die Hunderte 


1) JW. 1912, 42. 
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von Seiten gehenden Ausführungen erſter Inſtanz in der 
Berufungsinſtanz nichts Neues habe hinzufügen wollen. Gerade 
bei umfangreichem Sachvortrage iſt es zur Beſchleunigung des 
Verfahrens geboten, in der Berufungsbegründung den Streit⸗ 
ſtoff ſtraff zuſammenzufaſſen, ſich mit den Gründen der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung auseinanderzuſetzen und ſo dem BG. 
zu ermöglichen, ſich ſchon aus der Begründungsſchrift ſchnell 
und ſicher darüber zu unterrichten, wie die Partei den Streit⸗ 
fall beurteilt wiſſen will und mit welchen Gründen im 
einzelnen ſie die tatſächliche und rechtliche Würdigung des 
Streitſtoffes in dem angefochtenen Urteil zu erſchüttern ge⸗ 
denkt. Hier ließ die in ihrer Allgemeinheit unzulüſſige Ver⸗ 
weiſung der Kl. auf das geſamte erſtinſtanzliche Vorbringen 
nicht einmal erkennen, ob die Kl. ihre Berufung auf die recht⸗ 
liche Seite der Sache beſchränken, oder ob ſie ſich auch gegen 
die tatſächlichen Feſtſtellungen in dem angefochtenen Urteil 
wenden wollte. 

Eine Begründung von der Art, wie die Kl. ſie gegeben 
hat, entſpricht hiernach nicht den Vorſchriften der ZPO. in 
ihrer ſeit dem 1. Jan. 1934 geltenden Faſſung; fie kann im 
Gegenſatz zu der früheren weitherzigen Übung der Gerichte 
nicht mehr geduldet werden (RG. 143, 2911)). 


(Beſchl. v. 26. Sept. 1934; VB 17/4. — KG.) ly. B.] 


b) Strafſachen 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden 


8. Art. 5 GewohnhVerbrG. v. 24. Nov. 1933. 
Anordnung der Sicherungsverwahrung im nach- 
träglichen Sicherungsverfahren. Taten, die in⸗ 
folge wirtſchaftlicher Not und zur Behebung ſol⸗ 
cher Not begangen worden find, können in aller 
Regel nicht die Annahme begründen, daß der 
Täter aus verbrecheriſchem Hange gehandelt 
habe und ein gefährlicher Gewohnheits verbrecher 
ſei (Urt. des erk. Sen. v. 12. Juni 1934, 4 D 646/342)). 
Eine Straftat kann nicht lediglich deshalb, weil 
fie im Rückfall begangen worden iſt, als An⸗ 
zeichen für die Eigenſchaft des Täters als eines 
Gewohnheitsverbrechers verwertetwerden (NEL. 
68, 174 2). 

4. Sen. v. 2. Okt. 1934; 4 D 898/34.) [9n.] 


9. Art. 5 Ziff. 2 Gewohnh Verbr. v. 24. Nov. 
1933 (RGBl. I, 995). Als Gewohnheitsverbrecher 
wird ein Täter, wie in zahlreichen Entſch. des 
R G. niedergelegt iſt (vgl. insbeſ. RGSt. 68, 149, 
1541)), nicht ſchon allein durch die Tatſache wie⸗ 
derholter, ſelbſt empfindlicher Vorſtrafen ge⸗ 
kennzeichnet, ſondern erſt durch die Feſtſtellung 
eines ihm innewohnenden Hanges zu Rechts- 
brüchen, der ihn ſchließlich faſt zwangsläufig 
immer wieder erneut ſtraffällig werden läßt. 

Nur wenn die drei vom Urteil herausgehobenen Straf⸗ 
taten ſich als Ausfluß eines ſolchen Hanges darſtellen, ſind 
inſoweit die tatſächlichen Vorausſetzungen des Geſetzes erfüllt. 
Um dies beurteilen zu konnen, genügt die bloße Aufzählung 
dieſer Taten nicht, es muß vielmehr eine jede von ihnen auf 
die ſie kennzeichnenden beſonderen Umſtände geprüft werden; 
die äußeren Lebensverhältniſſe des Angekl. zur Zeit der Tat, 
ſeine Beweggründe, die Art der Vorbereitung und Ausführung 
der Tat und das mit ihr erſtrebte Ziel ergeben in der Regel 
Hinweiſe für die Entſch. darüber, ob die einzelne Tat ſich als 
Folge zufälliger, äußerer Einflüſſe, als Gelegenheitstat dar⸗ 
ſtellt, oder ob ſich in ihr ein verbrecheriſcher Hang kundtut, 
ſo daß die Geſamtwürdigung der Straftaten den Täter als 
Gewohnheitsverbrecher erſcheinen läßt. 

(1. Sen. v. 25. Sept. 1934; 1 D 877/34.) [On.] 

1) JW. 1934, 1171. 


) IW. 1934, 2150 0. 
) JW. 1934, 1062. 


) JW. 1934, 20567. 


10. Art. 5 Ziff. 2 Gewohnh Verbr G. v. 24. Nov. 
1933. Die Taten, die der dritten Verurteilung 
zugrunde liegen, müſſen nach dem Eintritt der 
Rechtskraft der beiden früheren Urteile began: 
gen ſein. 

Der Beim. iſt wie folgt verurteilt: 

1. am 19. März 1927 vom Schöff®. in D. wegen Ber 
trugs i. w. R. zu acht Monaten Gefängnis; 

2. am 22. Mai 1931 vom Shöff®. in H. ebenfalls wegen 
Betrugs i. w. R. unter Einbeziehung einer an demſelben Tage 
erkannten Strafe von vier Monaten Gefängnis zu einer Ge⸗ 
fängnisſtrafe — gemeint iſt Geſamtgefängnisſtrafe — von 
ſechs Monaten; 

3. am 11. Sept. 1931 vom SchöffGG. in K. wegen Rück⸗ 
fallbetrugs zu einer Zuchthausſtrafe von zwei Jahren und 
am 13. Jan. 1932 vom Shöff®. in K. wegen Urkunden⸗ 
fälſchung und Betrugs zu einer Gefängnisſtrafe von zwei 
Jahren. Aus dieſen beiden Strafen iſt eine Geſamtzuchthaus⸗ 
ſtrafe von drei Jahren gebildet worden. 

Die nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung 
erfordert u. a., daß der Täter ſchon zweimal rechtskräftig 
verurteilt worden iſt und nach dem 1. Jan. 1934 auf 
Grund eines weiteren vor dieſem Zeitpunkt ergangenen Ur 
teils eine Freiheitsſtrafe verbüßt (Art. 5 Ziff. 2 Gemohny- 
Verbr. v. 24. Nov. 1933). Schon der Wortlaut dieſer Vor⸗ 
ſchrift deutet darauf hin, daß die Taten, die der dritten Ver⸗ 
urteilung zugrunde liegen, nach dem Eintritt der Rechtskraft 
der beiden früheren Urteile begangen ſein müſſen. Für die 
Richtigkeit dieſer Auffaſſung ſpricht auch der Umſtand, daß, 
wie die amtliche Begründung zu dem erwähnten Geſetze Dat“ 
legt, „die Vorausſetzungen, unter denen die nachträgliche 
Sicherungsverwahrung zuläffig fein ſoll, auf den § 202 
Ab. 1 StGB. abgeſtimmt find“. 

An dieſem Erfordernis fehlt es hier, denn nach der Feſt⸗ 
ſtellung der Strͤ. find die der letzten Verurteilung (Nr. 3) 
zugrunde liegenden Taten in den Jahren 1929 und 1930, alſo 
vor der Verurteilung v. 22. Mai 1931 (Nr. 2) begangen. 
Dabei kann die — in RGSt. 68, 150!) bejahte — Frage, 
ob die der zweiten Verurteilung zugrunde liegende Tat 
nach dem Eintritt der Rechtskraft des erſten Urteils be 
gangen ſein muß, auf ſich beruhen. 

Der BeihiwF. iſt zwar, abgeſehen von den drei angegebe⸗ 
nen Urteilen, „ſeit 1922 noch dreizehnmal — darunter neun⸗ 
mal wegen Betrugs — vorbeſtraft“; es iſt indeſſen nicht er“ 
ſichtlich, ob und welche dieſer Verurteilungen der nachträg⸗ 
lichen Anordnung der Sicherungsverwahrung zur Grundlage 
dienen können, da weder der Zeitpunkt der Verurteilungen, 
noch die erkannten Strafen nach ihrer Art und Höhe feſtgeſtelt 
ſind. In dieſer Richtung werden die Feſtſtellungen demnächſt, 
falls wiederum auf Sicherungsverwahrung erkannt werden 
ſollte, zu ergänzen fein. Hierbei iſt zu beachten, daß, wenn 
mehrere Freiheitsſtrafen in verſchiedenen Urteilen erkannt, 
ſpäter aber durch Beſchluß oder Urteil zu einer Geſamtſtrafe 
vereinigt worden find, die die Geſamtſtrafe ausſprechende 
Entfch. als eine „Verurteilung“ i. S. des Art. 5 Ziff.“ 
Gewohnh Verbr. v. 24. Nov. 1933 gilt; ſolchenfalls iſt die 
Art und Dauer der Geſamtſtrafe maßgebend. Bei der etwaigen 
Heranziehung früherer Verurteilungen iſt auch der Frage der 
ſog. Rückfallverjährung Beachtung zu ſchenken (Art. 5 900 3 
Schlußſatz des Geſ. v. 24. Nov. 1933 i. Verb. m. § 20a Abſ. 
Satz 1 und 3 StGB.). 

[on.] 


(3. Sen. v. 24. Sept. 1934; 3 D 702/34.) 


11. Art. 14 Gewohnh Verbr. v. 24. Nov. 1933 
Ein Antrag der St A. auf nachträgliche Anord- 
nung der Sicherungsverwahrung, der erſt nah 
Verbüßung eder fraglichen Strafe (vgl. Art. 5 Nr. 2) 
bei dem Gericht eingeht, muß abgelehnt werben 
auch wenn zu dieſer Zeit die perſönliche Freihe! 
des Angekl. durch Schutzhaft oder Unterſuchungs“ 
haft beſchränkt iſt. 

Nach Art. 14 AusfGeſ. z. Gewohnh Verbr. v. 24 Nov. 1933 
(RGLL. I, 1000) kann die StA. im Falle des Art.5 Nr. 2 Ge⸗ 


1) JW. 1934, 1662. 
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wohnh Verbr. die nachträgliche Anordnung der Sicherungs⸗ 
verwahrung nur „beantragen“, „ſolange die Strafe nicht ver⸗ 
büßt, bedingt ausgeſetzt, verjährt oder erlaſſen iſt“. Der 
BeſchwF. hat die Freiheitsſtrafe, die er „nach dem 1. Jan. 
1934 verbüßte“ (vgl. dazu den bezeichneten Art. 5 Nr. 2), 
ſchon am 5. März 1934 verbüßt, während der Antrag der 
StA. auf nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung 
erſt am 6. März 1934 beim Gericht eingegangen iſt, alſo eine 
ſolche Anordnung erſt an dieſem Tage „beantragt“ worden iſt. 

omit kann die Sicherungsverwahrung nicht mehr angeordnet 
werden. Unerheblich iſt es, daß ſich der Eingang des vom 
2. März 1934 datierten Antrages dadurch verzögert hat, daß 
die Einforderung von Beiakten und des Strafregiſterauszuges 
angeordnet und dieſe Verfügung zunächſt ausgeführt worden 
war. Das Geſetz verlangt nun einmal mit klaren Worten, daß 
der Antrag geſtellt werden muß, ſolange die Strafe noch nicht 
verbüßt iſt. Nichts ſpricht dafür, daß der Sinn des Geſetzes 
dieſen klaren Worten entgegenſtände, ſich der Geſetzgeber z. B. 
wie in dem der Entſch. RGSt. 68, 1941) zugrunde liegenden 
Falle des Art. 5 Nr. 2, 3 GewohnhVerbrG. nur im Ausdruck 
vergriffen hätte. Ebenſo iſt es unerheblich, daß der Angekl. 
nach Verbüßung der Strafe ſofort in Schutzhaft und im An⸗ 
ſchluß daran in Unterſuchungshaft genommen worden iſt. Das 
Geſetz ſtellt nicht darauf ab, daß die perſönliche Freiheit des 
Angekl. noch beſchränkt iſt, ſondern verlangt eben, daß die 
Strafe noch nicht verbüßt iſt. Auch inſoweit kann ſein Wille 
nur ſeinem unzweideutigen Wortlaut entſprechen. 

On. 


(1. Sen. v. 28. Sept. 1934; 1 D 778/34.) 


12. 8 20a StG B. Zum Nachweis, daß jemand 
als gefährlicher Gewohnheits verbrecher anzu⸗ 
ehen ſei, iſt die Nachprüfung der vom Geſetz 
verlangten drei Straftaten dahin erforderlich, 
aß nicht nur die Möglichkeit, ſondern eine be⸗ 
ſtimmte Wahrſcheinlichkeit beſteht, daß der 
Angekl. wieder ſtraffällig werden und dabei 
entweder erhebliche Rechtsgüter verletzen oder 
beſonders gefährliche Mittel anwenden wird. 
Auch muß ſich jede dieſer Straftaten als Aus- 
fluß des dem Täter innewohnenden verbreche— 
riſchen Hangs darſtellen. 


Die Str. hat zwar mit Recht darauf abgeſtellt, daß 
ſich bei dem Angekl. infolge wiederholter Begehung ein un⸗ 
widerſtehlicher Hang, ſeinen Lebensunterhalt durch ſtrafbare 
Handlungen zu erlangen, herausgebildet hat, der ihn immer 
wieder nach kurzer Zeit der Freiheit mit dem Strafgeſetz in 
Konflikt und in der Folge hinter Gefängnismauern gebracht 
dat. Es iſt aber zum Nachweis, daß der Angekl. als gefähr⸗ 
licher Gewohnheitsverbrecher anzuſehen iſt, die Nachprüfung 
er vom Geſ. mindeſtens verlangten drei erheblichen Straf⸗ 
taten dahin erforderlich, daß die an und für ſich bei jedem: 
Gewohnheitsverbrecher beſtehende Gefahr der Wiederholung 
von Straftaten und die dadurch für den allgemeinen Rechts⸗ 
rieden entſtehende Gefährdung in beſonderem Maße be⸗ 
ſtehen müſſen, d. h. daß nicht nur die Möglichkeit, ſondern 
im Hinblick auf die bisherige Häufung der Straftaten und 
ie bisher gezeigte Hartnäckigkeit und Stärke des verbreche⸗ 
riſchen Willens eine beſtimmte Wahrſcheinlichkeit beſteht, daß 
er Angekl. wieder ſtraffällig werden und dabei entweder er⸗ 
hebliche Rechtsgüter verletzen oder beſonders gefährliche 
verbrecheriſche Mittel anwenden wird und daß jede dieſer 
traftaten ſich als Ausfluß des dem Täter innewohnenden 
verbrecheriſchen Hangs darſtellen muß und daß aus ihnen 
auch ſich ſeine Gefährlichkeit in dem erörterten Sinn ergeben 
muß. Es iſt daher auf die einzelnen Taten auch nach ihrer 
tatſächlichen Seite näher einzugehen und insbeſ. zu prüfen, 
ob ſie nicht etwa als bloße Gelegenheitstaten oder aus wirt⸗ 
ſchaftlicher Not begangen ſind. Wenn das angef. Urt. ſagt: 
„Der Verurteilte iſt daher als Gewohnheitsverbrecher an⸗ 
zuſehen“ und weiter: „daß er bei der großen Gefahr der 

iederholung der Straftaten, ſobald er aus der Strafanſtalt 
entlaſſen werden würde, eine Gefahr für die Allgemeinheit 
darſtell, bedarf keiner weiteren Ausführung“, ſo iſt damit 


) JW. 1934, 2410 0. 


der Begriff des gefährlichen Gewohnheitsverbrechers nicht 
erſchöpfend dargetan, auch nicht das Erfordernis, daß die 
öffentliche Sicherheit die nachträgliche Anordnung der Siche⸗ 
rungsverwahrung verlangt. Um dieſes Erfordernis zu er⸗ 
füllen, muß ein ſolches Maß von Gefahr von dem Ver⸗ 
urteilten ausgehen, daß dadurch der Beſtand der die öffent⸗ 
liche Sicherheit gewährleiſtenden Rechtsordnung unmittelbar 
bedroht und eine wirkſame Abhilfe auf andere Weiſe als 
durch Anordnung der Sicherungsverwahrung nicht zu er⸗ 
reichen iſt. Auch zu dieſem Punkt müßte ſich die Strͤ. noch 
eingehender äußern, insbeſ. auch dahingehend, ob nicht doch 
die Lebensverhältniſſe, die der Angekl. nach der Strafver⸗ 
büßung vorfinden wird, dazu angetan ſind, unter Würdigung 
der früheren Lebensverhältniſſe, unter denen der Angekl. ſeine 
Straftaten begangen hat, ihm die Möglichkeit zu geben, ein 
neues Leben zu beginnen, wodurch gegebenenfalls die Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit behoben wäre. 


(4. Sen. v. 28. Sept. 1934; 4 D 809/34.) W.] 


13. 88 20 a, 42 b, 51 StGB.; § 352 StPO. Die 
Anordnung der Sicherungsverwahrung iſt 
ſelbſtändig anfechtbar. Iſt eine Rev. auf dieſe 
Anordnung beſchränkt, ergibt aber die Nach⸗ 
prüfung des angefochtenen Urteils, daß der 
Vorderrichter 851 StGB. irrig aufgefaßt 
hat, fo ift die Beſchränkung der Rev. nicht wirk⸗ 
fam, fo daß das Rechtsmittel als unbeſchränkt 
eingelegt zu gelten hat. 

Der Angekl. hat die Rev. zwar auf die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung beſchränkt; ſie führt jedoch zur Auf⸗ 
hebung des gegen ihn erlaſſenen Urt. in vollem Umfang. 

Die Stra. hat die Anordnung der Sicherungsverwahrung 
auf Art. 5 Ziff. 1 Gewohnh Verbr. v. 24. Nov. 1933 
(RGBl. 995) i. Verb. m. § 20a A bſ. 1 StGB., geftüßt. ... 
In dieſer Richtung ſind die Urteilsfeſtſtellungen nicht er⸗ 
ſchöpfend. 

Aber auch in anderer Richtung gibt die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung Anlaß zu Bedenken. In den Ur⸗ 
teilsgründen wird zwar bemerkt, für die Unterbringung in 
einer „Nervenanſtalt“ uſw. ſeien die erforderlichen Voraus⸗ 
ſetzungen nicht gegeben; die ſonſtigen Ausführungen der 
Str. bieten jedoch keine Gewähr dafür, daß die mit Rück⸗ 
ſicht auf den Geiſteszuſtand des Angekl. — eines „wegen 
Geiſtesſchwäche entmündigten Pſychopathen von erheblicher 
geiſtiger Minderwertigkeit“ — naheliegende Frage erſchöpfend 
geprüft iſt, ob nicht etwa „verminderte Zurechnungsfähig⸗ 
keit“ i. S. des 851 Abſ. 2 StGB. vorliegt. Wäre dies 
der Fall, jo würde gem. § 42 b StGB. die Unterbringung 
in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt in Frage kommen, die 
möglicherweiſe die Anordnung der Sicherungsverwahrung 
als überflüſſig erſcheinen laſſen könnte. 

Da hiernach die nochmalige Erörterung des Geiſtes⸗ 
zuſtandes des Angekl. erforderlich iſt und dieſe möglicher⸗ 
weiſe auch zu einem anderen Ergebnis in der Richtung des 
851 Abſ. 1 StGB. führt, war das Urt. in vollem Um⸗ 
fang aufzuheben. Die Beſchränkung der Rev. auf die An⸗ 
ordnung der Sicherungsverwahrung hat ſich unter den ge⸗ 
gebenen Umſtänden als unwirkſam herausgeſtellt, ſo daß das 
1 als unbeſchränkt eingelegt zu gelten hat (RGSt. 
54, 82). 

(3. Sen. v. 11. Juni 1934; 3 D 589/34.) W.] 


14. 88 51 Abſ. 1, 2; 42 k Ziff. 2 StG B. Hat 
das Gericht die volle Verantwortlichkeit des 
Täters i. S. von 851 Abſ. 1 StGB. bejaht, die 
Vorausſetzungen des 851 Abſ. 1 wie auch? aber 
nur nach einer Richtung geprüft, ſo iſt trotz 
der Beſchränkung der Reviſion auf das Straf⸗ 
maß das angefochtene Urteil doch auch hin⸗ 
ſichtlich der Schuldfrage (851 A bſ. 1) nach zu⸗ 
prüfen. — Die Entmannung kann auch bei ver⸗ 
minderter Zurechnungs fähigkeit angeordnet 
werden. 

1. Das Urt. führt aus, daß der Angekl. für ſein Tun in 
vollem Umfange verantwortlich ſei, weil er nicht unfähig 
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geweſen ſei, das Unerlaubte und Verwerfliche ſeines Tuns 
einzuſehen, und fährt fort, daß nach der Überzeugung der 
Kammer auch keine erhebliche Minderung dieſer Fähigkeit 
i. S. des 851 Abſ. 2 StGB. vorliege, daß vielmehr aus der 
Redewendung des Angekl., die H. ſolle ſich ihm hingeben, 
wenn ſie die Schule verlaſſen haben werde, folge, daß er ſich 
der Verwerflichkeit ſeines Tuns gegenüber den Kindern voll 
bewußt geweſen ſei. 

Die Rev. rügt Geſetzesverletzung bei der Straffeſt⸗ 
ſetzung. Die Rüge iſt begründet. Denn das LG. übergeht die 
zweite Vorausſetzung der verminderten Zurechnungsfähig⸗ 
keit, die geminderte Fähigkeit, nach der Einſicht in das Un⸗ 
erlaubte der Tat zu handeln. Wenn die Zurechnungsfähigkeit 
des Täters zweifelhaft iſt, iſt ſeine Fähigkeit nach den zwei 
Richtungen, der Einſicht in das Unerlaubte der Tat und des 
Handelns nach dieſer Einſicht, zu prüfen. Das LG. hat die 
Zurechnungsfähigkeit des Täters nur aus dem einen Grund 
der Einſichtsfähigkeit bejaht und hat im unmittelbaren An⸗ 
ſchluß daran auch eine erhebliche Minderung „dieſer Fähig⸗ 
keit“ des Angekl. nicht für gegeben erachtet. Es geht daher 
nicht an, zu unterſtellen, daß das LG. bei Prüfung der ver⸗ 
minderten Zurechnungsfähigkeit möglicherweiſe die zweite 
Vorausſetzung der Fähigkeit des Handels nach der Ein⸗ 
ſicht in das Unerlaubte der Tat, die es bei Verneinung der 
vollen Zurechnungsunfähigkeit außer Betracht gelaſſen hat, 
doch in Erwägung gezogen habe. 

Die Rev. hat den Rechtsirrtum des erſten Richters 
nur zur Straffeſtſetzung aus § 51 Abſ. 2 gerügt. Eine ſolche 
Beſchränkung der Rev. iſt aber nicht möglich; das Rechts⸗ 
mittel hat daher als unbeſchränkt eingelegt zu gelten. Denn 
wenn 851 Abſ. 2 auch nur das Strafmaß beeinflußt, jo iſt 
der Strafminderungsgrund doch ein Ausfluß aus der un⸗ 
teilbaren Täterperſönlichkeit, und die rechtsirrtümliche Aus⸗ 
legung des Begriffs der Zurechnungsfähigkeit erſtreckt ſich 
zugleich auf die Schuldfrage nach § 51 Abſ. 1, die bei noch⸗ 
maliger Erörterung des Geiſteszuſtandes des Angekl. an und 
für ſich gleichfalls anders beantwortet werden könnte. Die 
unterlaſſene Unterſuchung der Täterperſönlichkeit nach der 
Richtung der Willensfähigkeit kann daher nur einheitlich 
nach ihrem gänzlichen oder teilweiſen Fehlen nachgeholt wer⸗ 
den und muß zwangsläufig auch die Schuldfrage erfaſſen. 

2. Auch die weitere Rüge, daß die Vorausſetzungen des 
§ 42 k Ziff. 2 StGB. unzulänglich feſtgeſtellt ſeien, iſt be⸗ 
gründet. 

Schon die erneute Prüfung der Frage der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit des Angekl. kann zu einer anderen Beurteilung 
ſeiner Perſönlichkeit und bei Bejahung auch nur einer er⸗ 
heblich verminderten Zurechnungsfähigkeit zu einer anderen 
Entſch. über die Notwendigkeit der Entmannung führen, 
wenn auch die Feſtſtellung der verminderten Zurechnungs⸗ 
fähigkeit an ſich die Anordnung der Entmannung nicht aus⸗ 
ſchließt. 

(Fer Sen. v. 24. Juli 1934; 2 D 766/34.) [W.] 


15. § 51 Abſ. 1, 2 StG B. Hat das Inſtanzge⸗ 
richt die Verantwortlichkeit des Täters i. S. von 
§ 51 Abſ. 1 StGB. bejaht, aber nicht geprüft, 
ob die Vorausſetzungen des § 51 Abi. 2 vor⸗ 
liegen, fo hat das RevG. auf Sachrüge hin 
das angefochtene Urteil nur im Strafaus⸗ 
ſpruch aufzuheben und inſoweit die Sache 
zur erneuten Verhandlung zurückzuverweiſen. 

Soweit der Angekl. geltend machte, er ſei infolge eines 
Sturzes bewußtlos geworden und habe in dieſem Zuſtand ge⸗ 
handelt, hat das Schw. geprüft, ob die Vorausſetzungen des 
§ 51 Abſ. 1 StGB. n. F. (5 51 a. F.) auf den Angekl. zus 
treffen könnten, und dieſe Frage bedenkenfrei verneint. 

Dagegen hat das Schw. nicht geprüft, ob etwa die 
Vorausſetzungen des 851 Ab ſ. 2 StGB. in Frage kommen 
könnten. Dieſe Belt. betrifft das Strafmaß in ſolchen Fällen, 
in denen der Täter zwar nicht unzurechnungsfähig, für ſeine 
Tat alſo ſtrafrechtlich verantwortlich iſt, aber auf der im 
Geſetz feſtgelegten Grundlage eine erhebliche Minderung der 
Zurechnungsfähigkeit vorliegt. In ſolchen Fällen iſt dem 
Tatrichter die in ſein Ermeſſen geſtellte Befugnis verliehen, 


die Strafe nach den Vorſchr. über den Verſuch zu mildern. 
Daß das Schw. ſich dieſer Befugnis bewußt geweſen fet, 
läßt das Urt. nicht erkennen. Im Strafausſpruch kann dem⸗ 
nach das angef. Urt. nicht beſtehen bleiben. 

Der Aufhebung des Urt. im ganzen, alſo auch im 
Schuldausſpruch, bedarf es nicht. Zwar find der 3. StrSen. 
im Urt. 3 D 589/34 und der Fer Sen. im Urt. 2D 766/34 
von der gegenteiligen Auffaſſung ausgegangen. Indeſſen 
war in beiden Fällen eine beſondere Lage inſofern gegeben, 
als die Beurteilung und Anwendung auch der Vorſchr. in 
A bſ. 1 des 8 51 fehlerhaft war. Hier dagegen iſt in recht⸗ 
lich einwandfreier Weiſe die Nichtanwendbarkeit dieſer Vor⸗ 
ſchrift feſtgeſtellt. Im übrigen hat auch bereits der 2. Sen. 
im Urt.: DAB. 1930 Rſpr. Nr. 225 zu 851 a. F. am 
erkannt, daß die Berufung aus dem Geſichtspunkt ver⸗ 
minderter Zurechnungsfähigkeit auf das Strafmaß beſchränkt 
werden könne. Von dieſer Auffaſſung zu 8 51 A bſ. 2 n. F. 
abzuweichen, iſt kein Anlaß gegeben, namentlich nicht durch 
die beiden obenerwähnten Entſch., in denen, wie bereits 
erwähnt, eine beſondere Sachlage gegeben war. 

(Fer Sen. v. 14. Aug. 1934; 1 D 745/34.) W. 


16. 852 Abſ. 2 StG B. Es kommt nicht auf 
die Belehrung des Zeugen, ſondern darauf an, 
ob der Zeuge Kenntnis von ſeinem Recht zur 
Zeugnisverweigerung hat. Nur im Falle der 
Unkenntnis kann die Rev. wirkſam auf die un? 
terlaſſene Belehrung geſtützt werden. 

Die Rev. rügt, daß der Zeuge P. entgegen 852 Abf. 2 
SPD. nicht über das Recht zur Verweigerung des Zeug“ 
niſſes belehrt worden ſei, das ihm als dem früheren Schwie⸗ 
gervater des Mitangekl. nach 8 52 Nr. 3 StPO. zuſtand und 
ihn zur Verweigerung der Ausſage auch hinſichtlich des 
BeſchwF. berechtigte (RGSt. 65, 31). Es trifft zu, daß er 
über dieſes Recht nicht belehrt worden iſt. Gleichwohl kann 
die Rüge nicht zur Aufhebung des Urt. führen. Das Schwöh. 
ſtellt feſt, daß der Zeuge von feinem Zeugnisverweigerungs⸗ 
recht aus der Vorunterſuchung Kenntnis hatte. Der Zeuge i 
vom Unterſuchungsrichter über ſein Recht zur Verweigerung 
des Zeugniſſes belehrt worden. Er hat nach der Hauptver⸗ 
handlung vor dem Gendarm auch erklärt, ihm ſei in der 
Schwurgerichtsverhandlung von ſeiner früheren Vernehmung 
her noch bekannt geweſen, daß er zur Verweigerung ſeiner 
Ausſage berechtigt geweſen wäre. Die Tatſache, daß der 
Zeuge P. ſchon in der Vorunterſuchung über ſein Recht zur 
Verweigerung des Zeugniſſes belehrt worden war, und daß 
er auf dieſes Recht verzichtet hatte, enthob den erkennenden 
Richter zwar nicht von der Verpflichtung, den Zeugen in 
der Hauptverhandlung erneut über ſein Recht zu belehren 
(RGSt. 2, 193). Einen unbedingten Reviſionsgrund ſtellt 
aber die Nichtbeachtung des 8 52 Abſ. 2 StPO. nicht dat. 
Weſentlich iſt vielmehr, ob der Zeuge von ſeinem Rechte 
Kenntnis hat. Ob dieſe Kenntnis auf einer gemäß 8 52 
Abſ. 2 SPD. erfolgten Belehrung beruht oder ohne eine 
ſolche Belehrung beſteht, iſt ohne Bedeutung. Sagt der Zeuge 
in Kenntnis ſeines Zeugnisverweigerungsrechts aus, jo ver⸗ 
zichtet er damit wirkſam auf dieſes Recht. Das Unterlaſſen 
der Belehrung iſt dann nicht urſächlich dafür, daß der Zeuge 
trotz des Beſtehens eines Zeugnisverweigerungsrechtes ſeine 
Ausſage erſtattet hat. 

(1. Sen. v. 21. Sept. 1934; 1D 454/34.) W. 


17. 8 60 StG B.; 88 354 A bſ. 1, 358 A bſ. 2 StG B. 
Zurückverweiſung der Sache — ohne auch nur 
teilweiſe Aufhebung des angef. Urt. — an 99 
Vorinſtanz zur Prüfung und Entſcheidung, 2 
Unterſuchungshaft auf die Strafe anzu“ 
rechnen ſei. 

Die Urteilsformel enthält keinen Ausſpruch, daß dem 
Angekl. Unterſuchungshaft auf die Strafe angerechnet werde 
Der Angekl. beſchwert ſich in der Rev. mit Recht darüber, 
daß er durch dieſe Unterlaſſung eine unzuläſſige Schlechter“ 
ſtellung erfahren habe (8 358 Abſ. 2 Stpo.). Denn in dem 
Urt. v. 19. Juni 1933 war ihm die ganze bis dahin 2 
littene Unterſuchungshaft angerechnet worden, während m“ 
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mehr dieſelbe Strafe wie damals feſtgeſetzt worden iſt 
(RGSt. 59, 231; 66, 351). 

„Wenn das der einzige Rechtsfehler wäre, dann würde 
ſich die Zurückverweiſung der Sache erübrigen, weil das 
RevG. durch 8354 Abſ. 1 SPD. in die Lage verſetzt wäre, 
das Urt. durch Anrechnung der bis zum 19. Juni 1933 er⸗ 
littenen Unterſuchungshaft zu berichtigen. Ein weiterer Rechts⸗ 
irrtum kann nämlich auch inſoweit der Entſch. zugrunde 
liegen, als das LG. auch für die ſpätere Zeit, in der der 
Angekl. ſich noch in Unterſuchungshaft befand, von 8 60 
StGB. keinen Gebrauch gemacht hat. Zwar lag dies an ſich 
im freien Ermeſſen des Gerichts. Allein die Faſſung der 
Begründung läßt die Auslegung zu, daß das LG. von der 
Anſicht ausgegangen iſt, es ſei ausſchließlich zu erwägen, 
ob der Erfolg oder Nichterfolg der Rev. die Anrechnung 
rechtfertige. Das wäre aber rechtsirrig. Abgeſehen davon, 
daß die frühere Rev. des Angekl., wenn auch nicht in der 
Strafe, einigen Erfolg gehabt hat, daß alſo die Rev. doch 
teilweiſe begründet war, konnte das Gericht auch anderen 
Erwägungen bei ſeiner Entſch. Raum geben, insbeſ. der, daß 
der Angekl. auch nach Erlaſſung des reichsgerichtlichen Urt. 
ſich noch monatelang in Unterſuchungshaft befunden hat und 
daß er auf die Anſetzung der neuen Verhandlung keinen ent⸗ 
ſcheidenden Einfluß nehmen konnte. 

Die Strafe ſelbſt wird durch den möglichen Rechts⸗ 
irrtum nicht berührt. Die Aufhebung des Strafausſpruchs 
iſt daher nicht erforderlich. Eine auch nur teilweiſe Auf⸗ 
hebung des Urt. kommt deshalb nicht in Frage. In der 
neuen Verhandlung iſt nur über die Anrechnung von Unter⸗ 
ſuchungshaft zu entſcheiden. Dabei iſt das Gericht, ſoweit 
die Zeit nach dem 19. Juni 1933 in Betracht kommt, völlig 
frei. Es wäre nicht gehindert, auch Unterſuchungshaft anzu⸗ 
rechnen, die der Angekl. nach Erlaſſung des jetzt angef. 
Urt., alſo nach dem 23. März 1934, erlitten hat. 

Von einer teilweiſen Verwerfung der Rev. iſt abzuſehen, 
da ſie nur die hier erörterten Rechtsmängel gerügt hat, alſo 
vollen Erfolg hatte. 

(2. Sen. v. 20. Sept. 1934; 2 D 752/34.) W.] 


** 18. 861 StGB.; $ 12 Abſ. 2 Un l WG. Für die 
Bevollmächtigung zur Antragſtellung beſtehen 
keine Formvorſchriften. Der Bevollmächtigte 
iſt nicht verpflichtet, von ſich aus den Nachweis 
ſeiner Vollmacht zu führen. Bei Verbänden 
kommt es nicht auf die Kenntnis des einen oder 
anderen Mitglieds, ſondern nur auf die Kennt⸗ 
nis des Vorſtandes an. Der Begriff des „ge⸗ 
ſchäftlichen Betriebs“ erfordert keine auf Ge⸗ 
winnerzielung gerichtete Tätigkeit und fewer 
auch nicht, daß der Umſatz an Dritte erfolge. — 
„Beauftragter“ des geſchäftlichen Betriebs i ſt 
jeder, der, ohne Inhaber oder Angeſtellter des 
Betriebs zu ſein, für den geſchäftlichen Betrieb 
befugtermaßen tätig wird. Eine Bevorzugung 
„verſchafft“ auch derjenige, der ſie auf Grund 
eigener Entſchließung gewährt. 


I. Am 18. Nov. 1931 ging bei dem Verbande B.er Me⸗ 
tall⸗Induſtrieller (im folgenden mit „Verband“ bezeichnet) 
eine nicht unterſchriebene Mitteilung ein, in der gegen den 
Angekl. u. a. der Vorwurf erhoben wurde, daß er von 
den Lieferanten des Konſumvereins als deſſen Vorſitzender 
Schmiergelder gefordert und genommen habe. Der Verband, 
der Mitglied des Vereins gegen das Beſtechungsunweſen (im 
folgenden mit „Nebenkläger“ bezeichnet) iſt, veranlaßte zu⸗ 
nächſt Ermittlungen, die Anfang Mai 1932 zum Abſchluß 
gelangt zu ſein ſcheinen. Ihr Ergebnis iſt in einer an das 
Polizeipräſidium B. gerichteten Anzeige des Verbandes v. 
6. Okt. 1932 zuſammengefaßt, in der es heißt: „Strafantrag 
zu den Delikten 1 bis 3 liegt bei“. Die Anzeige gelangte am 
11. Okt. 1932 ſamt ihren Anlagen an den Nebenkl., der mit 
Schreiben v. 12. Okt. 1932 gegen den Angekl. unter Bezug⸗ 
nahme auf die als Anlage beigefügte Anzeige des Verbandes 
Strafantrag ſtellte, der jedenfalls vor dem 18. Okt. 1932 
bei der Polizeibehörde eingegangen iſt. Der Antrag iſt von 
dem Generalſekretär „in Vollmacht des Vorſtands“ unter⸗ 


zeichnet. In dem Antrag iſt ferner auf „die Rechtsgültigkeit 
der Generalvollmacht des unterzeichneten Geſchäftsführers“ 
und die Entſch. RGSt. 58, 202 Bezug genommen. 


Zutreffend iſt zunächſt die Annahme des LG., daß ſowohl 
der Verband wie auch der Nebenkl. zu den nach 8 22 Abſ. 1 
Satz 2, § 13 Abſ. 1 UnlWG. in den Fällen des $ 12 daſelbſt 
zur Stellung des Strafantrags berechtigten Verbänden ge⸗ 
hören. Die Rev. beanſtandet aber die Ordnungsmäßigkeit des 
vom Nebenkl. geſtellten Antrags inſofern, als er nicht vom 
Vorſtand, ſondern von einem Bevollmächtigten unterzeichnet 
ſei und ohne Vorlage des Textes der Vollmacht nicht feſt⸗ 
geſtellt werden könne, ob der Antrag durch die Vollmacht 
wirklich gedeckt ſei, dies um ſo weniger, als zwiſchenzeitlich 
eine Veränderung des Vorſtandes ſtattgefunden habe. Der 
letztere Geſichtspunkt iſt rechtlich bedeutungslos. Denn die 
Wirkſamkeit einer von dem zuſtändigen Organ eines rechts⸗ 
fähigen Vereins ohne zeitliche Begrenzung ausgeſtellten Voll⸗ 
macht erliſcht nicht ohne weiteres dadurch, daß in den Mit⸗ 
gliedern des Vorſtandes, ſei es infolge von Neuwahlen oder 
aus einem anderen Grunde, ein Wechſel eintritt. Daß bei der 
Stellung des Strafantrags Stellvertretung nicht nur in der 
Erklärung, ſondern — wenigſtens bei vermögensrechtlichen 
Verletzungen — auch im Willen zuläſſig iſt, iſt in Rechts⸗ 
lehre und Rſpr. anerkannt (RGSt. 2, 145; 15, 144; 58, 
203; 60, 281). Im übrigen beſtreitet die Rev. erſichtlich 
nicht das Beſtehen der Vollmacht, das bisher im Laufe des 
Verfahrens auch von keiner Seite in Zweifel gezogen wurde, 
ſondern ſie wendet ſich nur dagegen, daß der Nachweis einer 
ſchriftlichen Vollmacht bisher nicht geführt worden ſei. Allein 
für die Bevollmächtigung zur Antragſtellung beſtehen, wie das 
RG. ſtändig entſchieden hat, keine Formvorſchriften; der Auf⸗ 
trag kann mündlich und ſtillſchweigend erteilt ſein; es genügt, 
daß er zur Zeit der Antragſtellung vorlag. Ferner aber ergibt 
ſich für den Bevollmächtigten, der den Strafantrag für den 
Berechtigten ſtellt, keine Verpflichtung, von ſich aus den 
Nachweis feiner Vollmacht zu führen (vgl. RGSt. 61, 357). 
Die Nachprüfung obliegt vielmehr den Strafverfolgungs⸗ 
behörden. Sie hat in jeder Lage des Verfahrens von Amts 
wegen zu erfolgen. Wie ſich die Strafverfolgungsbehörden 
darüber Gewißheit verſchaffen, ſteht in ihrem Ermeſſen. Sie 
können von einer Beweiserhebung abſehen, wenn ſie ohnehin 
ſchon von der Ordnungsmäßigkeit des Strafantrags über⸗ 
zeugt ſind und keine Einwendungen dagegen erhoben werden. 
Wenn daher das LG. von einer Beweiserhebung in dieſer 
Richtung abgeſehen hat, ſo iſt das nicht zu beanſtanden. Auch 
für das RevG. beſteht kein Anlaß zu einer ſolchen Beweis⸗ 
erhebung, zumal die Rev. das Vorliegen der Bevollmächtigung 
an ſich nicht beſtreitet. 

Das Antragsrecht mehrerer Berechtigten beſteht für jeden 
von ihnen ſelbſtändig und unabhängig von dem des anderen. 
Es beginnt daher auch die Friſt des 8 61 StGB. für jeden 
Berechtigten in dem Zeitpunkte zu laufen, in dem er ſelbſt von 
der ſtrafbaren Handlung und der Perſon des Täters Kenntnis 
erlangt, gleichgültig, ob ein anderer dieſe Kenntnis bereits 
früher erlangt hatte. Bei Verbänden kommt es nicht auf die 
Kenntnis des einen oder anderen Mitglieds, ſondern allein 
auf die Kenntnis des Vorſtandes als ſolchen an (RGSt. 35, 
270). Da der Nebenkl. im vorl. Fall von den ſtrafbaren 
Handlungen des Angekl. erſt am 11. Okt. 1932 Kenntnis 
erlangt hat, iſt ſein Strafantrag an ſich rechtzeitig geſtellt. 
Das muß gelten, obgleich er ſeine Kenntnis durch den Ver⸗ 
band, ſein Mitglied, erlangt hat, der ſeinerſeits von den 
ſtrafbaren Handlungen bereits Kenntnis hatte, und deſſen 
Antragsfriſt auch ſchon abgelaufen war. Ein anderes ergibt 
ſich auch nicht aus der vom LG. feſtgeſtellten, im Innenver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Nebenkl. und dem Verband vereinbarten 
Regelung, wonach im Falle des Bekanntwerdens einer Straf⸗ 
tat der Verband die erſten Ermittlungen anzuſtellen und erſt 
nach einem gewiſſen Abſchluß dieſer Ermittlungen den Nebenkl. 
in Kenntnis zu ſetzen hat. Das LG. ſtellt dazu feſt, es handle 
ſich um eine aus praktiſchen Gründen getroffene Maßnahme; 
es ſolle verhindert werden, daß vorzeitig, d. h. vor aus⸗ 
reichender Klärung der Fälle, gerichtliche Verfahren ein⸗ 
geleitet würden; der Strafantrag werde durch den Nebenkl. 
jedenfalls immer erſt dann geſtellt, wenn — auf Grund der 
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Vorarbeit des Verbandes — ſich genügend ſichere Grundlagen 
für das Vorliegen einer ſtrafbaren Handlung ergeben hätten; 
von der von der Verteidigung des Angekl. eingewendeten 
Umgehung des 8 61 StGB. könne daher keinesfalls geſprochen 
werden. Dieſe Ausführungen über die Bedeutung und Trag⸗ 
weite jener Vereinbarung laſſen keinen Rechtsirrtum erſehen. 
Die Auslegung der Vereinbarung obliegt dem Tatrichter. Die 
Vereinbarung kann zweifellos den ihr vom LG. beigelegten 
Sinn haben, der Verband ſolle, wenn ihm eine Mitteilung 
über eine ſtrafbare Handlung zugehe oder er ſonſt davon er⸗ 
fahre, nicht auf den zunächſt nur beſtehenden mehr oder min⸗ 
der ſtarken Verdacht hin gleich den Nebenkl. in Kenntnis 
ſetzen, ſondern erſt Ermittlungen anſtellen, um beſtimmte Tat⸗ 
ſachen in Erfahrung zu bringen, die eine zuverläſſige, einer 
inneren Gewißheit mindeſtens nahekommende Kenntnis von 
der ſtrafbaren Handlung und der Perſon des Täters ver⸗ 
mitteln und es rechtfertigen, gegen einen anderen mit dem 
Vorwurf einer ſtrafbaren Handlung hervorzutreten und die 
Strafverfolgung herbeizuführen. Solchenfalls wird regelmäßig 
das Ergebnis der Ermittlungen dem Verbande ſelbſt erſt die 
Kenntnis verſchaffen, die die Grundlage der Antragſtellung 
bildet und für ihn die Friſt des 8 61 StGB. in Lauf ſetzt, 
innerhalb deren er ſich nach dem Willen des Geſetzgebers 
darüber ſchlüſſig zu machen hat, ob er Strafantrag ſtellen will 
oder nicht. Und wenn der Verband für ſich davon abzuſehen 
gedenkt, ſei es weil ihm ſachliche Gründe dafür zu ſprechen 
ſcheinen oder weil es ihm aus dem Geſichtspunkte einer ein⸗ 
heitlichen Bekämpfung des Schmiergelderunweſens oder im 
Intereſſe einer geeigneten Vertretung der Nebenklage zweck⸗ 
mäßig erſcheint, daß der Strafantrag durch den Nebenkl. ge⸗ 
ſtellt werde, und er dann das Ergebnis dieſem mitteilt, damit 
dieſer ſich ſchlüſſig machen könne, ſo iſt kein Grund dafür ein⸗ 
zuſehen, weshalb für den Nebenkl. nicht die Friſt des § 61 
StGB. ſelbſtändig vom Zeitpunkte der nunmehr ſeinerſeits er⸗ 
langten Kenntnis an zu laufen beginnen ſollte. Innerhalb 
dieſer Friſt kann er dann, gleichgültig, ob die Antragsfriſt 
für den Verband inzwiſchen abgelaufen iſt oder nicht, ſeiner⸗ 
ſeits Strafantrag ſtellen. Von einer Umgehung des Geſetzes 
oder einer mißbräuchlichen Berufung darauf kann ſolchenfalls 
keine Rede ſein. Ob eine andere Beurteilung eintreten müßte, 
wenn jene Vereinbarung in Wirklichkeit den Sinn hätte, durch 
eine vorher zugeſagte Zwiſchenſchaltung des Nebenkl. die An⸗ 
tragsfriſt des Verbandes — bis zur Grenze der Verfolgungs⸗ 
verjährung — beliebig zu verlängern, alſo den Verband in die 
Lage zu verſetzen, auch noch nach Ablauf ſeiner Antragsfriſt 
beliebig zuzuwarten, ſich auch dann noch bei gegebener Ge⸗ 
legenheit oder aus einem beſonderen Anlaß über die Durch⸗ 
führung der Strafverfolgung ſchlüſſig zu machen und dieſe 
durch die Herbeiführung eines Strafantrags des Nebenkl. 
ſicherzuſtellen, bedarf angeſichts der gegenteiligen Feſtſtellung 
des Tatrichters über den Inhalt der Vereinbarung keiner Er⸗ 
örterung. 


II. a) Das LG. hat ſeine Annahme, daß der in Frage 
ſtehende Konſumverein als ein geſchäftlicher Betrieb 
i. S. des § 12 Abſ. 2 UnlWG. zu erachten ſei, nicht näher 
begründet. Im Urt. wird über den genannten Verein lediglich 
mitgeteilt, er ſei nicht in das Vereinsregiſter eingetragen, 
verwalte ſeine Angelegenheiten ſelbſt, unabhängig von den 
S.⸗Werken und habe den Zweck, für die in den Werken be⸗ 
ſchäftigten Beamten und Arbeiter, die ohne Beitragspflicht 
ohne weiteres Mitglieder des Vereins ſeien, unter Benutzung 
der von der Betriebsleitung der S.⸗Werke unentgeltlich zur 
Verfügung geſtellten Räumlichkeiten Lebensmittel für ſeine 
Mitglieder zu beſchaffen und warme Mittagskoſt zu verab⸗ 
folgen. Ferner wird noch ausgeführt, infolge der großen 
Zahl der in den S. Betrieben beſchäftigten Arbeiter und An⸗ 
geſtellten ſei der Umſatz des Vereins ſehr beträchtlich ge⸗ 
weſen; er habe in den beſten Jahren 2 bis 2½ Millionen 
Reichsmark betragen und eine kaufmänniſch eingerichtete Ver⸗ 
waltung notwendig gemacht. Dieſe Feſtſtellungen ſind zwar 
ſehr knapp und es wäre erwünſcht geweſen, wenn das LG. 
ſich noch näher über die Organiſation des Vereins, das Ver⸗ 
hältnis der Mitglieder zu ihm, die Unkoſtendeckung und das 
Verhältnis des Vereins zu Dritten verhalten hätte. Sie er⸗ 
geben aber, wenn man die Erfahrung des täglichen Lebens 


dazu nimmt, daß der Verein im Bereiche des Handels eine 
Tätigkeit von gewiſſer Dauer entfaltet hat, die für den 
Güterumſatz von wirtſchaftlicher Bedeutung und mit der Er 
zielung von Einnahmen verbunden war. Damit ſind aber die 
Merkmale des geſchäftlichen Betriebs dargetan. Daß Ein⸗ 
nahmen erzielt wurden, ergibt ſich ſchon daraus, daß eine 
kaufmänniſche Verwaltung eingerichtet war, deren Unkoſten 
gedeckt werden mußten. Eine auf Gewinnerzielung ge⸗ 
richtete Tätigkeit iſt begrifflich nicht erforderlich (vgl. NSOL 
68, 701)). Auch daß der Verein überwiegend ſoziale Zwecke 
verfolgt, ſchließt die Annahme eines geſchäftlichen Betriebs 
nicht aus (RGSt. 50, 118; 55, 31). Daß das RG., wie die 
Rev. meint, „die Betriebe der öffentlichen Hand von dem Be 
reiche des 8 12 Unl WG. ausgeſchloſſen hätte“, trifft nicht zu. 
Es genügt, hierzu auf RGSSt. 66, 380 zu verweiſen, wo aus“ 
geſprochen wird, daß der Begriff des geſchäftlichen Betriebs 
i. S. des $ 12 nicht im Gegenſatz zur Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben ſtehe, ſondern zu privaten Betätigungen. Entgegen 
der Meinung der Rev. kommt es auch nicht darauf an, ob der 
Umſatz an Dritte erfolgt. Ein geſchäftlicher Betrieb kann 
zweifellos auch dann vorliegen, wenn eine Perſonenvereini⸗ 
gung Waren gegen Entgelt nur an ihre Mitglieder abſetzt. 
Eine beſtimmte rechtliche Geſtaltung der Perſonenvereinigung 
iſt dabei nicht vorausgeſetzt. Sie muß keine Handelsgeſellſchaft 
ſein und braucht auch nicht die Eigenſchaft einer juriſtiſchen 
Perſönlichkeit zu haben. Sie kann alſo auch ein nicht rechts“ 
fähiger Verein fein, der der Selbſtverſorgung feiner Mil 
glieder dient. Gerade ſolche Organiſationen, die, wie der 
vorl. Fall zeigt, nicht ſelten einen großen Umſatz haben und 
mit „Beauftragten“ und „Angeſtellten“ arbeiten müſſen, un 
ihre redlichen Lieferanten ſind des Schutzes gegen unlauteres 
Verhalten der Beauftragten und Angeſtellten und von un 
redlichen Lieferanten in beſonderem Maße bedürftig. Richtig 
iſt, daß auf nicht rechtsfähige Vereine die Vorſchr. über die 
Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes Anwendung zu finden 
haben. Das ſchließt aber eine auf Umſatz gerichtete Tätigkeit 
des Vereins auch gegenüber den Vereinsmitgliedern nicht aus. 
Rechtlich geſehen, erwerben zwar die Vereinsmitglieder von 
vornherein Geſamthandseigentum an den für den Verein er 
worbenen Gegenſtänden. Umſatz als Merkmal eines geſchäft⸗ 
lichen Betriebs iſt aber bereits der fortgeſetzte entgeltliche Er“ 
werb ſolcher Gegenſtände i. Verb. m. der Aufbringung der 
hierfür erforderlichen Mittel durch die Verteilung der Gegen? 
ſtände auf die Mitglieder und die — rechtlich in Erſcheinung 
tretende — Herauslöſung der einzelnen Gegenſtände aus dent 
den ſämtlichen Mitgliedern als Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand gehörigen Vereins- (Geſellſchafts⸗⸗ vermögen und deren 
Übereignung an die einzelnen Mitglieder. Im übrigen darf 
nicht überſehen werden, daß die Anwendung der Vorſchr. 
über die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes nicht hindern 
kann, daß der Verein ſich als eine geſchloſſenere Einheit dar? 
ſtellt als die Geſellſchaft. Er führt einen eigenen Namen un 
iſt vor allem auch von dem Wechſel der Mitglieder unab⸗ 
hängig. Endlich aber muß gegenüber der von der Rev. ſtar 
betonten rechtlichen Seite mehr die wirtſchaftliche Betrach⸗ 
tungsweiſe in den Vordergrund treten. Hiernach iſt es aber 
nicht ſo, daß etwa von vornherein jedes Vereinsmitglied von 
jeder Ware beſtellt und der Verein nur die Geſamtheit der 
Beſtellungen ausgeführt und die Verteilung der Waren auf 
die Beſteller (Mitglieder) übernommen hätte. Der Konfun“ 
verein iſt vielmehr, wie es ja bei der Größe ſeines Umſabe, 
gar nicht anders möglich iſt, nach außen wie nach innen al 
ſelbſtändiger Unternehmer aufgetreten, wenn er es auch an 
rechtlich — gegenüber den Mitgliedern nicht geweſen fel 

mag. Der Verein hat Waren im Großen mit dem Bestreben, 
möglichſt günſtige Preiſe zu erzielen, eingekauft und 9 — 
nach innen an die ihm dabei wenigſtens tatſächlich wie D 
gegenüberſtehenden Mitglieder mit dem Beſtreben, durch die 85 
erzielenden Einnahmen mindeſtens die Unkoſten zu decken, 5 
geſetzt. In tatſächlicher — wirtſchaftlicher — Hinſicht iſt DIET 
nach an der Geſchäftsmäßigkeit des mit einer kaufmännisch 
eingerichteten Verwaltung arbeitenden Betriebes in kein 

Weiſe zu zweifeln (vgl. RGSt. 58, 363). 
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b) Ohne Erfolg wendet ſich die Rev. ferner gegen die 
Annahme, daß der Angekl. in ſeiner Eigenſchaft als geſchäfts⸗ 
führender Vorſitzender des nicht eingetragenen Konſumvereins 
„Beauftragter“ des geſchäftlichen Betriebes war. Daß hierfür 
das Beſtehen eines Vertragsverhältniſſes nicht vorausgeſetzt 
wird, ergibt ſich bereits aus NGSt. 68, 70°). Der dort ver⸗ 
tretenen Rechtsauffaſſung hat ſich nunmehr auch der 1. Str⸗ 
Sen.: RGSt. 68, 119°) angeſchloſſen. „Beauftragter“ des ge- 
ſchäftlichen Betriebs iſt hiernach jeder, der, ohne Angeſtellter 
oder Inhaber des Betriebs zu ſein, für den geſchäftlichen Be⸗ 
trieb befugtermaßen tätig wird. Das trifft auch auf den ge⸗ 
ſchäftsführenden Vorſitzenden eines Konſumvereins zu, der, 
ſei es unmittelbar von der Mitgliederverſammlung, ſei es wie 
hier durch die Delegiertenverſammlung gewählt iſt und dem, 
wie dem Angekl., die Vergebung der Aufträge an die Liefe⸗ 
tanten obliegt. Aus § 13 Abi. 3 UnlWG. läßt ſich dagegen 
nichts ableiten. Denn dort handelt es ſich um die zivilrechtliche 
Haftung des Geſchäftsherrn. Wenn dort alſo auch der Begriff 
„Beauftragter“ im zivilrechtlichen Sinne zu verſtehen wäre, 
was dahinſtehen kann, ſo könnte dieſer zivilrechtliche Begriff 
nicht ohne weiteres auf die Strafvorſchr. in 8 12 Unl WG. 
übertragen werden, da für deren Auslegung als Strafvorſchr. 
andere Grundſätze gelten müſſen als für die Auslegung zivil⸗ 
rechtlicher Beſtimmungen. Irrig iſt ferner die Folgerung, die 
die Rev. aus dem Worte „verſchaffen“ zieht. Eine Bevor⸗ 
zugung „verſchafft“ auch derjenige, der ſie auf Grund eigener 
Entſchließung gewährt. Daß nur dieſe Auffaſſung dem Sinne 
des Geſetzes gerecht zu werden vermag, ergibt ſich ohne wei⸗ 
teres daraus, daß anders ein Angeſtellter oder Beauftragter, 
dem der Geſchäftsinhaber Vollmacht zur ſelbſtändigen Abwick⸗ 
lung von Geſchäften beſtimmter Art oder ſchlechthin erteilt hat, 
nicht Täter nach 8 12 Unl WG. ſein könnte. 

Daß der Inhaber eines geſchäftlichen Betriebs nicht 
als Beauftragter i. S. dieſer Vorſchr. in Betracht kommt, iſt 
der Rev. bereits zugegeben. Ob das gleiche für den Mit⸗ 
inhaber des geſchäftlichen Betriebs in jedem Falle gelten 
müßte, bedarf hier keiner Unterſuchung. Denn der Angekl. 
kann nicht als Mitinhaber in einem ſolchen Sinn angeſprochen 
werden, daß jene Frage überhaupt aufgeworfen werden könnte. 
Die oben bereits angenommen, führt — anderweitige Ver⸗ 
einbarungen ſind nicht bekannt — die Anwendung der Vorſchr. 
über die bürgerlich⸗rechtliche Geſellſchaft auf den nicht rechts⸗ 
ähigen Verein dazu, daß an dem Vereinsvermögen eine Ge⸗ 
meinſchaft zur geſamten Hand beſteht. Sie allein, alſo die 
Geſamtheit der Mitglieder des Vereins in ihrer Verbundenheit 
zur geſamten Hand, kommt als Inhaberin des geſchäftlichen 
Betriebs in Betracht. Verfügen kann an ſich, wenn man von 

en Organen des Vereins zunächſt abſieht, nur dieſe Geſamt⸗ 
heit der Mitglieder. Eine Mitinhaberſchaft des einzelnen Mit⸗ 
glieds an dem Betrieb kann daher überhaupt nur im Rahmen 
dieſer Geſamtheit, niemals aber für ſich allein Geltung be⸗ 
anſpruchen. Für dieſe Geſamtheit der Mitglieder, der der 
Angekl. allerdings zugehörte, war er kraft der beſtehenden 
Organiſation des Vereins als geſchäftsführender Vorſitzender 
ätig und damit Beauftragter in dem oben dargelegten Sinne. 
(2. Sen. v. 7. Juni 1934; 2 D 405/34.) W.] 


19. 8157 StGB. Zum Ausſchluß der nach 
8 157 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. eintretenden Ver⸗ 
günſtigung bedarf es im Falle mehrerer Ver⸗ 
nehmungen der Eidesbelehrung vor jeder 
einzelnen Vernehmung und jedesmal der Feſt⸗ 
tellung der erfolgten Belehrung in der Ver⸗ 
handlungsniederſchrift. f) 

Das LG. erachtet die Angekl. ohne Rechtsirrtum des 
Meineids i. S. des § 154 Abſ. 1 StGB. für ſchuldig, weil 


) JW. 1934, 2068. ) JW. 1934, 1360. 

Zu 19. Die zweimalige Vernehmung der Angekl. iſt, wie der 
urteilsmäßige Tatbeſtand ergibt, in einem Zivilprozeßverfahren er⸗ 
Mat. Bei der erſten nichteidlichen Vernehmung iſt die Angekl. gem. 
5 383 Abſ. 2 AWO. über ihr Zeugnisverweigerungsrecht belehrt 
worden. Hierüber enthält das Vernehmungsprotokoll ordnungsgemäß 
(Stein⸗Jonas 8383 ZPO. N. IV; Baumbach ebenda N. 6) 
einen entſprechenden Vermerk. Ein ſolcher Vermerk befindet ſich in 


ſie im Prozeß ihres unehelichen Kindes als Zeugin ihre in 
zwei Vernehmungen gemachte Ausſage, ſie habe in der geſetz⸗ 
lichen Empfängniszeit ausſchließlich mit dem Bekl. S. ge⸗ 
ſchlechtlich verkehrt, und fie habe in ihrem ganzen Leben über⸗ 
haupt nur mit vier Männern Geſchlechtsverkehr gehabt, be⸗ 
wußt der Wahrheit zuwider mit ihrem Eid bekräftigt hat. 

Die Angekl. rügt, daß ihr das LG. die Vergünſtigung 
des 8 157 Abſ. 1 Ziff. 1 StGB. verſagt habe. 

Soweit das Urt. die Anwendbarkeit des § 157 Abſ. 1 
Ziff. 2 StGB. verneint, gibt es zu Bedenken Anlaß. Die 
Urteilsgründe ſtellen hierüber folgende Erwägungen an: Die 
Angekl. gebe ſelbſt an, ſie ſei bei den „beiden erſten“ Ver⸗ 
nehmungen von dem vernehmenden Richter über ihr Aus⸗ 
ſageverweigerungsrecht belehrt worden. Ein ausdrücklicher 
Vermerk über die Belehrung befinde ſich zwar nur in der 
Niederſchrift der erſten Vernehmung. Selbſt wenn man aber 
annehme, die Angekl. ſei nur in dieſem erſten, nicht auch im 
Schwurtermin über ihr Ausſageverweigerungsrecht belehrt 
worden, jo würde das genügen, um den Ermäßigungsfall 
der Ziff. 2 des 8 157 Abſ. 1 StGB. auszuſchließen. Dieſer 
Fall ſei aber auch nicht etwa dann gegeben, wenn die Be⸗ 
lehrung der Angekl. über ihr Recht, die Beeidigung ihrer 
Ausſage zu verweigern, unterblieben ſei, worüber das Proto⸗ 
koll der zweiten Vernehmung nichts beſage (RGSt. 62, 142). 

Dieſe Ausführungen vermögen die Nichtanwendung des 
8 157 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. nicht zu tragen. 

Zwar iſt im Zivilprozeß, wenn mehrere Vernehmungen 
eines Zeugen aufeinanderfolgen, der Vorſchrift des 8 383 
Abſ. 2 ZPO. genügt, wenn die Belehrung des Zeugen über 
ſein Zeugnisverweigerungsrecht vor der erſten Vernehmung 
erfolgt, vor den ſpäteren aber nicht wiederholt worden iſt. 
Auch in ſolchen Fällen geht aber nach der ſtändigen Rſpr. 
des RG. der falſch ſchwörende Zeuge der Vergünſtigung des 
8 157 Abſ. 1 Ziff. 2 nur verluſtig, wenn er auch vor dieſer 
ſpäteren Vernehmung, in der die Beeidigung ſtattfand, noch⸗ 
mals über fein Aus ſa ge verweigerungsrecht belehrt wurde: 
dies deshalb, weil ein einigermaßen ſicherer Nachweis dafür, 
daß die dem Schwurpflichtigen vor der früheren Vernehmung 
erteilte Belehrung bei der ſpäteren Vernehmung noch fort⸗ 
gewirkt hätte, meiſt nicht zu erbringen iſt. Gründe der Rechts⸗ 
ſicherheit, insbeſ. auch des Schwurpflichtigen ſelbſt, laſſen es 


der Niederſchrift über die zweite Vernehmung, bei welcher die Angehl. 
ihre Ausſage beſchworen hat, nicht. Da mangels einer 8 52 Abſ. 2 
SPD. entſprechenden Vorſchrift, wonach die Belehrung vor jeder 
Vernehmung zu erfolgen hat, im zivilprozeſſualen Verfahren eine 
erſtmalige und einmalige Belehrung genügt, ſo konnte das Schw. 
zunächſt davon ausgehen, daß eine zweite Belehrung im Schwurtermin 
tatſächlich nicht ſtattgefunden habe. Wenn aber im Anſchluß daran 
das SchwG. die Auffaſſung vertritt, daß entſprechend der Vorſchrift 
des 8383 Abſ. 2 ZPO. die bei der erſten Vernehmung erfolgte Be⸗ 
lehrung nachwirke und eine ſolche einmalige Belehrung genüge, um 
den Ermäßigungsfall des 8 157 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. auszuſchließen, 
ſo ſetzt es ſich in Widerſpruch mit den durchaus zutreffenden, wohl⸗ 
erwogenen Gründen der Entſch. des RG. v. 26. Febr. 1926 (RGSt. 60, 
106), wonach es zum Ausschluß der Rechtswohltat nach $ 157 Abſ. 1 
Ziff. 2 StGB. im Falle mehrerer Vernehmungen der Belehrung vor 
jeder einzelnen Vernehmung bedarf. An dieſer Entſch., mit welcher 
übrigens eine frühere gegenteilige Anſicht desſelben Senats in deſſen 
Urt. v. 30. Okt. 1925 aufgegeben wurde, hält das RG. mit durchaus 
zutreffenden, auf pſychologiſcher Grundlage beruhenden Erwägungen feſt. 

Aus den Gründen des angefochtenen Urt. ſcheint allerdings weiter 
hervorzugehen, daß das SchwG. zu der Feſtſtellung neigt, daß die 
Angekl. auch im Eidestermin trotz mangelnder Protokollierung dieſes 
Vorganges über ihr Ausſageverweigerungsrecht unterrichtet worden 
ſei, und zwar weil die Angekl. ſelbſt angegeben habe, fie ſei bei den 
„beiden erſten Vernehmungen“ von dem Richter entſprechend belehrt 
worden. Mit Recht weiſt das RG. darauf hin, daß eine ſolche Er⸗ 
klärung der Angekl. keineswegs ausreichen könne, um eine einwand⸗ 
freie Feſtſtellung zu treffen, daß eine Belehrung gem. 8383 Abſ. 1 
Nr. 3 ZPO. tatſächlich ſtattgefunden habe. Es hätte dagegen prozeß⸗ 
rechtlich nichts entgegengeſtanden, wenn das Schw. darrüber in eine 
eingehende Nachprüfung eingetreten wäre, etwa durch Zeugenſchaft des 
vernehmenden Richters und gegebenenfalls des Protokollführers, insbeſ. 
auch in der Richtung, ob die Angekl. ſich nicht über die Tatſache 
ihrer Belehrung irre und vielleicht nur glaube, auch im Schwurtermin 
belehrt worden zu ſein. 

Nach alledem ift der Entſch. in vollem Umfange beizutreten. 


IR. Dr. Schreiber, Köln. 
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daher geboten erſcheinen, an der rein formalen Tatſache der 
Belehrung feſtzuhalten (vgl. RGSt. 60, 106). 

Entgegen der vom SchwG. vertretenen Rechtsauffaſſung 
hängt alſo die Anwendbarkeit des 8 157 Abſ. 2 StGB. vor⸗ 
liegend davon ab, ob die Angekl. vor ihrer zweiten Ver⸗ 
nehmung und Beeidigung über ihr Ausſageverweigerungs⸗ 
recht belehrt worden iſt. 

Die oben wiedergegebenen Ausführungen des angefochte⸗ 
nen Urt. laſſen nicht mit Sicherheit erkennen, ob das SchwG. 
dies hat feſtſtellen wollen. Vielmehr ſetzen die Urteils⸗ 
gründe ſelbſt in die Richtigkeit der von ihnen feſtgeſtellten 
dahingehenden Ausſage der Angekl. erſichtlich Zweifel, da in 
der Niederſchrift über die zweite Vernehmung die Erteilung 
einer zweiten Belehrung nicht vermerkt ſei. Von der unzu⸗ 
treffenden Rechtsanſicht ausgehend, es bedürfe zum Ausſchluß 
des 8 157 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. dieſer nochmaligen Be⸗ 
lehrung nicht, wollen die Urteilsgründe dieſe Frage offenbar 
dahingeſtellt ſein laſſen. Es hätte, um jene Vergünſtigung 
ausſchließen zu können, einer eindeutigen Feſtſtellung der 
hierzu erforderlichen Belehrung bedurft. Da dieſe unterblie⸗ 
ben iſt, muß das Urt. wegen Verletzung des $ 157 StGB. 
im Strafausſpruch ſamt den ihm inſoweit zugrunde liegenden 
Feſtſtellungen aufgehoben werden. 

(Fer Sen. v. 23. Aug. 1934; 3 D 838/84.) [Hn.] 

** 20. 88 175, 176 Nr. 3, 42k Nr. 1 StG B. Die 
Entmannung iſt bei Beſtrafung Homoſexueller 
mach 8175 StGB. nicht zuläſſig. Eine Vorbe⸗ 
ſtrafung nach 8175 StGB. reicht zur Erfüllung 
der Vorausſetzungen des 842 k Nr. 1 StGB. nicht 
aus. Bei einer aus homoſexueller Veranlagung 
begangenen, aber nur aus 8176 Nr. 3 St GB. ab⸗ 
geurteilten Straftat und einer aus ähnlicher 
Triebrichtung begangenen Vortat ſetzt die An⸗ 
ordnung der Entmannung eine beſonders ſorg⸗ 
fältige Prüfung voraus, ob die Allgemeinheit 
bei der Vornahme des Eingriffs vor weiteren 
Untaten des Verbrechers vorausſichtlich ver⸗ 
ſchont bleibt. 


Die Verurteilung des Angekl. wegen eines Sittlichkeits⸗ 
verbrechens gegen $ 176 Nr. 3 SGB. iſt nicht zu beanſtanden. 
Der äußere und innere Tatbeſtand des bezeichneten Ver⸗ 
brechens iſt bedenkenfrei feſtgeſtellt. Ein Rechtsirrtum tritt 
nicht zutage. 

Dagegen erſcheint die Begründung, welche das Urt. zu 
der getroffenen Anordnung der Entmannung gibt, nicht aus⸗ 
reichend und läßt nicht erkennen, ob das Gericht die Voraus⸗ 
ſetzungen dieſer Anordnung nach jeder vom Geſetz geforderten 
Richtung in der erforderlichen Weiſe geprüft hat. 

Die Strͤ. führt zwar aus, daß der Angekl. vor Begehung 
der abgeurteilten Tat durch Urt. des SchöffG. Berlin⸗Mitte 
v. 14. Jan. 1930 wegen eines am 9. Okt. 1929 begangenen 
Verbrechens gegen 8176 Nr. 3 StGB. und ſodann durch Urt. 
des Shöff®. Berlin-Tempelhof v. 5. Sept. 1930 wegen eines 
am 14. April 1930 begangenen Verbrechens gegen 8 176 Nr. 3 
SGB. zu einer Gefängnisſtrafe von acht Monaten rechts⸗ 
kräftig verurteilt worden iſt. Das Urt. läßt jedoch jede Dar⸗ 
legung der damals begangenen Straftaten und der Umſtände, 
unter welchen ſie jeweils begangen wurden, vermiſſen. Dieſe 
war aber erforderlich, da nach § 42 k Nr. 1 StGB. nicht nur 
aus der zuletzt abgeurteilten Tat, ſondern aus der Geſamt⸗ 
würdigung der Taten, nämlich der vorangehenden Beſtrafung 
und der neuerlichen Straftat die Eigenſchaft des Angekl. als 
eines gefährlichen Sittlichkeitsverbrechers hervorgehen muß. 
Unterbleibt eine ſolche Darlegung der früher rechtskräftig 
abgeurteilten Straftat, fo tft das Rev. nicht in der Lage 
nachzuprüfen, ob die Ste. bei der Geſamtwürdigung die 
rechtlichen Vorausſetzungen der Entmannung nach § 42 K 
Nr. 1 StGB. zutreffend als gegeben angeſehen hat. 

Im vorliegenden Fall beſtand zu einer ſorgfältigen Prü⸗ 
fung der bei der Geſamtwürdigung mit herangezogenen frühe⸗ 
ren Beſtrafungen des Angekl. wegen Sittlichkeitsverbrechen 
ſchon deshalb ein ganz beſonderer Anlaß, da die den Gegen⸗ 
ſtand der angefochtenen Entſch. bildende, nach 8 176 Nr. 3 
StGB. abgeurteilte Straftat des Angekl. nach den von der 


Str. getroffenen Feſtſtellungen unverkennbar homoſexuelle 
Züge aufweiſt. 2 

Wie die einſchlägige medizinische Fachliteratur (ogl. die 
Zuſammenſtellung in der Fußnote JW. 1934, 1653 zu 
Nr. 15) erkennen läßt und auch in dem Schrifttum zum Ge— 
wohnhVerbrG. (vgl. Schäfer⸗Wagner⸗Schafheutle, 
GewohnhVerbräß. Bem. 6 zu 8 42 k StGB.) anerkannt iſt, 
wurde bei den an Homoſexuellen vorgenommenen Entmannun⸗ 
gen bisher in der Regel die erſtrebte Anderung der Trieb⸗ 
richtung nicht erreicht. Dies iſt auch der Grund, warum na 
den geltenden Strafbeſtimmungen die Entmannung bei Be⸗ 
ſtrafung Homoſexueller nach 8175 StGB. nicht zugelaſſen 
iſt und auch eine Vorbeſtrafung nach 8175 StGB. nicht zur 
Erfüllung der Vorausſetzungen des § 42 k Nr. 1 StGB. aus⸗ 
reicht. Wenn hiernach auch bei einer aus homoſexueller Ver⸗ 
anlagung begangenen, aber nur aus dem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt des § 176 Nr. 3 StGB. abgeurteilten Straftat und 
einer aus ähnlicher Triebrichtung begangenen Vortat gleicher 
Art formell die Anordnung der Entmannung neben der Strafe 
aus 8176 Nr. 3 StGB. möglich iſt, fo hat doch in dieſen 
Fällen ein ſolcher Ausſpruch eine beſonders ſorgfältige Pr“ 
fung zur Vorausſetzung, ob die Allgemeinheit bei der Bol“ 
nahme des Eingriffs vor weiteren Untaten des Verbrechers 
vorausſichtlich verſchont bleibt. 

Bei der neuen Verhandlung und Entfch. werden die Vor“ 
ausſetzungen der Entmannung nach obigen und nach den vom 
erk. Sen. in feiner Entſch. (RGSt. 68, 165 )) aufgeführten 
allgemeinen Grundſätzen erneut zu prüfen ſein. Hierbei iſt 
nach Möglichkeit zu klären, welche beſondere Urſachen der Ent“ 
artung des Geſchlechtstriebes des Angekl. zugrunde liegen, ob 
mit deren Verſchwinden etwa zu rechnen iſt, und aus welchen 
Gründen der Angekl. nicht über die nötigen Hemmungen ver⸗ 
fügt. Das Verhalten des Angekl. während ſeiner früheren 
Ehe, die anſcheinend nur von kurzem Beſtand war, und die 
Art ſeiner Beziehungen zu ſeiner jetzigen Braut ſind hierbei, 
ſoweit hieraus das geſchlechtliche Triebleben des Angekl. er“ 
hellt, erneut zu prüfen und klarzulegen. 

(2. Sen. v. 2. Juli 1934; 2 D 672/34.) [Hn.] 


21. 58 218 Abi. 4 StG B.; 88 5—7 Straffreih 6h. 
v. 20. Dez. 1932. Liegen die einzelnen ſtrafbaren 
Handlungen der Sammelſtraftat des 8218 Abſ. 
StG B. teils vor, teils nach dem Stichtag des 
Straffreih G., fo können die vor dem Stichtaß 
liegenden Einzelhandlungen nicht ſtraffrei ſein 
(vgl. JW. 1933, 28411 für Fortſetzungshand⸗ 
lungen). 

Die Angekl. ift überführt, daß fie von 1930 bis Ende 
Februar 1933 in einer größeren Zahl von Fällen al 
ſchwangeren Frauen oder ſolchen, die ſich für ſchwanger 
hielten, Abtreibungshandlungen teils mit, teils ohne Erfolg 
vorgenommen hat, und zwar in allen Fällen gewerbsmäßig 
i. S. des 8 218 Abſ. 4 StGB. Das Schw. hat die Angell- 
wegen Verbrechens gegen dieſe Vorſchr. unter Annahme 
mildernder Umſtände zu 7 Monaten Gefängnis verurteilt, 
dabei aber nur die Fälle einbezogen, die nach dem 30. Nor. 
1932 liegen, dagegen alle vor dem 1. Dez. 1932 begangenen 
Einzeltaten im Hinblick auf die 88 5, 7 Straffreihc . von 
20. Dez. 1932 ausgeſchieden. Gegen dieſe Ausſcheidung richtet 
ſich die Rev. der StA., der der Erfolg nicht verſagt wer⸗ 
den kann. 

Hinſichtlich der im Fortſetzungszuſammenhang ſtehenden 
einzelnen ſtrafbaren Handlungen hat bereits der 2. Str@elt- 
des NG. in der Entſch. 2 D 763/33 v. 30. Okt. 1933: JW. 
1933, 284117, ausgeſprochen, daß die Frage der Nieden 
ſchlagung (8 5 Gef.), falls die einzelnen ſtrafbaren Hand 
lungen teils vor, teils nach dem Stichtag begangen worden 
find, nur einheitlich beurteilt werden kann, da es ſich rechtlich 
nur um eine einzige Straftat handelt (vgl. auch RGSt. 75 
318 f.). Die dort angeſtellten Erwägungen treffen im Er⸗ 
gebnis auch hier zu. b 

Zwar kann eine fortgeſetzte Handlung in dem Tun der 
Angekl. nicht erblickt werden, da fie ihre Abtreibungstätig 

1) JW. 1934, 1653. 


a 


63. Jahrg. 1934 Heft 46 
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keit bei verſchiedenen Frauen ausgeübt hat (RGSt. 59, 98); 
aber es liegt eine Sammelſtraftat vor, bedingt durch die Ge⸗ 
werbsmäßigkeit ihres Tuns bei allen einzelnen Handlungen. 
Durch dieſes einigende Band werden alle von ihm umfaßten 
einzelnen Willensbetätigungen zu einem rechtlich einheitlich 
zu beurteilenden Vorgang; die einzelnen Handlungen werden 
hinſichtlich ihrer Verfolgbarkeit der Selbſtändigkeit entkleidet 
(RES. 66, 19 f., 21, 22, 25, 26). Alle dieſe Einzelhand⸗ 
lungen kommen demnach auch nur als Einheitstat zur Ab- 
urteilung. Darauf, ob ſie ihre rechtliche Bedeutung als 
Einzelhandlung nicht in jeder Beziehung verlieren, kann es 
jenem hier allein maßgebenden Geſichtspunkt gegenüber nicht 
ankommen. Da die Angekl. ihr gewerbsmäßiges Tun auch 
nach dem 30. Nov. 1932 fortgeſetzt hat, kann das Straf⸗ 
freih®. entgegen der Meinung des SchwG. auf die vor dem 
Stichtag liegende ſtrafbare Betätigung der Augekl. keine An⸗ 
wendung finden. Die Sache iſt daher zu neuer Straffeſt⸗ 
ſetzung an den Tatrichter zurückzuverweiſen. 
(1. StrSen. v. 5. Okt. 1934; 1 D 1336/33.) [On.] 


22. 88 236, 239 StG B. Das Vergehen des 8 236 
StG B. iſt, ſofern es mit Gewalt begangen iſt, 
ein Sonderfall der Freiheitsberaubung. In⸗ 
ſoweit beſteht Geſetzeseinheit zwiſchen 88 236 
und 239 StGB.; es iſt dann nur der 8 236 StGB. 
anzuwenden. Wenn jedoch der Strafantrag, der 
die Vorausſetzung für eine Beſtrafung aus 8236 
StGB. bildet, nicht vorliegt, iſt die Möglich- 
keit einer Beſtrafung aus 8239 StGB. gegeben. 
Der Gedanke der Geſetzeseinheit kann nicht dazu 
führen, daß eine ſtrafwürdige Tat gan unbe⸗ 
ſtraft gelaſſen werden muß (vgl. RGSt. 68, 204 
207J1) und die dort angeführten Nachweiſungen 
des Schrifttums, insbeſ. Olshauſen zu 
An m. 3). 

(1. Sen. v. 18. Sept. 1934; 1 D 803/34.) [On.] 


* 23. 8 2458 StGB. Zum Begriff „Diebeswerk⸗ 
zeug“. f) 

Zur Verurteilung des BeſchwF. aus 8 245 2 StGB. 
hat das LG. den Rechtsbegriff des Diebeswerkzeuges nicht 
verkannt. In erſter Linie fallen darunter Werkzeuge, welche 
ausſchließlich oder vornehmlich zur Verwendung bei Ein⸗ 
bruchsdiebſtählen angefertigt ſind. Dies iſt nach der erſicht⸗ 
lichen Annahme des LG. der Fall bei dem in der Wohnung 
des BeſchwF. gefundenen Dietrich und dem zum Aufriegeln 
hergerichteten Drahte. In zweiter Linie ſind jedoch dazu auch 
zu rechnen ſolche Werkzeuge, welche an ſich nicht zu rechts⸗ 
widriger Verwendung hergeſtellt find, die aber in Verbrecher⸗ 
kreiſen üblicherweiſe als Einbruchswerkzeuge verwendet zu 
werden pflegen oder bei denen ſich aus anderen Umſtänden 
dieſe Zweckbeſtimmung ergibt, z. B. aus der beſonderen Zu⸗ 
ſammenſtellung einer Sammlung von Werkzeugen oder 
daraus, daß ihr Beſitzer keine redliche Tätigkeit ausübt, für 
die fie verwendet werden könnten (ogl. die amtl. Begr.: 
DAANz. v. 27. Nov. 1933). Hierzu rechnet das LG. erſicht⸗ 


1) JW. 1934, 2062. 


Zu 23. Mit dem 8 245 a ſollte, wie ſich aus der amtlichen Be⸗ 
gründung zum GewohnhWerbrd. v. 24. Nov. 1933 ergibt, im übrigen 
ja auch auf der Hand liegt, ein wirkſames Mittel zur Bekämpfung 

es Berufsverbrechertums geſchaffen werden. Dieſe Handhabe Konnte 
nur dadurch geſchaffen werden, daß gegen denjenigen, der ſich unter 
eſtimmten Vorausſetzungen, nämlich als wegen Eigentumsverbrechens 
Vorbeſtrafter, im Beſitz von Diebeswerkzeug befindet, die Vermutung 
aufgeſtellt wurde, daß das in ſeinen Händen vorgefundene Diebes⸗ 
werkzeug zur Verwendung bei ſtrafbaren Handlungen beſtimmt iſt. 
Mag man nun auch im Strafverfahren nicht von Beweislaſt ſprechen 
können, ſo läuft dieſe Regelung doch praktiſch darauf hinaus, daß 
der Beſchuldigte ſeinerſeits Umſtände dartun muß, aus denen ſich 
ergibt, daß das Werkzeug nicht zu ſtrafbaren Zwecken beſtimmt iſt. 
elingt ihm das nicht, ſo geht der Zweifel zu ſeinen Laſten. In ge⸗ 
wiſſem Sinne handelt es ſich alſo um eine dieſer Sorte Verbrecher⸗ 
tums gegenüber aber unentbehrliche Verdachtsſtrafe. Bei den eigent⸗ 
lichen Diebeswerkzeugen im Sinne des RG., alſo denjenigen Werk- 
zeugen, die ausſchließlich oder vornehmlich zur Verwendung bei Ein⸗ 


lich die in der Wohnung weiter vorgefundenen Nagelbohrer, 
Schraubenzieher und die Flachzange. Ein Rechtsirrtum tritt 
hierbei nicht in die Erſcheinung. 

Das von dem Zeugen D. entdeckte Paket mit Dietrichen 
hat der BeſchwF. auf dem Dachboden unter der Waſſer⸗ 
leitungsverſchalung in der Nähe der von ihm dort bewohnten 
Kammer derart verſteckt, daß er es jederzeit ohne Wegnehmen 
der Verkleidung von außen mit der Hand erreichen konnte, 
während es uneingeweihten Perſonen verborgen blieb und 
auch von dem Zeugen D. nur durch Zufall entdeckt wurde. 
Die Annahme des LG., daß der BeſchwF. an dem Paket 
Beſitz oder Gewahrſam, d. h. die tatſächliche Verfügungs⸗ 
gewalt beſeſſen habe, iſt danach rechtlich nicht zu beanſtanden. 

(3. Sen. v. 1. Okt. 1934; 3 D 898/34.) [W.] 


** 24. 88 263, 276 A bſ. 2 StG B. 8 276 A bſ. 2 geht 
als beſonderes Strafgeſetz dem § 263 StGB. vor. 


Der Angekl. hat aus der Unterſuchungshaft einen Brief 
zur Beförderung durch die Poſt aufgeben laſſen wollen; ſtatt 
den Brief ordnungsmäßig freizumachen, hat er von zwei be⸗ 
reits verwendeten 12-Pfg.⸗Poſtkarten die nicht oder nur 
ſchwach beſtempelten Teile abgeſchnitten und dieſe auf den 
Briefumſchlag ſo nebeneinander geklebt, daß ſie den Anſchein 
einer, noch nicht verwendeten Freimarke boten. Bei der 
Briefüberwachung durch den Richter wurde dieſe Machenſchaft 
entdeckt und der Brief angehalten. Auf Grund dieſes Sach⸗ 
verhalts hat die Strͤ. den Angekl. wegen verſuchten Be⸗ 
trugs verurteilt. 

Dabei iſt aber die Beit. des § 276 Abſ. 2 StGB. über⸗ 
ſehen worden. Danach wird mit Geldſtrafe beſtraft, wer 
wiſſentlich ſchon einmal verwendete Poſtwertzeichen nach gänz⸗ 
licher oder teilweiſer Entfernung des Entwertungszeichens 
zur Frankierung benutzt. Wer dieſen Tatbeſtand verwirklicht, 
ſpiegelt damit in aller Regel der Poſtverwaltung die falſche 
Tatſache vor, daß das, was er auf die Poſtſendung auf⸗ 
geklebt hat, eine noch nicht gebrauchte, alſo zur Freimachung 
geeignete und beſtimmte Poſtmarke ſei, und tut dies in der 
Abſicht, ſich rechtswidrig die Ausgabe für das Porto zu er⸗ 
ſparen, und mit dem Willen, die Verwaltung der Deutſchen 
Reichspoſt entſprechend zu ſchädigen. Somit erfüllt ein ſolches 
Tun an ſich auch den Tatbeſtand eines verſuchten Betrugs. 
Es wäre nun ſchlechterdings unverſtändlich, aus welchem 
Grunde und zu welchem Zweck der Geſetzgeber, wenn er ein 
ſolches Tun als Betrugsverſuch aufgefaßt und beſtraft wiſſen 
wollte, dafür noch eine. beſondere Strafvorſchrift mit einer 
weſentlich milderen Strafdrohung erlaſſen haben ſollte. Viel⸗ 
mehr hat der Geſetzgeber damit zum Ausdruck gebracht, daß 
ein ſolches Tun eben nur aus der beſonderen und milderen 
Vorſchr. geahndet werden ſoll, wenn es ſich in der Erfüllung 
dieſes beſonderen Tatbeſtandes erſchöpft, wenn damit ledig⸗ 
lich die Erſparung der Poſtgebühr, aber kein darüber hinaus⸗ 
gehender anderer Vermögensvorteil erſtrebt und ausſchließlich 
die Täuſchung der Poſtverwaltung über die Entrichtung der 
Poſtgebühr bezweckt wird. 8 276 Abſ. 2 StGB. geht alſo als 
ein beſonderes Strafgeſetz dem allgemeinen Strafgeſetze des 
§ 263 StGB. unter dieſen Vorausſetzungen vor (vgl. RGSt. 


bruchsdiebſtählen angefertigt ſind, kommt der Entlaſtungsbeweis von 
vornherein weniger in Frage als bei den Werkzeugen, deren Cha⸗ 
rakter als Diebeswerkzeuge nicht aus ihrer Beſchaffenheit, ſondern 
aus perſönlichen over ſachlichen Umſtänden zu folgern iſt. Man muß 
ſich dabei jedoch vor Augen halten, daß, wie die Begründung mit 
Recht hervorhebt, an ſich zwar jedes ehrliche Handwerkszeug als 
Hilfsmittel zu Verbrechen dienen kann, daß es aber auch andererſeits 
kaum Werkzeuge gibt, die nur zur Begehung von Verbrechen be⸗ 
ſtimmt ſind. Hieraus iſt erſichtlich, daß die Grenze zwiſchen eigent⸗ 
lichen und uneigentlichen oder, wie man auch ſagen könnte, zwiſchen 
abſoluten und relativen Diebeswerkzeugen eine flüſſige, eine ſcharfe 
Unterſcheidung beider Arten mithin nicht möglich iſt. Daher kann 
der Entlaſtungsbeweis auch den ſog. eigentlichen Diebeswerkzeugen 
gegenüber eine Rolle ſpielen. Im vorl. Falle hat der Angel. irgend⸗ 
welche ihn entlaſtende Umſtände offenbar gar nicht geltend gemacht, 
ſo daß ſeine Verurteilung aus 8 245 a StGB. ohne weiteres er⸗ 
folgen konnte. Das Urt. gibt im übrigen, auch hinſichtlich der Frage 
des Beſitzes, zu Bemerkungen keinen Anlaß. 
SenPräſ. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


2920 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


51, 256 für das ähnliche Verhältnis zwiſchen der Urkunden⸗ 
fälſchung nach §8 267, 268 StGB. und der Portohinter⸗ 
ziehung nach § 27 Nr. 2 PoſtG.). 

Der hier zur Beurteilung ſtehende Fall entſpricht der 
vorſtehend gekennzeichneten regelmäßigen Geſtaltung. Für 
die Anwendung der §8 263, 43 StGB. iſt daher kein Raum. 
Aus dem rechtlichen Geſichtspunkte des § 276 Abſ. 2 StG B. 
betrachtet iſt aber das Tun des BeſchwF. zum mindeſten auf 
der Stufe des Verſuchs ſtehengeblieben. Ein vollendetes „Be⸗ 
nutzen“ zur Frankierung könnte erſt dann vorliegen, wenn der 
fo zurecht gemachte Brief irgendwie in den Bereich der Poſt⸗ 
verwaltung ſelbſt gelangt wäre; Handlungen, welche die Ein⸗ 
führung der ſchon verwendeten Poſtmarke in den Poſtverkehr 
zwar bezielen und anbahnen, aber noch nicht ſelbſt darſtellen, 
können höchſtens als Verſuch des Vergehens nach $ 276 
Abſ. 2 StGB. angeſehen werden (vgl. RGSt. 24, 111). Der 
Geſetzgeber hat aber den Verſuch dieſes Vergehens nicht 
unter Strafe geſtellt. 


(4. Sen. v. 18. Sept. 1934; 4 D 803/34.) W.] 


25. SS 263 A bſ. 4, 266 A bſ. 2 StGB. Zum Be⸗ 
griffe des beſonders ſchweren Falles. 

Der Begriff des „beſonders ſchweren Falles“ iſt im Ge⸗ 
ſetze nicht unmittelbar beſtimmt und umgrenzt. Doch ergeben 
die rechtsgeſchichtliche Entwicklung und mittelbar auch die im 
Geſetze hierfür aufgeſtellten Beiſpiele, daß der Geſetzgeber 
einen beſonders ſchweren Fall jedenfalls dann als gegeben 
angeſehen wiſſen will, wenn ſich die Tat nach der dabei von 
dem Täter gezeigten beſonderen Hartnäckigkeit und Stärke 
des verbrecheriſchen Willens oder der beſonderen Gefährlich⸗ 
keit der angewendeten verbrecheriſchen Mittel oder nach den 
ſchuldhaft herbeigeführten ſchweren Folgen als ein beſonders 
ſchwerer Eingriff in die Rechtsordnung darſtellt. Ob im ein⸗ 
zelnen Falle dieſe Merkmale oder eines von ihnen gegeben 
ſind, entſcheidet der Tatrichter. Den Urteilsgründen iſt nichts 
dafür zu entnehmen, daß dieſe Entſcheidung im vorl. Falle 
von Rechtsirrtum beeinflußt wäre. Eine beſonders hart⸗ 
näckige und ſtarke Betätigung eines verbrecheriſchen Willens 
und die Anwendung beſonders gefährlicher verbrecheriſcher 
Mittel ſcheiden aus, da der Angekl. nach den Feſtſtellungen 
nicht eine ausgeklügelte Betrugsmethode angewendet, ſondern 
aus einem der ihm günſtig erſcheinenden Sachlage entſprun⸗ 
genen Entſchluß heraus gehandelt und eine ſich ihm zufällig 
bietende Gelegenheit für ſeinen Vorteil auszunutzen verſucht 
hat. Die Feſtſtellungen ergeben auch keinen Anhalt dafür, 
daß der Angekl. über die bloße Betätigung des Täuſchungs⸗ 
vorſatzes hinaus unter Anwendung beſonders liſtiger Ränke 
oder mit beſonderer Hinterhältigkeit gehandelt hätte. Was 
die Folgen der Tat anlangt, fo bedarf bei der gegebenen 
Sachlage nur die Frage einer Erörterung, vb durch die Tat 
das Wohl des Volkes geſchädigt worden iſt. Dieſe Schädi⸗ 
gung braucht keine unmittelbare zu ſein. Es würde daher 
für die Annahme eines beſonders ſchweren Falles auch ge⸗ 
nügen, wenn die Schädigung des Volkswohls nur mittelbar 
als Folge der Täuſchungshandlung eingetreten wäre. Eine 
ſolche Schädigung hätte vielleicht ohne Rechtsirrtum ange⸗ 
genommen werden können, wenn durch das Bekanntwerden 
des Inhalts der betrügeriſchen Vorſpiegelungen Gegnern des 
nationalſozialiſtiſchen Staates im In⸗ und Ausland ver⸗ 
meintliche Unterlagen für eine Beeinflußbarkeit und Beein⸗ 
kluſſung der Behörden dieſes Staates an die Hand gegeben 
worden wären. Auch müßte im Falle des § 263 Abſ. 4 
StGB. ebenſo wie im Falle des § 266 Abſ. 2 n. F. im 
Gegenſatz zu 8 20 eine ſolche Schädigung des Volkswohls 
wirklich eingetreten ſein. 

(Fer Sen. v. 14. Sept. 1934; 2 D 669/34.) [W.] 


* 26. 812 Dev.; 88 271, 272, 273, 363 StG B. 
Unter „Überbringen“ i. S. von 8 12 Dev O. iſt auch 
das Hinüberſchaffen über die Grenze zu eigenen 
Gunſten zu verſtehen. Auch Ausländer unter- 
ſtehen dieſem Verbote. — Unter den Begriff der 
öffentlichen Urkunde i. S. von §8 271—273 StGB. 
fallen auch öffentliche Urkunden des Auslands. 
3 363 StGB. findet bei Päſſen, die auf Grund 


falſcher Angaben gegenüber einer ausländiſchen 
Behörde erſchlichen worden find, keine An“ 
wendung. 

Rechtsirrig iſt die Anſicht des BeſchwF., 8 12 Dev. 
treffe hier überhaupt nicht zu, da ein „Überbringen“ von 
Reichsmark nicht vorgekommen ſei und außerdem § 12 auf 
Ausländer nicht anwendbar fei. Denn 8 12 ſtellt dem „Ver⸗ 
ſenden“ durch dritte Perſonen (z. B. durch die Poſt) das 
„überbringen“ gegenüber, meint damit alſo jedes körperliche 
Hinüberſchaffen über die Grenze. Es wäre auch unverſtändlich, 
wenn das Überbringen an einen Dritten im Auslande verboten 
ſein ſollte, aber nicht das Hinüberſchaffen für ſich ſelbſt. 
Demgemäß beſtimmen auch die Ri. II Nr. 25 zu h: „Eine 
Genehmigung nach § 12 Devd. iſt nicht erforderlich: ... für 
die Überbringung von Zahlungsmitteln und Wertpapieren 
durch einen Ausländer, wenn dieſer nachweiſt oder glaubhaft 
verſichert, daß er dieſe Zahlungsmittel oder Wertpapiere bei 
ſeiner Einreiſe aus dem Ausland mitgebracht oder während 
ſeines Aufenthalts im Inland aus dem Ausland zugeſandt er⸗ 
halten habe.“ 

Weitere Lockerungen brachte der Runderlaß des Reichs- 
wirtſchaftsminiſters v. 14. Nov. 1931 zu II. Am Schluſſe 
dort heißt es: „Für die Verbringung von Zahlungsmitteln, 
die ein Ausländer im Inland nicht aus Überweiſungen au 
dem Ausland oder aus Umwechſelungen fremder Valuta er“ 
halten hat, iſt wie bisher die Genehmigung einer Deviſen⸗ 
bewirtſchaftungsſtelle erforderlich.“ Hier iſt klar erſichtlich, daß 
„Überbringen“ i. S. von Verbringen gemeint iſt, daß ein 
ſolches Verbringen mangels beſonderer Ausnahmen unter 9.12 
u, und daß auch Ausländer von dieſem Verbot betroffen 
werden. 

Nach den Feſtſtellungen des Vorderurteils hat der Angekl. 
in Belgien Schecks über deutſche Regiſtermark aufgekauft und 
ſie dann in Wuppertal gegen deutſche Reichsmark bei der 
Deutſchen Bank umgewechſelt. Wer eine ſolche Umwechſelung 
in Deutſchland vornehmen will, muß im Beſitz eines Reife 
paſſes feiner Heimat fein, den er bei der deutſchen Einlöſe⸗ 
ſtelle behufs Eintragung der Abhebung vorzeigen muß. Der 
Angekl. hatte nun nicht nur zwei richtige Päſſe bei ſich, fon? 
dern auch zwei Päſſe, die auf andere Namen lauteten, aber 
beide ebenfalls das Bild des Angekl. trugen. Sämtliche vier 
Päſſe waren vom belgiſchen Außenminiſterium ausgeſtellt, 
das auf jedes Paßbild auch ſeinen amtlichen Stempel auf⸗ 
gedrückt hatte. Der Vorderrichter läßt es dahingeſtellt, ob det 
Angekl., wie er angibt, ſein Lichtbild den Perſonen, auf deren 
Namen die beiden fremden Päſſe lauteten, gegeben hat und 
dieſe mit Hilfe deſſen und mit Wiſſen und Willen des Angell. 
die Ausſtellung des Paſſes auf ihren Namen bewirkt haben 
oder ob der Angekl. ſich bei der belgiſchen Behörde als Träger 
des fremden Namens ausgegeben und unter Vorlage ſeines 
Lichtbildes die Ausſtellung des Paſſes auf die fremden Namen 
bewirkt hat. In jedem Fall liegt aber, ſo führt der Vorder 
richter aus, der Tatbeſtand der 88 271, 272, 273 StGB. 
beim Angekl. vor. Die fraglichen Reiſepäſſe ſind von dem 
belgiſchen Außenminiſterium, alſo einer ausländischen öffent“ 
lichen Behörde, innerhalb ihrer Amtsbefugniſſe ausgeſtellte, 
alſo ausländiſche öffentliche Urkunden, die den beiden Per“ 
ſonen als Ausweis dienen ſollten. Dadurch, daß mit ihnen 
das Lichtbild des Augekl. an der hierfür vorgeſehenen Stelle 
verbunden und abgeſtempelt wurde, wurde darin die nicht zu⸗ 
treffende, aber allein ſchon für den Beweis des Eigentum? 
an dem Paſſe bedeutſame Tatſache beurkundet, daß die auf 
dem Lichtbild abgebildete Perſon — der Angekl. — diejenige 
ſei, auf welche die im Paß wiedergegebenen Perſonalien 
lauteten und von der der Namenszug im Paß ſtammte. Von 
dieſer falſchen Beurkundung hat der Angekl. wiſſentlich zul 
Zwecke einer Täuſchung Gebrauch gemacht dadurch, daß er 
die beiden unrichtigen Päſſe einer deutſchen Großbank 15 
Abhebung von Regiſtermark vorlegte und fo den Anſchein en 
weckte, daß er der Paßinhaber, A. J. oder A. D., ſei. Dabet 
handelte der Angekl. in der Abſicht, ſich einen Vermögen? 
vorteil zu verſchafſen, nämlich die Auszahlung der Regiſter 
mark an ſich zu erwirken. JE 

Gegen dieſe Verurteilung aus 8 273 StGB. wendet ſich 
der Angekl. zu Unrecht. $ 363 StGB. kommt im vorliegende 
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Falle, obwohl es ſich um Päſſe handelt, nicht in Frage, da 
ſie weder falſch angefertigt, noch verfälſcht, vielmehr auf 
Grund falſcher Angaben gegenüber dem zuſtändigen belgiſchen 
Außenminiſterium erſchlichen waren (RGSt. 42, 82; 58, 76). 
Zu Unrecht bezweifelt der Angekl., ob 88 271, 273 auch auf 
öffentliche Urkunden des Auslandes zuträfen. Den Begriff 
der öffentlichen Urkunde legt § 415 ZPO. dahin feſt, daß 
hier auch die öffentlichen Urkunden des Auslandes mitbe⸗ 
troffen ſind; dies ergibt 8 438 Abſ. 1 ZPO. Daß die Feſt⸗ 
legung des Begriffs der öffentlichen Urkunde in der ZPO. 
auch für das Strafrecht maßgebend iſt, iſt ſchon in RGSt. 8, 
373 anerkannt. Zwar iſt das bloße Erſchleichen des belgiſchen 
Paſſes in Belgien nicht ſtrafbar nach deutſchem Recht gem. 
8 271 StGB., wie SS 3, 4 StGB. ergeben. Daraus folgt 
aber nicht auch, daß die Irreführung des Julandverkehrs 
mittels eines ſolchen im Ausland erſchlichenen Paſſes ſtraf⸗ 
frei iſt. Denn 8 273 fest nur eine falſche Beurkundung der 
im § 271 bezeichneten Art voraus, nicht auch eine nach 8 271 
ſtrafbare falſche Beurkundung. Nun ſind aber im Inlande 
deutſche Rechtsgüter verletzt, da der Angekl. die erſchlichenen 
Päſſe mit ihrem unwahren Inhalt benutzt hat, um deutſche 
Banken zu täuſchen und ſie in der ihnen vom Staat anver⸗ 
trauten Kontrolle des Verbleibens der inländiſchen Zahlungs⸗ 
mittel irrezuführen. Dieſer Rechtsſtandpunkt entſpricht auch 
dem dringenden Bedürfnis des internationalen Reiſeverkehrs 
mit Hilfe von Heimatlandpäſſen. 

Übrigens ſei noch darauf hingewieſen, daß die aus⸗ 
ländiſchen Päſſe des Sichtvermerks eines deutſchen Konſulats 
bedürfen. Dieſes muß offenbar auch im vorliegenden Falle 
eingeholt worden ſein. Daß aber der deutſche Sichtvermerk 
eine inländiſche Urkunde darſtellt, alſo im Wege des 8 271 
= erſchlichen werden kann, bedarf keiner näheren Dar⸗ 
egung. 

(FerSen. v. 10. Sept. 1934; 3 D 835/34.) W.] 


** 27. 8 32 Dev VO. v. 23. Mai 1932; auskunfts⸗ 
pflichtig iſt auch, wer ſich ſelbſt wegen eines 
nach den Deviſenvorſchriften verbotenen Ge⸗ 
ſchäftes ſtrafbar gemacht hat. f) 

Rechtlich bedenkenfrei iſt die Verurteilung des Angekl. 
wegen Verletzung der Auskunftspflicht. Der Zuſammenhang 
ergibt, daß die Dev BewSt. von dem Angekl. eine Auskunft 
über die in Frage ſtehenden Geſchäfte eingefordert hatte, 
Dazu war fie berechtigt. Denn nach 8 32 Dev VO. v. 23. Mai 
1932 (vgl. entſprechend § 14 DevVO. v. 1. Aug. 1931 
i. Verb. m. § 11 der 3. DurchfVO. v. 29. Aug. 1931) können 
— neben dem RWiM. und der Reichsbank — die Stellen 
für Deviſenbewirtſchaftung Auskünfte verlangen, die ſich auf 
Geſchäfte oder Handlungen beziehen, die nach dieſer VO. 
oder einer DurchfVoO. verboten oder Beſchränkungen unter⸗ 
worfen find. Nach §S 18 DevVO. von 1932 bedarf aber die 
Verfügung über eine auf Reichsmark oder Goldmark lau⸗ 
tende Forderung, die zugunſten eines Ausländers oder Saar⸗ 
länders nach dem 11. Nov. 1931 (vgl. § 1 der 7. DurchfVo. 


Zu 27. Die Entſch. ſteht in Übereinſtimmung mit der ſtändigen 
Praxis der Deviſenbehörden. Ihrer ſorgfältigen Begründung kann 
in vollem Umfange beigetreten werden. Es entſpricht ſowohl der 
Faſſung wie dem Sinne des 8 32 Dev O. und der öffentlichen Be⸗ 
deutung der durch die Deviſengeſetzgebung geſchützten Intereſſen, daß 
die Auskunftspflicht auch vor ſolchen Perſonen nicht haltmacht, die 
ſelbſt als Täter oder Teilnehmer einer Deviſenzuwiderhandlung in 
Frage kommen. 

Das NG. nimmt allerdings nicht ausdrücklich zu der Frage 
Stellung, ob dieſer Grundſatz auch dann noch gilt, wenn wegen der 
Deviſenzuwiderhandlung bereits ein Strafverfahren eingeleitet iſt. 
Offenbar gab der vorl. Fall hierzu keine Veranlaſſung. Das RG. 
ſetzt ſich daher auch nicht mit der Entſch. RGSt. 60, 291 auseinander, 
in welcher für die AuskunftspflichtvO. v. 13. Juli 1923 aus⸗ 
geſprochen wird, daß dem zur Auskunft Verpflichteten nach Einleitung 
eines Strafverfahrens das Recht erwächſt, als Beſchuldigter unter 
Berufung auf die StPO. jede Auskunft zu verweigern. In der 
Praxis der Deviſenbehörden iſt dementſprechend von einem Aus⸗ 
Runfisverlangen gegenüber Beſchuldigte nach Einleitung eines Straf⸗ 
verfahrens auf ausdrückliche Weiſung des RWiM. (Rderl. 75/33) 
ſtets abgeſehen worden. Wenn der Verdacht einer Deviſenzuwider⸗ 
handlung beſteht und der Verdächtige die unter Hinweis auf § 32 
Dev VO. geforderte Auskunft verweigert, jo haben danach die Deviſen⸗ 


v. 10. Nov. 1931) durch die Veräußerung von Wertpapieren 

. entitanden iſt, ... der Genehmigung. Die Verfügung 
über die zugunſten eines Ausländers aus dem Verkauf in⸗ 
ländiſcher Wertpapiere entſtandene Kaufpreisforderung iſt 
hiernach nur beſchränkt zuläſſig. Auf ein ſolches Geſchäft 
bezog ſich aber hier das Verlangen nach Auskunft. Dabei 
iſt es für die rechtliche Beurteilung gleichgültig, ob durch das 
Geſchäft dem § 18 VD. von 1932 — oder dem erwähnten 8 1 
der 7. DurchfVO. — zuwidergehandelt worden war, und ob 
ſich der Angekl. durch ſeine Beteiligung an dem Geſchäft ſelbſt 
ſtrafbar gemacht hatte. Irgendeine Einſchränkung ſolcher Art 
iſt dem Geſetze nicht zu entnehmen. Dieſes erfordert ledig⸗ 
lich eine ausreichende Beziehung der Auskunft zu einem 
deviſenrechtlich verbotenen oder nur unter Beſchränkungen 
zuläſſigen Geſchäft. Hierfür genügt es aber, daß überhaupt 
ein unter die Deviſenregelung fallendes Geſchäft in Frage 
kommen kann. Dieſe Vorausſetzung trifft bei der Veräußerung 
von J. G. Farben⸗Aktien, auch wenn ſie durch Inländer er⸗ 
folgt, ſchon deswegen zu, weil dieſe inländiſchen Wertpapiere 
international gehandelt werden und erfahrungsgemäß in 
ſolchen Werten unter Mitwirkung von Inländern in erheb⸗ 
lichem Umfange Geſchäfte für Deviſenausländer getätigt wer⸗ 
den, ganz abgeſehen davon, daß im vorliegenden Falle ſich 
nach den Urteilsfeſtſtellungen unter den verkauften 12000 RM 
der genannten Aktien 4 Stück zu je 1000 ./ befanden, die 
nach dem Nummernverzeichnis der Reichshauptbank für 
Wertpapiere am 26. April 1932 nach dem Ausland verſandt 
worden waren. Unter dieſem Geſichtspunkt erhellt, daß auch 
die Inländereigenſchaft des Angekl. ſeiner Auskunftspflicht 
nicht entgegenſteht. 

Einer Erörterung bedarf in dieſem Zuſammenhange noch 
die von der Rev. aufgeworfene Frage, ob der Angekl. auch 
dann wegen Zuwiderhandlung gegen die ihm obliegende 
Auskunftspflicht aus 88 32, 37 Nr. 3 DevVO. von 1932 
beſtraft werden kann, wenn er ſelbſt ſich wegen Vornahme 
eines nach den Deviſenvorſchriften verbotenen Geſchäftes, 
alſo etwa nach § 36 Abſ. 1 Nr. 3, Abſ. 3 DevVO. von 1932 
oder den entſprechenden Belt. in 8 18 DevVO. von 1931 
i. Verb. m. 8 6 Abſ. 2 der 7. DurchfVO., ſtrafbar gemacht 
hat, die Erteilung einer wahrheitsmäßigen Auskunft demnach 
einer Selbſtanzeige gleichkommt. Der Senat bejaht die Frage: 

In der Geſetzgebung und Rſpr. gibt es zwar ver⸗ 
ſchiedentlich Fälle, in denen unter beſtimmten Voraus⸗ 
fetzungen die Pflicht zur Selbſtanzeige von Straftaten ver⸗ 
neint wird. So kann nach § 55 StPO. jeder Zeuge die 
Auskunft auf ſolche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihm die Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde. 
Die gleiche Beſt. enthalten 8 384 Nr. 2 ZPO. und 8 111 
MilStGGO. Es handelt ſich inſoweit aber um Regelungen, 
die den beſonderen Bedürfniſſen gerichtlicher Verfahren 
Rechnung tragen und zudem ſich auf dritte Perſonen be⸗ 
ziehen, d. h. auf Perſonen, gegen die ſich das jeweilige Ver⸗ 
fahren nicht unmittelbar richtet, oder die nicht unmittelbar 
an dieſem Verfahren beteiligt ſind. Zwingende Schlüſſe 


ſtellen zu entſcheiden, ob ſie ein Strafverfahren wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen die Auskunftspflicht nach 837 Nr. 3 Dev O. ver⸗ 
anlaſſen oder bei der StA. die Strafverfolgung wegen der vermuteten 
Deviſenzuwiderhandlung beantragen wollen: dabei wird naturgemäß 
die Verweigerung der Auskunft ein weiteres Verdachtsmoment bilden. 
Es ſcheint in der Tat mit den Grundſätzen des geltenden Strafprozeß⸗ 
rechts ſchwer vereinbar, wenn in dem ſtrafrechtlichen Unterſuchungs⸗ 
verfahren als Mittel zur Herbeiführung eines Geſtändniſſes die 
Drohung mit der Durchführung einer Strafverfolgung wegen ver- 
weigerter Auskunft verwendet werden könnte. 

Bedeutſam ift auch die weite Auslegung, die das RG. der Aus⸗ 
Runftspflicht gibt. Das RG. hält — in Übereinftimmung mit meinen 
Ausführungen in Steuer⸗ und Deviſennotrecht, Bem. 3 zu 8 32 
DevVO. — eine ausreichende Beziehung der Auskunft zu einem 
deviſenrechtlich verbotenen Geſchäft für gegeben, wenn ein Inländer 
Stücke eines international gehandelten inländiſchen Wertpapiers an 
einen Inländer verkauft. Der Verdacht einer ſtrafbaren Beteiligung 
des Auskunftspflichtigen iſt nicht erforderlich. Daraus ergibt ſich vor 
allem für die Banken eine praktiſch unbeſchränkte Pflicht zur Aus⸗ 
kunftserteilung über alle Geſchäfte, die ihrer Art oder ihrem Gegen⸗ 
ſtande nach von einer der Beſchränkungen der DevVO. betroffen 
ſein können. 

RegR. Dr. Hartenſtein, Berlin. 
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können daraus für die ſchwebende Frage nicht gezogen wer⸗ 
den. Eine ähnliche Belt. findet ſich ferner in 8178 RAbgO., 
wonach im Steuerermittlungsverfahren auskunftspflichtige 
Dritte (8177 a. a. O.) die Auskunft auf Fragen verweigern 
dürfen, deren Bejahung oder Verneinung ihnen die Gefahr 
einer Strafverfolgung zuziehen würde. Auch dort iſt aber 
das Auskunftsverweigerungsrecht auf dritte Auskunftspflichtige 
beſchränkt und in Schrifttum und Rſpr. wird angenommen, 
daß der Steuerpflichtige ſelbſt hinſichtlich der ihm obliegen⸗ 
den allgemeinen Auskunftspflicht das Auskunftsverweige⸗ 
rungsrecht nicht in Anſpruch nehmen kann, ſelbſt wenn er 
ſtrafrechtliche Verfolgung befürchten muß. Wenn ſchon dort, 
wo Dritten ein Auskunftsverweigerungsrecht eingeräumt iſt, 
der Rückſchluß auf ein gleiches Recht des unmittelbar be⸗ 
teiligten Pflichtigen — mit Recht — abgelehnt wird, fo 
muß ein ſolcher im Falle des 832 DevBD., wo Ausnahmen 
von der Auskunftspflicht auch zugunſten Dritter nicht vor⸗ 
geſehen ſind, erſt recht außer Betracht bleiben. 

Soweit ſonſt eine Anzeigepflicht beſteht (vgl. z. B. 8139 
StGB., 813 Sprengft®.), find davon allerdings der Täter 
und Teilnehmer des verbrecheriſchen Vorhabens nach ſtändiger 
Rſpr. ausgenommen. Allein abgeſehen davon, daß ſchon nach 
der Faſſung dieſer Vorſchr. erkennbar wird, daß die Perſon, 
die von dem verbrecheriſchen Vorhaben glaubhafte Kenntnis 
erlangt, eine andere ſein muß, als diejenige, die ſelbſt das 
Verbrechen vorhat, wird in dieſen Fällen, in denen der Ge⸗ 
ſetzeszweck ſich auf die Verhinderung von Verbrechen richtet, 
dieſe Rſpr. weitgehend auch durch kriminalpolitiſche Er⸗ 
wägungen gerechtfertigt, denen im Falle des 832 DevVO. 
von 1932 nicht die gleiche Bedeutung zukommt. 

Wenn die Rev. geltend macht, die unrichtige Auskunft 
des Selbſttäters ſtehe im Einheitszuſammenhange mit dem 
Deviſendelikt ſelbſt, fie ſtelle einen Beſtandteil der Verteidi⸗ 
gung des Angekl. dar und könne deshalb nicht beſonders be⸗ 
ſtraft werden, ſo will ſie damit offenbar auf die Geſichts⸗ 
punkte abſtellen, die das RG. dazu geführt haben, von dem 
Grundſatze, daß die Handlungsfreiheit der Perſon am Straf⸗ 
geſetz ihre Grenze findet, daß ſie alſo ſtrafbar wird, ſobald 
ſie ſich mittels Verwirklichung eines Straftatbeſtandes geltend 
macht, für die Selbſtbegünſtigung dann eine Ausnahme zuzu⸗ 
laſſen, wenn der mittels der Selbſtbegünſtigung verwirklichte 
Straftatbeſtand der des § 257 StGB. iſt (vgl. RGSt. 63, 
233, 235 ff.). Dieſe Rſpr. des RG. beruht auf der An⸗ 
erkennung des natürlichen Rechts jedes Straftäters zur 
Selbſtverteidigung und auf dem Geſichtspunkt, daß dieſes 
Recht ihm nicht ſchon deshalb beſtritten werden dürfe, weil 
ſeine Selbſtverteidigung ſich zugleich auch zugunſten eines 
anderen Straftäters auswirkt (a. a. O. S. 236/37). Allein zu⸗ 
nächſt hat das RG. in dieſer Beziehung nur das Verbot des 
5 257 StGB. anders bewertet als die anderen ſtrafrechtlichen 
Vorſchr. Ferner aber geſchah das nur für den Fall, daß die 
Selbſtbegünſtigung, die als ſolche überhaupt keinen ſtraf⸗ 
baren Tatbeſtand darſtellt, weil 8 257 StGB. vorausſetzt, 
daß einem anderen Beiſtand geleiſtet wird, zugleich den 
Tatbeſtand des § 257 StGB. verwirklicht und daher aus 
dieſem Geſetze zu beſtrafen wäre. Schon daraus ergibt ſich 
ein grundſätzlicher Unterſchied gegenüber dem vorliegenden 
Fall, der die von der Rev. erſtrebten Folgerungen ausſchließt. 

Die Entſch. iſt hiernach unmittelbar aus dem Inhalt, 
dem Zweck und der Bedeutung des § 32 Dev VO. von 1932 
und der Deviſengeſetzgebung überhaupt zu finden. Sie wurde 
geſchaffen und weiter ausgebaut, um den in den Zeiten 
ſchwerſter wirtſchaftlicher Kriſe durch den Zahlungsverkehr 
mit dem Auslande der deutſchen Währung und der geſamten 
deutſchen Volkswirtſchaft drohenden Gefahren durch eine 
planmäßige Deviſenbewirtſchaftung zu begegnen. Der erſtrebte 
Erfolg war von vornherein nur zu erreichen und iſt auf die 
Dauer nur zu gewährleiſten, wenn es gelang und weiter ge⸗ 
lingt, alle währungspolitiſch und deviſenwirtſchaftlich bedeut⸗ 
ſamen Vorgänge und Handlungen zu erfaſſen, möglichſt jede 
Umgehung der beſtehenden Verbote hintanzuhalten und jeden 
Schleichweg ſowie jede Zuwiderhandlung aufzudecken. Das 
iſt bei der Vielgeſtaltigkeit der geſchäftlichen Beziehungen zu 
dem Ausland und den vielen für den Zahlungsverkehr dort⸗ 
hin und von dort ſich bietenden Möglichkeiten naturgemäß 


überaus ſchwierig, und ſo mußten den mit der Durchführung 
der Deviſenvorſchriften betrauten Stellen alle Mittel an die 
Hand gegeben werden, um ſich die erforderlichen Einblicke 
verſchaffen zu können. Dieſem Zweck dienen auch die er⸗ 
wähnte Beſt. in § 32, wonach von jedermann Auskünfte 
der oben bereits näher bezeichneten Art verlangt werden 
können, und die Strafvorſchrift des 837 Nr. 3, die die 
Richtigkeit, Vollſtändigkeit und friſtmäßige Erteilung der ein⸗ 
geforderten Auskünfte ſicherſtellen ſoll. Unter den angeführten 
Umſtänden kaun die beſtimmte Ausdrucksform „jedermann“ 
nur dem wirklichen ſtrengen Wortſinne nach verſtanden wer⸗ 
den. Der Geſetzgeber hat die Forderung nach richtiger, voll⸗ 
ſtändiger und friſtgemäßer Erteilung der Auskünfte aus⸗ 
nahmslos gegenüber jedem aufſtellen wollen und aufgeſtellt, 
um die erforderliche Klarheit über die einſchlägigen recht⸗ 
lichen und geſchäftlichen Beziehungen in jedem Falle zu er⸗ 
zwingen. Sie ſoll alſo auch den treffen, der ſich einer Zu⸗ 
widerhandlung gegen Verbotsbeſtimmungen ſchuldig gemacht 
hat oder für ſchuldig hält. Wenngleich ſolchenfalls die Er⸗ 
teilung einer wahrheitsmäßigen Auskunft in der Regel einer 
Selbſtanzeige gleichkommen mag, ſo kann das im Falle der 
Erteilung einer unrichtigen Auskunft die Beſtrafung wegen 
Verletzung der Auskunftspflicht nicht hindern. Das öffentliche 
Intereſſe an einer geſicherten Durchführung der dem Schutze 
der Volksgeſamtheit dienenden Deviſenbewirtſchaftung geht 
dem Intereſſe des einzelnen an der Nichtentdeckung und 
Nichtverfolgung von Straftaten unzweifelhaft vor. Das LG. 
hat daher mit Recht das Vorliegen einer ſtrafloſen Nachtat 
abgelehnt. 
(2. Sen. v. 28. Juni 1934; 2 D 986/33.) 


28. 8 12 A bſ. 2 Unl WG. Mitbewerber i. S. des 
UnlWöG. ift jeder Gewerbetreibende, der Waren 
oder Leiſtungen gleicher oder verwandter Art 
herſtellt oder in den geſchäftlichen Verkehr 
bringt. 5) 

Die Str. hat feſtgeſtellt, daß der Angekl., der Ge⸗ 
ſchäftsführer der „L.“, GmbH., als er mit den F.⸗Werken 
wegen Vergebung von Bauarbeiten an dieſe Firma ver⸗ 
handelte, für die Übertragung des Auftrags ſich eine „Pro⸗ 
viſion“ habe verſprechen laſſen und ſpäter erhalten habe. 
Die Str®. erblickt hierin kein Vergehen nach 8 12 Abſ. 2 
UnlWG., weil nicht erwieſen ſei, „daß von der L. auch 
noch andere Bewerber als die F.-Werke ins Auge gefaßt 
worden waren, daß alſo eine Bevorzugung im Wett⸗ 
bewerb vorliege“. Das iſt rechtsirrig. 

Das UnlWG. ſchützt allgemein die Mitbewerber. Das 
ſind nicht nur die Erwerbsgenoſſen, die im Einzelfalle ſich 
um den Abſatz ihrer Waren oder Leiſtungen bemüht haben 
und für die Erteilung des Auftrages in Ausſicht genommen 
find, ſondern alle Erwerbsgenoſſen (vgl. RGSt. 58, 429; 
56, 249). Mitbewerber i. S. des Unl WG. iſt, wie ſich aus 
813 ergibt, jeder Gewerbetreibende, der Waren oder Leiſtun⸗ 
gen gleicher oder verwandter Art herſtellt oder in den ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr bringt. Es beſteht kein Anlaß, den Tat⸗ 
beſtandsmerkmalen „zu Zwecken des Wettbewerbs“ (8 12 
Abſ. 1 Unl WG.) und „im Wettbewerb“ (812 Abſ. 2 Unl WG.) 
eine engere Auslegung zuteil werden zu laſſen, als es dem 
Zwecke des Geſetzes und der in 813 gegebenen Begriffs- 
beſtimmung des Mitbewerbers entſpricht. Durch das Geſetz 


Zu 28. Der Auffaſſung des RG. iſt beizuſtimmen. Die Str. 
hat überſehen, daß eine Bevorzugung im Wettbewerb nicht eingetreten 
zu fein braucht. Es genügt nach § 12 Abſ. 2 Unl WG. das Bewußt⸗ 
ſein des Angeſtellten, der Geber wolle eine Bevorzugung erreichen. 


Bei dieſem Rechtsirrtum der Strͤ. hätte es nicht einmal eines 
Eingehens auf die Grundgedanken des Unl WG. bedurft. Wenn das 
RG. die Gelegenheit benutzt hat, feftzuftellen, daß 8 12 UnlWG. nicht 
die Bevorzugung vor einem beſtimmten Wettbewerber vorausſetze, es 
vielmehr genüge, daß es auf dem fraglichen Gebiet überhaupt Wett⸗ 
bewerber gibt, ſo iſt das nur zu begrüßen. Schmiergelderprozeſſe ſind 
augenblicklich an der Tagesordnung. Die heutige Zeit, die von jedem 
verlangt, daß er durch eigene Leiſtung werben ſoll, erfordert die 
ſchärfſte Bekämpfung des Schmiergeldunweſens. Jede Zuwendung im 
geſchäftlichen Verkehr an Angeſtellte hat von vornherein einen Bei⸗ 
geſchmack. RA. Dr. Harmſen, Hamburg. 
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Handlung dann, 
der Gewerbegenoſſen erweitert werden ſoll (RSS. 58, 430). 


(4. Sen. v. 21. Sept. 1934; 4 D 130/34.) W.] 


29. 8146 Gen G.; 8 266 Ziff. 2 a. F. StGB. Ein 
abſichtliches Handeln zum Nachteil iſt regel⸗ 
mäßig nicht anzunehmen, wenn eine, eine wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit bildende Verwaltung eines 
Bevollmächtigten für den Treugeber zum Teil 
nützlich, zum Teil ſchädlich iſt, der wirtſchaftlich 
höher ſtehende Vorteil aber nicht anders als 
auf dem Wege über einen — wirtſchaftlich ge⸗ 
ringeren — Nachteil zu erreichen i ſt. 


Der gemeinnützige Bauverein, deſſen Vorſtandsmitglieder 
der Beſchw§. und der Mitangekl. waren, hatten von der 
dortigen Sparkaſſe wiederholt trotz der ſtarken Anſpannung 
des Kapitalmarktes erhebliche Zwiſchenkredite erhalten. Am 
28. Juli 1929 hatten ſie bei ihr erneut um einen ſolchen 
Kredit von 80 000 RM nachgeſucht; dem iſt ſpäter auch ent⸗ 
ſprochen worden. Die beiden Angell. haben ihrerſeits dem 
Direktor der Sparkaſſe E., der „auffallenderweiſe“ gerade 
jetzt mit einem Anſuchen um ein perſönliches Darlehn an 
ſie herangetreten war, aus dem Vermögen der Baugenoſſen⸗ 
ſchaft in deren Namen 3000 K % als zinsloſes Darlehn ge⸗ 
geben, obwohl dies, wie ſie wußten, nach den Satzungen der 
Genoſſenſchaft unzuläſſig, E. auch kreditunwürdig war. 

Das LG. hält ein abſichtliches Handeln zum Nachteil 
der Genoſſenſchaft für gegeben, weil dieſe für die 3000 AA 
bar einen minderwertigen Anſpruch gegen E. eingetauſcht 
habe und dies den Angekl. bewußt geweſen ſei. Den von 
den Angekl. geltend gemachten Umſtand, ſie hätten ſo ge⸗ 
handelt, weil ſie E. wegen der beantragten Gewährung des 
Zwiſchenkredits nicht „hätten vor den Kopf ſtoßen wollen“, 
hält es für unerheblich, da dies nur als „Motiv“ in Frage 
kommen könne. Dem kann jedoch nicht beigetreten werden. 

Das LG. hält es nach dem Geſagten erſichtlich für mög⸗ 
lich, daß bei Nichtgewährung des perſönlichen Darlehns an 
E. die Erlangung des Zwiſchenkredits für die Baugenoſſen⸗ 
ſchaft gefährdet war, zum mindeſten, daß die Angekl. dies 
angenommen und daß ſie in der Abſicht gehandelt haben, den 
Sparkaſſendirektor durch die Gewährung des Vorteils zu 
einer wohlwollenden, zum mindeſten nicht ſchikanöſen Be⸗ 
handlung (vgl. RGSt. 42, 382) des Kreditgeſuches zu be⸗ 
ſtimmen und dadurch der Genoſſenſchaft die Erlangung dieſes 
Kredits zu ſichern. Für den Begriff der Untreue, ſo des 
8 266 Ziff. 2 a. F. StGB. wie des § 146 GenG., iſt aber 
von der Rſpr. des RG. anerkannt, daß ein abſichtliches Han⸗ 
deln zum Nachteil in der Regel nicht anzunehmen iſt, wenn 
eine, eine wirtſchaftliche Einheit bildende Verwaltung eines 
Bevollmächtigten für den Treugeber zum Teil nützlich, zum 
Teil ſchädlich iſt, der wirtſchaftlich höher ſtehende Vorteil 
aber nicht anders als auf dem Wege über einen — wirt⸗ 
ſchaftlich geringeren — Nachteil zu erreichen iſt (ogl. NOS, 
65, 422; Recht 1928 Nr. 2617; Höchſtaigiſpr. 1929 Nr. 59). 
Ob die Angekl. ſich dabei in den formalen und fachlichen 
Grenzen ihrer Vertretungsmacht hielten oder nicht, iſt hierbei 
unerheblich (RGSt. 26, 136; 58, 391; 61, 228; 62, 15; 
Urt. 3 D 21/31). 

Schon für den äußeren Tatbeſtand des 8 146 Gen. 
hätte das LG. daher prüfen müſſen, ob das Handeln der 
Angekl. der Genoſſenſchaft im En derfolge Nachteil gebracht 
hatte, oder ob nicht die Erlangung des Zwiſchenkredits von 
80 000 RM bei Verweigerung des Darlehns an den Spar⸗ 
kaſſendirektor tatſächlich gefährdet geweſen wäre, und ob nicht 
die Abwendung dieſer Gefahr das Opfer von 3000 N. wert 


geweſen wäre. Aber auch wenn tatſächlich der Schaden über⸗ 
wogen härte, wäre zu prüfen geweſen, ob nicht die Angekl. 
wenigſtens geglaubt haben, daß es für die Genoſſenſchaft 
nützlicher ſei, den wahrſcheinlichen Verluſt der 3000 RM als 
das kleinere Übel in den Kauf zu nehmen, als das Kredit⸗ 
geſuch um 80 000 RM einer ſchikanehaften Behandlung durch 
den Sparkaſſendirektor und damit der Gefahr der Ablehnung 
auszuſetzen, und ob ſie nicht gerade gehandelt haben, weil ſie 
dieſe Gefahr abwenden wollten und im Enderfolge für die 
Genoſſenſchaft Vorteil erwarteten und erſtrebten. Bei einer 
derartigen inneren Haltung wäre kein abſichtliches — d. h. 
hier vorſätzliches — Handeln zum Nachteil der Genoſſen⸗ 
ſchaft gegeben; ſie wäre kein bloßer — unbeachtlicher — Be⸗ 
weggrund, wie das LG. annimmt. Ein ſolcher käme nur in 
Frage, wenn, wie in den in Goltd Arch. 40, 55 und im Urt. 
1 D 153/26 erörterten Fällen, die Annahme des Bevoll⸗ 
mächtigten, es werde der zunächſt eintretende ſchädliche Erfolg 
ſchließlich doch Nutzen bringen, auf einer allgemeinen, 
außerhalb der Tat liegenden Vorſtellung beruht, oder 
wenn er nach Art eines Glücksſpielers bewußt den Regeln 
kaufmänniſcher Sorgfalt zuwider eine auf das Außerſte ge⸗ 
ſteigerte Verluſtgefahr zur Erlangung einer höchſt zweifel⸗ 
haften Gewinnausſicht auf ſich nimmt (ROSE. 66, 255; 
Ga): 
(Fer Sen. v. 27. Aug. 1934; 3 D 726/34.) [W.] 

30. 88 1, 2, 5, 6 Bauford G. v. 1. Juni 1909; 
8 241 KO. Die Verpflichtung der in 88 1, 2 Bau⸗ 
ford G. genannten Perſonen zur Verwendung von 
Baugeld und zur Führung eines Baubuchs be⸗ 
ſteht auch jetzt noch. Der Irrtum darüber, ob 
jemand als Baugeldempfänger anzuſehen ſei 
oder zu den zur Führung eines Baubuchs ver⸗ 
pflichteten Perſonen gehöre, iſt unbeachtlich. — 
Die Feſtſtellung der Begünſtigungsabſicht i. S. 
von §241 KO. bedarf einer beſonders eingehen⸗ 
den Begründung, wenn die Möglichkeit beſteht, 
daß der vom Schuldner erftrebte Erfolg mit dem 
Ergebnis zuſammenfallen könnte, das im ge⸗ 
ſetzmäßigen Wege zu erzielen war. 

1. Sollten Bauunternehmer, die Baugewerbetreibende 
ſind oder ſich für den Neubau Baugeld gewähren laſſen, den 
Anforderungen der 88 1 und 2 Bauford G. regelmäßig nicht 
genügen, ſo könnte doch keine Rede davon ſein, daß dieſe Vor⸗ 
ſchriften ihre Kraft durch eine gleichmäßige, dauernde und 
allgemeine Nichtbefolgung verloren haben. Demgegenüber iſt 
darauf hinzuweiſen, daß das NG. die Verpflichtung der in 
88 1 und 2 Bauford®. genannten Perſonen zur Verwendung 
von Baugeld und zur Führung eines Baubuchs gemäß dieſen 
Vorſchriften in ſtändiger Rſpr. bis in die jüngſte Zeit an⸗ 
erkannt hat (RG. 138, 156%); Urt. 3 D 1443/33 %%. 

Der Vorwurf der BeſchwF., daß das LG. den Begriff des 
Baugelds verkannt habe, findet im angefochtenen Urt. feine 
Stütze. Dieſes weiſt vielmehr das in 8 1 Abſ. 3 Bauford®. 
aufgeſtellte Merkmal der Hingabe zmeds Beſtreitung der 
Koſten eines beſtimmten Baues unter Sicherung der An⸗ 
ſprüche des Geldgebers durch eine Hypothek oder Grundſchuld 
an dem zu bebauenden Grundſtück für alle in Betracht 
kommenden Geldbeträge nach. Hierbei kann nicht zweifelhaft 
ſein, daß das LG. unter den „gewährten Krediten“ nur die 
auf Grund der einzelnen Darlehensverträge ausgezahlten 
Geldbeträge verſteht, dagegen nicht etwa eingeräumte, aber 
unausgenützte Kredite heranzieht. 

Das Bauford®. geht zwar im Streben nach Sicherung 
der Baugläubiger nicht ſo weit, das Verfügungsrecht des 
Eigentümers über ſein Grundſtück und des Geldgebers über 
ſein Geld unter Einengung der Vertragsfreiheit mit der 
Wirkung zu beſchränken, daß alles vor Vollendung des Baues 
gegen Hypothek dargeliehene Geld zur Befriedigung der Bau⸗ 
gläubiger verwendet werden müßte (RES. 48, 338). Wenn 
aber die zwiſchen dem Eigentümer der Bauſtelle und dem Dar⸗ 
lehensgeber getroffene Vereinbarung die in 81 Abſ. 3 Bau⸗ 
ford GG. bezeichnete Zweckbeſtimmung enthält, wie dies für die 
in der gegenwärtigen Sache angeführten Baugeldverträge 
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nachgewieſen iſt, ſo kann die Verpflichtung zur Verwendung 
des Baugelds, weil die maßgebende Vorſchrift ſich als ein 
öffentlich⸗rechtliches Schutzgeſetz i. S. des § 823 Abſ. 2 BGB. 
darſtellt, durch ein Abkommen des Baugeldgebers mit dem 
Baugeldempfänger nicht aufgehoben werden (RG. 84, 1989); 
91, 76; 138, 1580). 

Dagegen geſtattet 8 1 Abſ. 1 Satz 2 Bauford®. eine 
anderweitige Verwendung des Baugelds bis zu dem Betrag, 
in dem der Empfänger einzelne au der Herſtellung des Baues 
auf Grund eines Werk-, Dienſt⸗ oder Lieferungsvertrags be- 
teiligte Perſonen aus anderen Mitteln bereits befriedigt hat. 
Der Bangeldnehmer iſt alſo nicht etwa an die in 8 1 Abſ. 1 
Satz 1 beſtimmte Verwendungspflicht trotz der von ihm durch 
den Einſatz ſonſtiger Mittel bewirkten, gänzlichen oder teil⸗ 
weiſen Befriedigung eines oder mehrerer Baubeteiligter ohne 
jede Einſchränkung inſolange gebunden, als noch unbefriedigte 
Forderungen derſelben oder anderer Baubeteiligter vorliegen. 
Denn das Gef. verpflichtet den Baugeldempfänger nicht dazu, 
daß er die Baubeteiligten aus dem Baugeld, ſofern dieſes 
nicht für alle hinreicht, anteilig oder in einer beſtimmten 
Rangordnung befriedige, ſondern räumt ihm für die Aus- 
wahl der Beteiligten, denen er das Baugeld zuwenden will, 
eine Freiheit ein, die den Erfolg hervorrufen kann, daß die 
Unzulänglichkeit des Bangelds einzelne Gläubiger mit dem 
vollen Ausfall ihrer Forderungen belaſtet (RG. 138, 159 5)). 
Vielmehr regelt 81 Abſ. 1 Satz 2 die Fälle, in denen der 
Bangeldnehmer die Mittel zu den von ihm an Baugläubiger 
geleiſteten Zahlungen vorläufig aus anderen Quellen ge⸗ 
ſchöpft hat, weil ihm die nach Maßgabe des Fortſchreitens 
des Baues auf dieſen Abſchnitt berechnete Baugeldrate noch 
nicht zur Verfügung ſtand. Hat er ſo gehandelt, ſo darf er, 
wenn die Bangeldrate hernach an ihn angewieſen wird, ihr 
den aus anderen Mitteln eiugeſchoſſenen Betrag ungeachtet 
deſſen entnehmen, daß andere Baubeteiligte noch Befriedi— 
gung ihrer Forderungen zu beanſpruchen haben. Die Aus⸗ 
führungen des angefochtenen Urt., die den auftauchenden 
Rechtsfragen überhaupt nur wenig Aufmerkſamkeit ſchenken, 
laſſen nun die wünſchenswerte Klarheit und Schärfe vornehm⸗ 
lich inſoweit vermiſſen, als fie die in 8 1 Abſ. 1 Satz 2 Bau⸗ 
ford. vorgeſehene Ausnahme von der regelmäßigen Ver⸗ 
wendungspflicht erörtern. Doch ergibt der Zuſammenhang der 
Urteilsgründe die Überzeugung des LG. davon, daß die 
Angekl. das Baugeld bei allen Bauten dem geſetzlich feſtge— 
legten Zweck in einem Umfang entfremdet haben, der durch 
den vorläufigen Zuſchuß anderer Mittel nicht entfernt gerecht- 
fertigt werden konnte. 


Das LG. nimmt hierbei den Einwand der Angekl., daß 
die Summe der Geldbeträge, die ſie „aus eigenen Mitteln in 
die Bauten hineingeſteckt haben“, über die Geſamthöhe des 
ihnen zugefloſſenen Baugelds hinausgegangen ſei, für wahr 
an. Dieſe Tatſache ſchließt aber die Rechtswidrigkeit der im 
einzelnen nachgewieſenen Verwendung des Baugelds für 
andere Zwecke als zur Befriedigung der Baubeteiligten um 
jo weniger aus, als die Grenzen, in denen eine anderweitige 
Verwendung auch bei geſetzmäßigem Verfahren nach 8 1 Abſ. 1 
Satz 2 Bauford®. ſtatthaft iſt, offenſichtlich überſchritten find. 
Denn der Kreis der Baukoſten greift allgemein über den Um⸗ 
fang hinaus, den die Verpflichtungen gegenüber den Bau⸗ 
beteiligten einnehmen; er umfaßt auch ſonſtige wirtſchaftlich 
mit dem Bau zuſammenhängende Aufwendungen, zu denen 
unter anderem Vermittlungs- und Beurkundungsgebühren, 
Abgaben, Zinſen, Proviſionen und Speſen der Zwiſchen⸗ 
kredite, Abfindungen, Verwaltungs- und Vertragsſtrafen ge⸗ 
hören mögen. Ungünftige Umſtände können dazu führen, daß 
zur Bereinigung ſolcher Sonderkoſten gleichviel oder mehr auf⸗ 
gewendet werden muß, als zur Befriedigung der Bau— 
beteiligten. 

Die Annahme des LG., daß den Angekl. die Führung 
eines Baubuchs über jeden Ban nach 8 2 Bauford Gh. obge⸗ 
legen habe, begegnet keinem rechtlichen Bedenken (RGSt. 
46, 11). 

Auch die Erforderniſſe, die an die inneren Beziehungen 
der Angekl. zum äußeren Hergang geſtellt werden müſſen, ſind 

) JW. 1914, 600. 
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erfüllt. Hätten die Angekl. irrigerweiſe geglaubt, daß ſie nicht 
als Baugeldempfänger nach 85 Bauford®. anzuſehen oder 
nicht zu den Perſonen zu rechnen ſeien, die § 6 Bauford®. 
als zur Führung eines Baubuchs verpflichtet bezeichnet, fo 
würde ein ſolcher Irrtum, da die Angekl. alle erheblichen tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe kannten, die Strafe nach der ſtändigen 
Rſpr. des RG. nicht ausſchließen (RGSt. 57, 206, 2367 
58, 11, 62, 172). Ein vorſätzliches Handeln zum Nachteil 
der Gläubiger i. S. des 85 BaufordG. kann, ohne daß der 
Täter die Schädigung beabſichtigt, auch dann gegeben ſein, 
wenn der Baugeldempfänger bei der anderweitigen Verwen⸗ 
dung des Baugelds zur Erſatzleiſtung gewillt iſt und die un⸗ 
ſichere Hoffnung hegt, die ſchließliche Befriedigung der Bau⸗ 
beteiligten mit anderen Mitteln zu bewirken (RGSt. 48, 
117). Der Schuldſpruch aus 86 Bauford®. beruht auf der 
Überzeugung des LG. darauf, daß die Angekl. bewußt und 
gewollt gegen die Verpflichtung zur Führung der Baubücher 
verſtoßen haben. Die anſchließende Ausführung des ange 
fochtenen Urt. über die „in jedem Fall“ anzunehmende Fahr⸗ 
läſſigkeit ſtellt eine bloße Hilfserwägung dar. 

Ein Rechtsfehler kann darin nicht erblickt werden, daß 
das LG. bei der Strafbemeſſung nicht nur die ſchwere Be⸗ 
nachteiligung der Baugläubiger, ſondern auch den aus der 
hemmungsloſen Unternehmnugsluſt der Angekl. entſprungenen 
weiteren Schaden ſchärfend berückſichtigt. 

Die Rev. des Angekl. G., auf deſſen Tat nur die 88 5 
und 6 Banford®. i. Verb. m. § 73 StGB. angewendet ſind, 
muß demzufolge als unbegründet verworfen werden. Dagegen 
iſt das angefochtene Urt., ſoweit es den Angekl. S. betrifft, 
aufzuheben, weil die Annahme des LG., daß ſein Verhalten 
zugleich die Tatbeſtandsmerkmale des 8 241 KO. erfülle, ſich 
auf keine ausreichende tatſächliche und rechtliche Würdi— 
gung ſtützt. 

2. Das LG. glaubt, die Vereinbarung, die der Angekl. 
als zahlungsunfähig gewordener Schuldner nach Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens mit dem als Vertrauensperſon beſtellten 
RA. über deſſen Vergütungsanſpruch getroffen hat, als eine 
ſtrafbare Gläubigerbegünſtigung auſehen zu können. Wenn 
nun gleich 8 241 KO. nur die Abſicht des Schuldners, einen 
Gläubiger vor den übrigen Gläubigern zu begünſtigen, aber 
nicht den wirklichen Eintritt der Benachteiligung der anderen 
Gläubiger erfordert, ſo kann das Gericht die hier aufge⸗ 
worfene Frage in zuverläſſiger Weiſe doch nur löſen, indem 
es ſich zunächſt mit dem rechtlichen Verhältnis der angeblich 
begünſtigten Forderung zu den angeblich benachteiligten For⸗ 
derungen vertraut macht, alſo prüft, ob jene nicht etwa die 
Bevorzugung vor dieſen, die der Schuldner gewähren wollte, 
im Konkursverfahren kraft Geſetzes zu beanſpruchen hatte. 
Jedenfalls bedarf die Feſtſtellung der Begünſtigungsabſicht 
da einer beſonders ſorgfältigen Begründung, wo die Möglich- 
keit beſteht, daß der Erfolg, auf deiſen Herbeiführung ſich der 
Wille des Schuldners richtete, mindeſtens teilweiſe mit dem 
Ergebnis zuſammenfiel, das im geſetzmäßigen Verfahren an⸗ 
geſtrebt werden mußte. Das LG. geht aber auf die rechtliche 
Eigenart der Forderung, der die Vereinbarung v. 27. April 
1931 dienen ſollte, auf ihre etwaige Vorzugsſtellung im Ver⸗ 
hältnis zu anderen, die Befriedigung aus dem Vermögen des⸗ 
ſelben Schuldners begehrenden Forderungen überhaupt nicht 
ein. Es führt die maßgebenden Vorſchriften, nämlich die 
88 46, 85 VerglO. nicht an, fo daß die Vermutung einer 
gänzlichen Außerachtlaſſung naheliegt. 

Die im angefochtenen Urt. übergangenen Vorſchriften be⸗ 
ſtimmen, daß die im Vergleichsverfahren beſtellte Vertrauens⸗ 
perſon vom Schuldner die Erſtattung angemeſſener barer Aus⸗ 
lagen und eine angemeſſene Vergütung für ihre Geſchäfts⸗ 
führung verlangen kann, daß das Vergleichsgericht die Höhe 
der Auslagen und der Vergütung feſtſetzt und daß der An⸗ 
ſpruch der Vertrauensperſon auf Erſatz ihrer Auslagen und 
auf Vergütung im Anſchlußkonkurs zu den Maſſekoſten i. S. 
des § 58 Nr. 2 KO. gehört, alſo nach 857 KO. aus der 
Konkursmaſſe vorweg zu befriedigen iſt. Dieſe Regelung be⸗ 
ruht auf wirtſchaftlichen Erwägungen, wie ſie auch dem 
gleichgeſtalteten, auf die Vergütung des Konkursverwalters be⸗ 
züglichen 8 85 KO. zugrunde liegen. Die Vertrauensperſon 
ſteht in keinem Vertragsverhältnis zum Schuldner, ſondern 
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wird durch die gerichtliche Beſtellung in ihr Amt eingeſetzt. 
Die VerglD. weiſt der Vertrauensperſon in § 40 beſtimmte 
Pflichten zu und macht ſie in § 44 dem Schuldner und den 
am Verfahren beteiligten Gläubiger für die Erfüllung dieſer 
Pflichten haftbar. Der Vertrauensperſon kann nicht ange⸗ 
ſonnen werden, daß ſie die je nach den Umſtänden des einzel⸗ 
nen Falls mehr oder weniger umfangreiche, ſchwierige und 
verantwortungsvolle Tätigkeit unentgeltlich oder auf die Ge⸗ 
fahr hin entfalte, im Anſchlußkonkurs mit ihrem Vergütungs⸗ 
anſpruch ganz oder teilweiſe auszufallen. Deshalb räumt 8 85 
VerglO. dem Anſpruche der Vertrauensperſon auf Vergütung 
und Auslagenerſatz eine Vorzugsſtellung ein (RG. 136, 
1576). Ihr Anſpruch bedarf als Maſſeforderung keiner An⸗ 
meldung; er wird nicht geprüft und nicht konkursmäßig feſt⸗ 
geſetzt. Befriedigt der Konkursverwalter den Anſpruch der 
Vertrauensperſon nicht, ſo kann dieſe die Feſtſetzung durch 
das frühere Vergleichsgericht veranlaſſen. Übrigens ſteht dem 
nichts im Weg, daß die Vertrauensperſon mit dem Schuldner 
einen Vertrag über die Höhe der ihr zuſtehenden Vergütung 
ſchließt; doch rechnet im Anſchlußkonkurs nur die vom Ver⸗ 
gleichsgericht feſtgeſetzte Vergütung zu den Maſſekoſten, wäh⸗ 
rend die Vertrauensperſon mit dem Betrag, um den die Ver⸗ 
einbarung die Feſtſetzung überſteigt, als bloßer Konkurs⸗ 
gläubiger am Geſchick der Konkursforderungen teilnehmen 
muß (RG. 116, 319 7)). 

Wird die zuvor dargelegte rechtliche Regelung ins Auge 
gefaßt, ſo erhellt die Notwendigkeit der Aufklärung gewiſſer, 
im angefochtenen Urt. nicht erörterten Fragen, die vornehm⸗ 
lich die innere Stellungnahme des Angekl. betreffen. Durch die 
Vereinbarung v. 27. April 1931 wurde der Anſpruch der Ver⸗ 
trauensperſon auf Vergütung für ihre Tätigkeit nicht etwa 
begründet. Er war vielmehr zuvor ſchon aus der Tätigkeit, die 
jener RA. in Erfüllung ſeiner amtlichen Obliegenheiten ent⸗ 
faltet hatte, kraft Geſ. erwachſen. Das Abkommen diente ledig⸗ 
lich der Beſtimmung der Höhe der Vergütung. Wäre nun 
nachzuweiſen, daß der Angekl. ſich mit der Zahlung einer 
Vergütung von 15000 AM im Bewußtſein, ſie nur in 
geringerem Betrag zu verſchulden, einverſtanden erklärt habe, 
io könnte der Tatbeſtand des 8 239 Nr. 1 und 2 KO. — Be⸗ 
ſeitigen eines Vermögensſtücks und Anerkennung einer er⸗ 
dichteten Schuld —, nicht aber des § 241 KO. gegeben fein 
(RGSt. 35, 127). Läßt ſich dagegen der Glaube des Angefl. 
an die Angemeſſenheit der geforderten Vergütung nicht ver⸗ 
neinen, ſo mag freilich deſſen Kenntnis von dem Unterſchied, 
der zwiſchen der gerichtlich feſtgeſetzten Vergütung und dem 
überſchießenden Betrag der vereinbarten Vergütung für die 
rechtliche Einordnung gemacht wird, als zu fernliegend nicht 
in Betracht zu ziehen ſein. Dann muß aber erhoben werden, 
wie der Angekl. ſich das rechtliche Verhältnis des Vergütungs⸗ 
anſpruchs der Vertrauensperſon zu den Forderungen der am 
Vergleichsverfahren und hernach am Anſchlußkonkurs be⸗ 
teiligten Gläubiger im allgemeinen vorgeſtellt hat. Das LG. 

ründet ſeine überzeugung von der Schuld des Angell. auf die 
Tatſache, daß dieſer als erfahrener und gewandter Geſchäfts⸗ 
mann die rechtliche Bedeutung und Wirkung der Vereinbarung 
v. 27. April 1931 im weſentlichen erkannt habe. Bei einer 
ſolchen Einſchätzung des Angekl. darf nicht an der Frage 
vorübergegangen werden, ob ji ihm nicht der für einen 
wirtſchaftlich denkenden Mann zwingende Schluß aufgedrängt 
habe, daß der Vertrauensperſon die vorzugsweiſe Befriedi⸗ 
gung ihres Vergütungsanſpruchs gebühre, mit anderen Wor⸗ 
ten, daß ſich den Konkursgläubigern der Zugriff auf ſein Ver⸗ 
mögen nur inſoweit eröffne, als es nicht durch die Bereini⸗ 
gung des Vergütungsanſpruchs der Vertrauensperſon und 
anderer Maſſekoſten aufgezehrt wird. Die Bejahung dieſer 
tatſächlichen Frage nötigt zur Prüfung der weiteren, aus ihr 
hervorgehenden rechtlichen Frage, ob nicht die Schuld des 
Angekl. für den hier zu beurteilenden Vorgang um des willen 
ausgeſchloſſen ſei, weil er den Widerſpruch ſeines Verhaltens 
mit der Rechtsordnung nicht erkannte, vielmehr glaubte, mit 
der von ihm gewollten Begünſtigung der Vertrauensperſon 
auf einem dem Gef. entſprechenden Erfolg hinzuarbeiten. 
Selbſtverſtändlich gilt dies nur für die Würdigung des Ab⸗ 
kommens v. 27. April 1931, das lediglich durch die Beziehung 
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auf eine und dieſelbe Zahlungseinſtellung und Konkurseröff⸗ 
nung mit dem an ſich einwandfrei nachgewieſenen Vergehen 
gegen 88 5 und 6 Bauford®. nach feſtſtehenden Rechtsgrund⸗ 
fügen zu einer Einheit verknüpft wird (RGSt. 46, 306; 48, 
90, 118, 339). 

(6. Sen. v. 19. Juni 1934; 4D 382/34.) W.] 


31. 88 203, 215 StPO. Der Eröffnungsbe⸗ 
ſchluß bildet, abgeſehen von den im Geſetz be⸗ 
ſonders vorgeſehenen Fällen, die notwendige 
Grundlage der Hauptverhandlung und die un⸗ 
erläßliche Vorausſetzung für die Erlafſung 
eines Sachurteils. Iſt ein ſolcher Beſchluß, auf 
deſſen Erlaß der Angeklagte nicht wirkſam ver⸗ 
zichten kann, nicht ergangen, muß das Verfahren 
eingeſtellt werden. ) 

(4. Sen. v. 25. Sept. 1934; 4 D 810/34.) 


32. $ 337 StPO. Urteilsaufhebung wegen 
irriger, mit wiſſenſchaftlichen Forſchungs⸗ 
ergebniſſen nicht im Einklang ſtehender Aus⸗ 
legung von Gutachten. Mit Hilfe der Blut⸗ 
gruppenunterſuchung läßt ſich kein Nachweis 
dafür ſchaffen, daß ein beſtimmter Mann der 
Erzeuger eines beſtimmten Kindes ſein müſſe. 


Die Klage legte der Angekl. zur Laſt, daß ſie am 
1. Febr. 1932 vor dem AG. wiſſentlich ein falſches Zeugnis 
mit dem Eid bekräftigt habe, indem ſie in der Rechtsſache 
ihres am 2. April 1928 unehelich geborenen Kindes G. 
gegen den Reiſenden N. wegen Gewährung des Unterhalts 
angab, fie habe in der v. 5. Juni bis zum 4. Okt. 1927 
reichenden Empfängniszeit mit keinem anderen Mann als mit 
N. geſchlechtlich verkehrt, und dieſe Ausſage beſchwor. Das 
Vorbringen der Angekl., daß N. ihr in jener Zeit beigewohnt 
habe, wurde durch die Verhandlung vor dem Schw. nicht 
widerlegt. Das Schw. glaubte jedoch, die Annahme, daß 
die Angekl. den geſchlechtlichen Verkehr mit anderen Männern 
in derſelben Zeit der Wahrheit zuwider abgeleugnet habe, 
ausſchließlich auf die Gutachten ſtützen zu können, die zwei 
Arzte über die Eigenſchaften des Blutes der Angekl., ihres 
Kindes und des N. erſtattet hatten. Die von den Arzten an⸗ 
geſtellte Unterſuchung hatte ſich auf den Nachweis ſowohl der 
mit A und B als auch der mit M und N bezeichneten Merk- 
male erſtreckt. Die Gründe des angef. Urt. ſprechen ſich 
hierzu folgendermaßen aus: „Es wurde feſtgeſtellt, daß die 
Angekl. der Blutgruppe A, das Kind G. und N. der Blut⸗ 
gruppe O zuzurechnen find. Da ſomit das Kind der Blut⸗ 
gruppe O angehört, alſo keine der charakteriſtiſchen Eigen⸗ 
ſchaften A und B der roten Blutkörperchen beſitzt, kann zwar 
auf Grund dieſer Bluteigenſchaften eine etwaige Vaterſchaft 
des N. nicht feſtgeſtellt werden.“ 

Der letztere Satz ruft durchgreifende Bedenken hervor. 
Die erforſchende Tätigkeit der Arzte war nicht auf die Feſt⸗ 
ſtellung der Vaterſchaft des N., ſondern darauf gerichtet, 
ob der Unterſuchungsbefund den Schluß begründe, daß N. 
nicht der Vater des Kindes ſein könne. Was die ärztliche 
Wiſſenſchaft durch die Ermittlung gewiſſer Eigenſchaften des 
Blutes bis jetzt erreicht hat, läßt ſich für gerichtliche Er⸗ 
hebungen immer nur verneinend, dagegen nicht bejahend 
verwerten. Es iſt unmöglich, den Nachweis, daß ein be⸗ 
ſtimmter Mann ber Erzeuger eines beſtimmten Kindes ſein 
müſſe, mittels der Vergleichung der Eigenſchaften des Blutes 
der beiden Perſonen zu führen. Vielmehr kaun nur die Un⸗ 
möglichkeit der Abſtammung des Kindes von dem Mann dar⸗ 
getan werden, indem ermittelt wird, daß gewiſſe Merkmale 
im Blut des Mannes beſtehen, im Blut des Kindes aber 
fehlen, während ſie auch dort vorhanden und greifbar ſein 
müßten, wenn der Mann das Kind erzeugt hätte. 

Aus jenem Satz iſt alſo zu folgern, daß das Schw. 
entweder die Zwecke und Möglichkeiten der als Beweismittel 
zu verwendenden Blutgruppenunterſuchung überhaupt ver⸗ 
kannt oder die für den vorliegenden Fall erſtatteten Gut⸗ 
achten inſoweit mißverſtanden hat, als ſie ſich mit dem Schluß 
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befaßten, der aus dem Vorhandenſein oder Fehlen der Merk⸗ 
male A und B zu ziehen iſt. Unter dieſen Umſtänden iſt 
aber auch keine Gewähr dafür gegeben, daß das Schw. 
den weiteren, die Merkmale M und N betreffenden Erörte⸗ 
rungen der Gutachten ein ungetrübtes Verſtändnis entgegen⸗ 
gebracht habe. Die dem Schuldſpruch zugrunde liegenden 
Feſtſtellungen ſind demnach unzulänglich, weil die Gründe 
des angef. Urt. eine falſche Auffaſſung der Gutachten er⸗ 
kennen laſſen, die ihnen als alleinige Stütze dienen. 
(4. Sen. v. 25. Sept. 1934; 4 D 806/34.) 


33. § 429 b StPO. 

J. Für das Sicherungsverfahren gelten ſinn⸗ 
gemäß die Vorſchriften über das Strafver⸗ 
fahren, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt. Eine 
Vorſchrift, daß hier ohne Eröffnungsbeſchluß 
verfahren werden kann, beſteht nicht, im Gegen⸗ 
teil ergibt ſich die Notwendigkeit des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes aus § 429d StPO. 

II. Art. 14 Ausf Geſ. z. Gewohnh Verbr. vom 
24. No v. 1933. Für das nachträgliche Sicherungs- 
verfahren findet § 429b StPO. entſprechende 
Anwendung. Daraus ergibt ſich: Auch im nach⸗ 
träglichen Sicherungsverfahren iſt der Er⸗ 
öffnungsbeſchluß Urteilsvorausſetzung; fehlt 
er, ſo muß das Verfahren eingeſtellt werden. 
Dieſe Entſcheidung, die keine ſachliche Erledi⸗ 
gung des Straffalles darſtellt, ſteht einem dem⸗ 
nächſt zu erlaſſenden Eröffnungsbeſchluſſe und 
einem darauf aufzubauenden neuerlichen Ver- 
fahren nicht entgegen (RG St. 67, 62). 

Im regelmäßigen Verfahren iſt die Erlaſſung eines Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes Prozeßvorausſegung für die Urteilsfällung 
(Urteilsvorausſetzung). Sein Fehi:ı ift in allen Inſtanzen 
von Amts wegen zu beachten und muß zur Einſtellung des 
Verfahrens führen (RGSt. 67, 59 )). 

(5. Sen. v. 27. Sept. 1934; 5 D 50/34.) 


W. 


Du.] 


Keichserbhofgericht 


1. 88 24, 49 der 1. Durchf VO. zum RErbhofch. Macht 
das ErbhGer. von der Befugnis, gemäß $ 24 der 1. Durchf⸗ 
BD. zum RErbhofG. mündliche Verhandlung anzuordnen, 
keinen Gebrauch, fo liegt hierin in der Regel kein Ver- 
fahrensverſtoß und damit auch kein neuer ſelbſtändiger 
Beſchwerdegrund nach § 49 Abſ. 4 der 1. Durchf Vo. 

Durch notariellen Vertrag v. 29. Aug. 1933 verkaufte der 
Landwirt Max Sch. den Eheleuten L. ſeinen Erbhof mit Inventar 
für 43 000 AM. Beim Kaufabſchluß wurde eine Anzahlung von 
10000 AM geleiſtet. 

Mit Antrag v. 9. Jan. 1934 haben die Käufer die Genehmi⸗ 
gung dieſes Vertrages beim Anerb®. nachgeſucht. Auf den Wider⸗ 
ſpruch des Verkäufers hat das Anerb®. durch Beſchl. v. 9. April 
1934 die Genehmigung verſagt. Die gegen dieſen Beſchl. eingelegte 
ſofortige Beſchw. der Eheleute L. wies das Erbhcher. zurück und 
erließ gleichzeitig auf Antrag des Verkäufers im Zurückweiſungs⸗ 
beſchluß eine einſtweilige Anordnung, nach welcher dem Beſchwß. 
ber Meidung einer Haftſtrafe bis zu ſechs Wochen verboten wird, 
bis zur Rechtskraft der Entſch. über die ſofortige Beſchw. Ernte⸗ 
vorräte und ähnliches zu verkaufen oder zu verpfänden. 

Nach 8 49 Abſ. 4 RErbhofch. iſt die ſofortige weitere Beſchw. 
gegen den Beſchl. des Erbhcßer. nur dann zuläſſig, wenn in der 
angefochtenen Entſch. ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund ent⸗ 
halten iſt. Dies iſt hier nicht der Fall, denn das ErbhGer. kommt 
im weſentlichen zum gleichen Ergebnis wie das AnerbGg. und weiſt 
die Beſchw. gegen den Beſchl. jenes Gerichts zurück. Es liegen alſo 
zwei gleichlautende Entſch. vor. Gleichwohl könnte allerdings ein 
ſelbſtändiger Beſchwerdegrund vorliegen, wenn die Entſch. des 
Beſchwcß. auf einem Verfahrensverſtoß beruhen würde. Der Beſchwß. 
macht nun geltend, daß das ErbhGer. unter Verkennung der Belt. 
des 824 der 1. DurchfVO. z. RErbhof G. keine mündliche Ver⸗ 
handlung angeordnet habe. Aus dieſer Vorſchr. ergibt ſich aber 
nur, daß das Gericht eine derartige Anordnung treffen kann. Es 
iſt alſo in ſein freies Ermeſſen geſtellt, ob es von dieſer Befugnis 
Gebrauch machen will. Wenn es von dieſer Befugnis keinen Ge⸗ 


) JW. 1933, 611. 


brauch macht, liegt hierin — von dem hier nicht in Betracht kom⸗ 
menden Fall des Ermeſſensmißbrauchs abgeſehen — kein Ver⸗ 
fahrensverſtoß. Auch die gegen die Beweiswürdigung des Erbhber- 
vorgebrachten Einwendungen rechtfertigen die Annahme eines ſelb⸗ 
ſtändigen Beſchwerdegrundes nicht; denn da dem Erbhcker. das Recht 
freier Beweiswürdigung zuſteht, kommt hierbei ein Verfahrensver⸗ 
ſtoß nicht in Betracht. Wenn weiter der angefochtene Beſchl. eine 
einſtweilige Anordnung nach § 12 Abſ. 3 der 1. Durchf VO. 5. 
ReErbhofGG. enthält, die in dem Beſchl. des AnerbG. nicht enthalten 
iſt, kann hierauf die ſofortige weitere Beſchw. nicht geſtützt werden. 
Denn dieſe Anordnung kann nach § 12 Abſ. 3 der 1. Durchf. 
nur mit der Hauptentſch, angefochten werden. Danach iſt ihre An⸗ 
fechtung nicht möglich, wenn die Beſchw. gegen die Hauptentſch. un⸗ 
zuläſſig iſt. 
(NErbhcger., Beſchl. v. 24. Juli 1934, 3 RB 140/34.) 
* 

2. 837 Abſ. 2 Rerbhof®. Die Annahme eines mid 
tigen Grundes für die ausnahmsweiſe Veräußerung von 
Erbhofgrundbeſitz muß an ſtrenge Vorausſetzungen ge 
knüpft werden, damit nicht durch Art und Umfang der ge’ 
währten Ausnahmen die Verwirklichung der Grundziele 
des Geſetzes gefährdet wird. Sonderintereſſen des Käu⸗ 
fers und Verkäufers an einer Veräußerung oder Belaſtung 
müſſen hinter dem Intereſſe der Allgemeinheit an der 
Erhaltung des Erbhofes in ungeſchmälerter Größe zurück⸗ 
treten. 

Die Eheleute H. haben i. J. 1920 geheiratet. Aus der Ehe ſtam⸗ 
men ſieben Kinder im Alter von 6—16 Jahren. Bei der Heirat war 
der Ehemann Eigentümer des ſog. Reiterhofes in R., der eine Größe 
von 28,396 ha hat und einen in ſich geſchloſſenen Beſitz darſtellt. 
Sein Einheitswert beträgt 31663 K.. Im Laufe der Jahre gerieten 
die Eheleute H. derart in Schulden, daß i. J. 1930 der Beſtand des 
Hofes in Frage geſtellt wurde. Auf ihr Bitten gaben der Bruder der 
Frau, der Bauer Georg V., und ein Vetter Andreas V. Darlehen von 
5000 und 3000 RM. Dieſe Beträge wurden hypothekariſch ſicher⸗ 
geſtellt. Der Bruder machte aber bei der Darlehnshingabe zur Be⸗ 
dingung, daß der Hof von dem Ehemann H. ſeiner Ehefrau über⸗ 
tragen würde, weil er glaubte, daß die Schuldenlast, die damals ſchon 
16 000 AM betrug, durch eine ſchlechte Wirtſchaftsführung des Ehe⸗ 
mannes und deſſen leichtſinniges Schuldenmachen entſtanden ſei. Dieſem 
Anſinnen wurde entſprochen und der Hof auf die Ehefrau übertragen. 
Trotz dieſer Maßnahme blieb die Erhaltung des Hofes auch weiterhin 
gefährdet, zumal auch der Bruder die 5000 AM inzwiſchen ſelbſt zur 
Abfindung und Ausſtattung von Geſchwiſtern benötigte und deshalb 
auf Rückzahlung drängte. Um dieſe Schwierigkeiten zu beheben, ent⸗ 
ſchloß ſich Frau H. zum Verkauf ihres Hofes. Schon im Frühjahr 
1933 trat fie an den Antragſteller Dr. W. wegen Ankaufs ihres 
Grundbeſitzes heran. Dr. W. iſt Chemiker. Im Dez. 1932 hatte er 
den dem Reiterhofe benachbarten Strohhof erworben. Die Verhand- 
lungen zogen ſich während des ganzen Sommers hin; ſchließlich kam 
es am 27. Sept. 1933 zum Abſchluß eines notariellen Vertrages, 
durch den die Ehefrau H. eine Fläche von rd. 27 Tagwerk, die an 
den Strohhof grenzt, zum Preiſe von 12 690 RA verkaufte. Gleich⸗ 
zeitig wurde in dieſem Vertrag die Eintragung einer Vormerkung 
zur Sicherung des Anſpruches auf Übertragung des Eigentums für 
den Gläubiger bewilligt. Dieſer Kaufvertrag wurde mit einem An⸗ 
trag auf Eintragung der Vormerkung am 10. Okt. 1933 beim GBA 
eingereicht. 5 

Gleich mit Abſchluß des Kaufvertrages hat Dr. W. die gekauften 
Grundſtücke in Beſitz genommen und fie mit dem Strohhof zuſammen 
bewirtſchaftet. Der Kaufpreis von 12 690 AM iſt beim Notar 
hinterlegt. 

Mit der Behauptung, er wolle auf dem Strohhof eine Saatgut 
wirtſchaft betreiben und habe die gekauften Grundjtücke teilweiſe 
ſchon bebaut und alle gedüngt, auch ſei durch den Zukauf der Stroh⸗ 
hof wieder auf ſeine urſprüngliche Größe, die er durch Abverkauf in 
früheren Zeiten verloren hätte, gebracht worden, hat er die Genehmi⸗ 
gung des Kaufvertrages beim Anerb®. nachgeſucht, wobei er ſich noch 
ausdrücklich darauf beruft, daß er beim Vertragsabſchluß von dem 
Inkrafttreten des RErbhG. nichts gewußt habe, und daß ihm durch 
eine Nichtgenehmigung ein großer Schaden erwachſe, da er ja au 
Koſten und Aufwendungen für die Kaufgrundſtücke etwa 2000 Nl 
verauslagt habe, die er niemals von den Eheleuten H. zurückerhal⸗ 
ten würde. 

Das Anerb®. hat die Eheleute H. gehört. Dieſe haben ſich mit 
der Genehmigung des Kaufes einverſtanden erklärt, weil ihre Schwie⸗ 
rigkeiten nur durch den Verkauf behoben werden könnten und die 
Bewirtſchaftung ihres Reſtbeſitzes durch Herabminderung der Schulden 
ihnen erleichtert würde. Daraufhin Hat das Ancrb®. durch Beſchl. 
v. 2. Jan. 1934 die Genehmigung erteilt. 0 8 5 

Gegen dieſen Beſchl. hat die Ehefrau H. ſofortige Beſchw. beim 
Erbhßer. eingelegt. Sie bittet nunmehr um Verſagung des Kaufes, 
da der Verkauf dem Grundgedanken des RErbhG. widerſpräche und 
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fie zum Verkauf nur durch Zureden veranlaßt worden ſei Wenn fie 
am 27. Sepk. 1933 von dem bevorſtehenden Inkrafttreten des 
Rerbhch. Kenntnis gehabt hätte, würde fie nicht verkauft haben. Es 
ſei ihr mit Rückſicht auf die in Ausſicht ſtehende Entſchuldung der 
Erbhöfe in Zukunft auch möglich, den Hof unverkleinert ihrer Familie 
zu erhalten. . 

Demgegenüber beſtreitet der Käufer, daß er Frau H. irgendwie 
zu dem Verkauf überredet oder ſonſtwie auf ſie eingewirkt hätte. Im 
Gegenteil habe Frau H. auf den Abſchluß gedrängt. Auch der Bruder 
der Frau H. hat ſich mit Schreiben v. 22. Febr. 1934 an das Erbh&er. 
gewandt und den Antrag des Dr. W. unterſtützt, weil er ſein Geld zur 
Ausſteuer ſeiner Geſchwiſter dringend benötige und die Eheleute ihn, 
ſobald er auf Bezahlung ihrer Schulden drängte, auslachten und auf 
die kommende Entſchuldung hinwieſen. 

Auf Grund dieſes Vorbringens hat der Käufer Zurückweiſung 
der Beſchw. begehrt. Dabei hat er ſich bereiterklärt, von einem ihm 
gehörigen Grundbeſitz dem zweiten Sohn der Familie H., ſobald dieſer 
bauernfähig ſei, etwa 30 Tagwerk einſchließlich eines kleinen Wald⸗ 
ſtückes zur Anſiedlung zu den geſetzlichen Bedingungen zur Verfügung 
zu ſtellen, und gebeten, notfalls die Genehmigung von dieſer Be⸗ 
dingung abhängig zu machen. 

Nach Einholung eines Gutachtens des Kreisbauernführers hat 
das ErbhGer. durch Beſchl. v. 27. März 1934 der Beſchw. ſtattgegeben 
und unter Abänderung des Beſchl. des AnerbG. die Genehmigung 
verſagt. Es verneint das Vorliegen eines wichtigen Grundes und 
hält es auf Grund des Gutachtens des Kreisbauernführers nicht für 
wünſchenswert, daß der Reiterhof, der einen in ſich geſchloſſenen Be⸗ 
fit darſtelle, verkleinert würde, da er ſonſt keine genügende Heimats⸗ 
zuflucht für die heranwachſenden Kinder bieten würde, auch die Ge⸗ 
bäude für die Reſtfläche dann zu groß ſein würden und nicht mehr 
richtig ausgenutzt werden könnten. Hiergegen müſſe das Intereſſe des 
vermögenden Käufers zurücktreten. 

Dieſen Beſchl. ficht der Käufer mit der ſofortigen weiteren 
Beſchw. an. Er bittet um Erteilung der Genehmigung und hält hierbei 
ſeinen Vorſchlag auf Abtretung eines Grundbeſitzes für Anſiedlung 
eines Sohnes der Eheleute H. aufrecht. Die weitere Beſchw. hatte 
Keinen Erfolg. 

Zunächſt wendet ſich die Beſchw. mit Unrecht gegen die Feſt⸗ 
ſtellung des Erbh&er., daß für die Genehmigung 8 37 Abſ. 2 
Rerbhch. und nicht § 15 Abſ. 2 der 2. DurchfVO. z. NELHG. maß⸗ 
gebend ſei. 815 Abſ. 2 der 2. Durchfs O. findet nur dann Anwen⸗ 
dung, wenn vor dem Inkrafttreten des RErbhG. die auf die Ver⸗ 
äußerung gerichtete Erklärung bindend geworden und der Antrag auf 
Eintragung beim GBA. geſtellt iſt. Unſtreitig iſt ein Antrag beim 
GBA. erſt am 10. Okt. 1933 eingegangen. Schon deshalb find die 
Vorausſetzungen des 815 Abſ. 2 der 2. DurchfVOO. nicht erfüllt, ganz 
abgeſehen davon, daß der Autrag nur auf Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Auflaſſung gerichtet war 
und die Auflaſſung ſelbſt im Vertrag v. 27. Sept. 1933 von den Ver⸗ 
tragſchließenden noch nicht erklärt war, ſo daß auch eine auf Ver⸗ 
äußerung des Hofes gerichtete Erklärung, die bindend geworden wäre, 
noch nicht vorliegt. Die Entſch. hängt alſo lediglich davon ab, ob ein 
wichtiger Grund für die Genehmigung ſpricht. 

Die Frage, was i. S. von 837 Abſ. 2 RErbhch. als wichtiger 
Grund anzuſehen iſt, kann nur unter Berückſichtigung der ſittlichen 
und wirtſchaftlichen Grundgedanken des NErbh&. beantwortet wer⸗ 
den. Um wieder einen freien, geſunden, mit der Scholle feſt verwur⸗ 
zelten Bauernſtand zu Schaffen, hat das Geſetz die Erbhöfe dem freien 
Verkehr und der willkürlichen Verfügung der jeweils auf ihnen wirt⸗ 
ſchaftenden Bauern entzogene Der einzelne Bauer ſoll ſich als Glied 
in der Kette der Geſchlechterfolge wie ein Treuhänder fühlen, der die 
Scholle feiner Sippe zu erhalten hat. Deshalb gehört 8 37 Abſ. 1, der 
die Unbelaſtbarkeit und Unveräußerlichkeit der Erbhöfe anordnet, zu 
den tragenden Grundgedanken des geſamten Erbhofrechts. 

Wenn demgegenüber Abf. 2 des § 37 dem AnerbG. geſtattet, 
aus wichtigem Grunde Ausnahmen von der Regel des Abſ. 1 zuzu⸗ 
laſſen, ſo muß die Annahme eines ſolchen wichtigen Grundes an 
ſtrenge Vorausſetzungen geknüpft werden in dem Sinne, daß nicht 
durch Art und Umfang der gewährten Ausnahmen die Verwirklichung 
der Grundziele des Geſetzes gefährdet wird. Vor allem müſſen bei 
der Entſch. über die Genehmigung von Veräußerungen und Belaſtun⸗ 
gen die Sonderintereſſen des Käufers und auch des Verkäufers in der 
Regel gegenüber dem Intereſſe, das die Allgemeinheit an der Erhal⸗ 
tung des Hofes hat, zurücktreten. Unter dieſen Geſichtspunkten fehlt 
es im vorliegenden Falle an Gründen, die wichtig genug wären, um 
die Genehmigung der Veräußerung von weſenklichen Teilen des Hofes 
rechtfertigen zu können. Denn nach dem Gutachten des Kreisbauern⸗ 
führers würde der Hof, der zur Zeit einen völlig abgeſchloſſenen Beſitz 
bildet, durch den Abverkauf von 26 Tagwerk zu klein werden und 
nicht mehr den heranwachſenden ſieben Kindern eine genügende 
Heimatzuflucht bieten können. Das kommende Geſchlecht würde alſo 
wieder teilweiſe entwurzelt werden, wenn die Reſtſcholle ſie nicht mehr 
ernähren kann. Mit Rückſicht auf dieſe Wirkungen würde die Ge⸗ 
nehmigung der Veräußerung den Zielen des NErb9®. zuwiderlaufen. 


Denn andererſeits liegen die Dinge nicht jo, daß der Hof ohne die 
aus der Abveräußerung von 26 Tagwerk zu gewinnenden Mittel nicht 
zu erhalten wäre. Zwar wird in der BeſchwBegr. auf die ſchlechte 
Wirtſchaft der Eheleute H. hingewieſen. Dies ſteht aber mit dem Gut⸗ 
achten des Kreisbauernführers in Widerſpruch. Dieſes Gutachten ſtützt 
ſich auf eine Beſichtigung des Hofes, die der Kreisobmann vorgenom⸗ 
men hat, wobei er feſtgeſtellt hat, daß die Felder ordnungsmäßig be⸗ 
ſtellt und die Ställe peinlich ſauber und mit gutem Vieh beſetzt ſind. 
Bei dieſen Feſtſtellungen des Kreisobmannes, deſſen Sachkenntnis 
wohl kaum zu bezweifeln iſt, kann von einer ſchlechten Bewirtſchaf⸗ 
tung des Hofes keine Rede ſein. Auf dem Hof wachſen geſunde Kinder 
heran, von denen das älteſte ſchon 16 Jahre iſt. Deshalb iſt der Sen. 
der Überzeugung, daß es den Eheleuten H. mit Hilfe ihrer heranwach⸗ 
ſenden Kinder gelingen wird, bei ſparſamer Wirtſchaft den Hof wieder 
auf eine ertragsfähige Höhe zu bringen. 

Allen dieſen Erwägungen gegenüber muß das rein wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſe des Käufers an der Vergrößerung ſeines eigenen Be⸗ 
ſitzes zurücktreten. Wenn es auch zutreffend iſt, daß der Kaufvertrag 
auf Drängen der Eheleute H. und nicht auf eine etwaige Überredung 
durch den Käufer geſchloſſen worden iſt, und daß die Ehefrau H. im 
Gegenſatz zu ihrer ſpäteren ablehnenden Stellungnahme vor dem An⸗ 
erb. noch dem Antrag auf Genehmigung zugeſtimmt hat, fo reichen 
doch dieſe Tatſachen zur Annahme eines die Genehmigung der Ver⸗ 
äußerung rechtfertigenden wichtigen Grundes ſchon deshalb nicht aus, 
weil bei der Erteilung der Genehmigung Eigenwünſche der Beteiligten 
nur inſoweit beachtlich ſind, als ſie nicht den bei der richtigen An⸗ 
wendung des RErbhG. zu wahrenden allgemeinen Jutereſſen zuwider⸗ 
laufen. Außerdem ſcheint Frau H. unter dem Einfluſſe ihres Bruders, 
der wegen der Rückzahlung der ihr geliehenen Gelder beſorgt war, 
und unter der irrigen Vorſtellung, daß ſie den Hof ohne die Abver⸗ 
äußerung nicht halten könne, gehandelt zu haben. Nach alledem bedarf 
es ferner keiner weiteren Rechtfertigung, daß auch das Intereſſe des 
Bruders der Frau H., des Banern Georg V., der aus dem Verkaufs⸗ 
erlös die ſeiner Schweſter geliehenen 5000 RM zurückerhalten ſoll, die 
Genehmigung der Veräußerung nicht rechtfertigen kann. Selbſt wenn 
er das Geld dringend für die Ausſtattung ſeiner Geſchwiſter benötigt 
und es ihm ſelbſt ſehr ſchwerfällt, es ſich auf andere Weiſe zu ver⸗ 
ſchaffen, ſo ſind doch dieſe Unzuträglichkeiten nicht ſo ungewöhnlich 
groß und unbillig, daß fie gegenüber den ſchweren gegen die Ver⸗ 
äußerung ſprechenden Bedenken den Ausſchlag geben könnten. Wenn 
der Bruder der Frau H. noch hervorhebt, daß die Eheleute H. jetzt 
böswilligerweiſe ihre Schulden überhaupt nicht mehr bezahlen wollen 
und ihre Gläubiger lachend auf die kommende Entſchuldung hinweiſen, 
fo berührt das die hier zu treffende Entſch. nicht. Im übrigen könnte 
derartigen Verſtößen gegen den bäuerlichen Anſtand durch Inanſpruch⸗ 
nahme der Hilfe des Kreisbauernführers, erforderlichenfalls auf dem 
im § 15 RErbhG. vorgeſehenen Wege entgegengetreten werden. 

Wenn endlich der Käufer noch darauf hinweiſt, daß er bei der 
Bewirtſchaftung der ihm ſchon übergebenen Kaufgrundſtücke erhebliche 
Aufwendungen gemacht hat, ſo iſt zu beachten, daß er bei dieſen Auf⸗ 
wendungen, die er in Kenntnis der fehlenden Genehmigung machte, 
auf eigene Gefahr handelte, ihm außerdem aber die Vorſchr. des 
Bürgerlichen Rechts verſchiedene Möglichkeiten bieten, um für ſeine 
Aufwendungen entſchädigt zu werden. 

(RErbHGer., Beſchl. v. 24. Juli 1934, 3 RB 66/34.) 


Erbhofgerichte 


I. 88 30 ff. RErbhofG. Erbauseinanderſetzungsan⸗ 
ſprüche auf Grund eines Erbauseinanderſetzungsvertrages 
unterliegen nicht der Regelung durch das AnerbG. gemäß 
88 30 ff. RErbhofcch. Ein derartiges Verfahren vor den 
Anerb®. iſt unzulaſſig. 

Eingetragener Eigentümer des im Grundbuch von M. 
verzeichneten Grundbeſitzes, der von allen Beteiligten, wie auch 
vom AnerbG. als Ackernahrung angeſehen wird, war der 
Landwirt Heinrich Th. Er iſt 1931 geſtorben und laut Erbſchein 
2 VI 10/4 des AG. in Z. beerbt worden von ſeinem Sohne W. 
Dieſer iſt 1932 geſtorben und hat nach demſelben Erbſchein ſeine 
drei Schweſtern, nämlich: 

1. Frau Martha G., 

2. Frau Bertha Sch., 

(die beiden BeſchwF.), 

3. Fräulein Erna Th. 

(die jetzige Bäuerin), 
als Erben hinterlaſſen. 0 

Dieſe drei Miterben haben ſich über den Nachlaß am 9. Febr. 
1934 dahin auseinandergeſetzt, daß Erna Th. den Hof erhielt und 
dafür die Nachlaßverbindlichkeiten übernahm, ein Ausgedinge be⸗ 
ſtellte und ſich zur Zahlung von je 3000 %% Erbabfindung an ihre 
beiden Schweſtern und Miterbinnen verpflichtete. Auf Grund dieſer 
Auseinanderſetzung erhielt Erna Th. Auflaſſung und wurde am 
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26. März 1934 als Eigentümerin im Grundbuch eingetragen. Sie 
hat beim AnerbG. vorgetragen, ihre Schweſtern ſeien ſchon ohne 
dieſe Erbabfindungen von je 3000 AA versorgt, Frau G.s Ehe⸗ 
mann habe ſelber einen Erbhof, Frau Sch. habe ihre Arbeitskraft 
dem Hofe kaum gewidmet, und der Hof könne die verſprochenen je 
3000 .R.1 nicht tragen. Sie hat demgemäß beantragt, zu entſchei⸗ 
den, ob ſie verpflichtet ſei, 

a) an Frau G. überhaupt noch etwas zu zahlen, 

b) an Frau Sch. mehr als höchſtens 1000 % zu zahlen. 

Das AnerbG. hat die Anſprüche der beiden Schweſtern aus 
dem Auseinanderſetzungsvertrage um je 1500 RM, alſo auf die 
Hälfte, herabgeſetzt. 

5 Dagegen haben beide Schweſtern ſofortige Beſchw. ein⸗ 
gelegt. 

Nun entſcheidet zwar das AnerbG. über Streitigkeiten gem. 
$30 nach § 32 letzter Satz RErbhofcd. „endgültig“, d. h. gegen 
eine ſolche Entſch. findet kein Rechtsmittel ſtatt. Aber das gilt 
nur dann, wenn eine Entſch. über Anſprüche dieſer Art beantragt 
war und das Anerb®. auch über ſolche Anſprüche tatfächlich ent⸗ 
ſchieden hat. Eben dies aber beſtreiten die Beſchwß.; ſie halten die 
ss 30 ff. RErbhofc g. auf den vorl. Fall nicht für anwendbar und 
damit das Verfahren des erſten Gerichts als Ganzes für 
unrichtig und unzuläſſig. Die Bäuerin hat eine Entſch. darüber 
verlangt, ob und inwieweit ſie verpflichtet ſei, einen Vertrag 
mit ihren Schweſtern zu erfüllen. Dieſer Vertrag iſt rechtswirk⸗ 
ſam abgeſchloſſen, er betrifft die Erbteilung aus einem Anweſen, 
das damals einen Erbhof nicht bildete, weil es im Miteigentum 
einer Erbengemeinſchaft ſtand. Wenn jetzt die Bäuerin glaubt, 
ein Recht zu haben, dieſen Vertrag nicht erfüllen zu brauchen, ſo 
mag fie im Klagewege die Entſch. der ordentlichen Gerichte an⸗ 
rufen. Für eine Tätigkeit der Anerb®. iſt überhaupt kein Raum. 
Insbeſ. ift das Anerb®. nicht in der Lage, eine rein bürgerlich⸗ 
rechtliche Schuld der Bäuerin auf die Hälfte herabzuſetzen. Wenn 
der Hof trotz guten Willens des Bauern eine Schuld nicht leiſten 
kann, ſo wird dem Bauern daraus ein Vorwurf i. S. des § 15 
Abſ. 2 RErbhofcG. kaum zu machen fein. 

Es zeigt ſich alſo, daß ſchon der Antrag der Bäuerin un⸗ 
uläſſig war. Er hätte auch als unzuläſſig abgewieſen werden müſ⸗ 
ſen. Ein Verfahren auf Grund der 88 30 ff. RErbhofG. liegt über⸗ 
haupt nicht vor. Daher iſt die Beſchw. zuläſſig und auch begründet 
und der angefochtene Beſchluß iſt dahin zu ändern, daß der An⸗ 
trag der Bäuerin auf Entſch. darüber, ob und wieviel fie aus der 
Wirtſchaft an die BeſchwF. zu zahlen habe, abgewieſen wird. 

(LErbh&er. Celle, Beſchl. v. 21. Aug. 1934, 2 EH 208/34.) 
Ber. von RA. und Not. Dr. Schenk, Hüllichau. 
* 


2. 8 37 RErbhofG.; 8 12 Abſ. 3 der 1. DurchfV O.; 
§ 5 der 2. Durchf VO. 

1. Gehört der Grundbeſitz dem Ehemann, das Hofes⸗ 
zubehör der Ehefrau, ſo liegt kein Ehegatten-Erbhof i. S. 
des § 5 der 2. Durchf VO. vor. 

2. Das AnerbG. kann nicht im Wege einer einſtwei⸗ 
ligen Anordnung nach 8 12 Abſ. 3 der 1. Durchf Vo. dem 
Bauern die Verfügung über das Hofeszubehör verbieten. f) 

Der Vollhofner Sp. iſt Eigentümer des Vollhofes Haus 
Nr. 3 in A., welcher erheblich verſchuldet iſt. Im Juni 1934 hat 
der Bauer ſeinen Hof im Stich gelaſſen und ſich nach H. be⸗ 


Zu 2. Die Entf. iſt um fo freudiger zu begrüßen, als fie 
mit einem Irrtum aufräumt, der ſich nicht nur auf das Rechtsgebiet 
der beiden DurchfVO. (Begriff des Ehegattenerbhofs), ſondern auf 
grundlegende Fragen des RErbhofG. erſtreckte. 

Die Anſicht des Krreisbauernführers, das Inventar gehöre zum 
Erbhof des Ehemannes, auch wenn es im Eigentum der Ehefrau ſtehe, 
enthält einen Widerſpruch in ſich ſelbſt; alles, was zum Erbhof ge⸗ 
hört, wird vom „Erbhofeigentum“ ergriffen, keine von den „zum 
Erbhofe gehörenden“ unbeweglichen oder beweglichen Sachen kann im 
Eigentum eines anderen, auch nicht im Eigentum der Ehefrau des 
Bauern, ſtehen; nur wenn es ſich um die einzige, erſt von den 
DurchfVo. zugelaſſene Ausnahme — nämlich um den Ehegatten⸗ 
erbhof — handelt, ſteht alles: Grundbeſitz und Zubehör, im ge⸗ 
meinſchaftlichen Erbhofeigentum des Bauernehepaares. — 
Wie weit verbreitet jene Anſicht aber ſchon war, zeigt eine Bemerkung 
von Dr. Buſſe in der Buchbeſprechung „Dr. W. Mann: Erbgang 
im Dritten Reich“ (Nationalſozialiſt. Landpoſt Folge 35 v. 31. Aug. 
1934): dort wurde die Auffaſſung, daß das der Frau des Bauern 
gehörige Inventar nicht Zubehör des Erbhofes ſei, als „nicht un⸗ 
bedenklich“ bezeichnet und wurde dagegen „auf die z. B. in 8 5 der 
2. DurchfVO. zum Ausdruck gekommene Grundanſchauung des Ge⸗ 
ſetzes“ verwieſen. 

Auf den Fehler, daß nach der „Grundanſchauung des Geſetzes“ 
in Ausnahme⸗ und Übergangsvorſchriften geforſcht wird, weiſt auch 


geben, um ſich dort als Chauffeur zu betätigen. Daraufhin hat 
ſeine Ehefrau einen Auktionator mit dem Verkauf des Hofesinven⸗ 
tars beauftragt. Nunmehr hat der Kreisbauernführer dem An⸗ 
erbcß. von den Verkaufsabſichten der Ehefrau Sp. Nachricht ge 
geben und den Antrag geſtellt, durch eine EinſtwVfg. die Verſtei⸗ 
gerung des Inventars zu verhindern, da nach $ 5 der 2. Durchf⸗ 
VO. z. RErbhofcß. das Inventar, ſelbſt wenn es der Ehefrau 
gehöre, Teil des Erbhofes ſei und deshalb nicht verſteigert wer⸗ 
den dürfe. 

Das Anerbc. hat durch Beſchluß v. 5. Juli 1934 den 
Eheleuten Sp. bei Meidung einer Geldſtrafe bis zu 2000 7, 
oder Haft bis zur Dauer von ſechs Wochen bei Zuwiderhandlung 
jede Verfügung über das Inventar ſowie den Verkauf von Stücken 
des Inventars und der Ernte von Amts wegen verboten. Die 
Koſtenentſcheidung iſt vorbehalten geblieben. 

Gegen dieſen Beſchluß hat die Ehefrau Sp. ſofortige Beſchw. 
eingelegt und zur Begr. ausgeführt, das Inventar gehöre ihr 
und es beſtehe die Gefahr, da der Ehemann den Hof und die 
Wirtſchaft im Stich gelaſſen habe, daß ſie ihre letzte Habe verliere. 

Die Beſchw. mußte Erfolg haben. 

Die Anſicht des Kreisbauernführers, das Inventar gehöre 
zum Erbhof des Ehemannes, auch wenn es im Eigentum der 
Ehefrau ſtehe, iſt nicht zutreffend. Nach 8 7 RErbhofch. gehört 
zum Erbhof nur das „im Eigentum des Bauern ſtehende“ Zu⸗ 
behör. Allerdings hat Vogels in der 2. Aufl. ſeines Erläute⸗ 
rungswerkes zum RErbhof f. auf S. 302 den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß, wenn das Grundvermögen dem Ehemann und das 
Hofzubehör den Eheleuten gemeinſchaftlich oder der Ehefrau ge⸗ 
höre, hier ein Fall des Ehegattenerbhofes, wie ihn § 5 Abſ. 1 der 
2. DurchfVO. im Auge habe, vorliege. Dieſe Anſicht von Vogels 
iſt jedoch nicht zutreffend; denn dann würde die als Ausnahme 
gedachte Vorſchr. des § 5 der 2. DurchfVO. vielerorts zur Regel 
werden, weil es in vielen Gegenden üblich iſt, daß die Ehefrau 
mindeſtens einen Teil des Inventars, jedenfalls das Hausgerät, 
das nach § 8 RExrbhof®. ebenfalls zum fas gehört, mit 
auf den Hof bringt. $ 5 der 2. Durchf VO. kann ſich nach feinem 
Wortlaut nur auf den Fall beziehen, daß der Grundbeſitz 
z. T. dem Ehemann und z. T. der Ehefrau gehört. Denn das Ger 
ſetz ſpricht von „Beſitzungen“, worunter man im Sprachgebrauch 
nur den Grundbeſitz verſteht, und davon, daß dieſe Beſitzungen 
„von einer Hofesſtelle aus bewirtſchaftet“ werden. Vogels hat 
auch in der 3. Aufl. ſeines Werkes ſeine frühere Anſicht nicht 
wiederholt. Gehört aber das Inventar nicht zum Erbhof, ſo kann 
die Ehefrau, da ſie unbeſchränkte Eigentümerin iſt, frei darüber 
verfügen. Eine einſtweilige Anordnung, durch die ſie in der Ver⸗ 
fügung darüber beſchränkt wird, iſt unzuläſſig. 

Ob die Ehefrau Eigentümerin des Inventars iſt, mag 
auf ſich beruhen. Sie hat eine dahingehende eidesſtattliche Ver⸗ 
ſicherung und den Ehe- und Erbvertrag v. 2. Mai 1931 über⸗ 
reicht, woraus ſich die Richtigkeit ihrer Behauptungen ergeben 
mag. Selbſt wenn aber das Inventar dem Ehemann gehören 
ſollte, würde der angefochtene 1108. ebenfalls aufzuheben ſein. 
Nach 8 12 Abſ. 3 der 1. Durchf VO. ſind einſtweilige Anordnun⸗ 
gen der Anerbenbehörden, wie ſich aus Satz 2 des Abf. 3 ergibt, 
immer nur dann möglich, wenn eine Hauptentſcheidung ergehen 
kann. Im Wege einer einſtweiligen Anordnung darf nur das ge⸗ 
regelt werden, was auch im Wege der Hauptentſcheidung ge⸗ 
regelt werden kann. Nach § 37 RErbhofG. kann das Anerbcg. 
aber dem Eigentümer die Verfügung über das Zubehör nicht ver⸗ 


LErbhcher. Celle hin. Zugleich aber zeigt es auch die Stelle im 
Schrifttum auf, die zu der abwegigen Gegenanſicht (offenbar un⸗ 
ſchuldigerweiſe) geführt hat. Allerdings findet ſich nämlich bei 
Vogels, NErbhof®., 2. Aufl., S. 302 in der Erl. zu 8 5 der 
2. DurchfVO. die Bemerkung: „Unter 8 5 Abſ. 1 gehört auch der 
Fall, daß das Grundvermögen zwar dem Ehemanne, das Hofzubehör 
aber den Eheleuten gemeinſchaftlich gehört“; und allerdings ijt dieſe 
Anſicht Vogels aus den vom LErbhGer. angeführten Gründen un⸗ 
zutreffend, und Vogels hat auch in der 3. Aufl. ſeines Werkes ſie 
nicht wiederholt. Aber den vom Kreisbauernführer im obigen Falle 
aufgeſtellten Satz zu ſtützen, dazu war ſie an ſich ſchon nicht angetan; 
denn die Bemerkung will nur jagen, daß in dem Übergangsfalle (wenn 
am 21. Dez. 1933 auf einer „Beſitzung“ die Eigentumsverhältniſſe, 
wie angegeben, verteilt ſind und dieſe Beſitzung im übrigen den 
Vorausſeßungen der 88 1—4, 6 NErxrbhofG. entfpricht) die Beſitzung 
v. 21. Dez. 1933 ab Erbhof wird. Offenbar abſichtlich ſind die Fälle 
des Alleineigentums der Ehefrau und des geteilten Eigentums eines 
oder jedes der Ehegatten (vgl. 8 5 Abſ. la u. b) in der Bemerkung 
nicht mit herangezogen; die Bemerkung ſollte ſich auf Regelfälle, 
d. h. auf ſolche, die außerhalb des Begriffsbereiches des ſog. „Ehe⸗ 
gattenerbhofes“ liegen, aber überhaupt nicht beziehen. Das kann un⸗ 
bedenklich aus dem ſonſtigen Inhalt des Erläuterungswerkes ge⸗ 


ſchloſſen werden: Vogels ſcheidet genau (ebenſo wie z. B. Wöhr⸗ 
mann, Bem. 2a zu 88; Schapp, ReErbhgtecht S. 62 ff., 69, 
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bieten. Es kann vielmehr nur die Veräußerung von Zubehör ge⸗ 
nehmigen oder die Genehmigung verſagen. Ein 
Bedürfnis dafür, dem Eigentümer die Verfügung über das Zu⸗ 
behör zu verbieten, beſteht auch nicht. Denn wenn der Eigen⸗ 
tümer ohne Genehmigung des Anerd®., und ohne daß die Aus⸗ 
nahmevorſchr. des § 37 Abſ. 1 Satz 2 RErbhofGG. vorliegt, verfügt, 
o iſt dieſe Verfügung ſchon kraft Geſetzes unwirkſam und vermag 
kein Eigentum zu übertragen. Da mithin das Anerb®. im Wege 
einer endgültigen Entſch. die Verfügung über das Zubehör 
nicht verbieten kann, kann es auch nicht eine dahingehende einſt⸗ 
weilige Anordnung erlaſſen. 

Aus dieſem Grunde mußte der angefochtene Beſchluß aufge⸗ 
hoben und der Antrag des Kreisbauernführers v. 5. Juli 1934 
zurückgewieſen werden. Wenn der Kreisbauernführer den Be⸗ 
ſtand des Erbhofes und ſeine weitere Bewirtſchaftung ſichern will, 
muß er beim Landesbauernführer anregen, daß dieſer gem. Sy 1a) 
RErbhof®. die Abmeierung des Bauern in die Wege leitet. Im 
Zuge dieſes Abmeierungsverfahrens iſt dann eine einſtweilige 
Anordnung, die die weitere Bewirtſchaftung des Hofes ſichert und 
die Verſchleuderung des Inventars verhütet, möglich und zu⸗ 
läſſig, wobei freilich auf das etwaige Eigentum der Ehefrau Sp. 
Rückſicht zu nehmen iſt. 

(LErbhcGer. Celle, Beſchl. v. 13. Sept. 1934, 3 EH 1151/84.) Ln. 
1. 
3. 814 Abſ. 2 der 1. Durchf VO. z. RErbhofG. 


1. Der Leiter der landwirtſchaftlichen Beratungsſtelle 
der NSDAP. iſt vor den Anerbenbehörden als Beiſtand 
oder Prozeßbevollmächtigter ausgeſchloſſen. 


2. Die von ihm eingelegte Beſchwerde iſt als unzu- 
läſſig zu verwerfen. 

Die Witwe R. hat gegen die Aufnahme ihres Beſitzes in 
das gerichtliche Verzeichnis Einſpruch eingelegt. Dieſer iſt durch 
en angefochtenen Beſchluß zurückgewieſen worden mit der Begr., 
daß, entgegen der Behauptung der Eigentümerin, eine Ackernah⸗ 
rung vorliege. 

Gegen den Beſchluß hat in Vollmacht der Eigentümerin der 
Leiter der landwirtſchaftlichen Beratungsſtelle der NSDAP. un⸗ 
ter Benutzung amtlicher Kopfbogen der NSDAP. ſofortige Beſchw. 
fiele mit der Begr., daß der Beſitz keine Ackernahrung dar⸗ 

elle 


Auf die Beſchw. kann ſachlich nicht eingegangen werden, 
da der Bevollmächtigte der BeſchwF. zu den in § 14 Abl. 2 
der 1. Durchf VO. aufgeführten Perſonen gehört, die, ohne RA. 
zu ſein, das Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben. „Ge⸗ 
ſchäftsmäßig“ i. S. dieſer Vorſchr. heißt, daß die Vertretung vor 
Gericht erfolgt als Teil einer berufsmäßigen (gefhäftsmäßigen) 
Tätigkeit des Vertreters, mithin nicht nur gelegentlich aus Ge⸗ 
fälligkeit oder Freundlichkeit etwa auf Grund perſönlicher oder 
verwandtſchaftlicher Beziehungen. Gewerbsmäßigkeit oder Ent⸗ 
geltlichkeit iſt nicht erforderlich, es genügt vielmehr, wenn die 
Tätigkeit öfter wiederholt wird oder auch aus einer ſonſtigen 
regelmäßigen Tätigkeit entſpringt (og! Gaupp⸗Ste in⸗Jo⸗ 
nas, 15. Aufl., Bem. I zu § 157 ZPO.; ErbhGeer. Nürnberg 
EßRfſpr. § 14 der 1. Durchf VO. Nr. 1). Mindeſtens das letztere iſt 
nun der Fall. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Lei⸗ 
ter der landwirtſchaftlichen Beratungsſtelle bei der Beratung in 
lnerbenſachen innerhalb ſeiner eigentlichen beruflichen Aufgabe, 
alſo geſchäftsmäßig tätig wird. Dehnt er dieſe Tätigkeit auf das 
luftreten oder Verhandeln vor Gericht aus, fo geſchieht auch 
dies als Erweiterung ſeiner ſonſtigen geſchäftlichen (beruflichen) 
ee a een Aa 5 . —— 
127) das, was nach 897 Abſ. 1 Satz 2 BGB. als Grundſtückszubehör 
nicht anzuſehen iſt, von denjenigen beweglichen Sachen, die trotzdem 
nach 8 8 RerbhofcG. dem Erbhofzubehör zugehören, in ſeiner Bem. 3 
zum 88 RErbhoſch.; unmittelbar daran ſchließt ſich in ſeiner Bem. a 
die Wiederholung des Sperrdruckſatzes aus ſeiner Bem. II zu 87: 
Nur die im Eigentum des Bauern ſtehenden Gegen⸗ 
ſtände ſind Zubehör.“ Er verkennt auch an keiner Stelle, daß 
das Geſetz nirgends an den Bauern die Anforderung ſtellt, daß er 
nur mit eigenem Inventar wirtſchafte, und er weiſt beiſpielsweiſe 
darauf hin, daß „eine auf Abzahlung unter Eigentumsvorbehalt ge⸗ 
kaufte Maſchine, die noch nicht ganz bezahlt ift, nicht zum Zubehör 
gehört“ (87 Bem. II). 

„Der Entſch., daß die Ehefrau als unbeſchränkte Eigentümerin 
frei über ihr Inventar verfügen darf, it beizupflichten. — Aber auch 
darüber hinaus enthalten die Entſcheidungsgründe noch Wegweiſer 
verfahrensrechtlicher Art, denen man unbedenklich wird folgen können: 
Das AnerbG. kann nach 8 37 Rerbhofch. dem Eigentümer die Ge⸗ 
nehmigung zur Veräußerung von Erbhofzubehör erteilen oder ver⸗ 
ſagen; es kann ihm aber die Verfügung über das Zubehör (die 
übrigens, abgeſehen von den Ausnahmefällen des 837 Abſ. 1 Satz 2, 
Kraft Geſetzes unwirkſam iſt) nicht verbieten! 

OLGR. a. D. Dr. W. Mann, Berlin. 


Tätigkeit, fällt alſo unter $ 14 der 1. DurchfVO. und iſt unzu⸗ 
läſſig, auch wenn es ſich um eine Parteidienſtſtelle handelt. 

Dies Ergebnis iſt auch zweckmäßig. Die Aufgabe der land⸗ 
wirtſchaftlichen Fachberater mag darin beſtehen, daß er die bäuer⸗ 
liche Bevölkerung des Gaues berät, ihr mit Auskünften, Ytat- 
ſchlägen, Belehrungen u. dgl. zur Seite ſteht, nicht aber beſteht 
fie darin, als Prozeßvertreter von Privatperſonen aufzutreten. 

Es iſt ein durchaus unerwünſchtes Ergebnis, wenn vor den 
Anerbenbehörden der landwirtſchaftliche Fachberater als Vertreter 
privater Intereſſen und doch unter Benutzung ſeiner amtlichen 
Funktionen als Parteidienſtſtelle auftritt. Somit iſt gem. S 14 
Abſ. 2 Satz 1 die Beſchw. in unzuläſſiger Form eingelegt. Sie 
muß daher als unzuläffig verworfen werden (fo im Ergebnis 
auch Wöhrmann, 2. Aufl., Anm. 2 zu § 14 der 1. Durchf⸗ 
RO. S. 329). Da inzwiſchen die Beſchwerdefriſt für die Eigen⸗ 
tümerin abgelaufen iſt, käme höchſtens eine Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gem. dem nach 8 11 der 1. DurchfVO. anzuwen⸗ 
denden § 22 Abſ. 2 FGG. in Frage. Im vorl. Fall beſteht jedoch 
keine Veranlaſſung, der Eigentümerin Gelegenheit zur Stellung 
eines ſolchen Antrages zu geben, da die Beſchw. offenbar auch 
ſachlich unbegründet iſt, denn der Grundbeſitz hat bei einer Größe 
von 7,1943 ha (durchweg Boden 1. — IV. Klaſſe nach der neuen 
Einſtufungsart, davon allein rund 1½ ha I. Klaſſe) einen Rein⸗ 
ertrag von 136,05 Talern, einen Einheitswert von 20 200 . 
und einen Grundvermögensſteuerwert von 60 200 N. 


(LErbhcher. Celle, Beſchl. v. 18. Sept. 1934, 2 EH 545/34) [— n.] 


* 
Nürnberg 

4. 82 Abſ. 2 RErbhofG. Unheilbar verſchuldete 
Bauernhöfe, beſonders ſolche, bei denen die wirtſchaft⸗ 
lich unhaltbare Lage auf ſchlechtes Wirtſchaften der 
Eigentümer oder Betriebsleiter zurückzuführen iſt, müſſen 
der Wohltaten des RErbhof G. entbehren. In ſolchen Fällen 
ſind die Schulden bei der Prüfung, ob eine Ackernahrung 
vorhanden ift, zu berückſichtigen. f) 

Das Auweſen Haus Nr. 3 in B. wurde von Ludwig W. am 
23. Dez. 1932 im Zwangsverſteigerungsverfahren um das Meiſtgebot 
von 11 500 RA erworben; die erſte Hypothek zu 3500 ./ blieb be⸗ 
beſtehen und war zu übernehmen. Vorher hatte es der Mutter Roſina 
W. gehört. Ludwig W. war aber ſchon ſeit vielen Jahren der Leiter 
des Betriebes. Das Anweſen beſteht etwa zu gleichen Teilen aus 
Wald und aus Flächen, die laudwirtſchafklich genuzt werden. Die 
Größe iſt um 14 ha. Der Einheitswert beträgt 6000 AA. Außer 
der Landwirtſchaft wurde auf dem Anweſen eine Mahlmühle und ein 
Sägewerk betrieben. 

Die Stadtgemeinde (Stadtſparkaſſe) N. iſt Hypothekgläubigerin 
des Ludwig W. und betreibt die Zwangsverſteigerung in das An⸗ 
weſen. Das Notariat N. hat der Gläubigerin aufgegeben, die Frage 
der Erbhofeigenſchaft zu klären und das Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren vorläufig nicht weiterbetrieben. Infolgedeſſen hat die Gläubi⸗ 
gerin Antrag beim Anerb&. geſtellt, über die Erbhofeigenſchaft des 
ſchuldneriſchen Anweſens eine Entſch. zu treffen. 

Mit Beſchl. v. 25. März 1934 hat das AnerbG. ſich dahin 
ausgeſprochen, daß das Anweſen des Schuldners Ludwig W. nicht 
als Erbhof anzuſehen iſt und der Stadtgemeinde N. als der Antrag⸗ 
ſtellerin die Koſten des Verfahrens auferlegt. 

Gegen den Beſchl. hat zunächſt der Kreisbaueruführer ſo⸗ 
fortige Beſchw. eingelegt. Er meint, ein Anweſen von 7,307 ha 
landwirtſchaftlich genutzter Fläche köune wohl eine Ackernahrung 
darſtellen, ſicher ſei dies aber, wenn noch 7,243 ha Wald zur Ver⸗ 
. — —ͤ—— ——é —-¼ . — — 

Zu 4. Die Entſch. begrüße ich als bahnbrechend von ganzem 
Herzen. In der Literatur herrſcht einſtimmig die Meinung, daß die 
Schulden eines Anweſens bei Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft nicht 
berückſichtigt werden dürften. In der Rſpr. iſt es nicht anders. Er⸗ 
wähnt ſeien nur die bei Vogels⸗Hopp zu 82 NEcbHof®. ab⸗ 
gedr. Entſch. Nr. 1 u. 5, ferner die Entſch. des Erbhcer. b. OLG. 
Bamberg v. 11. April 1934, BeſchwReg. Nr. 52/34: Bay. Beil. z. 
DNotZ. 1934, 109 und des gleichen Gerichtes v. 9. Mai 1934, 
Beſchwgeg. Nr. 73/34, letztere unveröffentlicht. Ich bekämpfe dieſen 
Standpunkt ſeit langem und verweiſe insbeſ. auf meine Ausführun⸗ 
gen in Bay. Beil. z. DNotZ. 1934, 83, wo ich im weſentlichen fol⸗ 
gendes ausgeführt habe: Nach dem Worklaut des ReErbhofG. iſt der 
Begriff der Ackernahrung ein objektiver und kein fubjektiver in⸗ 
ſofern, als er lediglich von der Größe und Ertragsfähigkeit des An⸗ 
weſens ſelbſt bei ordnungsgemäßer Wirtſchaft abhangt, nicht aber 
z. B. von der Kopfzahl der Bauernfamilie, die gerade auf dem Hof 
ſitzt. Daß aber außer dem Vorhandenſein einer Ackernahrung und 
dem Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon (Ausnahmen hier⸗ 
von ſiehe die Durchf VO.) die Erbhoffähigkeit eines Anweſens 
nicht auch von der Schuldenlaſt abhängig gemacht iſt, beruht offen⸗ 
ſichtlich nur auf der nicht zur Ausführung gekommenen Abſicht, 
gleichzeitig mit oder unmittelbar nach dem R Erbhof. ein Erbhof⸗ 
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fügung ſtünde. Infolge der außerordentlichen Überſchuldung ſei 
wohl denkbar, daß augenblicklich der Viehbeſtand zu klein ſei. Aber 
deshalb könne dem Auweſen als ſolchem die Ackernahrung fo wenig 
aberkannt werden, wie wegen der Überſchuldung und wegen der Ver⸗ 
weigerung des Oſthilfe⸗ und des landwirtſchaftlichen Entſchuldungs⸗ 
verfahrens. 

Ludwig W. hat ebenfalls Beſchw. eingelegt. Die Erbhofeigeu⸗ 
ſchaft ſei zu Unrecht abgelehnt worden. Die Ernährung der vier⸗ 
Röpfigen Familie ſei ſeit Jahren aus den Erträgniſſen der Land⸗ 
wirtſchaft erfolgt. Der Viehbeſtand ſei deshalb fo gering, weil das 
heranwachſende Vieh immer wieder habe verkauft werden müſſen, 
um der dringendſten Verpflichtungen Herr zu werden. Von einer 
Herabwirtſchaftung des Viehſtandes könne nicht geſprochen werden. 

An den Gebäulichkeiten habe er einen dem Verfall nahen Schup⸗ 
pen wieder inſtand geſetzt und einen neuen um 300.RM errichtet. Da⸗ 
für, daß er ſein Anweſen einwandfrei bewirtſchafte, benenne er als 
Sachverſtändigen den Kreisbauernführer. Wenn er durch andere Tätig- 
keiten, wie Handel uſw., Geld zu verdienen verſucht habe, ſo nur 
wegen des landwirtſchaftlichen Betriebes, um die zur Erhaltung der 
Gebäude uſw. notwendigen Beträge aufzubringen. Die im landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb durch Frauenhände zu verrichtenden Arbeiten be⸗ 
ſorge einwandfrei ſeine Schweſter. 

Schließlich erklärte der beſchwerdeführende Kreisbauernführer, 
daß die Erbhofeigenſchaft feſtgeſtellt werden müſſe, da weitere Feſt⸗ 
ſtellungen bei der Größe des Beſitzes wohl kaum mehr nötig ſeien. 

Die ſachrechtliche Würdigung ergibt: 

Die Antragſtellung für die Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft, 
die nach 8 10 RErbhoſch. nur dem Eigentümer und dem Kreis⸗ 
bauernführer zuſtand, iſt durch 8 61 der 1. Durchf Vo. z. ReErbhofch. 
auf jeden ausgedehnt worden, der ein rechtliches Intereſſe an der 
Feſtſtellung nachweiſt. Wenn auch das „rechtliche“ Intereſſe über das 
berechtigte Intereſſe hinausgeht, ſo iſt doch ein wirtſchaftliches Inter⸗ 
eſſe genügend (vgl, Baumecker zu § 61 der 1. DurchfV O.). Daß 
ein Hypothekgläubiger, deſſen Zinſen nicht bezahlt werden und der 
darum wiſſen will, ob 8 38 Abſ. 1 RErbhofc. einſchlägig iſt, ein 
wirtſchaftliches und rechtliches Intereſſe an der Feſtſtellung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft hat, bedarf keiner Ausführung; erſt recht, wenn ihm 
der Verſteigerungsbeamte die Auflage macht, nachzuweiſen, daß der 
beſchlagnahmte Grundbeſitz kein Erbhof iſt. 

Was die Größe des dem Ludwig W. gehörigen Hofes anlangt, 
fo beträgt der Geſamtflächeninhalt 13,373 ha, von denen aber nur 
6,113 ha landwirtſchaftlich genutzt ſind, während der Reſt Wald iſt. 

Auf dem Grundbeſitz ruhen insgeſamt 10 918,28 N. Hypo⸗ 
theken. Neben den Hypotheleſchulden find noch 1674,97 RA Kurrent⸗ 
ſchulden vorhanden. An dem Schuldenſtaud, der den Entſchuldungs⸗ 
akten entnommen iſt, hat ſich ſeither nichts gebeſſert. 

Ludwig W. hat dieſe Schuldenlaſt auch nicht beſtritten. Be⸗ 
merkenswerk iſt, daß noch nicht zwei Jahre verfloſſen waren, ſeit 
er das Anweſen eingeſteigert hatte, und daß gegenüber dem Höchſt⸗ 
gebot die Schulden um mehr als 1000 RA geſtiegen waren. Dazu 
kommt, daß von allen dinglich geſicherten Forderungen die Zinſen 
im Rückſtand waren und find. 

Das Erbhcher. hält eine Ackernahrung beim Beſitz des W. nicht 
gegeben. Die landwirtſchaftlich genutzte Fläche hat die Größe von 
7½ ha nicht (vgl. 8 34 Abf. 1 der 1. DurchfVO. z. RErbhofG.). 
Der Wald kommt nicht in Betracht, weil er höchſtens den Streubezug 
ſicherſtellen könnte. Dieſer Umſtand ſpielt aber hier wiederum keine 
Rolle, weil der Viehbeſtand ein ganz ſchlechter und ungenügender iſt. 
Nach dem Akteninhalt kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der 
landwirtſchaftliche Betrieb verwahrloſt iſt. Nimmt man dazu, daß die 
Acker und Wieſen nur mittlerer Güte ſind, ſo iſt zwingend zu fol⸗ 


Entſchuld G. zu erlaſſen. Die techniſchen Schwierigkeiten, die dem 
Erlaß dieſes Geſetzes entgegenſtanden, haben ihn bis heute verhindert. 
Wenn dies der Geſetzgeber gewußt hätte, würde er im RErbhofG. mit 
allergrößter Wahrſcheinlichkzeit auf die Schuldenlaſt der Auweſen 
Rückſicht genommen haben. Reichsbauernführer Darrs brachte dies auf 
dem Bay. Landesbauerntag in München zum Ausdruck, indem er 
fagte: „Das RErbhofc G. kann uur verſtauden werden aus dem 
kommenden Entſchuldg.“ Anſchließend habe ich in dem vorerwähnten 
Aufſatz einige Beiſpiele angeführt, die dieſem Gedankengang geradezu 
zwingende Wirkung verleihen und die darlegen, daß der Satz „Schul⸗ 
den bleiben außer Betracht“ nur für ſolche Schulden Geltung 
haben kann, die der Bauer nach vollſtändiger Eutſchul⸗ 
dung des Hofes neu aufgenommen hat. Nur eine ſolche Auslegung 
dürfte dem Abſ. 3 der Einleitung zum ReErbhofch. entſprechen. 

Bei Feſtſtellung der Erbhoffähigkeit eines Anweſens müſſen 
die Schulden, die darauf laſten, insbeſ. als Beweismittel (Indizien), 
nach zwei Richtungen hin genau beachtet werden. 

1. Iſt ein Anweſen hoch belaſtet, obgleich der Bauer ein ordent⸗ 
licher Wirtſchafter iſt und beſondere Unglücksfälle (Brand, Vieh⸗ 
ſeuchen) ihn nicht getroffen haben, ſo zeigt dies, daß es keine aus⸗ 
reichende Ackernahrung darſtellt. Jeder ſolche Fall wird auch Ver⸗ 
anlaſſung ſein müſſen, bei Höfen gleicher Ertragsfähigkeit in gleicher 


gern, daß die Ackernahrung, die normal bei 7 ½ ha vorliegt, nicht 
vorhanden iſt. Der Gegenbeweis wird dadurch geführt, daß die Fa⸗ 
milie ſeit 1924/26 nicht mehr imſtande war, unabhängig vom Markt 
und der allgemeinen Wirtſchaftslage Nahrung und Kleidung zu ge 
winnen ſowie den Wirtſchaftsablauf des Hofes zu erhalten. Dafür 
war Ludwig W. verantwortlich, denn er war ſeit dieſer Zeit der 
Leiter des Betriebes, und es iſt müßig, wenn er ſich darauf beruſt, 
er ſei ja erſt ſeit Dez. 1932 mit dem Zuſchlagsbeſchluß Eigentümer 
geworden. Er hat durch ſeine Wirtſchaftsführung die Zwangsver⸗ 
ſteigerung verſchuldet, und er hat, ſeitdem er Eigentümer iſt, die 
Schulden vermehrt. Alles das beweiſt zur Genüge, daß ſeit 1924/26 
der Betrieb immer weiter abwärts glitt und vor allem, daß die Er⸗ 
haltung der Familie nur durch fortgeſetztes Schuldenmachen möglich 
war. Nun beſteht aber die Familie nur aus Ludwig W., der Mutter 
und der Schweſter und einer vierten Perſon, deren Beziehung zu 
den drei anderen aus den Akten nicht erſichtlich iſt. Gerade die ſo 
überaus ſtarke Überſchuldung, die ſeit langem vorhanden, die aber in 
ſtändigem Steigen begriffen war, tut dar, daß die erforderliche 
Ackernahrung ſeit vielen Jahren nicht oder nicht mehr vorhanden war. 

Im übrigen iſt es nicht Zweck des Erbhofch., daß möglichſt viele 
Erbhöfe entſtehen, gleichviel ob der Eigentümer bereits abgewirk⸗ 
ſchaftet hat oder nicht und gleichviel, ob er durch eigene Schuld in 
wirtſchaftliche Bedrängnis geraten iſt. Vielmehr ſollen lebens 
fähige Erbhöfe in die Erſcheinung treten. Erbhöfe ſolcher Ark 
hängen aber von der Verſchuldung ab. Unheilbar verſchuldete Bauern 
höfe und gar ſolche, die ihre wirtſchaftlich unhaltbare Lage ihren 
Eigentümern oder Betriebsleitern zuzuſchreiben haben, müſſen der 
Wohltat des RErbhofch. entbehren. Denn das Bauerntum als Blut 
quelle des deutſchen Volkes zu erhalten ſetzt voraus einen wirtſchaft⸗ 
lich ſtarken, vom Leihkapital unabhängigen, zur Erhaltung der 
bäuerlichen Familie und zur Aufbringung der allgemeinen Volks- 
ernährung geeigneten, aber auch ſeiner ſchweren Arbeit und ſeiner 
harten Pflicht ſich ſtets freudig bewußten Bauernſtand. 


(Erbh®er. b. OG. Nürnberg, Beſchl. v. 20. Juni 1934, Beſchwqgleg. 
Nr. 302/34.) gl 8 f . 


Erbgefundheitsobergerichte 


1. 559,8 Gef. zur Verhütung erbkranken Nahmwud* 
ſes; § 20 RF GG. Beſchwerderecht des Anſtaltsleiters zu⸗ 
gunſten des Erbkranken, auch wenn gemäß feinem Antrage 
die Unfruchtbarmachung beſchloſſen worden iſt. 


Der Leiter der Landesheilanſtalt in N. und die Erbkranke 
Frau Adele K. haben unter dem 15. Juli 1934 beantragt, da 
Frau Adele K. wegen erblicher Fallſucht unfruchtbar gemacht wer⸗ 
den ſoll. Das ErbgeſcGer. hat entſprechend dieſen Anträgen die 
Unfruchtbarmachung angeordnet. Gegen dieſen Beſchluß haben 
beide Antragſteller Beſchw. eingelegt; Frau K. hat in der Sitzung 
vor dem ErbgeſObGer. ihre Beſchw. zurückgezogen. Der Direktor 
der Heilanſtalt hat feine Beſchw. damit begründet, es ſeien in 
zwiſchen Tatſachen bekannt geworden, die eine weitere Nachprüfung 
erforderlich erſcheinen ließen. Die Beſchw. des Direktors der Heil’ 
anftalt erſchien zunächſt zuläffig. Denn nach 88 9, 8 Unfed 
find beſchwerdeberechtigt der Antragſteller, der beamtete Arzt und 
der Erbkranke; der Anſtaltsleiter aber hat hier neben der Erb⸗ 
kranken die Unfruchtbarmachung beantragt. Es iſt aber zu erwägen, 
ob der Antragſteller auch dann beſchwerdeberechtigt ift, wenn wie 
hier gemäß ſeinem Antrage die Unfruchtbarmachung angeordnet 


Kiel 


Gegend genaueſtens nachzuprüfen, ob nicht Umſtände, die außerhalb 
des Hofes liegen, eine größere Schuldenlaſt bisher verhindert haben. 

2. Iſt ein Anweſen, das eine vollwertige Ackernahrung bietet, 
ſtark verſchuldet, ſo wird es deswegen kein Erbhof ſein, weil n 
Eigentümer, wenn er dies am 1. Okt. 1933 ſchon war, nicht gu 
gewirtſchaftet hat und daher am Stichtag nicht bauernfähig war. 

Es iſt dringend zu wünſchen, daß ſich die AnerbG. bei an 
legung der Erbhöferolle mit dieſen Gedanken fachlich und gründlich 
auseinanderſetzen. Sie dienen damit der reibungslosen Einführung 
des Geſetzes und arbeiten in ſeinem Geiſte; ſie dienen damit der 
Schaffung eines wirklich gefunden Bauernſtaudes und Bauernadels. 
wie Deutſchland ihn braucht, der von ſeiner Ackernahrung wirklich 
leben und landloſe Stadtbevölkerung zu ihrer Arbeit befähigen, 
nicht aber nur hungern kann. Das Gericht tritt in ſeinem Beſchl. 
wirkungsvoll dem ſich hier und da zeigenden Beſtreben entgegen 
gerade den verſchuldeten Landwirten, auch wenn fie für die Verſchu 
dung allein verantwortlich find, die Segnungen des im RErbhof 5 
enthaltenen Vollſtreckungsſchutzes zugute kommen zu laſſen, 1 
Rückſicht darauf, ob ſie wirkliche echte Bauern im Sinne deutſche 
Zukunft ſind oder werden' Können. 

Notar Schieck, Markt Grafing b. München. 


63. Jahrg. 1934 Heft 46) 


Rechtſprechung 


2931 


worden ift. Nach §S 20 RFGG., das nach Art. 4 Durchf VO. v. 
5. Dez. 1933 auf das Verfahren vor den ErbgeſGer. und ErbgeſOb⸗ 
Ger. anzuwenden iſt, ſoweit nicht das Gel. zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes oder die DurchfVO. etwas anderes beſtim⸗ 
men, ſteht die Beſchw. nur dem zu, deſſen Recht durch die Ver⸗ 
fügung beeinträchtigt iſt, und ſoweit eine Verfügung nur 
auf Antrag erlaſſen werden kann und der Antrag zu⸗ 
rückgewieſen worden iſt, ſteht die Beſchw. nur dem 
Antragſteller zu. Aber § 20 tft ſicherlich durch 8 9 Unfr®. er⸗ 
ſetzt worden; es gilt für die Beſchwerdeberechtigung allein $ 9 
Unfr®., und danach haben der Antragſteller, der beamtete Arzt 
und der Erbkranke in jedem Falle das Recht der Beſchwerde. 
Für den Fall, daß die Unfruchtbarmachung antragsgemäß ange⸗ 
ordnet worden iſt, müſſen der beamtete Arzt und der Anſtaltsleiter 
das Beſchwerderecht ſchon deshalb haben, weil ſie eine der StA. im 
Strafverfahren ähnliche Stellung haben, weil ſie das Recht der 
lgemeinheit vertreten und dieſer nicht nur durch Unterlaſſung der 
Unfruchtbarmachung, ſondern auch durch eine ungeſetzmäßige Un⸗ 
fruchtbarmachung ein weſentlicher Schaden zugefügt wird. Solche 
Beſchwerde iſt auch nicht etwa als Zurücknahme des Antrages auf 
Unfruchtbarmachung anzuſehen wie eine Beſchw. des Erbkranken. 
Denn die Beſchw. hat hier nicht, wie eine Beſchw. des Erbkranken, 
den Zweck, die Unfruchtbarmachung zu verhindern, ſondern ledig⸗ 
lich den, den Sachverhalt auf Grund neuer Feſtſtellungen weiter 
aufzuklären. — Die Beſchw. war ſachlich jedoch unbegründet. 
(ErbgeſObcher. Kiel, Beſchl. v. 1. Okt. 1934, W Erb 23/34.) 
Ber. von DLGR. Dr. Grunau, Kiel. 


Obergericht Danzig 


1. 5 42b StB. Voraus ſetzungen der Unterbrin⸗ 
gung des Angeklagten in einer Heil⸗ und Pflegeanſtalt, 
„wenn die öffentliche Sicherheit es erfordert.“ 

... Bedenken beſtehen lediglich inſoweit, als das angefochtene 
Urt. die Vorausſetzung des 8 42 b StGB. (i. d. Faſſ. der VO. v. 
28. Febr. 1934 [Bl. 73]) für gegeben erachtet hat. Nach der an⸗ 
geführten Vorſchrift ordnet das Gericht, wenn jemand eine mit Strafe 
bedrohte Handlung im Zuſtande der Zurechnungsunfähigkeit begangen 
hat, ſeine Unterbringung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt an, „wenn 
die öffentliche Sicherheit es erfordert“. Das RG. hat in einer größeren 
Anzahl von Entſch. zu dem die gleichen geſetzlichen Vorausſetzungen 
enthaltenden 8 42 e StGB. in ſtändiger Rſpr. verlangt, daß die An⸗ 
ordnung der Sicherungsverwahrung in den Entſcheidungsgründen ſo 
gerechtfertigt wird, daß dem Revch. eine einwandfreie Nachprüfung 
möglich ift, ob die geſetzlichen tatſächlichen Vorausſetzungen von der 
Vorinſtanz ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt find. Es wird für Gewohn⸗ 
heitsverbrecher die Prüfung für erforderlich erachtet, ob die Ver⸗ 
wahrung nicht nur gegenwärtig, ſondern auch noch nach dem Ende 
der Strafverbüßung vorausſichtlich notwendig ſein werde, es genüge 
nicht, daß ſich das Urt. nur mit der gegenwärtigen Gefährlichkeit des 
Angekl. beſchäftige. Es müſſe ein ſolches Maß von Gefahr von dem 
Verurteilten ausgehen, daß dadurch der Beſtand der die öffentliche 
Sicherheit gewährleiſtenden Rechtsordnung unmittelbar bedroht, eine 
wirkſame Abhilfe für die Zukunft im Intereſſe ſeiner Aufrecht⸗ 
erhaltung geboten werde und auf andere Weiſe als durch Sicherheits⸗ 
verwahrung nicht zu erreichen ſei. Sie komme daher nicht in Be⸗ 
tracht, wenn durch andere Mittel für die erforderliche Sicherheit ge⸗ 
ſorgt werden könne. Es genüge nicht die Prüfung, ob unter den 
augenblicklich beſtehenden allgemeinen Lebeusverhältniſſen die An⸗ 
ordnung der Sicherungsverwahrung geboten ſei, ſondern es ſei auch 
zu prüfen, wie ſich für den Angekl. nach der Entlaſſung die be⸗ 
ſonderen Lebensbedingungen geſtalten würden, welche Verhältniſſe ihn 
in ſeiner Familie und ſeiner ſonſtigen Umwelt erwarten würden (ſo 
außer anderen in der Anm. 2 JW. 1934, 205718 aufgezählten Entſch. 
vor allem das Urt. des RG. v. 19. April 1934: RGSt. 68, 149, 
insbeſ. 157 = JW. 1934, 1662 28). Auch das Urt. v. 8. Juni 1934 
(Dt. Juſtiz S. 1128; JW. 1934, 205718) verlangt eine Erörterung 
darüber, ob nach der Perſönlichkeit des Täters die Ge⸗ 
fahr beſteht, daß er auch in Zukunft erheblichere Angriffe gegen ſtraf⸗ 
rechtlich geſchützte Rechesgüter irgendwelcher Art unternehmen werde, 
und ob nicht irgendwelche anderen Maßnahmen oder Umſtände in 
Betracht kommen, die einen ausreichenden Schutz der Allgemeinheit 
derbürgen. Mit Recht ift in letzterer Entſch. darauf hingewieſen, daß 
in dieſer Hinſicht die Anforderungen nicht überſpannt werden dürfen, 
da ſonſt der Geſetzeszweck vereitelt werden könnte, und es wird auch 
in der Beſprechung dieſes Urt. von Schafheutle (IW. 1934, 
2057 f.) darauf aufmerkſam gemacht, daß es ſich bei der Beurteilung 
des künftigen Verhaltens des Angekl. immer nur um ein Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsurteil handeln könne. Immerhin geht aber aus dieſen 
Entſch., denen ſich der erk. StrSen. anſchließt, jo viel hervor, daß 
die geſetzliche Vorausſetzung „wenn die öffentliche Sicherheit es er⸗ 
fordert“ ſtets im Hinblick auf die beſonderen Umſtände des Einzel⸗ 
falles erörtert werden muß. 


Im vorl. Falle enthält das Urt. zu dieſem Punkte aber lediglich 
folgende Ausführung: 

„Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen iſt die öffentliche 
Sicherheit durch den Angekl., der als gemeingefährlich gelten muß, 
gefährdet. Wie der Sachverſtändige bekundet, ſind Paranoiker jeder⸗ 
zeit in der Lage, die verſchiedenſten Handlungen, wie Mord, Körper⸗ 
verletzung, ſchwere Beleidigung und anderes, zu verüben, ohne daß 
irgendein äußerer Anlaß hierfür vorliegt.“ 

Dieſe Begründung iſt rein theorekiſcher Natur und läßt jedes 
Eingehen auf den beſonderen vorl. Fall vermiſſen. Würde ſie aus⸗ 
reichen, ſo müßte jeder Paranoiker, der das geringfügigſte Delikt 
begeht, in Sicherungsverwahrung genommen werden, weil nach dem 
Gutachten des Sachverſtändigen die theoretiſche Möglichkeit beſtünde, 
daß er ohne äußeren Anlaß ſtrafbare Handlungen ſchwererer Art 
begehen könnte. Das kann aber dem Sinne des Geſetzes keinesfalls 
entſprechen. In einem Nebenſatze ift zwar geſagt, daß der Angehl. 
als gemeingefährlich gelten müſſe; indeſſen fehlt außer der bereits 
genannten rein theoretiſchen Begründung jede Darlegung, warum das 
der Fall iſt. Das Gericht hätte ſich an der Hand des ihm vorliegenden 
Materials mit der Frage beſchäftigen müſſen, inwiefern von dem 
Angekl. weitere Straftaten und in welcher Richtung ſie zu befürchten 
ſind und warum nach den Verhältniſſen, in die der Angehl. nach 
ſeiner Entlaſſung kommen würde, ohne Anordnung der Sicherungs⸗ 
verwahrung ein ausreichender Schutz der Allgemeinheit nicht ver⸗ 
bürgt ſei. 

Da es ſich hiernach nicht nur um einen bloßen Mangel der 
Urteilsbegründung (8 267 StPO.) handelt (vgl. die genannte Anm. 
zu JW. 1934, 2057), der mangels einer ausreichenden Rüge der Ver⸗ 
letzung formellen Rechts die Rev. nicht ſtützen könnte, vielmehr um 
ein Verkennen des Sinnes der Vorſchrift des 8 42 b StGB., alſo 
um die Verletzung einer Vorſchrift materiellen Rechts, war es er⸗ 
forderlich, das angefochtene Urt. mit den ihm zugrunde liegenden tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen aufzuheben und die Sache zur anderweitigen 
Verhandlung und Entſcheidung, auch über die Koſten der RevInſt., 
an das LG. zurückzuverweiſen. 

(ObGger. Danzig, StrSen., Urt. v. 9. Okt. 1934, 1 8 90/34.) 
Ber. von Ober. Methner, Danzig. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit 


1. 8 891 BGB.; 88 36, 52 GBO. Wenn der Grund- 
buchrichter auf Grund einer Teſtamentsaus legung gemäß 
8 36 Abſ. 1 Satz 2 G80. jemanden im Grund buche als Be⸗ 
rechtigten ohne Hinzufügung eines Nacherbenvermerks 
eingetragen hat, ſo darf er nicht nachträglich lediglich 
auf Grund einer abweichenden Teſtamentsauslegung den 
Eingetragenen als bloßen Vorerben behandeln, es ſei 
denn, daß beſondere Umſtände, insbeſondere neue Tat⸗ 
ſachen eine andere Auslegung rechtfertigen. 

Im Grundbuch iſt L. N. als Eigentümer eingetragen. Er iſt 
im Jahre 1931 verſtorben und laut öffentlichen Teſtaments von 
feiner Witwe beerbt worden. Dieſe hat in notariell beglaubigter Er⸗ 
klärung beantragt, ſie als Eigentümerin einzutragen. Das GBA. hat 
den Antrag auf Grund folgender Sachlage abgelehnt: F. N., dem das 
Grundſtück früher gehört hatte, hatte vor dem Notar im Jahre 1902 
mit feiner Ehefrau ein gemeinſchaftliches Teſtament errichtet, in dein 
er ſeiner Frau den „uneingeſchränkten Nießbrauch und die freie Ver⸗ 
waltung“ zugewendet und ſodann beſtimmt hatte, daß nach dem Tode 
beider ſein Grundbeſitz, aus dem in der Hauptſache ſein Vermögen 
beſtand, nach näheren Anweiſungen räumlich zwiſchen L. N. und F. F. 
aufgeteilt werden ſolle, „indes mit der Maßgabe, daß die berufenen 
Erben dieſen ihnen zugewieſenen Grundbeſitz an keinen anderen als 
an ihre eigenen Nachkommen veräußern dürfen“. Nach dem Tode der 
Eheleute F. N. hat der im Teſtament ernannte Teſtamentsvollſtrecker 
dem L. N. das ihm zugedachte Teilgrundſtück aufgelaſſen. Das GBA. 
hat daraufhin den L. N. als Eigentümer eingetragen, wobei das 
Teſtament von 1902 zum Nachweiſe der Befugnis des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers vorgelegen hatte. 

Das GBA. ſieht dieſe Eintragung jetzt als unrichtig an, indem 
es die erwähnte Beſtimmung des Teſtaments von 1902 dahin aus⸗ 
legt, daß dieſe zwar die Einſetzung des L. N. (und F. F.) zu Nach⸗ 
erben enthalte, daß ſie aber nicht als Vollerben, ſondern ſelbſt wie⸗ 
derum nur als Vorerben und ihre Abkömmlinge als Nacherben ein⸗ 
geſetzt ſeien. Hieraus folgert es, daß mit dem Tode des L. N. das 
Eigentum an dem Grundſtücke auf ſeine Nachkommen, nicht aber auf 
ſeine Erbin (ſeine Witwe) übergegangen ſei. Gleichzeitig mit der Ab⸗ 
lehnung des Eintragungsantrages hat das GBA. einen Amtswider⸗ 
ſpruch gegen die Eintragung des L. N. als Eigentümer eingetragen. 

Die Antragſtellerin hat ſowohl gegen die Ablehnung ihres Ein⸗ 
tragungsantrages als auch gegen den Amtswiderſpruch Beſchwerde ein⸗ 
gelegt. Dieſe iſt zurückgewieſen worden. Hiergegen iſt die weitere Be⸗ 
ſchwerde gerichtet, der ſtattgegeben worden iſt. 
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Das LG. hat ſich der Teſtamentsauslegung des AG. ange⸗ 
ſchloſſen und angenommen, daß L. N. und F. F. in dem Teſtament 
von 1902 als Vorerben eingeſetzt ſeien, und daß mit dem Tode des 
L. N. das Grundſtückseigentum feinen Abkömmlingen zugefallen fei. 
Dabei hat das LG. unberückſichtigt gelaſſen, daß der Wortlaut des 
Teſtaments auch eine andere Auslegung zuläßt. Geht man mit dem 
LG. davon aus, daß L. N. und F. F. als Erben eingeſetzt ſind, ſo 
folgt daraus noch nicht, daß die Beſtimmung zugunſten ihrer Ab⸗ 
kömmlinge als Nacherbeinſetzung zu deuten iſt. Das LG. ſieht die 
Nacherbeinſetzung in der Teſtamentsklauſel „mit der Maßgabe, dafs 
die berufenen Erben dieſen ihnen zugewieſenen Grundbeſitz an keinen 
anderen als an ihre eigenen Nachkommen veräußern dürfen“. Der 
Wortlaut dieſer Beſtimmung deutet nicht auf eine Nacherbeinſetzung, 
ſondern auf eine bloße Auflage hin. Wollten aber die Erblaſſer den 
Nachkommen des L. N. ein Recht auf die Grundſtücke gewähren, ſo 
zwingt dies nicht zur Annahme einer Nacherbſchaft, ſondern legt die 
Annahme eines Vermächtniſſes nahe. Gegen die Annahme einer 
Nacherbſchaft ſpricht insbeſ. der Umſtand, daß die Beſtimmung, L. N. 
dürfe den Grundbeſitz nur an feine eigenen Nachkommen veräußern, 
es naheliegend erſcheinen läßt, daß L. N. das Beſtimmungsrecht vor⸗ 
behalten bleiben ſollte, wer von ſeinen Nachkommen die Grundſtücke 
erhalten ſollte. Eine ſolche Wahlfreiheit des L. N. wäre aber mit 
einer Nacherbeinſetzung unvereinbar, da bei einer Erbeinſetzung der 
Erblaſſer die Beſtimmung der Perſon des Bedachten nicht einem 
anderen überlaſſen kann (8 2065 Abſ. 2 BGB. im Gegenſatz zu 
§ 2151 BGB.). Wenn das LG. trotz dieſer Bedenken eine Nach⸗ 
erbſchaft annehmen wollte, ſo hätte es ſich mit den anderen nahe⸗ 
liegenden Auslegungsmöglichkeiten auseinanderſetzen müſſen. Darin, 
daß dies nicht geſchehen iſt, liegt eine Geſetzesverletzung. Da der 
Veſchluß des LG., und zwar ſowohl die Beſtätigung des Amtswider⸗ 
ſpruchs als auch die Zurückweiſung des Eintragungsbegehrens, auf 
dieſer Geſetzesverletzung beruht, unterliegt er in vollem Umfange 
der Aufhebung. j 

Hierdurch wird der Senat in die Lage verſetzt, den vorliegenden 
Tatſachenſtoff frei zu würdigen. 

Bei der Entſch. über den Eintragungsantrag der Witwe N. iſt 
zunächſt zu beachten, daß nach der Auffaſſung des Senats (vgl. insbes. 
KGJ. 40, 196 [199]; 1 X 225/34) das GBA. dann, wenn Erben 
ohne Beſchränkung als Berechtigte eingetragen find, grundſätzlich da⸗ 
von ausgehen darf, daß jedenfalls ſolche Beſchränkungen nicht be⸗ 
ſtehen, die in das Grundbuch eingetragen werden ſollen. Es mag 
offen bleiben, ob es ſich inſoweit um eine entſprechende Anwendung 
des § 891 BGB. handelt, jedenfalls erſcheint es grundſätzlich 
nicht als zuläſſig, daß der Grundbuchrichter denjenigen, der auf 
Grund einer Teſtamentsauslegung als unbeſchränkt berechtigter Eigen- 
tümer eingetragen iſt, nachträglich auf Grund einer abweichenden 
Teſtamentsauslegung als Vorerben behandelt. Es gilt hier Ahnliches 
wie im Anwendungsbereich des $ 891 BGB. (vgl. z. B. Höchſthtgiſpr. 
1930, 1468). Es kann unentſchieden bleiben, inwieweit Ausnahmen 
von dem ſoeben gekennzeichneten Grundſatze anerkannt werden müſ⸗ 
fen. Insbeſ. liegen — anders als in dem von der Entſch. 1 X 225/34 
betroffenen Falle — keine neuen Tatſachen vor, die eine abweichende 
Auslegung gerechtfertigt erſcheinen laſſen. Auch iſt — wie bereits dar⸗ 
gelegt — die Teſtamentsauslegung, die eine Nacherbeinſetzung ver⸗ 
neint, nicht offenſichtlich unrichtig. Es muß daher davon ausgegangen 
werden, daß der als unbeſchränkter Eigentümer eingetragene L. N. 
nicht nur Vorerbe war, ſondern ein in ſeiner Rechtsſtellung durch 
Nacherbenrechte nicht beſchrankter Eigentümer. Die Frage, ob dieſer 
Rechtsſtandpunkt mit den Ausführungen der Eutſch. KJ. 52, 166 
(168 f.) vereinbar iſt, mag unbeantwortet bleiben; ſoweit dies etwa 
nicht der Fall iſt, kann an der in der Eutſch. KJ. 52, 166 ver- 
tretenen Rechtsauffaſſung nicht feſtgehalten werden. 


(RS., 1. ZivSen., Beſchl. v. 2. Aug. 1934, 1 X 292/34.) [Sch. 
* 


2. Erſetzung der Reichsmarkhypothek durch eine 
Goldmarkhypothek mit Reichsmarkklauſel iſt zuläſſig. 

Zutreffend ſind die Vorinſtanzen davon ausgegangen, daß nach 
dem Sinn der abgegebenen Erklärungen (8 133 BGB.) nicht nur 
eine Forderungsauswechſelung, ſondern auch die Erſetzung der 
Reichsmarlihypothel ſelbſt durch eine Goldmarkhypothel mit Reichs⸗ 
niarkklauſel vereinbart worden iſt und eingetragen werden ſoll. Der 
Zweck der Vereinbarung iſt erkennbar darauf gerichtet, die Gläu⸗ 
bigerin vor den Wirkungen etwaiger Währungsſchwankungen zu 
ſchützen. Das 2. ſieht es mit Rückſicht auf den das Grundbuchrecht 
beherrſchenden Beſtimmtheitsgrundſatz als unzuläſſig an, eine Reichs⸗ 
markhypothek durch eine Goldmarkhypothek zu erſetzen. Dieſer 
Standpunkt entſpricht durchaus der früheren Rſpr. des Senats. 
Der Senat hat ſich jedoch unter Aufgabe ſeiner früheren Auf⸗ 
faſſung der Entſch. des RG. RG. 143, 4241) angeſchloſſen. Nach 
dieſer Entſch. iſt es bei Zuſtimmung aller (gleich- und) nachſtehon⸗ 


1) JW. 1934, 1167. 


den Berechtigten zuläſſig, bei einer Goldmarkhypothek nachträglich 
eine Reichsmarkklauſel einzutragen, obgleich es ſich hierbei — wie 
das RG. anerkennt — nicht um eine Inhaltsänderung i. ©. 
8 877 BGB., ſondern in Wahrheit um die Begr. eines neuen 
Rechts handelt. Der Senat hat auch bereits in der Enkſch. vom 
22. März 1934, 1 X 664/33, angenommen, daß die vom NO- 
vertretene Auffaſſung mit Notwendigkeit dahin führt, grundſätlich 
auch die Umwandlung einer Goldmarkhypothek in eine „reine, 
Reichsmarkhypothek zuzulaſſen. Iſt dies richtig, jo muß auch 
— umgekehrt — die Umwandlung einer Reichsmarkhypothek in 
eine Goldmarkhypothek zugelaſſen werden, wenn die erforder⸗ 
lichen Zuſtimmungserklärungen vorliegen. Dies Ergebnis entſprich 
auch dem Grundgedanken der Entſch. des RG. V B 13/34 vom 
23. März 1934, in der das RG. es für grundſätzlich zuläſſig er 
klärt, mehrere unmittelbar aufeinanderfolgende Hypotheken zun 
einer Einheitshypothek zuſammenzufaſſen. In dieſem Vorgang ſie 
das NG. ſogar lediglich eine Anderung des Inhalts der bisher feld” 
ſtändigen Rechte i. S. des $ 877 BGB. 
(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 9. Aug. 1934, 1 X 302/34.) 
Ber. von LG. Dr. Seibert, Berlin. 
* 


3. 5 1666 BGB. Das Vormundſchaftsgericht kaun 
nicht Anordnungen aus 8 1666 Abſ. 1 Satz 1 u. 2 B B. 
nebeneinander treffen. N 

Nach 8 1666 Abſ. 1 BGB. hat das VormGer., wenn der Vater in 
einer das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes gefährdenden Weiſe 
u. a. das Kind ſchuldhaft vernachläſſigt, die zun Abwendung der Ge 
fahr erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Insbeſ. kann es al“ 
ordnen, daß das Kind zum Zwecke der Erziehung in einer geeigneten 
Familie untergebracht wird. 

Dieſe Vorſchrift iſt inſofern verletzt, als die Vorinſtanzen An 
ordnungen aus Abſ. 1 Satz 1 und Satz 2 daſ. nebeneinander 9 
troffen haben. Es gab aber nur zwei Möglichkeiten. Entweder konnte 
dem Vater das Recht der Sorge für die Perſon der Kinder entzogen 
werden; alsdann war ein Pfleger gem. § 1909 BGB. zu ſtellen, un 
deſſen Aufgabe war es, für die anderweite geeignete Unterbringung 
der Kinder Sorge zu tragen. Oder aber das VormGer. beſchränkte 
die perſönliche Sorge des Vaters, indem es ſelbſt die Unterbringung 
der Kinder in einer geeigneten Familie anordnete. Dann aber durfte 
es fi nicht mit der allgemeinen Anordnung der Unterbringung be⸗ 
gnügen und die Auswahl der Pflegeſtelle dem Jug A. überlaſſen, 
ſondern mußte die Familien, bei denen die Unterbringung erfolge 
ſollte, im einzelnen ſelbſt auswählen und namentlich bezeichnen, 
die Durchführung der in § 1666 Abſ. 1 Satz 2 BGB. geregelten 
Zwangserziehung im Gegenſatz zur Fürſorgeerziehung (8 70 JWohlfch. 
dem Vormcher. ſelbſt obliegt (vgl. Staudinger, BGB., 9. Aufl. 
§ 1666 III A 2b a; Kipp⸗ Wolff, Familienrecht, 21.—23. Aufl. 
83 Note 18; Planck, BGB., 3. Aufl., 8 1666 Aum. 2 b; Ko. 
in 1a K 951/34). 


(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 24. Aug. 1934, 1a X 950/34.) 
Ber. von FOR. Heydtmann, Berlin. 
* 


4. 898 25, 28 RErbhofG.; 849 Abſ. 2 der 1. DurchfVd. 
z. RErbhofG.; 88 18, 20, 22, 42 Pr. 

1. Die teſtamentariſche Leſtimmung des Anerben DE” 
trifft gebührenrechtlich nicht ein Recht am Erbhof, ſon 
dern den Erbhof ſelbſt. 

2. Der Wert des Erbhofs ift für die Gebühren pere 
nung in Ermangelung eines Verkehrswertes nach 8 
Abi. 2 PrGK G. zu ſchätzen. 

Der LGPräſ. geht zwar zutreffend davon aus, daß die + 
wertungsvorſchr. des 5 49 Abſ. 2 der 1. Durch BD. zum RE 
hof g. hier keine Anwendung finden könne, weil ſie nur für 2 — 
Verfahren vor den Anerbenbehörden gilt, als Vergünſtigungs 
vorſchr. eng auszulegen iſt und daher auf die notarielle Urkunds 
tätigkeit nicht ausgedehnt werden kann. 8 
Die Vergütung für die Beurkundungstätigkeit des Roter 
richtet ſich vielmehr nach der Not GebO. Nach $ 5 daſelbſt i. * 
m. $ 42 Abſ. 1 und 4 PrGͤKch. iſt für die Beurkundung 1 
Verfügung von Todes wegen das Zweifache der vollen Gebühr 1 
erheben, und zwar nach dem Werte des Vermögens, über das Ane 
fügt wird, unter Abzug der Schulden. Wird nun über einzeln 
Gegenſtände verfügt, jo iſt deren Wert maßgebend. Der Lc re 
nimmt an, daß vorliegend Gegenſtand des Teſtaments die 3 
tragung eines Rechts, nämlich des Anerbenrechts ſei, welches 1 
§ 22 Abſ. 2 PrGͤKGG. bewertet werden müſſe. Dieſer Ute 
kann nicht beigetreten werden. Von einer Übertragung des 
erbenrechts kann ſchon deshalb nicht die Rede ſein, weil dem at 
laſſer ein ſolches Recht gar nicht zuſtand. Das Anerbenrecht It 5 
aber auch nicht ein durch die Verfügung von Todes wegen b⸗ 
gründetes Recht am Erbhof dar. Denn ebenſowenig wie die e 
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einſetzung ein Recht des Erben am Nachlaß i. S. von § 18 Abſ. 1 


Satz 2 KrGK®. begründet, ſchafft die nach 88 25, 28 RErbhofch. 
erfolgte Beſt. des Anerben ein Recht desſelben am Erbhof. Sie 
hat vielmehr nur ebenſo wie die Erbeinſetzung (§ 1922 BGB.) zur 
Folge, daß der Erbhof gem. § 19 RErbhofGG. beim Tode des 
Bauern als beſonderer Teil der Erbſchaft kraft Geſetzes ungeteilt 
in das Eigentum des teſtamentariſch beſtimmten Anerben über⸗ 
geht. Durch die Beſt. des Anerben wird alſo von Todes wegen 
nicht über ein Recht am Erbhof, ſondern über den Erbhof ſelbſt 
berfügt. Daher iſt für die Gebührenberechnung deſſen Wert nach 
Abzug der Schulden maßgebend. 

Bei der Berechnung des Wertes einer Sache iſt nun zwar 
nach § 20 Abſ. 1 S. 1 PrGRG. nur der gemeine Wert der⸗ 
ſelben in Betracht zu ziehen. Unter dem gemeinen Wert iſt aber 
der Verkaufs⸗ oder Verkehrswert zu verſtehen, der durch den Preis 
beſtimmt wird, welcher im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr nach der 
Beſchaffenheit des Gegenſtandes ohne Rückſicht auf andere unge⸗ 
wöhnliche oder lediglich perſönliche Verhältniſſe zu erzielen iſt 
(RSS. 52, 276). Da der Erbhof nach § 37 Abſ. 1 RErbhofG. 
grundſätzlich unveräußerlich iſt, kann alſo bei ihm von einem Ver⸗ 
kehrswert nicht geſprochen werden. In Ermangelung einer ſon⸗ 
ſtigen geſetzlichen Beft. bleibt daher nichts anderes übrig, als den 
Wert des Erbhofs gem. § 18 Abſ. 2 i. Verb. m. § 22 Abſ. 2 Pr⸗ 
GKG. zu ſchätzen. Der Wert ift alſo in der Regel zu 3000 An, 
ausnahmsweiſe höher oder niedriger, jedoch nicht über 100 000 RAM 
und nicht unter 200 / anzunehmen. Bei der Schätzung im 
Rahmen dieſer Wertgrenzen iſt von dem Verkehrswert eines gleich 
großen und gleichwertigen Grundbeſitzes auszugehen, der nicht 
unter das RErbhofcg. fällt und daher Gegenſtand des freien 
Grundſtücksverkehrs fein kann. Dieſer Wert ift aber nicht ſchlecht⸗ 
hin maßgebend, wie Schieck: DNotZ. 1934, 327 meint, ſondern 
kann für die Schätzung nur gewiſſe Anhaltspunkte bieten. Da⸗ 
neben iſt zu berückſichtigen, in welcher Weiſe ſich die Sonder⸗ 
ſtellung, die der Erbhof dadurch einnimmt, daß er nach § 37 RErb⸗ 
5058. grundſätzlich unveräußerlich und unbelaſtbar iſt und daß er 
nach 88 38 ff. daf. einen beſonderen Vollſtreckungsſchutz genießt, 
auf die Bewertung des Grundbeſitzes auswirkt. 

(K., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 31. Aug. 1934, 1a X 1068/34.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


5. 8 25 NotacGebd.; $ 59 der 1. DurhfBD. z. RErb⸗ 
hofch. Die von einem Anwaltnotar aus 8 59 Abſ. 1 der 
1. Durchf. z. RErbhof®. liquidierte Gebühr für die 

ertretung vor dem AnerbG. unterliegt nicht dem Feſt⸗ 
ſetzungs verfahren des 8 25 Notar Geb. 

In der die Grundlage des Verfahrens bildenden Koſten⸗ 
rechnung hat der Notar eine Gebühr für die Vertretung vor dem 
AnerbG. aus § 59 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. zum NErbhofcd. v. 
19. Okt. 1933 in Rechnung geſtellt. Dieſe Gebühr kann aber ein 
Anwaltnotar, wie ſchon die Überſchrift des § 59 und die Verwei⸗ 
jung auf die Vorſchr. der RAGebO. ergeben, nur in ſeiner 
Eigenſchaft als RA. beanſpruchen. Seine Vergütung als Notar 
agegen richtet ſich lediglich nach der NotGebO. und den ſie er⸗ 
gänzenden Beſt., als welche gegebenenfalls der 8 10 Abf. 3 der 
2, DurchfVO., eingefügt durch § 9 der 3. DurchfVO. v. 27. April 
1934 (RGBl. 1, 349), in Betracht käme (vgl. Vogels, NErb- 
bofch., 3, Aufl., DurchfVO. I § 59 Anm. I 2, S. 377). Auf Grund 
dieſer Vorſchr. hat aber der Notar nicht liquidiert; noch in feiner 
Beſchwerdeſchrift vertritt er den 1 Standpunkt, daß ihm 
die mit § 59 Abl. 1 der 1. Durchf VO. berechnete Gebühr gleich⸗ 
zeitig in ſeiner Eigenſchaft als RA. und als Notar zuſtehe. Da 
letzteres aber gerade nicht der Fall iſt, iſt auch ein Feſtſetzungs⸗ 
verfahren aus § 25 NotGebO., das ſich nur auf Notariatsgebühren 
ezieht, nicht zuläſſig; vielmehr kann lediglich im Prozeßwege ent⸗ 
chieden werden, ob die geforderte Anwaltsgebühr geſchuldet wird 
Beushauſen, NotchebO., 4. Aufl., § 25 zu Abl. 2, S. 157; 
Nügel⸗Ehm, Pr., 7. Aufl., § 25 NotGebO. Anm. 15; 
KJ. 42, 352, 354). 

(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 31. Aug. 1934, 1a X 1065/34.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


Oberlandesgerichte 


Breslau a) Zivilſachen 


1. 88 38, 39, 59 RErbhofG.; § 1147 BGB. Die Hypo- 
thekenklage iſt auch gegen den Erbhofbauern zuläffig. f) 

Die Bekl. iſt Eigentümerin des Grundſtücks L. Für den Kl. iſt 
dort eine Hypothek von 5400 GM. eingetragen. Er hat ſie gekündigt 
und ein Urt. über ſeine perſönliche Forderung erwirkt und hat des⸗ 
halb verlangt, daß die Bekl. wegen der Hypothek nebſt Zinſen die 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück dulde. 
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Die Bekl. hat dagegen geltend gemacht, daß ihr Grundſtück 
Erbhof und deshalb die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück un⸗ 
zuläſſig ſei. 

Der Kl. will beides nicht gelten laſſen, weil die Unzuläſſigkeit 
der Zwangsvollſtreckung erſt im Vollſtreckungsverfahren zu berück⸗ 
ſichtigen, die Bekl. aber auch gar nicht bauernfähig ſei. 

Das Rechtsſchutzbedürfnis für die Hypothekenklage iſt ent⸗ 
Ko der Auffafjung der Bekl. auch durch das NErbhof®. nicht 

eſeitigt. 

Nach § 38 Abſ. 1, §S 7 RErbhof®. kann zwar in den Erbhof 
und ſein Zubehör wegen einer Geldforderung nicht vollſtreckt wer⸗ 
den. Daraus iſt aber mehr als ein Vollſtreckungsverbot nicht zu 
entnehmen. Solches Verbot braucht die ſachliche Rechtslage nicht 
zu verändern, auf den Beſtand des durchzuſetzenden Anſpruches 
keinen Einfluß zu haben. Es braucht dann auch nicht ſchon deſſen 
verfahrensmäßiger Feſtſtellung und einer Verurteilung des Schuld⸗ 
ners entgegenzuſtehen, ſondern braucht vielmehr erſt die Verwirk⸗ 
lichung des feſtgeſtellten Anſpruches mit Hilfe ſtaatlichen Zwanges 
auszuſchließen. Daß hier 8 38 RErbhofGG. mehr beſagen ſollte, iſt 
nicht erkennbar. Es genügt dem Geſetzeszwecke, zu verhindern, daß 
das Grundſtück und ſein Zubehör zwangsweiſe veräußert oder be⸗ 
laſtet werde. Solche bloße Vollſtreckungsverbote find auch dem bis⸗ 
her geltenden Rechte nicht fremd. So enthalten die Vorſchr. der 
§§ 811, 850, 865 Abſ. 2 3 PO. über die Kahlpfändung, über die 
Pfändung gewiſſer Einkünfte und von Grundſtückszubehör und ge⸗ 
wiſſe in der Notgeſetzgebung ausgeſprochene Vollſtreckungsbeſchrän⸗ 
kungen gleichfalls ein Verbot lediglich des Zugriffs auf beſtimmte 
Vermögensteile des Schuldners, das erſt bei ver Vollſtreckung zu 
berückſichtigen iſt und deren Umfang regeln ſoll, ohne dem Gläu⸗ 
biger die Erlangung eines Schuldtitels über ſeinen Anſpruch über⸗ 
haupt zu verwehren. Die Vorſchr. des $ 38 NErxrbhofG. hat nun in 
der Tat das dingliche Recht des Gläubigers einer ſchon beſtehenden 
Hypothek nicht etwa beſeitigt, und auch aus dem Veräußerungs⸗ 
und Belaſtungsverbote des § 37 a. a. O. iſt nicht etwa zu folgern, 
daß das geſchehen ſollte. Vielmehr iſt das dingliche Recht — aller⸗ 
dings ſeinem weſentlichen Inhalte nach (§S 1147 BGB.) — in 
ſeiner Wirkſamkeit nur beſchränkt worden, ſoweit es die Verwer⸗ 
tung des Grundſtücks ſelbſt und ſeines Zubehörs betrifft. Die Hypo⸗ 
thek erſtreckt ſich aber nach 88 1120 ff. BGB. auch noch auf gewiſſe 
andere Haftungsgegenſtände, insbef. auf getrennte Grundſtücks⸗ 
erzeugniſſe — und die 8$ 39, 59 NErbhofch. geſtatten auch die 
Vollſtreckung in gewiſſe Wirtſchaftserzeugniſſe des Erbhofs. So iſt 
die Dinglichkeit des e ee N nicht völlig gegenſtands⸗ 
los geworden, etwa in der Weiſe, daß die Eintragung im Grund⸗ 
buch nur noch die Bedeutung eines Schuldvermerks hätte (vgl. 
KG.: DNot Z. 34, 346). Dem Hypothekengläubiger ſind vielmehr 
eine Reihe von Vorzugsrechten erhalten geblieben, die mit dem 
Hypothekenbegriff verknüpft ſind und die Dinglichkeit dieſes An⸗ 
ſpruches mit begründen, ſo das Recht der Beſchlagnahme der Er⸗ 
zeugniſſe (88 1120, 1121 BGB.) und der Miet⸗ und Pachtzinsfor⸗ 
derungen ($ 1123 BGB.) zur Verhütung ihres Freiwerdens von 
der Hypothekenhaftung — auch dazu bedarf es eines dinglichen 
Vollſtreckungstitels über den Hypothekenanſpruch —, ferner das 
Recht, gemäß 8 805 ZPO. vorzugsweiſe Befriedigung aus Erzeug⸗ 
niſſen vor anderen Pfändungspfandgläubigern zu verlangen, end⸗ 
lich das Widerſpruchsrecht nach § 810 Abſ. 2 ZPO. gegenüber einer 
Pfändung ſtehender Früchte. Wenn der Hypothekengläubiger alſo 
nach 8 865 ZPO. auch auf Grund eines Schuldtitels über feine 
perſönliche Forderung Erzeugniſſe des Erbhofs pfänden laſſen 
kann, fo ſchließt das nach dem Obigen fein weitergehendes Inter⸗ 


Zu 1. Der Kl. iſt Gläubiger einer Hypothek, die auf einem 
Erbhof ruht. Sein Klageantrag geht dahin, daß der Erbhofbauer 
verurteilt werde, wegen der Hypothek die Zwangsvollſtreckung in 
den Erbhof zu dulden Das LG. hat dem Antrag entſprochen und 
das OLG, hat dieſe Verurteilung gebilligt. Die vom Gericht ange⸗ 
führten Erwägungen ſind durchaus zutreffend. Sie ſtehen mit dem 
Schrifttum im Einklang (vgl, meinen Komm., 3. Aufl., S. 223 mit 
weiteren Nachweiſungen). 

Man darf allerdings die Urteilsformel nicht mißverſtehen. 
Das Urt. will nicht etwa ſagen, daß nun der Erbhof entgegen dem 
Vollſtreckungsverbot des § 38 RExbhof®. verſteigert werden dürfe. 
Aus den Urteilsgründen geht vielmehr zweifelsfrei hervor, daß der 
Bekl. die Zwangsvollſtreckung aus dem dinglichen Recht nur in⸗ 
ſoweit zu dulden hat, als eine Zwangsvollſtreckung nach dem RErb⸗ 
bof®. oder den ſonſtigen Vollſtreckungsſchutzvorſchr. überhaupt zu⸗ 
läſſig iſt. Dieſer Vorbehalt brauchte in der Urteilsformel nicht aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen zu werden, weil er ſich von ſelbſt verſteht. 
Die Verurteilung Pe u. a. praktiſche Bedeutung für den Zugriff 
auf die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, ſoweit ſie nicht Zu⸗ 
behör oder Verſorgungsmittel i. S. des § 39 RErbhofcg. find, ſo⸗ 
wie für die Pfändung von Miet⸗ und Pachtforderungen. 

Man kann ſomit dem Urt. unbedenklich zuſtimmen. 


Min R. Dr. Vogels, Berlin. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


eſſe an Erlangung eines Schuldtitels über ſein dingliches 
Recht im Hinblick auf die Zugriffsbefugnis anderer Gläubiger nicht 
aus. Sein Rechtsſchutzbedürfnis inſoweit ift, alſo nicht nur in Hin⸗ 
ſicht auf eine künftige Regelung der Erbhofhypothekenentſchuldung 
und auf die Möglichkeit des Fortfalls der Erbhofeigenſchaft von 
Teilen des Grundſtücks zu bejahen, ſondern auch aus Gründen der 
Geſtaltung des Hypothekenrechts überhaupt. Solches Rechtsſchutz⸗ 
intereſſe hat auch der Kl. im vorl. Falle noch. Danach kam es nicht 
darauf an, ob das Grundſtück der Bekl. Erbhof geworden iſt. 
(OLG. Breslau, Urt. v. 24. Juli 1934, 5 U 456/34.) 
Ber. von OLGR. Dr. Werner, Breslau. 
* 

Celle 

2. 58 649, 323 BGB.; § 17 KO. Keine Entſchädigungs⸗ 
pflicht des Beſtellers eines Werkvertrages, wenn er den 
Werkvertrag wegen Verſchlechterung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe des Unternehmers kündigt; auch dann nicht, 
wenn er dieſen Grund bei der Kündigung nicht angegeben 
hat, ſondern ſich erſt ſpäter darauf beruft, weil er ihm 
zur Zeit der Kündigung, die auf andere nicht ſtichhaltige 
Gründe geſtützt war, noch unbekannt war. f) 


Dem Urt. des LG. iſt angeſichts der gegebenen beſonderen 
Sachlage darin zuzuſtimmen, daß die Bekl. den mit der Firma E. 
über die Herſtellung der Sondergleisanlage abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trag kündigen durfte, ohne daß ſie deshalb zur Bezahlung der 
Reſtvergütung verpflichtet wäre. Allerdings läßt ſich die Berech⸗ 
tigung der Kündigung nicht allein ſchon durch den Hinweis auf 
die Konkurseröffnung begründen. Denn laut 8 17 KO. gibt die 
Konkurseröffnung dem Vertragsgegner des Gemeinſchuldners 
nicht das Recht, ſich von dem Vertrage loszuſagen. Somit hatte 
die Kündigung des Vertrages durch die Bekl. dieſe noch nicht von 
der ihr gem. § 649 BGB. obliegenden Verpflichtung, die Reſt⸗ 
vergütung zu bezahlen, befreit. Indes ergibt ſich hier aus den 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchr., daß der Firma E. ein Anſpruch 
auf Zahlung der Reſtvergütung nicht mehr zuſteht. Die Firma E. 


Zu 2. Der Entſch., die für alle die Fälle von beſonderer Be⸗ 
deutung iſt, in denen der Unternehmer, weil ihm die notwendigen 
Mittel fehlen, nicht in der Lage iſt, das beſtellte Werk ordnungs⸗ 
gemäß und rechtzeitig zu beginnen, fortzuſetzen oder zu Ende zu 
führen, iſt im weſentlichen beizupflichten, ſie entſpricht auch der 
geltenden Rechtsauffaſſung. 

Bei dem zur Entſch, ſtehenden Fall handelt es ſich aber nicht 
um eine Kündigung des Werkvertrages etwa gem. § 649 BGB., 
ſondern um die Geltendmachung der Rechte gem. SS 323 ff. BGB., 
weshalb auch die Entſch. ausdrücklich auf die allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Vorſchr. verweiſt. 

Gem. § 631 BGB. wird durch den Werkvertrag der Un⸗ 
ternehmer zur Herſtellung des verſprochenen Werkes, der Be⸗ 
ſteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 
Von dieſen Verpflichtungen kann ſich keiner einfeitig losſagen. 
Mit Rückſicht auf die beſondere Natur des Werkvertrages iſt dem 
Beſteller aber in $ 649 BGB. ein Kündigungsrecht eingeräumt, 
von dem er jederzeit bis zur Vollendung des Werkes Gebrauch 
machen kann. Kündigt der Beſteller, dann wird der Unternehmer 
von ſeiner Verpflichtung zur Herſtellung des Werkes frei, während 
der Beſteller aber verpflichtet bleibt, die vereinbarte Vergütung 
zu entrichten mit der Einſchränkung, daß die Vergütung um das⸗ 
jenige zu vermindern iſt, was der Unternehmer an Aufwendungen 
erſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskräfte 
erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. Die Rechtsfolgen 
le Kündigung würden dem vorl. Sachverhalt auch nicht 
gerecht. 

Die rechtliche Regelung ergibt ſich vielmehr aus den allge⸗ 
meinen Beſt. der SS 323 ff. BGB. Das Werk braucht nicht als 
ſolches unmöglich geworden zu ſein, ſondern es genügt das nach⸗ 
träglich eintretende Unvermögen des Schuldners (8 275 Abſ. 2 
BGB.). Dieſes Unvermögen braucht kein unmittelbares zu ſein, 
das ſich auf die Leiſtung als ſolches bezieht, ſondern kann auch darin 
ſeinen Grund haben, daß dem Schuldner die erforderlichen Mittel 
fehlen, um die Leiſtung zu erbringen. Daher liegt darin, daß ein 
Unternehmer infolge wirtſchaftlicher Schwierigkeiten, in die er 
geraten iſt, einen Auftrag nicht mehr durchführen kann, eine Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung. N 

Nicht unbedenklich iſt die auf tatſächlichem Gebiete liegende 
Annahme des OLG., wenn es die Unmöglichkeit der Erfüllung 
ſeitens der Firma E., insbeſ. aus einem Vertrage zwiſchen ihr 
und der Firma D. vom 26. März 1931 entnimmt, in dem die 
Durchführung der laufenden Bauarbeiten von der Firma E. auf 
die Firma D. übertragen wurden, während die Firma E. die 
Haftung für die nunmehr von der Firma D. auszuführenden Ar⸗ 
beiten gegenüber den Vertragsgegnern behalten ſollte. In einem 
ſolchen Vertrage kann, aber braucht nicht unbedingt eine 
Unmöglichkeit der Erfüllung durch die urſprüngliche Unternehme⸗ 


war infolge der Verſchlechterung ihrer wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, namentlich infolge der Eröffnung des Konkursverfahrens, 
gar nicht mehr imſtande, das ihr in Auftrag gegebene Projel 
auszuführen. Zunächſt könnte zwar vermutet werden, daß die 
Firma E. wenigſtens noch imſtande war, die Sondergleisanlage 
für die Bekl. ſelbſt fertig zu ſtellen, obſchon es ſich auch bei dieſen 
Arbeiten immerhin um einen Betrag von mehreren tauſen 
Reichsmark handelte. Die Firma E. hat aber am 26. März 1931 
einen Vertrag mit der Firma D. abgeſchloſſen, in dem die Durch 
führung der laufenden Bauarbeiten dieſer Firma übertragen 
wurde. Daraus ergibt ſich, daß die Firma E. ſelbſt in dieſem Zeit 
punkt nicht mehr in der Lage war, die noch ausſtehenden Bau? 
arbeiten, die ſie früher übernommen gehabt hatte, auszuführen, 
Vor allem aber ift für die Beſteller der § 17 des zwiſchen der 
Firma E. und der Firma D. abgeſchloſſenen Vertrages von Be 
deutung, wonach die Haftung für die nunmehr von der Firma D. 
auszuführenden Arbeiten gegenüber den Vertragsgegnern die 
Firma E. übernahm. Infolgedeſſen ergab ſich folgende Sachlage: 
Die von den Beſtellern in Auftrag gegebenen Arbeiten wurden 
durch eine Firma hergeſtellt, zu der die Beſteller in irgendwelchen 
Rechtsbeziehungen nicht ſtanden. Gerade aber in einer für die Be⸗ 
ſteller angeſichts der Konkurseröffnung über das Vermögen der 
urſprünglichen Unternehmerin beſonders wichtigen Beziehung, in 
der Frage, wer u. U. Schadenserſatz wegen mangelhafter Her⸗ 
ſtellung des Werkes leiſten werde, ſollte alles beim alten bleiben, 
d. h., die Beſteller ſollten ſich inſoweit nur an die zahlungsunfähig 
gewordene urſprüngliche Unternehmerin wenden können. Würde 
die Regelung umgekehrt, nämlich dahin getroffen worden ſein, 
daß die Firma E. nach wie vor die Arbeiten zu Ende führen ſollte, 
indes die Firma D. die Gewähr für die Güte der Arbeiten über? 
nahm, ſo würde keine Rede davon ſein können, daß die der 
Firma E. obliegende Leiſtung unmöglich geworden ſei. So aber 
muß geſagt werden, daß die Firma E. infolge eines Umſtandes, 
den kein Vertragsteil zu vertreten hatte, nicht mehr imſtan 

war, ihren Verpflichtungen gegenüber der Bekl., wie es erforder” 
lich war, nachzukommen. Es kann ohne weiteres angenommen 


rin zum Ausdruck zu kommen. Denn wenn die perſönliche Durch- 
führung des Werkes nicht ausdrücklich oder nach der Natur des 
Werkes Vertragsinhalt geworden iſt, kann der Unternehmer das 
Werk auch durch Dritte ausführen laſſen, und zwar nicht nur 
durch Hilfskräfte, die er heranzieht, ſondern auch durch dritte 
Unternehmer (vgl. Staudinger, § 631d I 4; RGR Komm! 
$ 631 Anm. 1). Durch dieſe Übertragung der Ausführung auf 
einen Dritten dürfen die Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Unter‘ 
nehmer und dem Beſteller aber in keiner Weiſe ohne Zuſtimmung 
des Beſtellers verändert werden. Es ift darum keine Beſonderheit, 
wenn in dem von der Entſch. beſonders angeführten § 17 des Ber 
trages zwiſchen E. und D. vom 26. März 1931 die Haftung für 
die auszuführenden Arbeiten von der Firma E. übernommen wor 
den iſt. Denn die Firma E. übernahm dadurch die Haftung nicht 
etwa, ſondern ſie behielt ſie nur. Deshalb kann der Entſch. auch 
nicht beigepflichtet werden, wenn in der Begr. geſagt iſt, es könne 
von einer Unmöglichkeit der Leiſtung durch die Firma E. nicht 
die Rede ſein, wenn durch den Vertrag vom 26. März 1931 der 
Firma D. nicht nur die Bauausführung übertragen worden ware 
ſondern die Firma D. auch die Gewähr für die Güte der Arbei! 
übernommen hätte. Denn unter Entlaſtung der Firma E. Wil 
dies nur mit Zuſtimmung der Bekl. möglich geweſen. Wenn abe! 
die Firma E. weiterhin verhaftet bleiben ſollte und die Firma — 
nur daneben die Haftung für die Güte der Arbeit übernahm, dan! 
kann man auch das nicht für genügend anſehen, weil eine Haftung 
der Firma E., bei Unterſtellung der tatſächlichen Annahmen 105 
OLG., von vornherein wegen ihrer Vermögensloſigkeit prattiſe 
nicht in Frage kam. Denn wenn man annimmt, daß der Unte. 
nehmer berechtigt ſein ſoll, die Ausführung des Werkes auf einen 
Dritten zu übertragen, dann iſt dies nur deshalb unbedenkle 
weil der Unternehmer, der den Werkvertrag abgeſchloſſen hat, DE 
pflichtet bleibt. Wird aber feine Haftung dadurch illuſoriſch, © 
er vermögenslos iſt, dann kann man es nicht für zuläſſig halten, 
daß der Beſteller auf eine unmittelbare oder mittelbare Haftung 
eines anderen Unternehmers verwieſen wird, weil fie ſich © 5 
nicht aus dem urſprünglichen Vertragsinhalt zwiſchen'dem Unten 
nehmer und dem Beſteller, ſondern lediglich aus dem Vertrag 
zwiſchen den beiden Unternehmern ergibt. ne 
Daraus folgt alſo, daß der Beſteller ſich nicht auf en 
etwaige Haftung eines Dritten verweiſen zu laſſen braucht, wicht 
ſein Vertragsgegner infolge wirtſchaftlicher Schwierigkeiten "er 
in der Lage iſt, das beſtellte Werk auszuführen und die volle 5 
währ für die vertragsmäßige Durchführung zu übernehmen, ſon 
dern daß der Beſteller ſich in einem ſolchen Falle darauf berul® 
kann, daß die Herſtellung des Werkes dem erſten Unternehmer un 
möglich geworden ſei. ob 
Dieſe Erwägungen geben auch der Überlegung Raum, 3 
nicht die Frage der Verpflichtung zur perſönlichen Ausführun 
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werden, daß die Firma E. — ebenſo wie im März 1931 — auch 
ſchon im Herbſt 1930, als fie in Schwierigkeiten geriet, nicht 
imſtande war, ihren Verpflichtungen nachzukommen. 
Gem. $ 323 BGB. hat alſo die Firma E. den Anſpruch auf 
die Reſtvergütung verloren. 
Allerdings hat die Bekl. den Vertrag allem Anſchein nach 

eshalb „aufgekündigt“, weil fie inzwiſchen mit der Firma W. 
und J. einen Vertrag über die Herſtellung des Bahnanſchluſſes 
abgeſchloſſen hatte. Dennoch kann die Bekl. ihre Kündigung nach⸗ 
träglich auch noch auf die ihr bald darauf bekannt gewordenen 
wirtſchaftlichen Schwierigkeiten der Firma E. und die infolgedeſſen 
eingetretene Lähmung ihrer Aktivität ſtützen, wie es die Bell. 
übrigens auch ſchon im Briefe vom 14. Nov. 1930 getan hat. 
„Dieſelben Geſichtspunkte müſſen erſt recht gelten, ſoweit es 
ſich um die von der Bekl. im Okt. 1927 übernommene Verpflich⸗ 
kung handelt, der Firma E. die Möglichkeit zu geben, in einen 
etwa anderweit hinſichtlich der Herſtellung eines Anſchlußgleiſes 
erteilten Auftrag einzutreten. Wenn die Firma E. nicht mehr im⸗ 
ſtande war, die Arbeiten an dem Sondergleiſe ſo zu Ende zu 
führen, wie es die Bekl. beanſpruchen konnte, ſo war ſie erſt recht 
nicht imſtande, die ſehr viel umfangreicheren Arbeiten auszuführen, 
die bei der Herſtellung eines völlig ſelbſtändigen Bahnanſchluſſes 
für die Bekl. in Betracht kamen. Die Bekl. war ſomit auch nicht 
mehr verpflichtet, der Firma E. den von ihr mit der Firma 
W. & F. abgeſchloſſenen Vertrag zwecks Entſchließung darüber 
dorzulegen, ob fie — die Firma E. — zu den in dieſem Vertrage 
enthaltenen Bedingungen das Werk herſtellen wolle. Die inſoweit 
von dem Kl. geltend gemachten Schadenserſatzanſprüche ſind alſo 
unbegründet. 

(OLG. Celle, Urt. v. 19. Juni 1934, 5 U 58/34.) 


Ber. von RA. Dr. Langkopf, Hannover. 


* 

Darmſtadt 

3. 87 KraftfG.; 88 10, 12, 17, 18 Ziff. 2, 3, 23 Abſ. 4, 
Al KraftfVerk O.; 88 254, 276, 823 BGB. Der Kraftfahrer 
handelt fahrläſſig, wenn er kurz vor Einmündung einer 
Seitenſtraße überholt und zu dieſem Zwecke feine Ge- 
ſchwindigkeit erhöht. Der auf dem Soziusſitz mitfahrende 
Halter iſt zur entſprechenden Einwirkung auf den Fahrer 
bei Meidung eigner Haftpflicht aus § 823 BGB. verpflich⸗ 
tet, wenn er die durch Fahrläſſigkeit des Führers verur- 


—— 


eines Werkes einer ſtrengeren Auslegung bedarf, als dies bisher 
geſchehen iſt. Denn ſchließlich wird der Auftrag zur Herſtellung 
eines Werkes im beſonderen Vertrauen auf die Leiſtungsfähigkeit 
einer Firma erteilt, auch wenn beſonders künſtleriſche oder wiſſen⸗ 
ſchaftliche Fertigkeiten dazu nicht erfordert werden. Es ift in dieſem 
Falle aber eine gewiſſe Irreführung, wenn das Werk dann nicht 
von der für beſonders leiſtungsfähig gehaltenen Firma, ſondern 
don einer dritten, für den Beſteller ſelbſt vielleicht ganz fremden 
Firma hergeſtellt wird. Der Auftrag zur Herſtellung eines Werkes 
wird dadurch häufig zu einem Handelsobjekt. Die ſachliche Ver⸗ 
antwortung für die Herſtellung des Werkes wird verſchoben und 
er Herſtellungspreis unnötig verteuert, weil nun zwei Unter⸗ 
nehmer daran verdienen müſſen, jedenfalls wollen. 
Nicht beigetreten werden kann der Entſch. inſofern, als ſie 
die Auffaſſung vertritt, daß die angenommene Unmöglichkeit des 
weiteren Ausbaues der Gleisanlage durch die Firma E. infolge 
eines Umſtandes eingetreten ſei, den kein Vertragsteil zu Her. 
treten habe. Es iſt allgemeiner Rechtsgrundſatz, daß ein Schuld⸗ 
ner die Unmöglichkeit der Leiſtung auch dann zu vertreten hat, 
wenn ihm die zur Durchführung der Leiſtung erforderlichen Geld⸗ 
mittel fehlen. Dieſer Rechtsgrundſatz wird von dem RG. aus 
einer erweiterten Anwendung des § 279 BGB. hergeleitet (vgl. 
G. 75, 335 JW. 1911, 561). Infolgedeſſen hat die Firma E. 
0 die Unmöglichkeit der Leiſtung zu vertreten. Sie haftet 
aher nicht gem, § 323 BGB., ſondern nach § 325 BGB. Da 
teilweiſe erfüllt iſt, hatte die Bekl. das Recht, wahlweiſe Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen oder vom Vertrage zu⸗ 
dückzutreten oder die Rechte aus § 323 BGB. geltend zu machen. 
Da die geleiſteten Arbeiten ſchon bezahlt waren, ändert ſich da⸗ 
durch an dem Ergebnis der Entſch. nichts. 
0 Mit Recht nimmt das OLG. an, daß es rechtlich nicht von 
Bedeutung iſt, daß die Bekl., als ſie mit Schreiben vom 11. Nov. 
30 den Vertrag aufkündigte, noch gar nicht die bei der Firma E. 
bafgetragenen wirtſchaftlichen Schwierigkeiten kannte. Denn es 
handelt ſich hier eben nicht um eine Kündigung wegen beſonderer 
Umſtände, ſondern nur um eine Geltendmachung der Rechte aus 
15 323 ff. BGB. Hierfür kommt es aber nur darauf an, ob eine 
Unmöglichkeit vorliegt und wer ſie zu vertreten hat, nicht aber 
arauf, wann der Bekl. die Unmöglichkeit der Leiſtung bekannt⸗ 
geworden iſt. 


NA. Eugen Boden l, Köln. 


ſachte Gefahr bemerkt, zumal wenn es ſich um eine Probe⸗ 
fahrt handelt. Auch der Miteigentümer eines Kraftrades 
iſt Halter, beſonders wenn er während der Fahrt die Ver- 
fügungsgewalt ausübt. Konkurrierendes Verſchulden eines 
Radfahrers, wenn er beim Fahren ins Pendeln und da⸗ 
durch auf die linke Seite der Fahrbahn gerät. Maßſtab 
bei Beurteilung fahrläſſiger Handlungen Jugendlicher. 

Kl. iſt Mitinhaber der Autohandlung K. u. H. in St. und 
wollte das der Firma gehörige oben bezeichnete Motorrad von St. 
nach R. verbringen, um es dort zu verkaufen. Kl. hatte bei der 
Polizeibehörde für das Motorrad eine Probezulaſſungsbeſcheini⸗ 
gung erwirkt, es handelt ſich alſo um eine ſogenannte Uberfüh⸗ 
rungsfahrt, welche nach § 41 KraftfVerkVO. einer Probefahrt 
gleichſteht. Hierzu hat der Kl. den Kaufmann F., welcher einen 
Führerſchein beſaß, gegen Bezahlung eingeſtellt. Bis F. lenkte Kl. 
das Motorrad, von da ab Fr., während Kl. auf dem Soziusfik 
Platz nahm. Als Fr. von B. kommend, auf der Hauptverkehrsſtraße 
in Sch. eingefahren war, ſah er in gleicher Fahrtrichtung vor ſich 
die drei Radfahrer, Schüler aus O. im Alter von etwa 15 Jahren. 
Dieſe waren auf einer Pfingſtfahrt nach der Jugendherberge B. 
begriffen. Sie fuhren, aus ihrer Fahrtrichtung geſehen, vorſchrifts⸗ 
mäßig auf der rechten Seite der B.ſtraße, und zwar links von dem 
Schienengeleiſe der elektriſchen Straßenbahn. Die Geſamtbreite der 
B. ſtraße ohne Bürgerſteig beträgt 7,53 m. Bekl. fuhr an letzter 
Stelle, vor ihm der Zeuge A. und vor dieſem der Zeuge W. Letz⸗ 
terer hatte bereits die Stelle erreicht, an welcher von Süden her 
die etwa 7 m breite L.ſtraße in die B.ſtraße einmündet, als das 
von Fr. gelenkte Motorrad mit mindeſtens 35 km Stundenge⸗ 
ſchwindigkeit herankam. Als Fr. noch etwa 15 m von dem Bekl. 
entfernt war, ſah Kl., wie der Bell. plötzlich auf ſeinem Fahrrad 
ſchwankte und nach links über die Mitte der Straße hinübergeriet. 
Trotzdem auch Fr. die gleiche Wahrnehmung gemacht hatte, ver⸗ 
ſuchte er noch raſch an dem Bekl. vorbeizukommen und gab Gas. 
Dies mußte eine ſtarke Erhöhung der Geſchwindigkeit des Motor⸗ 
rads bewirken. In dieſem Augenblick machte ſich der Bekl. mit der 
linken Hand an ſeinem über das Hinterrad befeſtigten Torniſter zu 
ſchaffen und drehte ſich zu dieſem Zweck etwas nach links und rück⸗ 
wärts. Der Grund für dieſes ungewöhnliche Verhalten war der, 
daß ſich die Befeſtigung des etwa 30 Pfund ſchweren Torniſters an 
dem Fahrrad gelöſt hatte, daß der Torniſter auf die linke Seite des 
Rades herabgerutſcht war und daß dadurch Bekl. beim Fahren im 
Gleichgewicht geſtört war. Dadurch kam er ins Pendeln und geriet 
ſo über die Straßenmitte hinüber auf die linke F ber der B.⸗ 
ſtraße. Durch den unvermeidlichen Zuſammenſtoß, der mit großer 
Wucht geſchah, wurden Bekl., der Kl. und auch Fr. zu Boden ge⸗ 
ſchleudert. Fr. hatte zwar beobachtet, daß Bekl. durch das Pendeln 
nach links in das Motorrad hineingeraken müſſe, war aber ſchon 
zu nahe an Bekl. herangekommen, als daß er das Kraftrad ange⸗ 
ſichts der erheblichen Geſchwindigkeit noch zum Halten zu bringen 
vermochte. 

Ob Fr. aus einer Entfernung von etwa 60—80 m vor dem 
Bekl. Warnungsſignale mit einer Hupe gegeben hat, iſt nebenſäch⸗ 
lich, denn die drei Radfahrer haben dieſe Signale jedenfalls nicht 
gehört und ſelbſt wenn der Zeuge A. das Knattern des raſch heran⸗ 
kommenden Kraftrades kurz vor dem Unfall vernommen hat, ſo iſt 
damit noch nicht bewieſen, daß auch Bekl. dieſes gehört hat. Jeden⸗ 
falls mußten Kl. und ſein Fahrer aus dem Verhalten des Bekl. 
entnehmen, daß dieſer das Signal und das Herannahen des Motor⸗ 
rads nicht gehört hatte. Damit war nach allgemeiner Rechtsan⸗ 
ſchauung eine beſondere Sorgfaltspflicht für das Überholen geboten. 

Ein Beweis, daß Bekl. abſichtlich auf die linke Seite der 
Straße hinübergefahren iſt, um dort ſein Rad unbehindert in 
Ordnung zu bringen, erſcheint nicht geführt. (Wird ausgeführt.) 

Für die Verurſachung des Unfalls find hiernach 
verantwortlich: 1. der Fahrer Fr. Er iſt unvorſchriftsmäßig ge⸗ 
fahren, indem er innerhalb eines bewohnten Ortsteils mit über⸗ 
großer Geſchwindigkeit und mehr als 30 km pro Stunde fuhr und 
außerdem an einer Stelle überholte, an welcher er nicht überholen 
durfte. Dieſe Stelle befand ſich nämlich kurz vor der Einmündung 
einer Querſtraße, deren Ausmündung außerdem unüberſichtlich 
war, ſo daß Fr. jeden Augenblick damit rechnen mußte, daß aus 
dieſer Straße heraus andere Wegbenutzer plötzlich ſeinen Weg 
kreuzen könnten. Er überholte zudem, trotzdem er ſah, daß Bell. 
unruhig im Fahren wurde und nach rückwärts an ſein Gepäck griff. 
Anſtatt er auf das Überholen an dieſer Stelle verzichtete, bremſte 
und langſam fuhr, ſteigerte er zudem noch ſeine bereits ungeſetzlich 
hohe Geſchwindigkeit und brachte ſich dadurch um die Möglichkeit, 
den Bekl. in großem Bogen und genügend Abſtand (§ 12 Kraftf⸗ 
VerkVO.) zu überholen. 

2. Eigenes Verſchulden des Kl. Alle dieſe vor⸗ 
ſtehend feſtgeſtellten Pflichtwidrigkeiten und Verſtöße gegen die 
KraftfVerkVO. (SS 18 Ziff. 2 und 3, 17, 23 Abſ. 4 KraftfVerk VO.) 
hatte auch der Kl. rechtzeitig vor dem Unfall wahrgenommen. Es 
kommt hinzu, daß vorliegendenfalls gem. 8 41 KraftfVerkVO., da es 
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ſich um eine Probefahrt handelte, eine Pflicht zur „beſonderen“ 
Vorſicht beſtand. Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen hätte 
der Unfall auch mit Leichtigkeit vermieden werden konnen. Kl. hat 
die Gefahr deutlich geſehen und auch den Unfall vorausſehen 
müſſen. Es wäre ihm ohne weiteres möglich und auch feine Pflicht 
geweſen, auf den Fahrer einzuwirken, daß er ſchon beim Einfahren 
in den bewohnten Ortsteil ſeine Geſchwindigkeit verringerte und 
auf das Überholen an dieſer Stelle verzichtete. Da der Kl. dies 
unterlaſſen hat, ſo hat er ſelbſt gegen die ihm allgemein obliegende 
Sorgfaltspflicht i. S. des $ 276 BGB. verſtoßen (vgl. JW. 1911, 
41; 1915, 189; RG. 120, 161; 154 ), 128, 149 ); DIZ. 1932, 
610). Danach iſt feſtzuſtellen, daß der Unfall auch durch eigenes 
Verſchulden des Kl. nach $ 823 BGB. urſächlich verurſacht worden 
iſt. Auf die Frage des Entlaſtungsbeweiſes kommt es alſo nicht 
mehr an. 

3. Betriebsgefahr nach 87 a Die außer- 
ordentliche Geſchwindigkeit und das Gewicht des ſchweren Mo⸗ 
torrades, das zudem mit zwei Perſonen beſetzt war, haben 
ebenfalls den Zuſammenſtoß und auch die erheblichen Ver⸗ 
letzungen der Beteiligten bewirkt. Für die Betriebsgefahr haftet 
ebenfalls Kl., denn er iſt i. S. des § 7 KraftfGG. Halter. Da er 
Mitinhaber der Firma K. u. H. iſt, ſo iſt er Miteigentümer des 
Motorrads. Abgeſehen davon hat er aber auch über die Maſchine 
als Eigenbeſitzer verfügt, auf ſeinen Namen iſt auch die Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigung ausgeſtellt. Endlich hatte er die Verfügungsgewalt 
über das Motorrad, da er die Fahrt zwecks Verkaufes des Rades 
ausgeführt hat. Aus allen dieſen Gründen iſt er als Halter anzu⸗ 
ſprechen (vgl. 83. 1931, 1363; JW. 1932, 3683; De. 1934, 143). 
Da, wie oben ausgeführt, ein unabwendbarer Zufall nicht vorliegt, 
ſo trifft auch den Kl. ſelbſt an dem Unfall die Haftpflicht. 

4. Verſchulden des Beklagten. Wenn man auch 
den Bekl. nicht dafür verantwortlich machen kann, daß ſich 
der Torniſter während der Fahrt löſte, beſonders dann, wenn 
man es als nicht widerlegt anſieht, daß er die Befeſti⸗ 
gung des Torniſters noch kurze Zeit vor dem Unfall nachgeſehen 
hatte, ſo war es doch eine Ungeſchicklichkeit und erhebliche Unvor⸗ 
ſichtigkeit, daß Bekl. ſich ſo eigenartig, wie oben feſtgeſtellt iſt, ver⸗ 
hielt. Er mußte auch ſehen, daß er bei dem Pendeln auf die Mitte 
der Straße gekommen war, und mußte auch vorausſehen, daß er 
noch weiter hinüber nach links kommen werde. Den Radfahrern 
iſt aber das Befahren der linken Straßenſeite verboten (vgl. SS 10 
und 24 Pol VO. des OPräſ. von Kaſſel v. 24. Sept. 1926). Dem 
Bekl. mußte weiter bewußt ſein, daß er auf einer großen Verkehrs⸗ 
ſtraße fuhr und er mußte ſonach damit rechnen, daß von rückwärts 
Fahrzeuge in großer Geſchwindigkeit herannahen konnten und daß 
dadurch ein e herbeigeführt werden mußte. Deshalb 
hätte er die Pflicht gehabt, ſein Rad abzufangen und entweder 
zurück auf die rechte Seite der Straße zu bringen, andernfalls aber 
abzuſteigen. Dieſe Überlegungen anzuſtellen hat Bekl. unterlaſſen, 
und dieſes bedeutet eine Vernachläſſigung der ihm als Radfahrer 
obliegenden Verkehrspflicht. Der Senat hat nach dem Eindruck, 
welchen Bekl. bei ſeiner Vernehmung machte, die Überzeugung, 
daß Bekl. bei ſeinem damaligen Alter von 15 Jahren angeſichts 
ſeines ruhigen, klaren und verſtändigen überlegten heutigen Ver⸗ 
haltens auch damals die gleichen Eigenſchaften hatte. Man konnte 
ihm alſo die erforderliche Einſicht zumuten. Er iſt ſonach, da er 
fahrläſſig gehandelt hat, ebenfalls für den Unfall und ſeine Folgen 
verantworklich. Auch durch ſein Verſchulden iſt der Unfall nach 
den Grundſätzen der adäquaten Verurſachung mit (RG. 133, 126 °)) 
entſtanden. 

Gem. § 254 BGB. hat nach Vorſtehendem eine Abwägung 
und entſprechende Verteilung des Schadens nach Maßgabe der 
Verurſachung durch Verſchulden der Parteien und der Betriebs⸗ 
gefahr ſtattzufinden. Der Senat iſt der Auffaſſung, daß das Ver⸗ 
ſchulden Kl. und die Betriebsgefahr weit erheblicher iſt als das⸗ 
jenige des Bekl. Es wurde daher eine Verteilung des Schadens in 
Höhe von einem Viertel zu Laſten des Bekl. als den Umſtänden 
entſprechend erachtet. Da der Kl. den Reſt von drei Viertel ſelbſt 
zu tragen hat, ſo war inſoweit die Klage unbegründet. 

Nach allgemeiner Rſpr. konnte die begehrte Rente nicht 
lebenslänglich, ſondern bis höchſtens zum 65. Lebensjahr gewährt 
werden, da nach dem vermutlichen Ablauf der Dinge und bei Be⸗ 
rücksichtigung des Berufes des Kl, in dieſem Zeitpunkt die Er⸗ 
werbsfähigkeit an ſich aufhören wird. In dieſem Rahmen war wie 
geſchehen in dem Verfahren über den Grund des Anſpruchs die be⸗ 
gehrte Rente zuzubilligen. 

(OLG. Darmſtadt, Urt. v. 30. April 1934, 1 U 51/33.) 
Ber. von OS GR. Dr. Bittel, Darmſtadt. 
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) JW. 1928, 1721. 
) JW. 1931, 3313. 


2) JW. 1930, 2849. 


4. 38 272 b, 526, 137 3PO.; 88 20, 24 GKG. Kein 
Beweisgebühr bei Verwertung von Akten) in der Be 
rufungsinſtanz, wenn dieſe Verwertung ſchon in der erſten 
Inſtanz ſtattfand. 

In dem Schlußverhandlungstermin vor dem BG. lagen zwar 
die von dem Vorſitzenden gem. $ 272 b ZPO. eingeforderten Akten 
vor und wurden zur Urteilsfindung verwertet. Da aber die gleichen 
Akten ſchon in der erſten Inſtanz zum Gegenſtand einer Beweis“ 
aufnahme gemacht und nur verſehentlich nicht bei den Prozeßakten 
belaſſen worden waren, kann ihre Verwertung in der Ber Int. 
micht als eine Wiederholung der Beweisaufnahme 
ſondern nur als eine Würdigung der nach 88 526, 1 
ZPO. vorgetragenen Beweisverhandlung der erſten Inſtanz au⸗ 
geſehen werden. Eine Beweisgebühr nach § 20 oder § 24 GKG. I 
daher nicht fällig geworden. 


(OLG. Darmſtadt, 2. ZivSen., Beſchl. v. 15. Okt. 1934, 2 W 120/34) 
Ber. von OSR. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 


* 
Karlsruhe 

5. 85 Arm Anw. v. 20. Dez. 1928; 88 117,124 Ab ſ.2 358. 
Die Staatskaſſe kann die von ihr verauslagten Koſten de 
Armenanwalts der obſiegenden Partei von dem unter“ 
legenen Gegner auch dann einfordern, wenn dieſer jelb 
das Armenrecht hat. Aufrechnung auch hier nur mt 
Koſtengegenforderung zuläſſig. 5) 

1. Kl., der ſelbſt das Armenrecht hat, ſoll nach koſtenfälliget 
Zurückweiſung feiner Ber. dem Staat die Auslagen erjegen, | 5 
dieſer für den Armenanwalt des Gegners gehabt hat. Gem. 8 
Gel. v. 20. Dez. 1928 geht der Anſpruch des Anwalts der obſiegen⸗ 
den Partei auf Erſtattung ſeiner Gebühren uſw. auf die Staats 
kaſſe über, und es finden auf feine Geltendmachung die Vorſchr. 
über die Erhebung der Gerichtskoſten entſprechende Anwendung 
Nach § 117 ZPO. iſt ganz zweifellos, daß die Bewilligung de 
Armenrechts au den Kl. den Gegner nicht am Verſuch hindert, 
ſeine Koſten beizutreiben. Auch im vorl. Falle konnte der Gegen 
anwalt einen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß bzgl. deſſen herbeiführen, 
was ihm der Staat nicht vergütet, und auf Grund deſſen gegen 1. 
Bekl. vollſtrecken. Dadurch, daß ein Teil der Forderung des 
Gegenanwalts „auf die Staatskaſſe“ übergegangen iſt, erfährt 
dieſes Recht an ſich keine Veränderung, und ebenſowenig wie dem 
Gegner gegenüber kann ſich der Kl. „der Staatskaſſe gegenübe 
etwa auf das ihm ſelbſt zuſtehende Armenrecht berufen“ (Gau * 
Stein⸗Jonas, 15, Nr. 18 und 19 zu § 125 38 O.). Von 

1) Bol. den Beſchl. d. Sen. v. 21. Okt. 1933, 2 U 104/31: IP 
1933, 2661 ?. 


Zu 5. Ich vermag dieſer Entſch. in dem weſentlichſten Punkte, 
nämlich zur Frage der Einziehbarkeit der Armenanwaltskoſten auch 
von der armen Gegenpartei, nicht beizupflichten. 

Der Ausgangspunkt — 8 117 ZPO. — iſt richtig. Der = 
menanwalt einer Partei 10 nicht gehindert, im Falle des Ob 
ſiegens feiner Partei nach 8 124 ZPO. auch gegen die gegne. 
riſche arme Partei feine Koſten feftfegen zu laſſen. Es iſt aug 
richtig, daß durch den Übergang dieſes Erſtattungsanſpruchs al 
die Staatskaſſe ſich an deſſen Rechtsnatur nichts ändert. In de 
ſelben Umfange, in welchem dem Armenanwalt Rechte an die 
Gegenpartei zuſtanden, ſind ſie an ſich auch auf die Staatstaſſe 
übergegangen. Damit iſt nun aber noch nicht geſagt, daß die Staate 
kaſſe auch in gleicher Weiſe wie der Armenanwalt dieſes ihr Rech 
geltend machen darf. OLG. Karlsruhe irrt in feiner Au 
nahme, daß nach einhelliger Anſicht die Staatskaſſe von den 
unterlegenen Gegner die Armenanwaltskoſten auch dann einſo. 
dern darf, wenn dieſem gleichfalls das Armenrecht bewilligt iſt. ws 
Koſtenſenat des KG. hat in einer grundſätzlichen Entſch. 20 4 
7/31 v. 12. Jan. 1931 (bei Gaedeke, Koſtenrechtſprechung, 192 
Nr. 379) dieſe Frage dahin entſchieden, daß die Staatskaſſe en 
nach Erlaß eines Nachzahlungsbeſchluſſes wegen DE 
von ihr dem Armenanwalt der obſiegenden Partei erſtatteten ge 
bühren und Auslagen die — gleichfalls arme — Gegenpartel ! 
Anſpruch nehmen darf. 5 

Hierfür iſt folgende Erwägung maßgebend geweſen: Nach PR 
Abſ. 2 ArmAnwb. finden auf die Geltendmachung des er 
ſtattungsanſpruchs der Staatskaſſe die Vorſchr. über die Erhebun 
von Gerichtskoſten entſprechende Anwendung. Gerichtskoſte 
dürfen aber von einer Partei, der das Armenrecht bewilligt 4 
während der Dauer der Wirkung des Armenrechts nicht erfor e 
werden. Folglich iſt die unterliegende arme Partei vorläufig, d. N 
bis zur Anordnung der Nachzahlung aus § 125 ZPO., auch 9. 
der Entrichtung der nunmehr der Staatskaſſe geſchuldeten Armen 
anwaltskoſten einſtweilen befreit. Denn der Begriff der & 
tendmachung ift weiter als der der Einziehung N 
bedeutet, daß die Staatskaſſe mit ihrem Anſpruch gegen den Schuld 
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dieſer einhelligen Meinung in Rſpr. und Wiſſenſchaft kann auch 
der Senat nicht abweichen. Die entſprechende Anwendbarkeit der 
Vorſchr. über die Erhebung der Gerichtskoſten bezieht ſich nur auf 
die Art der Beitreibung. Billigkeitsrückſichten konnen nicht im Wege 
der Erinnerung, ſondern könnten nur mit beſonderem Geſuch um 
Koſtenniederſchlagung geltend gemacht werden. 

2. Kl. kann aber auch nicht aufrechnen mit dem Teil ſeiner 
Hauptforderung, mit der er vor dem LG. durchgedrungen iſt, weil 
§ 124 Abſ. 2 ABO. in ſolchen Fällen nur die Aufrechnung mit in 
derſelben Sache entſtandenen Koſtenanſprüchen zuläßt, und weil 
dasſelbe wie für den Gegenanwalt auch für den Teil feines An⸗ 
ſpruchs gilt, der auf die Staatskaſſe übergegangen iſt. 

(OLG. Karlsruhe, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Mai 1934, ZBR 193/33.) 


Ber. v. AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 


Dresden b) Strafſachen 


6. 88 1, 3 VO. des RPräſ. zum Schutz der Wirtſchaft 
v. 9. März 1932 (RG Bl. I, 121.) Die Ankündigung und Be⸗ 
willigung von Sonderpreiſen für photographiſche Roll- 
filme, die bei den Ankündigenden gekauft worden ſind, 
fallen nicht unter das Zugabeverbot. Ob die Ankündi⸗ 
gung und Bewilligung derartiger Sonderpreiſe gegen das 
Ra battG. verſtößt, bleibt dahingeſtellt. 7) 

Der Angekl. betreibt in ſeiner Wohnung einen kleinen Handel 
mit Photoartikeln, insbe. mit Rollfilmen; er entwickelt auch Filme. 
Im Fenſter hatte er zur Einſichtnahme für das Publikum ver⸗ 
ſchiedene Preisſchilder angebracht. Auf dem einen war der Nor⸗ 
malpreis für das Entwickeln eines Rollfilms in der Größe 6:9 
mit 40 Pfg. angegeben; auf einem anderen Schilde („20 Pfg. 
koſtet jeder Rollfilm zu entwickeln, welcher bei mir gekauft wurde“) 
kündigte er an, bei ihm gekaufte Rollfilme für 20 Pfg. zu ent⸗ 
wickeln. Dementſprechend verlangte er von ſeinen Kunden für das 
Entwickeln eines Filmes 40 Pfg., aber nur 20 Pfg., wenn der be⸗ 


treffende Film bei ihm gekauft war. Der Amtsrichter 33 den 


Angekl. von der Anklage, gegen S$ 1, 3 des 1. Teils („Zugabe⸗ 
weſen“) VO. v. 9. März 1932 verſtoßen zu haben, freigeſprochen. 

Es iſt der Rev. zwar zuzugeben, daß vorliegendenfalls . 
dem verbilligten Entwickeln und dem Kaufe eines F Ims im 
Geſchäft des Angekl. ein örtlicher und zeitlicher Zuſammenhang be⸗ 
.... . —— — — 
ner nicht hervortreten darf, bevor dieſer nicht zur Zahlung ver⸗ 
pflichtet ift. Auch aus § 123 ZPO. iſt nichts Gegenteiliges herzu⸗ 
leiten. Denn § 123 ZPO. hat gerade den vermögenden Geg⸗ 
ner im Auge und verfolgt in Abſ. 2 den Zweck, dieſen auch dann 
erfaſſen zu können, wenn etwa die Parteien in kolluſivem Einver⸗ 
ſtändnis den Prozeß nicht weiter betreiben. 8 115 ZPO. ſchränkt 
alſo den § 123, nicht aber umgekehrt dieſer den 8 115 ZPO., der 
ja die für das Armenrecht grundlegende Vorſchr. enthält, ein. 

Es hat faft den Anſchein, als ob Od. Karlsruhe ebenfalls 
nach einem Weg geſucht hat, um für die Dauer des Armenrechts 
der Staatskaſſe eine Inanſpruchnahme der unterlegenen armen 
Partei zu verwehren, aber glaubte, einen ſolchen nach den be⸗ 
ſtehenden Beſt. nicht gehen zu können. Tatſächlich wäre es aber 
ein unverſtändliches Ergebnis, demſelben Staat, der einer Partei 
das Armenrecht bewilligt und ſich damit zunächſt des Rechts, Ge⸗ 
richtskoſten, alſo auch Auslagen von dieſer Partei zu erfordern, be⸗ 
geben hat, das Recht einzuräumen, dieſe Armut zu ignorieren, ſo⸗ 
bald es ſich um die von ihm für die gleichfalls arme Gegenpartei 
gemachten Auslagen, nämlich die Gebühren von deren Armen⸗ 
anwalt, handelt. Wenn dieſes Ergebnis gleichwohl bisher in Kauf 
genommen worden iſt, ſo doch offenbar nur, weil ein Weg, zu 
einem anderen Reſultat zu gelangen, nicht auffindbar ſchien. Die 
vorſtehend erwähnte Entſch. des KG. gibt aber die allein befrie⸗ 
digende Löſung. 5 

II. In der Frage der Aufrechnung dagegen wird dem 
DRG. Karlsruhe beizupflichten fein. Denn auch hier entſcheidet die 
Rechtsnatur des auf die Staatskaſſe übergegangenen Anſpruchs, 
der hinſichtlich der Aufrechnung mit Gegenforderungen zugunſten 
des Armenanwalts und damit alſo auch zugunſten der Staatskaſſe 
privilegiert iſt und demgegenüber nur die Aufrechnung 
mit Koſten für zuläſſig erklärt ift, die nach der in demſelben Rechts⸗ 
ſtreit ergangenen Koſtenentſch. von der anderen Partei der jetzt in 
Anſpruch genommenen Partei zu erſtatten ſind. Dieſe Aufrech⸗ 
nungsbeſchränkung gilt alſo auch der Staatskaſſe gegenüber. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Zu 6. Der Entſch. ift beizuſtimmen. 

Der Angekl. hatte in dem zugrunde liegenden Falle für die 
Rollfilme, die bei ihm gekauft waren, Sonderpreiſe angekündigt 
und gewährt. Auf Grund deſſen war gegen ihn Anklage wegen 
Verſtoßes gegen die Zugabe BO. erhoben. Um eine verbotene Zu⸗ 


ſtand. Weſentlich für den Begriff der Zugabeleiſtung iſt aber außer 
ihrer Abhängigkeit von der Hauptware, daß die Zugabe ohne Be⸗ 
rechnung eines beſonderen Preiſes gewährt wird, daß die Berech⸗ 
nung der Zugabeleiſtung nicht erkennbar wird (vgl. Klauer, 
„Das Zugabeweſen“, S. 27; Junkerstorff, „Zur Syſtematik 
des reichsgeſetzlichen Zugabeverbotes“, 2. Aufl., S. 9. An dieſer 
Vorausſetzung fehlte es nach den getroffenen Feſtſtellungen. Aller⸗ 
dings iſt, wenn wie hier für die Zuwendung ein geſonderter Preis 
berechnet wird, noch zu prüfen, ob es ſich bei dieſem geſonderten 
Preis etwa nur um ein „geringfügiges“, offenbar bloß zum Schein 
verlangtes „Entgelt“ (8 1 Abſ. 1 Satz 2 VO.) handelt. Ausdrücklich 
hat der Vorderrichter zu dieſer Frage zwar nicht Stellung genom⸗ 
men; nach dem Geſamtinhalt der Urteilsgründe muß aber ange⸗ 
nommen werden, daß er dieſe Frage geprüft und ſie verneint hat. 
Auch dieſe Rechtsauffaſſung iſt nicht zu beanſtanden. 

Der Meinung des Vorderrichters, daß es ſich hier nicht um 
eine verbotene Zugabe, ſondern nur um eine beſondere Preisge⸗ 
ſtaltung für das Entwickeln der Filme gehandelt habe, iſt beizu⸗ 
treten. Ob die Bewilligung bzw. Ankündigung eines derartigen 
Sonderpreiſes etwa einen Verſtoß gegen die Beſt. des Rabatt®. v. 
25. Nov. 1933 (88 1, 9, 11) darſtellte, braucht nicht näher unter⸗ 
fucht zu werden, da die Tatzeit vor dem Inkrafttreten des 
Rabatt. (1. Jan. 1934) liegt. 


(O8. Dresden, Urt. v. 28. Mai 1934, 1 OSt 51/34.) 
Ber. von Gen StA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


7. 5 3 Ziff. 1—4 Gtraffreid®. v. 7. Aug. 1934. 
Schlagen mehrere der hierin angegebenen Beſtimmun gen 
gleichzeitig ein, ſo iſt es Ermeſſensſache, welche von ihnen 
zur Begründung der Amneſtie-Anwendung herangezogen 
wird. Bei einer wegen mehrerer rechtlich zuſammentref⸗ 
fender Vergehen erkannten Strafe iſt für die Frage des 
Straferlaſſes entſcheidend, ob die Tat, ſoweit ſie unter 
das Geſetz fällt, aus dem nach 8 73 StGB. die Strafe ent- 
nommen iſt, Straffreiheit genießt. 

Bei einer Strafe, die wegen mehrerer rechtlich zuſammen⸗ 
treffender Vergehen rechtskräftig erkannt worden iſt, iſt für die 
Frage des Straferlaſſes auf Grund von Amneſtie — vorliegen⸗ 
denfalls auf Grund des Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 — ent⸗ 
ſcheidend, ob die Tat, ſoweit ſie unter das Geſetz fällt, aus dem 
gem. § 73 StGB. die Strafe entnommen iſt, Straffreiheit ge⸗ 
FFT... ͤ ͤ—— -—.. ——. —— 
gabe konnte es ſich aber ſchon deshalb nicht handeln, weil, wie auch 
der Werberat der Deutſchen Wirtſchaft kürzlich in einer Verlaut⸗ 
barung feſtgeſtellt hat, Zugaben nur dann vorliegen, „wenn zu 
einer Ware oder Leiſtung etwas zugegeben wird“. Dies kommt 
ſchon im Worte „Zugabe“ zum Ausdruck. Im vorl. Falle hat jedoch 
der Ankündigende Kunden nichts gegeben, ſondern nur einen ge⸗ 
ringeren Preis berechnet. Daß dieſer Preis nicht etwa bloß zum 
Schein verlangt war, ergeben, wie das Gericht durchaus richtig 
ausführt, die Sachumſtände. 

Schon aus dieſem Grunde konnte das Zugabe®. keine An⸗ 
wendung finden. 

Die Anwendung des Rabatt®., das für den Fall hätte gleich⸗ 
falls in Frage kommen können, ließ die Entſch. dahingeſtellt, weil 
die Tatzeit vor dem Inkrafttreten des RabattGG gelegen hat. Aber 
auch das Verbandsgeſetz dürfte in dieſem Falle nicht in Anwen⸗ 
dung kommen. In ihm werden als Sonderpreiſe, die nur nach 
Maßgabe des Rabatt®. angekündigt oder gewährt werden dürfen, 
ſolche Preiſe bezeichnet, die „wegen der Zugehörigkeit zu beſtimm⸗ 
ten Verbraucherkreiſen, Berufen, Vereinen oder Geſellſchaften ein⸗ 
geräumt werden“. Dieſe Merkmale ſind aber im vorl. Falle nicht 
gegeben. Daß es ſich bei den Perſonen, denen der Sonderpreis zu⸗ 
gebilligt wurde, nicht um Zugehörige beſonderer Berufe, Vereine 
uſw. handelte, ergibt der Sachverhalt. 

Fraglich konnte nur erſcheinen, ob die Kunden, die bei dem 
Angekl. die Filme gekauft haben, als „beſtimmte Verbraucherkreiſe“ 
angeſehen werden könnten. Dies muß verneint werden. 

Bei den „beſtimmten Verbraucherkreiſen des $ 1 Rabatt. 
handelt es ſich immer nur um ſolche Gruppen, die durch ein ge⸗ 
meinſames Merkmal, das ſie in irgendwelcher Weiſe verbindet, 
zuſammengehalten werden: z. B. Bewohner einer Stadt oder eines 
Stadtviertels, Erwerbsloſe, Beamte, oder auch Bezieher einer Zeit⸗ 
ſchrift, Rundfunkhörer uſw. Hier dagegen erhielt den verbilligten 
Preis jeder Verbraucher, gleichgültig aus welchem Verbraucher⸗ 
kreis er ſtamme, ſofern der Film ſelbſt nur in dem Geſchäft ge⸗ 
kauft war. Nicht auf die Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Ver⸗ 
braucherkreiſe, ſondern auf den Kauf des Filmes war alſo der 
Preis abgeſtellt. . 

Damit entfallen auch die Vorausſetzungen des § 1 Rabatt., 
ſo daß auch aus dieſem Geſichtspunkt gegen die Preisankündigung 
oder Preisbewilligung nichts anzuwenden iſt. 

RA. Dr. H. P. Danielcik, Berlin. 
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nießt (vgl. Buſch⸗Schäfer, Komm. z. RGeſ. über Straf⸗ 
„freiheit v. 20. Dez. 1932, Note 2 zu § 2). Der Einwand, das 
Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 könne keine Anwendung finden, 
weil die Tat des Verurteilten, ſoweit ſie ſich als üble Nachrede 
darſtellt, nicht amneſtiefähig ſei, kann hiernach ſchon deshalb 
leine Beachtung finden, weil die wegen Vergehens nach § 3 
Abſ. 1 VO. v. 21. März 1933 in Tateinheit mit übler Nachrede 
erkannte Strafe mit Recht aus § 3 Abf. 1 VO. v. 21. März 
1933 als der ſchwereren Strafbeſtimmung entnommen iſt, maß⸗ 
gebend alſo ift, ob die Tat als Vergehen nach § 3 Abſ. 1 BO. 
v. 21. März 1933 unter das Straffreihcz. fällt. Die Amneſtie 
würde hiernach ſelbſt dann Platz greifen, wenn hinſichtlich der 
üblen Nachrede weder § 3 Ziff. 2, nach § 3 Ziff. 4 StraffreihG. 
v. 7. Aug. 1934 anwendbar wäre. § 6 Ziff. 5 Geſ. v. 7. Aug. 1934 
ſchlägt nicht ein. 

Zur Anwendbarkeit des Straffveih®. v. 7. Aug. 1934 braucht 
im übrigen nur eine der in § 3 Ziff. 1—4 nebeneinander auf⸗ 
geſtellten Vorausſetzungen erfüllt zu ſein; ſchlagen mehrere von 
dieſen Beft. gleichzeitig ein, fo iſt es Ermeſſeusſache, welche von 
ihnen zur Begr. der Anwendung der Amneſtie herangezogen wird. 

DL. Dresden, Beſchl. v. 14. Sept. 1934, 2 0 St Reg 429/34.) 
Ber. von Gen StA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


Ss. 810 Abſ. 2 Satz 2 StraffreihG. v. 7. Aug. 1934. 
Dieſe Auslagenverteilungsvorſchrift iſt ausnahmsweiſe 
auf den Nebenkläger anwendbar, wenn das Verfahren auf 
Privatklage eingeleitet und ſpäter die Verfolgung von 
ber Staatsanwaltſchaft übernommen worden ift. 


Nach der Rechtsauffaſſung des OLG. Dresden, die dieſes bereits 
bei der Auslegung der gleichlautenden Vorſchr. im Straffreih®. v. 
20. Dez. 1932 vertreten hat, enthält § 10 Abſ. 2 Satz 2 Straf⸗ 
freiheg. v. 7. Aug. 1934 eine Sondervorſchr., die nach ihrem 
Wortlaut wie nach ihrer Entſtehungsgeſchichte nur auf Verfahren 
anzuwenden iſt, die auf Privatklage eingeleitet wor⸗ 
den ſind. Da es ſich um eine beſondere, außerhalb der StPO. ge⸗ 
troffene Regelung der Auslagenfrage handelt, kann ſie — trotz der 
Vorſchr. in § 397 SPO. — auf die notwendigen Auslagen des 
Nebenkl. im allgemeinen nicht angewendet werden. Nur wenn aus⸗ 
nahmsweiſe das Verfahren, in dem der Nebenkl. auftritt, nicht 
durch öffentliche Klage des StA. eingeleitet worden iſt, ſondern es, 
wie hier, von dem ſpäteren Nebenkl. durch Erhebung von Privat⸗ 
klage begonnen worden iſt und erſt ſpäter durch Übernahme der 
Verfolgung ſeitens des StA. gem. § 377 Abs. 2 und 3 StPO. zum 
öffentlichen Verfahren wurde, iſt die genaunte Sondervorſchr. auf 
die en en Auslagen des ehemaligen Privatklägers und nun⸗ 
mehrigen Nebenklägers anwendbar. Soweit dieſe Auslagen bis zur 
Übernahme der Verfolgung durch den Sta. erwachſen ſind, ergibt 
ſich dies ohne weiteres aus der Tatſache, daß das Verfahren bis 
dahin ein von dem jetzigen Nebenkläger betriebenes Privatklage⸗ 
verfahren war. Aber auch die notwendigen Auslagen des Neben⸗ 
klägers in dem ſpäteren öffentlichen Verfahrensabſchnitt ſind nach 
$ 10 a. a. O. erſtattungsfähig, weil dieſes Verfahren kein neues 
ſelbſtändiges Verfahren iſt, ſondern nur die Fortſetzung des bis⸗ 
herigen Verfahrens bildet und ſomit auch das ſpätere öffentliche 
Verfahren auf Privatklage eingeleitet worden iſt. Es können 
alſo in dieſem Falle zufolge des § 10 a. a. O. die dent Privatkläger 
und ſpäteren Nebenkläger und die dem Beſchuldigten während des 
ganzen Verfahrens erwachſenen notwendigen Auslagen vont Ge⸗ 
richt angemeſſen verteilt oder einem von ihnen ganz auferlegt 
werden. Dieſe Auslegung ergibt ſich nicht nur ohne weiteres aus 
der beſonderen Faſſung der Vorſchr.: „War das Verfahren auf 
Privatklage eingeleitet ...“ ſtatt der ſonſt näher liegenden ein⸗ 
facheren „im Privatklageverfahren“. Sie entſpricht auch der Billig⸗ 
keit. Der ſpätere Nebenkläger hat in ſolchem Falle, oft erſt nach 
erfolgloſer Anrufung der StA. zur Erhebung der öffentlichen Klage, 
auf ſein eigenes Riſiko die Strafverfolgung durch Erbebung der 
Privatklage begonnen. Es wäre daher unbillig, ihn bei Nieder⸗ 
ſchlagung des Verfahrens durch die Amneſtie ee zu ſtellen 
als einen Privatkläger, weil ihm die Durchführung des Prozeſſes 
als Privatklageverfahren durch deſſen Überführung in ein öffent⸗ 
liches Verfahren unmöglich gemacht worden iſt. Nach alledem iſt 
die von der Ber K. ausgeſprochene Verpflichtung des Angekl. zur 
Erſtattung der notwendigen Auslagen, die dem ehemaligen Pri⸗ 
vatkläger und jetzigem Nebenkläger in beiden Rechtszüͤgen er⸗ 
wachſen ſind, zuläſſig. 

Sie iſt nach Lage des Falles auch begründet. Der Augekl. iſt 
im erſten Rechtszug nach § 187 StGB. mit zwei Monaten Ge⸗ 
fängnis beſtraft worden. Nach dem bisherigen Beweisergebnis war 
auch bei Berückſichtigung der Beweisangebote des Angekl. in der 
Ber Inſt. feine Verurteilung im Berufungsverfahren wegen dieſes 
Vergehens, u. U. in Tateinheit mit einem ſolchen nach § 164 StGB., 
zu erwarten, auch mit einer Ermäßigung der Strafe kaum zu 
rechnen. Die angefochtene Auslagenentſch. iſt daher auch nach 


Anſicht des Senats durch die Sach⸗ und Rechtslage bei Inkraft⸗ 
treten der Amneſtie gerechtfertigt. 
(Och. Dresden, Beſchl. v. 5. Okt. 1934, 2 OSt Reg 472/34.) 
Ber. von Gen StA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 
Jena 

9. 88 20 a, 42e StGB.; Art. 5 Nr. 2 Gewohnh Verbr. 
Die nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung 
auf Grund des Art. 5 Nr. 2 Gewohnh Verbr. iſt nicht zu⸗ 
läſſig, wenn gegen den Verurteilten zwar drei Verurtei⸗ 
lungen vorliegen, die durch ſie auferlegten Freiheits- 
ſtrafen aber nachträglich zu einer Geſamtſtrafe vereinigt 
worden find. f) 

Der Angekl. iſt wegen dreier ſchwerer Rückfallsdiebſtähle, die 
er im März und Sept. 1931 begangen hat, durch Urt. v. 17. Sept. 
1931, 11. Nov. 1931 und 18. März 1932 mit drei Gefängnis⸗ 
ſtrafen beſtraft worden, die im letzten Urt. zu einer Geſamtſtrafe 
von 2 Jahren 6 Monaten zuſammengezogen worden ſind. Er hat 
die Strafen bis zum Febr. 1934 verbüßt. Der Antrag der EIN. 
auf Anordnung der Sicherungsverwahrung iſt vom LG. abgelehnt 
worden; ihre Rev. dagegen war erfolglos. 

Nach § 42 e StB. ſetzt die Anordnung der Sicherungsver⸗ 
wahrung voraus, daß der Täter nach 8 20 a als ein gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher verurteilt iſt. & 20a unterſcheidet aber zwei 
Fälle. In Abſ. 1 ſetzt er voraus eine neue Tat nach zweimaliger 
vorgängiger Verurteilung; in Abſ. 2 dagegen genügen drei vorſäßz⸗ 
liche Taken, ohne daß eine Verurteilung vorausgegangen ſein 
müßte. Hätte § 20a ſchon i. J. 1931 gegolten, jo hätte der 
Ungekl. nur auf Grund des Abſ. 2, nicht des Abſ. 1 als gefähr- 
licher Gewohnheitsverbrecher verurteilt werden können. 

Wie das LG. richtig darlegt, bezieht ſich die in Art. 5 Nr. 2 
Geſ. v. 24. Nov. 1933 angeordnete Rückwirkung des 8 42 e StGB. 
nur auf den Fall, daß der Verurteilte nach Abſ. 1 des 8 20 a als 
gefährlicher Gewohnheitsverbrecher angeſehen werden könnte. Das 
ergibt der Wortlaut dieſer Übergangsvorſchrift, die ſich eng an den 
Abs. 1 des 8 20a anſchließt. Sie deckt den Fall nicht, daß ein 
Täter wegen dreier ſelbſtändiger Handlungen durch ein Urt. zu 
einer Geſamtſtrafe verurteilt wird, da es dann an den dem weiteren 
Urt. vorausgehenden Verurteilungen fehlen würde. Dabei hat der 
Geſetzgeber nicht den Fall der Geſamtſtrafe überſehen, ſondern er 
hat die Faſſung offenbar gewählt, um damit die Rückwirkung auf 
den Abſ. 1 des $ 20 a zu beſchränken. Das zeigt ein Vergleich 
mit Art. 5 Nr. 3 Gef. v. 24. Nov. 1933, der den Fall der Ger 
ſamtſtrafe mit umfaßt. Hätte der Geſetzgeber wie bei der Ente 
mannung auch bei der Sicherungsverwahrung die Rückwirkung auf 
den Fall der Geſamtſtrafe erſtrecken wollen, ſo hätte er der Nr. 2 
des Art. 5 die gleiche Faſſung gegeben wie der Nr. 3. 

Beſchräukt ſich aber die Rückwirkung auf den Fall des $ 20a 
Abſ. 1, jo kann es keinen Unterſchied machen, ob der Angekl. in 
einem Verfahren wegen dreier ſelbſtändiger Taten verurteilt 
wurde, oder ob mehrere Verfahren ſtattgefunden und die Geſamt⸗ 
ſtrafe nachträglich gebildet wurde. Denn das iſt ein für die 
Würdigung des Verbrechers gleichgültiger, von ſeinem Willen un⸗ 
abhängiger Umſtand. Es würde daher dem Sinn und Zweck des 
Geſetzes widerſprechen, in dieſem Fall die Rückwirkung zuzulaſſen, 
ſelbſt wenn ſie mit dem Wortlaut des Geſetzes vereinbar wäre. 

(OLG. Jena, 2. StrSen., Urt. v. 4. Mai 1934, 8 56,34.) 
Ber. von OLGR. Dr. Rittweger, Jena. 
* 
Kiel 

10. 55 6,16 BD. über die Bildung von Sonder- 
gerichten v. 21. März 1933; § 2 Abſ. 3 ZeugGebd. . 

a) Gegen Entſcheidungen des Sondergerichts iſt die 
Beſchwerde zuläſſig. 

F ̃ — —̃˖ ̃ ᷣ M] Ne a ee ARE 

Zu 9. Die Entſch. verdient Zuſtimmung. Sie hebt zutreffend 
hervor, daß die Vorausſetzungen für die nachträgliche Anordnung 
der Sicherungsverwahrung in Art. 5 Ziff. 2 GewohnhVerb rh. auf 
den § 20 a Abſ. 1 SGB. abgeſtimmt find, und daß als Grundlage 
für die nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung nur 
ſolche Verurteilungen in Frage kommen, die nicht infolge ſpäterer 
Bildung einer Geſamtſtrafe ihre Selbſtändigkeit verloren haben. 
Das Urt. kommt damit zu dem Ergebnis, daß in denjenigen Fällen, 
in denen in mehreren Urt. auferlegte Freiheitsſtrafen durch Urt. 
oder Beſchl. nachträglich zu einer Geſamtſtrafe vereinigt worden 
ſind, nur die auf die Geſamtſtrafe erkennende Entſch. als rechts⸗ 
kräftige Verurteilung i. S. der genannten Vorſchr. anzuſehen iſt⸗ 
Mit dieſer Auslegung ſtimmt auch die Rſpr. des RG. überein (vgl- 
NOS. 68, 149 JW. 1934, 1662 2s; JW. 1934, 1972 12). Im 
einzelnen darf auf meine Ausführungen in JW. 1934, 1619 Bezug 
genommen werden. 5 

RegR. Dr. Schafheutle, Berlin. 
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b) Auch ein Zeuge, der Arbeitsloſen⸗ oder Kriſen⸗ 
unterſtützung bezieht, hat Anſpruch auf Zeugengebühren. 

Den erwerbsloſen Zeugen, die Kriſenunterſtützung bzw. 
Wohlfahrtsunterſtützung bezogen, ſind durch die Beſchlüſſe des 
Vorſitzenden des Sondergerichts in Altona 2 H. bzw. 1,40 K 
Entſchädigung für 10 Stunden bzw. 7 Stunden Zeitverſäumnis 
gem. § 2 Abſ. 3 ZeugGebO. zugeſprochen worden. Durch den 
auf Antrag des GenStA. in Kiel ergangenen angefochtenen Be⸗ 
ſchluß des Sondergerichts iſt dieſe Koſtenfeſtſetzung aufrechterhal⸗ 
ten. Gegen dieſen Beſchluß hat der Gen StA. in Kiel Beſchw. 
eingelegt, da eine Entſchädigung für Zeitverſäumnis, ohne daß 
eine ſolche ſtattgefunden hat, denjenigen Arbeitsloſen, die eine 
1 aus öffentlichen Mitteln erhalten, nicht zuzubilli⸗ 
gen ſei. 

Die Beſchw. gegen den Beſchluß des Sondergerichts er⸗ 
ſcheint zuläſſig. § 16 I der VO. der Reichsregierung über die Bil⸗ 
dung von Sondergerichten v. 21. März 1933 beſtimmt zwar, daß 
gegen Entſch. des Sondergerichts kein Rechtsmittel zuläſſig iſt. Im 
Zuſammenhang mit $ 6 a. a. O., der beſagt, daß auf das Ver⸗ 
fahren vor den Sondergerichten, ſoweit nicht etwas anderes be⸗ 
ſtimmt iſt, die Vorſchr. der StPO. und des GVG. entſprechende 
Anwendung finden, kann § 16 Abſ. 1 a. a. O. ſich nicht auf die 
Entf, beziehen, durch die Dritte oder an dem Verfahren nur 
mittelbar Beteiligte betroffen werden. Die VO. v. 21. März 1933 
will inſoweit von den Belt. der StPO. abweichen, als es nötig iſt, 
eine dem ſtandrechtlichen Verfahren ähnelnde beſchleunigte Ver⸗ 
wirklichung des Strafanſpruchs zu gewährleiſten. Alle, aber auch 
nur die Entſch., die dieſem Zwecke dienen, ſind deshalb der Nach⸗ 
prüfung durch eine höhere Inſtanz entzogen. Im übrigen aber 
hat die VO. v. 21. März 1933 die allgemeinen in der StPO. 
normierten Rechtsbehelfe unberührt gelaſſen (vgl. den Aufſatz: 
JW. 1934, 729—731). Unter der Geltung des § 17 Abſ. 1 der 
BO. v. 9. Aug. 1932, der mit dem § 16 Abs. 1 a. a. O. wört⸗ 
lich übereinſtimmt, haben das KG.: JW. 1933, 559 und die 
OL. Hamm: JW. 1933, 1671 und Kiel: DRZ. 1933, 572 auf 
Beſchw. von Verteidigern ſachlich entſchieden, ohne die Juluſſig⸗ 
keit des Rechtsmittels überhaupt in Zweifel zu ziehen. Lediglich 
das OLG. Karlsruhe hat unter dem Geltungsbereich der VO. 
v. 21. März 1933 die Beſchw. eines Verteidigers gegen eine 
Entſch. des Sondergerichts über den Gebührenanſatz als unzu⸗ 
läſſig verworfen: IW. 1933, 1962. Wenn das OLG. Karlsruhe 
ſeine Entſch. darauf abſtellt, daß die VO. das Sondergericht mit 
denkbar größter Machtvollkommenheit und Selbſtändigkeit habe 
ausſtatten wollen, ſo kann dem in dieſer Allgemeinheit nicht bei⸗ 
getreten werden. Im Hinblick auf die Beit. im § 6 a. a. O. ſpricht 
im Gegenteil neben Sinn und Zweck auch der Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes gegen eine Unanfechtbarkeit derjenigen Entſch., die weder 
den Angekl. betreffen noch der beſchleunigten Aburtellung und 
Vollſtreckung im Wege ſtehen. 

' Die demnach zuläffige Beſchw. iſt aber ſachlich nicht gerecht⸗ 
ertigt. 

Der angefochtene Beſchluß nimmt mit Recht an, daß Per⸗ 
ſonen, die einfache Handarbeiter ſind, durch den Empfang öffent⸗ 
licher Unterſtützungen nicht den Charakter von Unterhaltsſuchen⸗ 
den . S. des § 2 Abſ. 3 ZeugGebdO. verlieren. Der Sinn der 
Vorſchr. iſt der, daß Zeugen, deren Erwerbstätigkeit in einfacher 
Handarbeit, Handwerksarbeit oder geringerem Gewerbebetrieb be⸗ 
ſteht, auch dann eine geringe Entſchädigung erhalten ſollen, wenn 
fie tatſächlich keinen Erwerbsverluſt gehabt haben. Es ſoll ihnen 
alſo auch dann eine geringe Entſchädigung für ihre Zeugentätig⸗ 
keit gewährt werden. Für den dort beſtimmten Perſonenkreis iſt 
nicht maßgebend, wodurch der Unterhalt im einzelnen tatſächlich 
beſtritten wird. Eine einſchränkende Auslegung der Beſt. dahin, 
daß die Entſchädigung nur ſolchen Perſonen zu gewähren iſt, die 
ihren Unterhalt nicht bereits aus öffentlichen Mitteln erhalten, 
iſt nach dem Wortlaut und dem Sinn des Geſetzes nicht gerecht⸗ 
fertigt. Der von Wegner (Komm. 3. ZeugGebO., 1934, 8 2 
Anm. 51) zur Begr. feiner dahingehenden Anſicht angeführte Ge⸗ 
ſichtspunkt, daß eine doppelte Unterſtützung aus öffentlichen Mit⸗ 
teln unterbunden werden müſſe, kann nicht entſcheidend ſein. Es 
iſt nicht Aufgabe der Gerichtsbehörden, dieſe doppelte Zahlung 
zu verhindern, dies könnte vielmehr nur durch die die Unter⸗ 
ſtützung gewährenden Fürſorgebehörden geſchehen. Gegen die An⸗ 
ſicht des Gen StA. "pricht auch folgende Erwägung: 

Die den Erwerbsloſen gezahlte Wohlfahrtsunterſtützung kann 
unter beſtimmten Vorausſetzungen von ihnen zurückgefordert wer⸗ 
den. Würde eine Auszahlung der Zeugengebühren mit Rückſicht 
auf die Wohlfahrtsunterſtützung unterbleiben, dann würde der 
Zeuge in Wirklichkeit auch dieſe mit zurückzahlen müſſen. Das 
aber würde dem Sinne des Geſetzes widerſprechen, wonach gerade 
unbemittelte Zeugen Anſpruch auf den geringſten Satz haben 
und behalten ſollen. Eine Unterſcheidung zwiſchen Wohlfahrts⸗ 
empfängern und Zeugen, die Kriſenunterſtutzung beziehen, für 
die keine Rückzahlungspflicht beſteht, kann den die Entihadigung 


anweiſenden Gerichtsbehörden aber nicht zugemutet werden, da 
ſie kaum in der Lage ſind, zu prüfen, inwieweit Kürzungen der 
Unterſtützung einzutreten haben. 
(Os. Kiel, StrSen., Beſchl. v. 21. Aug. 1934, W 168/34.) 
Ber. von OLGR. Dr. Römer, Kiel. 


Altona Landgerichte 


1. Art. 2 Ziff. 2LandweEntſch VollſtrSch VO. v. 27. Dez. 
1933; § 19d VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933; $ 807 3PO. 
Auch der im Entſchuldungsverfahren befindliche Schuld⸗ 
ner iſt zur Offenbarung feines Vermögens gem. 8 807 3 PO. 
verpflichtet. Er kann die Eidesleiſtung durch Abgabe der 
einfachen Vermögensverſicherung gem. 8 19d Vollſtr Maßn⸗ 
VO. v. 26. Mai 1933 abwenden, es ſei denn, daß dieſes 
Recht infolge grundloſen Widerſpruchs verwirkt iſt. 7) 

Die Frage, ob ſich aus Art. 2 Nr. 2 VO. über den Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen Entſchuldungsverfahren v. 
27. Dez. 1933 oder einer ihrer Ergänzungen Beſchränkungen der 
Offenbarungseidspflicht aus § 807 ZPO. herleiten laſſen oder 
nicht, iſt im Schrifttum umſtritten. Während Harmening⸗ 
Paetzold: JW. 1934, 18691 und Pfundtner⸗Neubert, 
Anm. 3 zu Art. 2 der genannten VO. die Auffaſſung vertreten, 
daß gegen Schuldner, gegen die ein Eniſchuldun g derſeh ren nach 
dem SHRG. eröffnet ſei, das Offenbarungseidsverfahren nicht 
durchgeführt werden könne, und auch Pohle- Jonas, Das 


Zu 1. Dem vorſtehenden Beſchluſſe des LG. Altona kann 
nicht zugeſtimmt werden. Die Gründe, die gegen die Auf⸗ 
faſſung des LG. Altona anzuführen find, ergeben ſich aus dem 
Aufſatze des Unterzeichneten „Der Offenbarungseid im landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schuldenregelungsverfahren“? JW. 1934, 2520. Da⸗ 
ſelbſt iſt insbeſ. ausgeführt, daß der Offenbarungseid als vorbe⸗ 
reitende Maßnahme der Zwangsvollſtreckung ebenfalls unter die 
Schutzvorſchrift des Art. 2 Abſ. 1 Nr. 2 VollſtreckungsſchutzB O. v. 
27. Dez. 1933 fällt. Die vorſtehend genannte Vorſchr. bietet keiner⸗ 
lei Anhaltspunkte für die Annahme des LG. Altona, daß ſie ſich 
nur auf „unmittelbare, der Verwirklichung des feſtgeſtellten An⸗ 
ſpruchs dienende Zwangsmaßnahmen“ beziehe. Das Offenbarungs⸗ 
eidverfahren gehört vielmehr nach der herrſchenden Meinung als 
ein Teil der Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des Schuldners 
zu den Vollſtreckungshandlungen, gegen die der im Schuldenrege⸗ 
lungsverfabren befindliche Betriebsinhaber durch die Vollſtrek⸗ 
kungsſchutzB O. geſchützt werden ſoll. In meinem oben bezeich⸗ 
neten Aufſatz iſt weiter eingehend dargelegt, daß auch ein prak⸗ 
tiſches Bedürfnis für die Zulaſſung des Offenbarungseides des⸗ 
wegen nicht beſteht, weil der Gläubiger ohnehin an der Vollſtrek⸗ 
kung in das bewegliche und das betriebszugehörige unbewegliche 
Vermögen des Schuldners gehindert iſt. Fehl geht des weiteren 
die Bezugnahme des LG. Altona auf den § 11 AusfVO. zur Not- 
BO. über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 
1933. Die Behandlung des Offenbarungseidverfahrens in dem 
Abſchn. II „Zwangsvollſtreckung in bewegliches Vermögen“ dieſer 
BO. ſtützt gerade im Gegenteil die von mir mit der herrſchenden 
Meinung vertretene Auffaſſung, daß das Offenbarungseidverfah⸗ 
ren einen Teil der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Ver⸗ 
mögen bildet und daher der Betriebsinhaber auch vor ihm ge⸗ 
ſchützt iſt. § 11 läßt unter den dort genannten Vorausſetzungen 
die Leiſtung des Offenbarungseides nur zwecks Vollſtreckung in 
das „ſonſtige Vermögen“ des Schuldners zu, d. h. es ſind aus⸗ 
drücklich ausgenommen der zu ſeinem Betriebe gehörende Grund⸗ 
beſitz und die Gegenſtände, in die nach § 7 die Zwangsvollſtreckung 
unzuläſſig iſt. Das ſind aber gerade die Vermögensteile, in die 


auch nach der VollſtreckungsſchutzV O. v. 27. Dez. 1938 nicht 


vollſtreckt werden kann. Auch die VO. v. 14. Febr. 1933 geſtattet 
alſo den Offenbarungseid nur zum Zwecke der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung in Vermögen des Schuldners, das nicht geſchützt iſt, gibt 
alſo damit zu erkennen, daß der Offenbarungseid als Vorbereitung 
einer Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände, in die nicht vollſtreckt 
werden darf, unzuläſſig und unnötig iſt. Danach kann aus § 11 
AusfVO. v. 14. Febr. 1933 nur eine Beſtätigung der hier ver⸗ 
tretenen herrſchenden Anſicht hergeleitet werden, nicht aber der 
vom LG. Altona gezogene Schluß, daß die VollſtreckungsſchutzV O. 
v. 27. Dez. 1933 mangels einer dem 5 11 VO v. 14. Febr. 1933 
entſprechenden Vorſchr. die Offenbarungseidpflicht des Betriebs⸗ 
inhabers überhaupt nicht beſchränken wollte. 

Es iſt dringend zu wünſchen, daß ſich die Gerichte in dieſer 
Frage der herrſchenden Auffaſſung anſchließen, die allein dem 
Sinne der Schulbenregelung entſpricht, wie ich in dem oben ge 
nannten Aufſatze dargelegt habe. 

Mint. Dr. Heinrich, Berlin. 


368* 


2940 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Vollſtreckungsnotrecht, S. 156, dieſer Auffaſſung, allerdings ledig⸗ 
lich mit dem Hinweiſe, daß die Mobiliarvollſtreckung auch das 
Offenbarungseidsverfahren nach § 807 ZPO. umfaſſe, zuſtimmen, 
widerſprechen Schultze⸗Seiffert, Vollſtreckungsſchutz, An⸗ 
merk. 30, S. 418, dieſer Auffaſſung. 

Neuerdings haben das LG. Berlin, Beſchl. v. 28. April 1934, 
209 T 6610/34: JW. a. a. O. und das LG. Oels, Beſchl. v. 
8. Mai 1934, 2 7 183/34: DRZ. 1934, Heft 7 Nr. 401, zu der 
vorl. Streitfrage Stellung genommen und ſich der Auffaſſung von 
Schultze⸗Seiffert angeſchloſſen. Auch die Kammer tritt 
dieſer Auffaſſung auf Grund folgender Erwägungen bei: Nach 
Art. 2 Ziff. 2 VO. über den Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaft⸗ 
ſchaftlichen Entſchuldungsverfahren v. 27. Dez. 1933 ſind Zwangs⸗ 
vollſtreckungen gegen den Betriebsinhaber wegen einer Geldforde⸗ 
rung in Gegenſtände des beweglichen Vermögens einſtweilen ein⸗ 
zuſtellen. Unter Zwangsvollſtreckungen in der vorgenannten Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung ſind aber nur unmittelbare, der Verwirklichung 
des feſtgeſtellten Anſpruches dienende Zwangsmaßnahmen zu ver⸗ 
ſtehen. Nicht dagegen Zwangsvollſtreckungen i. w. S., wozu das 
Offenbarungseidsverfahren zu rechnen iſt. Das Offenbarungseids⸗ 
verfahren dient nicht der unmittelbaren ee des Gläu⸗ 
bigers wegen des ihm zuſtehenden Anſpruches; es ſoll vielmehr 
den Schuldner veranlaſſen, ſein Vermögen zu offenbaren, um hier⸗ 
durch dem Gläubiger die Möglichkeit zu bieten, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das ihm offenbarte Vermögen des Schuldners nun⸗ 
mehr zu betreiben. Das Offenbarungseidsverfahren dient alſo 
lediglich der Vorbereitung der beabſichtigten Zwangsvollſtreckung. 
Aus dieſem Grunde wird das Offenbarungseidsverfahren von 
Art. 2 Ziff. 2 der VO. nicht erfaßt. 

Aber ſelbſt wenn man das Offenbarungseidsverfahren als 
eine Wenne be nicht i. w. S., ſondern i. e. S. auffaßt, 
ſo iſt dennoch das Offenbarungseidsverfahren nicht zu einer 
Zwangsvollſtreckung i. S. der vorgenannten VO. zu rechnen. 
Einſtweilen einzustellen find Zwangsvollſtreckungen in Gegenſlände 
des beweglichen Vermögens. Der Begriff der Zwangsvollſtreckung 
in das bewegliche Vermögen wird im 8. Buch 2. Abſchn. der ZPO. 
näher erläutert. Hierzu werden die Zwangsvollſtreckungen in 
körperliche Sachen und die Zwangsvollſtreckung in Forderungen 
und andere Vermögensrechte gezählt, nicht aber wird das Offen⸗ 
barungseidsverfahren als Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen angeſehen. Auch aus dieſem Grunde findet Art. 2 Ziff. 2 
EntſchuldV O. keine Anwendung. Hierzu kommt noch folgen⸗ 
des: Genau mit demſelben Wortlaut hat auch bereits auf Grund 
der VO. des RPräſ. über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz v. 14. Febr. 1933 gem. Art. 1 8 1 Nr. 2 ein gewiſſer zeit⸗ 
licher Vollſtreckungsausſchluß zugunſten landwirtſchaftlicher Grund⸗ 
jede ſtattgefunden. Nur folgerecht war es, daß der Geſetzgeber, 

a ſich dieſer Schutz nur im Rahmen des 2. Abſchn. des 8. Buches 
der ZPO. hielt, wenn er nunmehr die Offenbarungspflicht be⸗ 
ſchränken wollte, dies beſonders hervorheben mußte, wie dies auch 
im § 11 Ausf VO. zu der VO. des RPräſ. über den landwirtſchaft⸗ 
lichen Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933 geſchehen iſt. Wenn 
nun in der VO. über den Vollſtreckungsſchutz v. 27. Dez. 1933 
beſondere Beſchränkungen der Offenbarungseidspflicht nicht ent⸗ 
halten ſind, ſo folgt auch hieraus, daß der Geſetzgeber ſolche Be⸗ 
ſchränkungen nicht hat feſtſetzen wollen. Andererſeits kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß dem Schuldner gem. $ 19 d VO. 
v. 26. Mai 1933 die Befugnis zuzubilligen iſt, zur Abwendung 
der Offenbarungseidsleiſtung eine einfache Vermögensverſicherung 
abzugeben (ebenſo auch Schultze ⸗Seiffert a. a. O., S. 419). 
Allerdings hatte vorliegend der Schuldner dieſes Recht verwirkt, 
da bereits der erſte Offenbarungseidstermin infolge des Wider⸗ 
ſpruchs des Schuldners gem. § 900 Abſ. 3 ZPO. erfolglos ge⸗ 
blieben war (§ 19 d Abſ. 3 VO. v. 26. Mai 1933). 

(OG. Altona, Beſchl. v. 1. Okt. 1934, 7 T 1216/34.) 
Eingef. von LER. Schweppe, Altona. 
* 


Berlin 

2. 87 EntI®BD. Die Beſchwerde gegen die Entſchei⸗ 
dung des Amtsrichters, „der Antrag des Bekl., das ſchrift⸗ 
liche Verfahren anzuordnen, wird abgelehnt“ mit dem An- 
trag, „das ſchriftliche Verfahren vor dem AG. anzuordnen“, 
iſt unzu läſſig. 

Gem. § 7 EntlVO. kann das Gericht mit Einverſtändnis der 
Parteien eine Entſch. ohne mündliche Verhandlung treffen. Aus der 
Faſſung der genannten Vorſchr ergibt ſich, daß die Entſch. völlig im 
Ermeſſen des Gerichts ſteht, das nie zur ſchriftlichen Entſch ver⸗ 
pflichtet iſt. 

Ein Rechtsbehelf iſt daher nicht gegeben. Im übrigen iſt auch 
nicht dargetan und erſichtlich, daß der Amtsrichter willkürlich die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung getroffen hat. 

Wenn der Bekl. feine Mittelloſigkeit geltend macht, fo muß es 


ihm überlaſſen bleiben, unter Beachtung der Beft. der 88 114 ff. ZPO- 
die Bewilligung des Armenrechts beim Amtsgericht nachzuſuchen. 
(SG. Berlin, 5. ZK., Beſchl. v. 11. Okt. 1934, 205 T 14373/34.) 
Eingeſ. v. LER. Dr. Beckmann, Berlin. 
*. 

3. 8850 3PO.; § 1 Lohnpfänd Vo. Auch einem un“ 
ehelichen Kinde gegenüber iſt der Lohn eines Arbeiters 
mit Frau und 2 Kindern in Höhe von ½ des wöchentlich 
38 Aa überſteigenden Bruttobetrages pfändbar. 

Durch den angef. Beſchl. iſt der Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluß des AG. auf Erinnerung dahin abgeändert worden, daß nur 
der 38 AM überſteigende Bruttobetrag beſchlagnahmt wird. Die Er⸗ 
innerung war durch die inzwiſchen erfolgte Geburt eines zweiten Kin⸗ 
des veranlaßt. 

Die Beſchw. des Schuldners iſt nur teilweiſe begründet. Der 
Erzeuger eines unehelichen Kindes ſoll nach dem Willen des Geſetzes 
nur den notdürftigen Unterhalt für ſich und den ſtandesgemäßen 
Unterhalt für Frau und Kinder behalten. Er ſoll alſo ſchlechter ſtehen 
als ein anderer Schuldner. Bei einem anderen Schuldner mit Frau 
und zwei Kindern würde ein Drittel des wöchentlich 38 RM über⸗ 
ſteigenden Bruttobetrages pfändbar ſein. Beſſer als dieſer darf der 
BeſchwF. auch nicht ſtehen. Mehr kann ihm alſo nicht freigelaſſen 
werden. Kommt, wenn von dem Geſamtlohnbetrag (brutto) ein Drittel 
des 38 Kall überſteigenden Betrages an den Gläubiger abgeführt wird 
und von dem Reſt die geſetzlichen Abzüge einbehalten werden, weniger 
als 3ERM als tatſächlich an den Schuldner auszuzahlender Betrag 
heraus, ſo erhält er nur dieſen geringen Betrag. Andererſeits hat er 
die Beſchw. ſelbſt auf 38 N, netto begrenzt. Ergibt ſich daher bei der 
nach den vorſtehenden Grundſätzen vorzunehmenden Berechnung ein 
Nettoauszahlungsbetrag von mehr als 38 N, fo erhält der Schuldner 
nur 38 K., den Mehrbetrag der Gläubiger. 

(OG. Berlin, 9. ZK., Beſchl. v. 3. Okt. 1934, 209 J 14056 /84.) 
Ber. von LGDir. u. AGR. Dr. Heiſe, Berlin. 


* 


4. 5 867 ZPO. Der Grund buchrichter hat nicht zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen für die Erteilung der Voll- 
ſtreckungsklauſel gegeben waren. 

Zwar hat das GBA. bei der Eintragung einer Zwangshypothek 
als Vollſtreckungsorgan neben den grundbuchrechtlichen Eintragungs⸗ 
voraussetzungen auch die Vollſtreckungsvorausſetzungen zu prüfen 
(RG. 78, 4061); Stein⸗Jonas 1 zu 8 867). In keinem Falle 
hat es aber die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel nachzuprüfen 
(Güthe⸗Triebel, Anm. 104 zu $ 19 G.). Die vom Rechts⸗ 
pfleger herangezogene Entſch. des KGG. v. 11. Jan. 1906 (DIB- 
1906, 1029) behandelte einen Fall, in dem die Klauſel lediglich dahin 
lautete, daß ſie zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung erteilt werde, 
ohne anzugeben und erkennen zu laſſen, ob ſie bloß wegen der Zinſen 
oder auch wegen der Hauptforderung erteilt ſei. Im vorl. Falle iſt 
aber die Klauſel ausdrücklich wegen Kapital und Zinſen erteilt. 

(EG. Berlin, 1. Z., Beſchl. v. 2. Okt. 1934, 201 T 13885/34.) 


Ber. von LGR. Dr. Seibert, Berlin.“ 


* 

Greifswald 

5. § 38 RErbhof®. Eine Zwangsverwaltung kann 
auch nach Erwerb des Alleineigentums und der dadurch 
eingetretenen Entſtehung der Erbhofeigenſchaft fortge— 
ſetzt werden. ) 

Gegen die durch Beſchl. v. 20. Juni 1934 angeordnete und am 
23. Juni 1934 in das Grundbuch eingetragene Zwangsverwaltung der 
oben bezeichneten Grundſtücke, die in jenem Zeitpunkt noch im Mit 


1) JW. 1912, 645f. 


Zu 5. Die Entſch. verdient Billigung. Das KG. hat zwar in 
einem Beſchl. v. 6. Juni 1934 die Anſicht vertreten, ein Grundſtück, 
das nach der Beſchlagnahme in das Alleineigentum einer bauern 
fähigen Perſon übergeht, genieße auch dem betreibenden Gläubiger 
gegenüber den Vollſtreckungsſchutz des 8 38 RErbhofch. Jene Entſch. 
iſt jedoch, wie ich in meiner Anm. in JW. 1934, 2267 ſowie in 
meinem Komm., 3. Aufl., S. 252 näher dargelegt habe, nicht haltbar. 
Ein geſundes Rechtsgefühl muß ſich dagegen auflehnen, daß es dem 
Schuldner möglich ſein ſoll, ſein Grundſtück trotz der Beſchlagnahme 
durch eine einfache Machenſchaft der Vollſtreckung zu entziehen. Man 
erweiſt dem RErbhofGG. eine zweifelhafte Ehre, wenn man ihm au“ 
traut, daß es offenkundige Schiebungen decken wolle. Auch die gut⸗ 
gemeinten Ausführungen von Johae: RdRN. 1934, 409 vermögen 
hieran nichts zu ändern. Das LG. Greifswald trifft vielmehr den 
Nagel auf den Kopf, wenn es ſagt, daß ſolche Dinge unmöglich dem 
Willen des Geſetzgebers entſprechen können. 

Mint. Dr. Vogels, Berlin, 
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eigentum einer Erbengemeinſchaft ſtanden, hatte der jetzige Allein⸗ 
eigentümer Erinnerung eingelegt, indem er geltend machte, daß die 
Grundſtücke nunmehr Erbhof geworden ſeien und daher die Zwaugs⸗ 
verwaltung gem. 838 RErbhof ch. unzuläſſig ſei. Durch den angefoch⸗ 
tenen Beſchluß iſt die Erinnerung zurückgewieſen worden. 

Die Beſchw. iſt, ſoweit fie ſich auf den Vollſtreckungsſchutz des 
838 NErbhof®. beruft, unbegründet. Das AG. hat zutreffend aus⸗ 
geführt, daß der Schuldner die Grundſtücke, die erſt nach der An⸗ 
ordnung der Zwangsverwaltung in fein Allein⸗ und damit erbhof⸗ 
fähiges Eigentum übergegangen ſind (Auflaſſung v. 26. Juni 1934 
und Grundbucheintragung v. 3. Juli 1934), mit der Zwangsverwal⸗ 
tung belaſtet erworben hat (8 23 ZwVerſtG., § 135 BGB.). 

Der Fall liegt hier anders als der, auf den der Schuldner hin⸗ 
gewieſen hat. Die beim Inkrafttreten des R Erbhof. 
anhängigen Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangsverwaltungs⸗ 
verfahren find allerdings vom VollſtrGer, ſofort von Amts wegen 
aufzuheben. Die unterſchiedliche Behandlung iſt auch durchaus ge⸗ 
rechtfertigt. In dem vom Schuldner herangezogenen Vergleichsfalle 
trat gar keine Anderung in den Verhältniſſen des Hofes ein, der 
die Vorausſetzungen der Erbhofeigenſchaft ſchon vorher beſeſſen hatte, 
es änderte ſich nur das Geſetz. Von da an mußten ſämtliche Zwangs⸗ 
vollſtrechungen unzuläſſig ſein, ſollte anders das Geſetz in unzähligen 
Fällen ſeinen Zweck nicht erfüllen, wahrend in dem hier ſtreitigen 
Falle die Grundſtücke noch gar nicht Erbhof waren, daher den Schutz 
des 838 a. a. O. noch nicht genießen konnten. Sonſt könnte jeder 
Grundſtückseigentümer das Grundſtück der Immobiliarvollſtreckung 
dadurch entziehen, daß er nach ihrer Anordnung das Grundſtück ein⸗ 
fach an einen erbhoffähigen Dritten veräußert. Das kann aber un⸗ 
möglich dem Willen des Geſetzgebers entſprechen. . 

(LG. Greifswald, Beſchl. v. 6. Aug. 1934, 3 T 367/34.) 
Ber. v. AGR. u. LEN. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Magdeburg. 
* 
Schneidemühl 

6. 8 3 Abſ. 1 Ziff. 5 SchRG. Für einen Betrieb, des 
von der Oſthilfe entſchuldet worden iſt, kann das land⸗ 
wirtſchaftliche Entſchuldungsverfahren vor dem AG. nicht 
erneut eingeleitet werden, auch wenn er ein Erbhof iſt. 

Das AG. hat die Einleitung des Eutſchuldungsverfahreus ab⸗ 
gelehnt, weil der Betrieb des BeſchwF. bereits durch die Oſthilfe ent⸗ 
ſchuldet worden iſt. Wenn der BeſchwF. dagegen anführt, ſein Betrieb, 
ein Erbhof, ſei bei allem Fleiß und gutem Willen ſeinerſeits niemals 
imſtande, die auf ihm laſtende Schuld zu tragen, was ausdrücklich 
durch einen Kontrollbericht ſeines Betreuungsinſtitutes, der land⸗ 
wirtſchaftlichen Schule in D. v. 3. Okt. 1934 feſtgeſtellt ſei, ſo kann 
dieſer Grund nach der gegenwärtigen Geſetzeslage nicht dazu dienen, 
die Entſch, des AG. aufzuheben. Gemäß § 3 Abſ. 1 Ziff. 5 Sch. 
v. 1. Juni 1933 (RG. 1, 331) iſt die Eröffnung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens vielmehr abzulehnen, wenn die Eutſchuldung nach den im 
Oſthilfegebiet geltenden Vorſchr. bereits erfolgt iſt. An dieſer Rechts⸗ 
lage iſt auch durch die 6. Durchf VO. der landwirtſchaftlichen Schul⸗ 
denregelung v. 7. Juli 1934 (RGBl. I, 609) nichts geändert wor⸗ 
den. Insbeſ. iſt inſoweit auch keine Anderung für Erbhöfe erfolgt. 


(CG. Schneidemühl, Beſchl. v. 16. Okt. 1934, 3 T 668/34.) 
Ber. von LGDir. Lehmann, Schneidemühl. 


B. Arbeitsgerichte 
Reichs arbeitsgericht 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


1. 6 1 Abſ. 4 WBG. v. 7. April 1933. Ausſchluß des 
Rechtswegs bei Entlaſſungen, die von der Reichsbahn nach 
Maßgabe der im Rahmen der Ermächtigung des 9 1 Abj. 4 
WBG. erlaſſenen Vorſchriften verfügt werden. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften haben Geſetzeskraft. 


Für die ordentlichen Gerichte iſt die Entſch. der zuſtändigen 
Reichsbahnbehörde, daß der Kl. wegen kommuniſtiſcher Betätigung 
zu entlaſſen ſei, bindend. Der Berufungsrichter war nicht befugt, 
die Zuläſſigkeit der Entlaſſung nachzuprüfen. 

1. Die unmittelbare Einbeziehung der Beamten, Angeſtellten 
und Arbeiter der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft in die Rege⸗ 
lung des WBG. v. 7. April 1933 (RGBl. I, 175, 389, 518, 655; 
1934, I, 203, 604) war wegen der für ſie geltenden beſonderen, 
zum Teile internationalen Belt. ausgeſchloſſen (Seel, WBG., 
2. Aufl. 1933, 8 1 Anm. 11 S. 54), Durch § 1 Abſ. 4 des Geſetzes 
iſt die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft (ebenjo wie die Reichs⸗ 
bank) ermächtigt worden, entſprechende Anordnungen zu treffen. 
Zur Zeit der Entlafjung des Kl. war das WB. noch nicht ver⸗ 
kündet. Damals beſtand nur eine Anordnung des Generaldirektors 
der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft v. 27. März 1933 (ſ. Amtsbl. 


der Reichsbabndirektion Hannover Nr. 30 v. 1. April 1933), wo⸗ 
nach Beamte, Angeſtellte und Arbeiter, die ſich kommuniſtiſch be⸗ 
tätigen, nicht im Dienſte der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft 
belaſſen werden könnten, Angeſtellte und Arbeiter friſtlos zu ent⸗ 
laſſen ſeien. Bei der Bekanntgabe dieſes Erlaſſes hat die Reichs⸗ 
bahndirektion Hannover die ihr unterſtellten Amter beſonders dar⸗ 
auf hingewieſen, daß nach § 26 A Ziff. 4 LTarVertr. gegenüber 
Arbeitern, die mindeſtens zehn Jahre ununterbrochen im Dienſte 
der Reichsbahn ſtehen, die Kündigung oder ſofortige Entlaſſung 
nur durch das vorgeſetzte Amt, und zwar nur mit vorheriger 2 = 
ſtimmung der Reichsbahndirektion verfügt werden könne, und die 
genaue Beachtung dieſer Vorſchr. angeordnet. Von der Ermäch⸗ 
tigung des § 1 Nr. 4 Geſ. v. 7. April 1933 hat die Deutſche Reichs⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft erſt am 18. April 1933 Gebrauch gemacht (Die 
Reichsbahn 1933, 341 ff.). Nach Abſchn. IS 13 Vfg. v. 18. April 
1933 finden die Vorſchr. über Beamte auf Angeſtellte und Ar⸗ 
beiter ſinngemäße Anwendung; das Nähere regeln die Ausfĩeſt. 
Nach § 7 Abſ. 1 daf. wird die Entlaſſung von Beamten aus dem 
Amte unter Ausſchluß des Rechtswegs verfügt. Nach 
Abſchn. II Vfg. v. 18. April 1933 waren bis zur Überjendung von 
weiteren Ausf Beſt. Maßnahmen auf Grund der Vfg. nicht ein⸗ 
zuleiten. Die Ausf Beſt. wurden am 14. Juni 1933 erlaſſen (Die 
Reichsbahn 1933, 521 ff.); zugleich mit dem Exlaſſe der AusfBeſt. 
wurde auch die grundlegende Vfg. v. 18. April 1933 ſelbſt in ver⸗ 
ſchiedenen Punkten abgeändert. 

2. Die Frage, ob nicht das Arb®. und das LArbG. nach der 
durch die bezeichneten Verfügungen der Deutſchen Reichsbahn⸗ 
Geſellſchaft begründeten Rechtslage verpflichtet geweſen wären, 
ſich jeder ſachlichen Nachprüfung der Zuläſſigkeit der friſtloſen 
Entlaſſung des Kl. zu enthalten, iſt in der Rev Inſt. von Amts 
wegen zu unterſuchen. Denn inſoweit handelt es ſich um geſetzliche 
Beſt., um objektive Rechtsnormen i. S. der SS 549, 550 ZPO. 
und des § 73 Abſ. 1 ArbGG. i. Verb. m. § 12 EG 38 O., die von 
den Gerichten in allen Abſchnitten des Verfahrens von Amts 
wegen zu erforſchen und zu beachten (8 293 JB O.), insbeſ. aber 
auch im Reviſionsverfahren noch anzuwenden ſind, ſelbſt wenn ſie 
nicht als vorgetragen aus dem Tatbeſtande des angefochtenen Urt. 
oder aus dem Sitzungsprotokoll erſehen werden können (§ 561 
Abſ. 1 ZPO.; § 72 Abſ. 2 ArbGG.) 

Die auf Grund des Gef. v. 7. April 1933 und der darin ent⸗ 
haltenen Ermächtigung der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft er⸗ 
laſſenen Beſt. bezwecken, aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
und des gemeinen Wohls hinſichtlich aller ihrer Beamten, Ange⸗ 
ſtellten und Arbeiter für die zuſtändigen Verwaltungsbehörden die 
Möglichkeit zu begründen, die beſtehenden Beamten⸗, Angeſtellten⸗ 
vertrags⸗ und Arbeitsverhältniſſe ohne Rückſicht auf die bisher be⸗ 
gründete Rechtslage im einzelnen Falle vorzeitig und friſtlos auf⸗ 
zulöſen und zu dieſem Zwecke auch in wohlerworbene Rechte ein⸗ 
zugreifen. Aus ſtaatspolitiſchen Rückſichten ſoll alſo A e des 
großen Beamten⸗, Angeſtellten⸗ und Arbeiterkörpers der ekl. der⸗ 
ſelbe Rechtszuſtand begründet werden, wie er hinſichtlich der un⸗ 
mittelbaren und mittelbaren Beamten des Reichs, der unmittel⸗ 
baren Beamten der Länder und der Beamten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, der Beamten von Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts und der dieſen gleichgeſtellten Einrichtungen und Un⸗ 
ternehmungen, ſowie ihrer Angeſtellten und Arbeiter für nötig be⸗ 
funden worden iſt. Danach handelt es ſich nicht um die Aufſtellung 
von Verwaltungsnormen, denen etwa nur die Bedeutung von An⸗ 
weiſungen für die Behörden und Beamten über die im einzelnen 
Falle zu ergreifenden Maßnahmen zuerkannt werden könnte, oder 
von allgemeinen, im voraus geſchaffenen Vertragsnormen (vgl. 
RG. 71, 257 ff. )). Vielmehr find die erlaſſenen Vorſchr. dazu 
beſtimmt, auf dem geregelten Gebiete beſtehende Rechtsverhältniſſe 
ohne Rückſicht auf bisherige Bindungen vorzeitig aufzulöſen und 
das inſoweit beſtehende objektive Recht unmittelbar dergeſtalt um⸗ 
zuändern, daß die zur Vollziehung der Vorſchr. berufenen Behör⸗ 
den und Beamten verpflichtet find, fie in jedem Falle anzuwenden, 
wo die dafür geſetzten Vorausſetzungen vorliegen, wie auch die 
Gerichte ſie als geltendes Recht zu beachten haben. Kraft der Er⸗ 
mächtigung, die der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft vom Reichs⸗ 
geſetzgeber erteilt worden iſt, hat ſie in den Grenzen des ihr er⸗ 
teilten Machtbereichs die in Frage kommenden Beſt. erlaſſen und 
damit in ſtaatsrechtlich gültiger Weiſe für die Rechtsverhältniſſe 
ihrer Beamten, Angeſtellten und Arbeiter objektives Recht ge⸗ 
ſchaffen. Nur bei ſolcher Auffaſſung kann der vom Geſetzgeber ver⸗ 
folgte Zweck erreicht werden. 

3. Die bezeichneten Verfügungen der Deutſchen Reichsbahn⸗ 
Geſellſchaft ergeben klar, daß auch hinſichtlich der Angeſtellten und 
Arbeiter den Gerichten nicht das Recht zuſteht, die Zuläſſigkeit der 
Entlaſſung oder Kündigung nachzuprüfen. 

Nach 8 3 a Ausf Beſt. zu $ 13 (Pfg. v. 14. Juni 1933) können 
Dienſtverpflichtete, die nach ihrer bisherigen politiſchen Betätigung 
nicht die Gewähr dafür bieten, daß ſie jederzeit rückhaltlos für den 


1) JW. 1909, 434. 
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nationalen Staat eintreten, durch einſeitige Erklärung des Dienſt⸗ 
berechtigten friſtlos entlaſſen werden. Im einzelnen iſt hierüber 
beſtimmt unter 

4. a) Die Kündigung gem. AusfBeſt. (1 bis) 3 tft je für die 
unterſtellten Angeſtellten und Arbeiter durch die Hauptverwaltung, 
die Gruppenverwaltung Bayern, die Reichsbahndirektionen, die 
Reichsbahn⸗Zentralämter und die Oberbetriebsleitungen auszu⸗ 
ſprechen; ſie muß dem Empfänger ſpäteſtens am 30. Sept. 1933 
zugeſtellt werden, 

b) Streitigkeiten über die Zuläſſigkeit der Entlaſſung oder 
Kündigung und über die zu gewährenden Bezüge entſcheiden unter 
Ausſchluß der Nachprüfung durch die Gerichte die Leiter der unter 
a) bezeichneten Stellen. Bereits ergangene Urt. oder abgeſchloſſene 
Vergleiche ſtehen, ſoweit ſie noch nicht erfüllt ſind, der Durch⸗ 
führung dieſer Verfügung nicht entgegen. 


Olsen 

d) Entlaſſungen und Kündigungen, die vor dem 18. April 
1933 ausgeſprochen find, behalten ihre Rechtswirkſamkeit. 

Danach iſt die Entſch. der Leiter der unter 4 a bezeichneten 
Dienſtſtellen für die Gerichte bindend. Eine Nachprüfung dieſer 
Verwaltungsbeſcheide auf ihre Richtigkeit ſteht den Gerichten weder 
hinſichtlich der Frage der Zuläſſigkeit der Entlaſſung oder Kün⸗ 
e hinſichtlich der zu gewährenden Bezüge zu (Ausf⸗ 

eſt. 4 b). 

5. Der Kl. iſt vor dem Erlaß dieſer Vorſchr. am 31. März 
1983 „wegen kommuniſtiſcher Betätiaung“ aus dem Reichsbahn 
dienſte entlaſſen worden. Nach AusfBeſt. 4 d zu § 13 behält die 
Entlaſſung ihre Wirkſamkeit. Das bedeutet, daß mit rückwirtender 
Kraft auch für fie die Beſt. (unter 4 b) zu gelten hat, wonach den 
Streit über die Zuläſſigkeit der Entlaſſung und über die zu ge⸗ 
währenden Bezüge unter Ausſchluß der Nachprüfung durch die 
Gerichte die Leiter der unter a) bezeichneten Dienſtſtellen zu ent⸗ 
ſcheiden haben. Als zuständige Dienſtſtelle kann im vorl. Fall nur 
die Reichsbahndirektion Hannover in Frage kommen. In Anſehung 
der Vorſchr. in 8 5 Abſ. 7 der 2. Durchf VSO. v. 4. Mai 1933 (RGS Bl. 
1, 233) iſt das NArd®. ſchon in feiner Entſch. v. 13. Juni 1934, 
RAG 83/342) der Meinung entgegengetreten, daß für Entlaſ⸗ 
fungen, die vor dem Inkrafktreten des Geſ. v. 7. April 1933 aus⸗ 
geſprochen worden find, nur die ſachlich⸗ rechtlichen Beſt. der 88 2 
bis 4 DurchfVO. anwendbar ſeien, nicht aber die im Abſ. 7 nicht 
angeführten Verfahrensvorſchr. des § 5 Abſ. 5. Für das Verhält⸗ 
nis der entſprechenden Vorſchr. der AusfBeſt. 4 d und Ab zu § 13 
Vfg. v. 18. April und 14. Juni 1933 kann nichts anderes gelten. 
Es iſt auch hier auf die Beſt. unter 4b Satz 2 zu vexweiſen, 
wonach bereits ergangene Urt. der Durchführung der Verfügung 
nicht entgegenſtehen. Wenn ſogar ſchon erlaſſenen Gerichtsurteilen 
jeder Einfluß verſagt iſt, können nicht bei noch ſchwebenden Strei⸗ 
tigkeiten die ordentlichen Gerichte für zuſtändig angeſehen werden. 

Nach alledem iſt für die vorl. Streitigkeit der Rechtsweg 
ausgeſchloſſen. 

(RArbGg., Urt. v. 25. Aug. 1934, RAG 106/34. — Hannover.) 


C. Verwaltungsbehörden u. Verwaltungsgerichte 
I. Reich 


Reichsſinanzhof 


Berichtet von den Reichsfinanzräten Arlt, Bodenſtein, Ott 
und Sölch 


I Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 813 KörpStG.; 88 13, 15 Abſ. 1 Nr. 1, 16 Abſ. 1 
Einkst. In Aufwendungen für die Entfernung eines 
Geſellſchafters können Werbungskoſten erblickt werden, 
wenn ein Geſellſchafter den Beſtand der Geſellſchaft oder 
doch das Gedeihen der Geſellſchaft ernſthaft gefährdet 
haben würde. ) 

Die BeſchwF. hatte einen Prokuriſten F., der bei ihr mit 
14 000 .2.% beteiligt war. Er arbeitete nicht zu ihrer Zufriedenheit. 
Insbeſ. hatte er die Bücher fo ſchlecht geführt, daß ein Bücher⸗ 


2) JW. 1934, 2357. 


Zu 1. Der Auffaſſung des NS. tft beizuſtimmen. Sie ent⸗ 
ſpricht dem in ſtändiger Rſpr. entwickelten Grundſatz, daß, wenn 
einem für die Geſellſchaft läſtigen Geſellſchafter eine Zeitlang 
laufend Beträge gezahlt werden, weil er anders nicht aus der Ge⸗ 
ſellſchaft ausgeſchieden wäre, dieſe Abfindungen eine Verpflichtung 
darſtellen, die den Gewinn des Betriebes in dem Geſchäftsjahr 
ihrer Entſtehung belaſten. Sinngemäß muß der gleiche Grundſatz 
auch Anwendung finden, wenn es ſich nicht um eine laufende, 
fondern um eine einmalige Zahlung zur Entfernung eines läſtigen 


reviſor wochenlanger Arbeit zur Aufſtellung einer neuen Grund⸗ 
lage benötigte. Bei den anderen Geſellſchaftern entſtand daher der 
Wunſch, F. aus ſeiner Tätigkeit als Prokuriſt zu entfernen. F. er 
klärte ſich bereit, ſeine Tätigkeit aufzugeben, wenn man ihm ſeine 
Beteiligung zu 30 000 %% abnehme. Die BeſchwF. ging hierauf 
zunächſt nicht ein. Im Verlaufe der Verhandlungen drohte F. mit 
der Auflöſungsklage und beauftragte einen Anwalt. Um dieſe 
Klage zu vermeiden, erwarb die Hauptbeteiligte, Frau K., Ende 
1929 die Anteile F.s für 14000 .J. Die BeſchwF. verpflichtete 
ſich, ihm weitere 7000 % am 1. April 1930 zu zahlen. 

Das Fin A. ſah die von der Geſellſchaft dem F. zugeſagten 
7000 nicht als abzugsfähig an. Das Finger. nahm an, daß die 
Anteile z. Z., als ſie F. abgekauft wurden, nicht mehr als den 
Nennwert, alſo den Preis wert geweſen ſind, den Frau K. für 
die Anteile bezahlt hat. Es glaubte jedoch, daß die Entfernung 3-8 
in erſter Linie eine Angelegenheit der Geſellſchafter geweſen jet; 
ſie hätten einen ihnen und ihren Familien unbequemen Geſell⸗ 
ſchafter los werden wollen. Die Zahlung komme einer Gewinn⸗ 
ausſchüttung an die Geſellſchafter gleich; ſie ſtelle daher keine ab⸗ 
zugsfähigen Werbungskoſten dar. 

Die RBeſchw. iſt begründet. Die BeſchwF. hatte ein berech 
tigtes Intereſſe daran, die Klage eines Geſellſchafters gegen ihren 
Beſtand abzuwehren. Es braucht nicht näher unterſucht zu werden, 
ob die Auflöſungsklage vollen Erfolg verſprochen hätte. Die 
Beſchw§. war ein junges Unternehmen und hatte trotz ihrer Dr 
mühungen langfriſtige Lieferungsverträge mit ihrem damaligen 
Hauptabnehmer nicht erzielen können. Es hätte die Schwierigkeiten 
der Geſellſchaft erhöht, wenn F. die Auflöſungsklage weiter be 
trieben oder wenn er verſucht hätte, den Hauptabnehmer auf irgend⸗ 
eine Weiſe als Kunden der BeſchwF. abſpenſtig zu machen. Der 
6. Sen. des RYH. hat wiederholt (Urt. v. 16. Nov. 1932, VI A 
1501/31: RStBl. 1933, 80; StW. 1933 Nr. 23; vgl. Urt. v. 22. Juli 
1932, VI A 247/32: StW. 1933 Nr. 106; v. 7. Okt. 1932, I A 
425/30: StW. 1933 Nr. 121) ausgeſprochen, daß Aufwendungen 
einer Firma zur Entfernung eines läſtigen Geſellſchafters Wer⸗ 
bungskoſten (88 13, 15 Abſ. 1 Nr. 1, 16 Abf. 1 EinkstG.) dat’ 
ſtellen können. Auch für das Gebiet der Körperſchaftſteuer können 
in Aufwendungen für die Entfernung eines Geſellſchafters dann 
Werbungskoſten geſehen werden, wenn der 1 ſonſt den 
Beſtand der Geſellſchaft oder doch das Gedeihen der Geſellſchaft 
ernſthaft gefährdet haben würde. 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 11. Sept. 1934, I A 26/4. 
* 


2. 8 22 Abſ. 1 ErbſchStc 6. Wird bei der Aufnahme 
in eine offene Handelsgeſellſchaft dem neuen Geſellſchafe 
ter zu Laſten eines der bisherigen Geſellſchafter unent⸗ 
geltlich ein Kapitalkonto eingeräumt, fo iſt die durch die 
Kapitalbeteiligung eingetretene Bereicherung nicht nach 
der Höhe des eingeräumten Kapitalkontos, ſondern in 
der Weiſe zu ermitteln, daß der Geſamtwert des Gefell” 
ſchaftsvermögens nach den Grundſätzen des R BewG. Felt 
geſtellt und im Verhältnis der Salden der Kapitalkonten 
auf die Geſellſchafter verteilt wird. }) 

Der Beſchwß. trat laut Geſellſchaftsvertrag vom Aug. 1928 
in das Speditions⸗ und Kommiſſtonsgeſchäft ein, das bis dahin 
von ſeinem Vater und einem weiteren Teilhaber M. in Form 
einer OHG. unter mehreren Firmen in Hamburg, Bremen un 
anderen Orten betrieben wurde. Im Zuſammenhang mit dieſem 
Geſellſchaftsvertrag wurden ihm auf einem für ihn eingerichteten 
Kapitalkonto zu Laſten des Kapitalkontos feines Vaters 100 000%. 
rückwirkend auf den 1. Jan. 1928 gutgeſchrieben. Das Fina. 


Geſellſchafters handelt. Nur inſoweit, als die Höhe der einmaligen 
Zahlung etwa auch eine verdeckte Gewinnausſchüttung an 5 
läſtigen Geſellſchafter enthält, iſt ihre Abzugsfähigkeit als Wer; 
bungskoſten zu verneinen. Wann das im einzelnen der Fall uf, 
bleibt Tatfrage. Aus dem Umſtand allein, daß Gmbh. Anteile 
einem läſtigen Geſellſchafter zu einem über dem Nennwert liegen 
den Preis abgenommen werden, läßt ſich das Vorliegen einer 5 
deckten Gewinnausſchüttung nicht ohne weiteres folgern. Vielmeh 
kann der Begriff der Werbungskosten als der „zur Erwerbung, 
Sicherung und Erhaltung der Einkünfte gemachten Aufwendun⸗ 
gen“ auch einen Überpreis gegenüber dem Nennwert von Geſell 
ſchaftsanteilen umſchließen, wenn die Bewilligung des Uberpreiſes 
zur Entfernung des läſtigen Geſellſchafters unumgänglich iſt. 
Dr. W. Culemann, Eſſen. 


Zu 2. Das Vermögen einer OHG. gehört den Geſellſchaf 
tern zur geſamten Hand. Der einzelne Geſellſchafter iſt mit De 
ſtimmten Quoten am Geſellſchaftsvermögen nicht beteiligt. Troß 
dem hatte das alte HGB. in Art. 106 den Ausdruck „Anteile 2 
Geſellſchaftvermögen“ geprägt. Um dieſes Mißverſtändnis 3), 
beſeitigen, iſt in dem neuen HGB. von Ka pitalanteile n 
die Rede. Dieſe Unterſcheidung hat ſich das RG. in dem Urt. " 
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forderte für dieſe Zuwendung Schenkungsſteuer von 100 000 RA 
an. Der BeſchwF. wollte nur eine ſteuerpflichtige Zuwendung 
von 60 000 %% anerkennen, weil der Wert der Zuwendung durch 
die von ihm bei dem Eintritt in das Geſchäft übernommenen 
Verpflichtungen um den Unterſchiedsbetrag verringert worden ſei. 
Einſpruch und Ber. find erfolglos geblieben. Das Fin Ger. hat 
ausgeführt, das für den BeſchwF. neu gegründete Guthaben von 
100 000 /, einerlei ob man darin den Erwerb eines Anteils 
am Betriebsvermögen der OHG. oder eine Schenkung des Vaters 
unter einer Auflage erblicken wollte, ſei nach $ 143 Abſ. 1 RAbgO. 
a. F. zu bewerten, alſo mit dem Nennwert, es ſei denn, daß 
beſondere Umſtände einen höheren oder geringeren Wert rechtfer⸗ 
tigten. Das Vorliegen ſolcher Umſtände könne aber nicht anerkannt 
werden. Der Geſellſchaftsvertrag enthalte keine außergewöhnlichen 
ſonſt nicht üblichen Bedingungen. Auch ſei die Geſchäftslage der 
Firma z. Z. des Eintritts gut und ausſichtsreich geweſen. 

Mit der RBeſchw. wird gerügt, das angefochtene Urteil 
laſſe nicht erkennen, ob es eine Schenkung von 100 000 , oder 
die freigebige Zuwendung eines Anteils am Betriebsvermögen als 
vorliegend anſehe. Im letzteren Falle hätte der Wert der Zuwen⸗ 
dung nicht nach § 143 RAbgO., ſondern nach § 22 Abſ. 1 Ziff. 1 
ErbſchStéd., alſo nach den Grundſätzen des RBewG. ermittelt 
werden müſſen. Bei einer Wertfeſtſtellung auf dieſer Grundlage 
ſei es aber nicht angängig, als Wert der Zuwendung den Teil 
des Anteils des Vaters am Betriebsvermögen der Firma anzu⸗ 
nehmen, der dem Betrag von 100 000 / entſpreche. Es ſei viel⸗ 
mehr nach bürgerlich⸗rechtlichen Wertmaßſtäben zu prüfen, inwie⸗ 
weit ein Bereicherungswille des Vaters und eine Bereicherung 
des BeſchwF. verwirklicht worden ſeien. Möglichenfalls habe der 
Vater geglaubt, die 100 000 % aufwenden zu müſſen, um ſich 
die Arbeitskraft des BeſchwF§. zwecks Erhaltung des Vermögens 
und der Verſorgung der Familie zu erhalten. Jedenfalls habe der 
Beſchwß. erhebliche Bindungen und Verpflichtungen eingehen 
müſſen, durch die der Wert der Zuwendung verringert werde. 

Die RBeſchw. muß zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
führen. Gegenſtand der Zuwendung an den BeſchwF. iſt im vorl. 
Falle ein Anteil am Betriebsvermögen der OHG. verbunden mit 
einer Beteiligung am Gewinn und Verluſt unter den im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag v. 28. Aug. 1928 vereinbarten Bedingungen. Bei 
der Entſch. der Frage, ob und inwieweit dieſe Zuwendung eine 
Bereicherung des Beſchw§. zur Folge gehabt hat, iſt das FinGer. 
inſoweit richtig vorgegangen, als es zunächſt den zugewendeten 
Anteil am Kapital der Geſellſchaft bewertet und dann geprüft hat, 
ob dieſer Wert etwa entſprechend den Einwendungen des Beſchwß. 
durch die im Geſellſchaftsvertrag vereinbarten Bedingungen herab⸗ 
gedrückt iſt. Das FinGer. hat jedoch den Fehler gemacht, daß es in 
der Einräumung eines Kapitalkontos von 100 000 7% zu Laſten 
des Kapitalkontos des Vaters die Begr. einer Forderung des 
Beſchweß. an die Geſellſchaft in gleicher Höhe erblickt und dem⸗ 
gemäß den Wert der Kapitalbeteiligung dem Nennwert dieſer For⸗ 
derung gleichgeſtellt hat. Das FinGer. überſieht dabei, daß der 
Aktivſaldo eines Kapitalkontos nicht eine Forderung an die Ge⸗ 


14. Juni 1927 (RG. 117, 238 JW. 1928, 2610) zu eigen ge⸗ 
macht. Dort wird ausgeführt: „Der Kapitalanteil eines Geſell⸗ 
ſchafters iſt zwar nicht gleichbedeutend mit ſeinem Anteil am Ge⸗ 
ſchäftsvermögen. Er bringt aber feine wirtſchaftliche Beteiligung 
am Geſchäftskapital zum Ausdruck; er ift der geſetzliche Maßſtab 
für die Beteiligung des einzelnen Geſellſchafters am Geſellſchafts⸗ 
kapital (SS 121, 122, 155 HG B.).“ Der buchmäßige Ausdruck für 
dieſe wirtſchaftliche Beteiligung des einzelnen Geſellſchafters iſt das 
Kapitalkonto, wobei man ſich aber von vornherein klar 
ſein muß, daß das Kapitalkonto keine abſolute Größe darſtellt, 
ſondern nur etwas Relatives bedeutet. Das Kapitalkonto zeigt 
nicht den abſoluten Wert der Beteiligung an, ſondern nur relativ 
die quotenmäßige Beteiligung des einen Geſellſchafters im Ver⸗ 
hältnis zu den anderen Geſellſchaftern. In dem oben abgedruckten 
Urteil drückt dies der R§ . dahin aus: „Vielmehr läßt der Beſtand 
des Kapitalkontos lediglich erkennen, in welchem Verhältnis ſein 
Inhaber an dem Geſellſchaftsvermögen beteiligt iſt.“ Mit Rück⸗ 
ſicht auf die relative Bedeutung des Kapitalkontos war es ſelbſt⸗ 
verſtändlich falſch, wenn das Finger. die Höhe der Bereicherung 
nach dem Nennwert des übertragenen Kapitalkontos berech⸗ 
nete. Um die Höhe der Bereicherung feſtzuſtellen, iſt vielmehr von 
der Vorſchr. im $ 8 RBewig. (früher § 140 RAbg O. a. F. )) aus⸗ 
zugehen. Danach iſt der Wert des geſamten Betriebsvermögens 
zu ermitteln und jedem Beteiligten nach Verhältnis ſeines An⸗ 
teils zuzurechnen. Wie der Anteil berechnet wird, ergibt ſich aus 
§ 98 Abſ. 2 Satz 2 RAbgoO., der nach der ausdrücklichen Vorſchr. 
im 8 22 Abſ. 1 Nr. 1 ErbſchStch. Anwendung findet. § 98 Abſ. 2 
Satz 2 ſchreibt vor: „Die Höhe der Anteile iſt nach den Anteilen 
zu beſtimmen, zu denen die Beteiligten an dem Vermögen zur ge 
jamten Hand berechtigt ſind oder nach Verhältnis deſſen, was 


1) § 3 R Bew. v. 16. Okt. 1934. 
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ſellſchaft in entſprechender Höhe bezeichnet und auch keinen Auf⸗ 
ſchluß über den tatſächlichen Wert der Beteiligung gibt. Vielmehr 
läßt der Beſtand des Kapitalkontos lediglich erkennen, in welchem 
Verhältnis ſein Inhaber an dem Geſellſchaftsvermögen beteiligt 
iſt. Der Wert dieſer Beteiligung iſt nach dem im vorl. Fall an⸗ 
zuwendenden § 140 RAbgO. a. F. in der Weiſe zu berechnen, daß 
der Geſamtwert des Geſellſchaftsvermögens nach den Grundſätzen 
des RBewG. ermittelt und im Verhältnis der Salden der Kapi⸗ 
talkonten auf die Geſellſchafter verteilt wird (Urt. v. 28. Febr. 
1923, VI A 242/29: RFH. 12, 30 = Mrozeks Kartei, Erbſch⸗ 
StG. 1919, § 25, Abſ. 1 Rechtsſpr. 2). 

Wegen dieſes für die Entſch. bedeutſamen Rechtsirrtums war 
das Vorurteil aufzuheben. Das FinGer. wird nunmehr nach den 
vorſtehenden Ausführungen den Wert des dem BeſchwF. zugewen⸗ 
deten Anteils am Geſellſchaftskapital zu ermitteln haben. Die 
weitere Frage, ob zwecks Feſtſtellung der Bereicherung von dieſem 
Wert mit Rückſicht auf die Bindungen des Geſellſchaftsvertrags ein 
Abſchlag zu machen iſt, hat das FinGger. geprüft und verneint. 
Die Feſtſtellungen, auf die es ſeine Entſch. inſoweit ſtützt, liegen 
auf dem Gebiet der Tatſachenwürdigung. Die aus ihnen ge⸗ 
zogenen Folgerungen ſind ſchlüſſig und laſſen keinen Irrtum recht⸗ 
licher Art erkennen. 

(RFH., 3. Sen., Urt. v. 26. Juli 1934, III A 3/33.) 


* 

3. 81 GrErwStG. Die Umwandlung einer ſoge⸗ 
nannten „Haus wirtſtelle“ mecklenburgiſchen Rechts in 
freies Eigentum des bisherigen Hauswirts bedeutet einen 
nach 81 GrErw StG. ſteuerpflichtigen Eigentumsübergaug. 

(RFH., 2. Sen., Urt. v. 27. Juli 1934, II A 61/34.) 


* 
4. 88 1, 2, 4 GrErwStG.; 8 2354 PrAllg Berg. v. 
24. Juni 1865. Bei Umwandlung einer Gewerkſchaft alten 
Rechts in eine ſolche neuen Rechts unterliegt der Über⸗ 
gang des Bergwerkseigentums der Grunderwerbſteuer. 


(RFR., 2. Sen., Urt. v. 29. Juni 1934, I A 261/33.) 


* 

5. 8 8 Nr. 9 GrErwStGG. Veräußert eine Körper- 
ſchaft des öffentlichen Rechts ein Grundſtück, ſo genügt es, 
um Steuerfreiheit nach 88 Nr. 9 GrErwStG. herbeizu⸗ 
führen, nicht, wenn nur der Erwerber des Grundſtücks die 
A bſicht hat, darauf Kleinwohnungen zu ſchaffen; es muß 
auch die veräußernde Körperſchaft die Abſicht haben, daß 
Kleinwohnungen durch den Erwerber geſchaffen werden. 

(RFH., 2. Sen., Urt. v. 22. Juni 1934, II A 266/33.) 


* 

6. 89 1, 2 VerſStG. Beiträge von ſtädtiſchen Ge⸗ 
ſellſchaften mit eigener Rechtsperſönlichkeit an einen im 
Eigentum der Stadt ſtehenden Selbſtverſicherungsſtock 
unterliegen der Verſicherungsſteuer. 

(RZH., 2. Sen., Urt. v. 27. Juli 1934, II A 365/33.) 
* 


ihnen bei Auflöfung der Geſellſchaft zufallen würde.“ Mit Rück⸗ 
ſicht hierauf wirft ſich die Frage auf, ob auszugehen iſt von der 
anteilsmäßigen Berechtigung oder von dem Verhältnis deſſen, was 
dem Beteiligten bei Auflöſung der Geſellſchaft zufallen würde. 

Mit Recht hat der RFH. entſchieden, ohne allerdings auf 
§ 98 Abſ. 2 Satz 2 Abg. ausdrücklich abzuſtellen, daß der 
Wert „im Verhältnis der Salden der Kapitalkonten“ zu verteilen 
iſt. Dies wäre ſelbſt dann richtig, wenn etwa in dem Geſellſchafts⸗ 
vertrag, was oftmals der Fall iſt, vereinbart geweſen wäre, daß 
ſich das Auseinanderſetzungsguthaben im Falle des Ausſcheidens 
eines Geſellſchafters nach dem Buchwert bemißt. Dann iſt 
zwar der Geſellſchafter, wenn er ausſcheidet, an den ſtillen Re⸗ 
ſerven, die vielleicht vorhanden ſind, nicht beteiligt. Trotzdem 
würde die Nichtbeteiligung an den ſtillen Reſerven für die Be⸗ 
rechnung der Bereicherung keine Rolle ſpielen; denn maßgebend 
ſoll ja ſein nicht was bei Austritt eines Geſellſchafters, ſondern 
was bei Auflöſung der Gemeinſchaft zufallen würde. 
Im übrigen ſei hingewieſen auf das Urt. des RFH. v. 30. Aug. 
1928, II A 377/28: Stu W. 1928 Nr. 838, wo gelegentlich der 
Anwendung des § 15 Abſ. 1 Satz 2 GrErwStG., der gleichlau⸗ 
tend mit § 98 Abſ. 2 Satz 2 RAbgO. iſt, entſchieden worden iſt, 
daß „das Verhältnis deſſen, was den Geſamthändern bei Aufloſung 
der Gemeinſchaft zufallen würde“, nur unter beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen zugrunde gelegt werden darf. Solche beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen liegen hier nicht vor. Wenn ein Kapitalanteil ſchen⸗ 
kungsweiſe Übertragen wird, ſo kann es überhaupt nicht darauf 
ankommen, was bei Auflöſung der Geſellſchaft dem Bereicherten 
zukommt, ſondern es kann nur die erſtere Alternative des § 98 
Abſ. 2 Satz 2 RAbgo. in Betracht kommen, wonach maßgebend 
ſind „die Anteile, zu denen die Beteiligten an dem Vermögen 
zur geſamten Hand berechtigt ſind“. 

RA. Dr. Erler, Dresden. 
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Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


7. § 1 Abſ. 2 Satz 3 PrStempStG. TarSt. 18 Nr. 2. 
Eine als „Verwahrungsſchein“ bezeichnete und von einer 
Bank über die Verwahrung von Wertpapieren ihren Kun⸗ 
den ausgehändigte Urkunde unterliegt der Beſteuerung 
aus TarSt. 18 Nr. 2 PrStempStG. unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß nach ihrem Wortlaut der Verwahrungsver⸗ 
trag vor Aushändigung der Urkunde abgeſchloſſen war. 

(RFH., 2. Sen., Urt. v. 27. Juli 1934, II A 106/34.) 
* 


8. TarNr. 19 Abſ. 4 PrStempStG. Unterſchrifts⸗ 
karten, die auf der Vorderſeite die Unterſchrift des Konto⸗ 
inhabers, auf der Rückſeite die Namen und Unterſchriften 
der Verfügungsberechtigten tragen und nach die ſer Aus- 
füllung der Bank von dem Kontoinhaber ausgehändigt 
wer den, enthalten Vollmachtsgeſtändnisurkunden i. S. der 
TarNr. 19 Ab. 4 PrStempStG. 


(RFH., 2. Sen., Urt. v. 13. Juli 1934, II A 236/34.) 


Reichspatentamt 


Berichtet von den Oberregierungsräten Dr. Gieſe und 
Bindewald, Berlin 


I* Wird in der amtlichen Zeitſchrift „Blatt für Patent⸗, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen“ abgedruckt.] 


1 88 Abſ. 3 PatG.; 82 Bund RVO. v. 8. März 1917. 
Unzuläſſigkeit der Beſchwerde des wegen Patentverletzung 
Belangten gegen die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand wegen Verſäumung der Jahresge bührfriſt. 

Da die 15. Jahresgebühr erſt nach Ablauf der letzten geſetz⸗ 
lichen Friſt des 8 8 Abſ. 3 PatG. entrichtet worden und infolgedeſſen 
das Patent 350 061 erloſchen war, erbat die Generallizenznehmerin 
für Deutſchland unter Darlegung eines unabwendbaren Zufalls um 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Die Patentverwaltungsabtei⸗ 
lung gab durch den angefochtenen Beſchl. dem Geſuche mit der Maß⸗ 
gabe ſtatt, daß die erwähnte Jahresgebühr als rechtzeitig gezahlt zu 
gelten habe. Hiergegen richtet ſich die Beſchw. der Firma k. Zu ihrer 
Begr. macht die Beſchw§. geltend, das Wiederaufleben des Patents 
ſei für ſie inſofern ſchädlich, als die Patentinhaberin gegen ſie eine 
Klage wegen angeblicher Verletzung u. a. des Patents 350 061 an⸗ 
geſtrengt habe und der Rechtsſtreit noch beim OLG. Köln ſchwebe. 

Die Beſchw. iſt unzuläſſig. 

Über die Rechtzeitigkeit einer Gebührenzahlung und damit auch 
über die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Zah⸗ 
lungsverſäumung entſcheidet ausſchließlich das RPatA. (8 2 Bund⸗ 
RVO. betr. die Zahlung patentamtlicher Gebühren v. 8. März 1917 
[RGBl. 1917, 222; PatMuſtZeichBl. 1917, 25). Eine von ihm 
beſchloſſene Wiedereinſetzung iſt daher endgültig und für jedermann 
bindend; ſie iſt deshalb auch der Nachprüfung durch die Gerichte ent⸗ 
zogen. Aus dieſem Grunde iſt, wie das RPat A. bereits wiederholt 
entſchieden hat, nicht einmal der gegen die Patenterteilung Ein⸗ 
ſprechende trotz ſeiner Beteiligung am Verfahren befugt, gegen eine 
Wiedereinſetzung des Patentanmelders in den vorigen Stand wegen 
Verſäumung der Jahresgebührenfriſt Beſchw. zu erheben (vgl. Entſch. 
der BeſchwAbt. v. 16. Nov. 1923: PatMuſtZeichBl. 1923, 146 
und v. 15. Dez. 1925: PatMuſteichBl. 1926, 27). Aus den glei⸗ 
chen Erwägungen kommt auch dem ſog. Zwiſchenbenutzer ein Be⸗ 
ſchwerderecht nicht zu (vgl. Entſch. des erk. Sen. v. 3. Mai 1934, 
R 64 885 XII/15 g XIII B 148/84: JW. 1934, 1812). Die Beſchw. 
war hiernach zu verwerfen, ohne daß es einer Nachprüfung der Frage 
bedurfte, ob die angegriffene Wiedereinſetzung zu Recht erfolgt iſt. 

(RPat A., BeſchwAbt., 12. Sen., Entſch. v. 3. Okt. 1934, B 92121 
VI/31 b XIII B 306/34.) Bd.] 


II. änder 
Oberverwaltungsgerichte 
Preußen 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht 


1. 88 14, 42 A5. 1 Ziff. d Pol Verwcz. Die Polizei⸗ 
behörde iſt nicht verpflichtet, in ihren Verfügungen die 


zur Begründung dienenden geſetzlichen Vorſchriften anzu⸗ 
führen. Die tatſächliche Zugehörigkeit eines Bauplatzes 
zu einem durch Berunft®. geſchützten Gebiet iſt ein ſolcher 
Umſtand, der die Polizeibehörde zur Zurücknahme der 
Bauerlaubnis auf Grund des § 42 Abf. 1 Ziff. d Pol Verw. 
ermächtigt. 

Kl. hat zunächſt eingewendet, die Pol Vfg., durch welche die 
Bauerlaubnis zurückgenommen wurde, entbehre der erforderlichen 
Beſtimmtheit, der Vfg. ſelbſt ſei nicht zu entnehmen, gegen welche 
Vorſchr. das Bauvorhaben des Kl. nach Anſicht der Polizei ver⸗ 
ſtoße. Dieſer Einwand greift nicht durch. Die Geſetze und Anord⸗ 
nungen, welche die Grundlage für das Vorgehen der Polizei bil⸗ 
den, brauchen ebenſowenig in einer Pol Vfg. angeführt zu wer⸗ 
den, wie deren Rechtsgültigkeit von der Angabe einer etwa un⸗ 
zutreffenden Vorſchr. berührt wird; entſcheidend iſt allein, ob der 
Inhalt der Vfg. objektiv dem beſtehenden Recht entſpricht (Oel, 
84, 419). Kl. rügte ferner die unrichtige Anwendung des § 42 
Pol Verw. Abſ. 1 Buchſt. d. 


Dieſe Vorſchr. läßt die Zurücknahme einer Erlaubnis zu, 
wenn „Tatſachen nachträglich eintreten oder der Polizeibehörde 
nachträglich bekannt werden, die die Polizeibehörden zur Verſa⸗ 
gung der erteilten Erlaubnis berechtigt haben würden, ſofern ohne 
die Zurücknahme der Erlaubnis im einzelnen Fall eine Gefähr⸗ 
dung polizeilich zu ſchützender Intereſſen eintreten würde“. BA. 
hielt dieſe Vorſchr. für anwendbar. Gem. Ziff. 1 der nach 8 8 
VerunſtG. erlaſſenen Anordnung des RPräſ. könne die baupoli⸗ 
zeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten verſagt wer⸗ 
den, wenn dadurch das Landſchaftsbild gröblich verunſtaltet wer⸗ 
den würde und dies durch die Wahl eines anderen Bauplatzes oder 
eine andere Baugeſtaltung oder die Verwendung anderen Bau? 
materials ſich vermeiden laſſe. Die Tatſache, daß der Bauplatz 
innerhalb des geſchützten Gebietes liege, ſei aber der Baupolizei⸗ 
behörde erſt nachträglich bekannt geworden. 

Demgegenüber machte die Rev. geltend, daß unter „Tat⸗ 
ſachen“ i. S. des § 42 zu dem Pol Verw. nur Vorgänge (Ereig⸗ 
niſſe) und Zuſtände, nicht aber Werturteile und Erfahrungsſäßg 
zu verſtehen ſeien (Friedrichs, PolVerwG., 2. Aufl., 8 42 
Anm. 7); im vorl. Falle könne es ſich nur um eine Nichtkennknis 
der Geſetze handeln. 

Diesfalls handelte es ſich jedoch nicht um nachträgliche 
Entſch. einer Rechtsfrage, ſondern um nachträgliche Feſtſtellung 
tatſächlicher Verhältniſſe, nämlich der tatſächlichen Zugehörig⸗ 
keit des Bauplatzes des Kl. zu dem i. S. des $ 8 Verunft®. v. 
15. Juli 1907 geſchützten Gebiet. Die Tatſache dieſer Zugehörig⸗ 
keit wurde der Ortspolizei erſt nachträglich nach Wiederherſtellung 
verlorengegangenen Kartenmaterials bekannt. Der Polizeibehörde 
war nicht die betr. Anordnung des RPräſ. ſelbſt unbekannt. Es 
hat ſich vielmehr nur darum gehandelt, ob die Tatſache, daß der 
Bauplatz innerhalb des durch dieſe Anordnung geſchützten Gebie⸗ 
tes liegt, der Polizeibehörde erſt nachträglich bekannt geworden 
war, was BA. bejaht hat. 

Die in der fraglichen Anordnung des RPräſ. enthaltenen 
beſonderen Vorausſetzungen für die Verſagung der baupolizeilichen 
Genehmigung waren gegeben (wird ausgeführt). 

Da die Anordnung des RPräſ. aber nur anwendbar iſt, 
wenn, wie hier, eine gröbliche Verunſtaltung des Landſchaftsbil⸗ 
des im Einzelfalle zu befürchten tit, jo äſt damit auch die letzte 
Vorausſetzung des § 42 Abſ. 1 Buchſt. d Pol Verw. gegeben, 
daß ohne die Zurücknahme der Erlaubnis eine Gefährdung pol 
zeilich zu ſchützender Intereſſen eintreten würde. Der Einwan 
des Kl., daß hierunter nur ſicherheitspolizeiliche, nicht aber äſthe⸗ 
tiſche Intereſſen zu verſtehen ſeien, weil deren Wahrung nicht zum 
engeren Aufgabenkreis der Polizei gehört, ſondern den Polizei⸗ 
behörden beſonders übertragen iſt, findet im Geſetz keine Stütze. 

Der Tatbeſtand des § 42 Abſ. 1 Buchſt. d BolBeriv®. iſt all? 
in vollem Umfang gegeben. Nach dieſer Vorſchr. kommt es auch 
nicht darauf an, ob von der Erlaubnis bereits Gebrauch gemacht 
iſt, wie ein Vergleich mit der Faſſung des § 42 Abſ. 1 Buchſt. © 
ergibt. Die Zurücknahme der Bauerlaubnis war ſomit zuläſſig. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß der Kl., der auf Grund 
der Bauerlaubnis mit der Ausführung des Baues bereits be⸗ 
gonnen hatte, durch die Zurücknahme der Bauerlaubnis einen 
Schaden erleidet. Aber das PolVerwöG. ſchafft hierfür ſelbſt einen 
Ausgleich, indem es im § 70 Abf. 2 einen Schadenserſatzanſpruch 
gewährt, wenn die Erlaubnis, wie im vorl. Fall, auf Grund 
von 8 42 Abſ. 1 Buchſt. d zurückgenommen wird. 

(PrOVG., 4. Sen, Urt. v. 14. Juni 1934, IV C 121/33.) 
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